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In ständiger Kooperation mit Rechtsanwalt beim 
Bundesgerichtshof Dr. iur. Matthias Siegrnänn 

Hiermit erhebe ich im Namen und mit Vollmacht (Anlage VB1) der 

Aufbau Liquidationsgesellschaft mbH, vertreten durch den Liquidator 
Andrzej Roszczyk, Westfälische Straße 41,10711 Berlin 

- Beschwerdeßhrerin -

Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt Claus Binder, LL.M. (Harvard), 
Siegmann & Kollegen, Eisenlohrstraße 24,76135 Karlsruhe 

V E R F A S S U N G S B E S C H W E R D E 

gegen 

den Beschluss des Bundesgerichtshofs vom 9. Oktober 2012 (VIII ZR 382/11, 

Anlage VB 2), dem Prozessbevöllmächtigten der Beschwerdeführerin im 
Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren zugestellt am 12. Oktober 2012 (s. EB, 
Anlage VB 3), 

das Urteil des Kammergerichts vom 10. Februar 2011 (10 U 167/09, Anlage 

VB 4), 
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3. 

und 

das Urteil des Landgerichts Berlin vom 20. Oktober 2009 (9 O 464/08, Anlage 
VB 5), mit dem das Versäumnisurteil des Landgerichts Berlin vom 30. Juni 
2009 (Anlage VB 6) aufrechterhalten wurde 

und beantrage, 

festzustellen dass die Beschwerdeführerin durch den angefochtenen Beschluss, 
durch das angefochtene Berufungsurteil und die angefochtenen erstmstanzh-
chen Urteile in ihren Grundrechten insbesondere in ihrem allgemeinen Justiz­
gewährungsanspruch aus Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Rechts­
staatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG), und dazu aus Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG, aus 
Art. 19 Abs. 4 GG, aus Art. 3 Abs. 1 GG sowie aus Art. 103 Abs. 1 GG ver­
letzt worden ist, 

den angefochtenen Beschluss aufzuheben und die Sache an den Bundesge­
richtshof, hilfsweise an das Kammergericht zurückzuverweisen, 

die Bundesrepublik Deutschland (hilfsweise das Land Berlin) zu ve^fiichten, 
der Beschwerdeführerin ihre notwendigen Auslagen zu erstatten. 

Gegensjandjw^^ 
(s. dazu den Streitwertbeschluss des BGH, Anlage VB 2, S. 2) 
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Gegen den angefochtenen Beschluss ist derzeit beim Bundesgerichtshof eine 
am 25 Oktober 2012 eingelegte Anhörungsrüge anhängig (Anlage VB 7, 
s. zum Eingang beim Gencht auch den auf S. 1 des Aktenexemplars abge­
druckten Eingangsstempel). Ich bitte daher darum, die Entscheidung über <he 
Verfassungsbeschwerde zunächst zurückzustellen, bis der Bundesgenchtshof 
über die fristgerecht eingelegte Anhörungsrüge entschieden hat. 

Insoweit rege ich an, die heute erhobene Verfassungsbeschwerde zunächst ins 
Allgemeine Register einzutragen (vgl. dazu Lübbe-Wolff, AnwBl 2005, 
509/513 f Hartmann, in: Pieroth/Silberkuhl, Die Verfassungsbeschwerde, 
9008 § 93 BVerfGG Rn. 41). Sollte sie sich nicht mit der Entscheidung über 
die Anhörungsrüge durch den Bundesgenchtshof erledigen, werde ich die 
Verfassungsbeschwerde fristgerecht auf den alsdann ergangenen Zuruckwei-
sungsbeschluss erweitern (hierzu im Einzelnen unter B. 2.). 

im Übrigen liegt der Beschwerde der Inhalt der Gerichtsakte (GA) bei, so wie 
er sich aus den Handakten der Prozessbevollmächtigten ergibt (Sseparate 
Leitz-Ordner). Der Akteninhalt der 3. Instanz liegt in Form der Anlagen VB 2, 
VB 3 VB 7 VB 9 bis VB 14 an. Zusätzlich liegt der Beschwerde als Anlagen 
VB 15 - VB 30 ein Satz aller Schriftsätze sowie ein weitere Satz jener Anla­
gen K BK B BB, NZBB und AR der ersten und zweiten Instanz bei, die in 
dieser Beschwerde oder zuvor in der Nichtzulassungsb^chwerde zitiert wur­
den Zitiert werden die Schriftsätze der beiden Tatsacheninstanzen in der vor¬
senden Beschwerde indes ohne Bezug auf die VB-Anlagenbezeichnung Die 
Schriftsätze und Anlagen sind deshalb zur besseren Übersicht nochmals in 
einem - nur diese Dokumente auflistenden - Aktenspiegel (Anlage VB 8) 
aufgelistet. Die Abschriften sind freilich nicht wie in der GA paginiert Auf die 
Seitenangaben der die Tatsacheninstanzen betreffenden GA wird in dteser 
Beschwerde gleichwohl Bezug genommen, soweit dies dem BerufungsurteH 
(BU) und der Nichtzulassungsbeschwerdebegründung (NZBB) entnommen 
werden kann (s. dazu auch die Zuordnung in Anlage VB 8). 
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Begründung 

Der Verfassungsbeschwerde liegt ein rechtskräftig abgeschlossener Rechts­
streit vor der ordentlichen Gerichtsbarkeit zugrunde. Die Parteien hatten - in 
der Einkleidung einer Feststellungsklage - im Wesentlichen darum, gestritten, 
ob die Beklagte zum Schadensersatz verpflichtet ist, weil sie - bis zum 
31 Dezember 1994 unter dem Namen Treuhandanstalt handelnd - im Jahr 
1991 den Aufbau-Verlag sowie den Verlag Rütten & Loening unter Beruh-
mung der Rechtsinhaberschaft nach §§ 1 Abs. 4, 11 Abs. 2 TreuhG, verkauft 
hat obgleich sie nicht verfügungsbefugt war. Beide Verlage befanden sich zu 
keiner Zeit in Volkseigentum, gleichfalls nicht in Parteieigentum. Die Beklagte 
konnte den Käufern die Verlage und deren Vermögen nicht verschaffen. 

Die Verlage wurden zunächst von der Beklagten selbst, ab Übergabe an die 
Käufer am 07. Oktober 1991 von diesen zunächst unter dem Namen nichtiger 
Scheingesellschaften betrieben, wobei mangels Rechts - und Vermögensinha­
berschaft durch die Ausübung der Geschäftstätigkeit massiv fremde Urheber -
Verlags - und Markenrechte und Lizenzrechte verletzt und in erheblichem 
Umfang Einschüsse der Käufer - als vermeintliche Gesellschafterdarlehen - in 
Anspruch genommen wurden. Die Beschwerdeführerin (Klägerin, Berufungs­
klägerin und Nichtzulassungsbeschwerdeführerin, r Ä l g e n d : Klägerin) hat 
ab ihrer Entstehung im August 1992 die unbefugt geführten Geschäftsbetnebe 
und die darin bereits begründeten Verbindlichkeiten und Verpflichtungen 
übernommen. Sie hat die rechtswidrige Geschäftstätigkeit der nichtigen 
Scheingesellschaften bis zum 30. Mai 2008 unverändert fortgesetzt 

Die Klägerin hat der Beklagten vorgeworfen, dass diese bereits bei Vertrags-
schluss von ihrer fehlenden Rechtsmacht wusste, zumindest erhebliche Zweifel 
daran hatte, dass sie aber die Käufer, ab Entstehung der Klägerin auch diese, 
weder bei Vertragsschluss noch danach darüber aufgeklärt hat. 

Sie hat ihr weiter vorgehalten, dass sie schon bei Vertragsschluss wusste, dass 
der Aufbau - Verlag bereits seit den 1960er - Jahren in massivem Umfang 
nicht lizensierte Mehrauflagen zum Schaden westlicher Vertragspartner -
Verlage und Autoren - veranstaltet hatte, die sog. Plusauflagen, die Kaufer 
aber auch darüber nicht aufgeklärt hat, obwohl sich die Schadenserwartungen 
vor Vertragsschluss auf bis zu 30 Millionen DM beliefen. Bereits daraus ergab 



sich zwinge«!, dass der Auftau-Verlag schon im Zeitpunkt des Vertrags­
schlusses überschuldet und zaUungsunfähig war. 

Sie hat ihr weiter vorgehalten, ihr und den Käufern verschwiegen zu haben, 
dass beide über dre Verlage geschlossenen Verkaufs- und Ubertragungsvertira-
ge wegen ftrmmangels nichtig waren und ihr stattdessen vorgespiegelt zu Iben , dte Neubeurkundung des Kaufs an, 24.November 1992 erfolge wegen 
angeblicher Sittenwidrigkeitsrügen von Kauferseite. 

Die Klage hatte in den Tatsacheninstanzen keinen Erfolg. Die Beschwerde der 
Kfägertn gegen die Z u l a s s u n g der Reviston in dem B e r u f e wurde 
zudem - ohne nähere Begründung (unter Hmwets auf i 544 Abs. 4 Satz 2 
Halbsatz 2 ZPO) - zurückgewiesen. 

Die Klägerin sieh, sich durch die Zurückweisung ihrer Nichtzulassungsbe-
lhwerd! in ihren Orundrechten verietzt we« sie in rtaer zum B u . esgenc^ 
hof gereichten Beschwerde durchgreifende Rügen dargelegt hat dre nach 
u l a b e der §§ 544 Abs. 2 Satz 2, 543 Abs. 2 Satz 1 ZPO zur Zulassung der 
Z " sÜte nachfolgend zur Aufhebung des a n g e b e n Berufung 
teils und zur Zuweisung des R e c h t e an das Berufungsgericht hatten 
führen müssen. Damit missachtet der Bundesge r i ch t shof ,«^ d m 

rechtlich in Art 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Rechtsstaats^ 
(Art 20 Abs. 3 GG) verankerten Anspruch der Klägerin auf einen wtrksamen 
Zugang zu emem gesetzlich eröffne» Rechtsmittel und zeigt, dass er dt. 
entsprechenden verfassungstechtüchen Anforderungen an die Auslegung der 
Votaussetzungen für etne Revisionszulassung schon im Grundsatz verkennt. 
Die Klägerin beanstandet dabei vor dem Bnndesverfassungsgench. - wohlge¬
merkt - nicht die falsche einfachrechtiiche Beurteilung des Streüstands durch 
die Fachgenchte, sondern namentlich, dass die Rechtsfehler des Kammerge¬
richts der Korrektur durch das Revtsionsgerich. auch im Interesseder Allge-
memhei. bedurft hätten. Dies gut umso mehr, als die Klägerin dem Kammerge­
richt zahlreiche und dazu offensicMiche Gehörsverstöße nachgelesen hat, 
denen der Bundesgerichtshof hätte abhelfen müssen. Nachdem dtes unterge­
ben ist, is, die Klägerin gehalten, ihre Gehörsrügen vor dem Bundesverfas¬
sungsgericht weiterzuverfolgen. 

Hinzu tritt dass der Bundesgerichtshofs sich mit den auf der 127-seitigen 
Beschwerdebegrilndnng entfalteten Rügen der Klägerin, den daher erbrachten 



umfangreichen Nachweisen und dem höchst komplexen Rechtsstreit, der die 
Gerichtsakte mit mehr als 1000 Seiten gefüllt hat, allenfalls kursorisch ausei­
nandergesetzt haben kann. Dies ist schon durch den Ablauf des Verfahrens vor 
dem Bundesgerichtshof belegt: Das Verfahren hat nämlich zunächst monate­
lang bei dem - unzuständigen - II. Zivilsenat gelegen, der die Sache dann an 
den zuständigen VIII. Zivilsenat abgegeben hat. Der zur Entscheidung berufe­
ne VIII. Zivilsenat hatte sich darauf allerdings nur wenige Tage Zeit genom­
men, die Rechtssache zu durchdringen. Dass dies in so wenigen Tagen gelin­
gen kann, ist jedoch in einer ausgesprochen komplexen Rechtssache wie der 
vorliegenden, die zahlreiche schwierigen Rechtsfragen aufgeworfen hat, 
schlechterdings undenkbar. Dies gilt umso mehr, als der VIII. Zivilsenat in 
anderen Sachen - wie allgemein üblich - in eine mehrmonatige Prüfung eintritt 
und Fällen keine Vorzugsbehandlung gönnt. Dann aber ist nicht ansatzweise 
nachvollziehbar, weshalb gerade die vorliegende, äußerst komplizierte Rechts­
sache derart eilig behandelt worden sein soll, zumal dies in der Kürze der Zeit 
nicht in angemessener Form gelingen konnte. Mit einer derart nachlässigen 
Behandlung der Nichtzulassungsbeschwerde wird offenkundig der Anspruch 
der Klägerin auf Wahrung ihres rechtlichen Gehörs verletzt, zugleich oder 
zumindest aber liegt darin eine spezifische Verletzung ihrer Grundrechte aus 
Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG und aus Art. 19 Abs. 4 GG (Anspruch auf einen effek­
tiven Rechtsschutz). 



A. 

I. Vorbemerkung 

a) 

Der Sachverhalt, der zwischenzeitlich verschiedene Kammern und Senate der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit in Frankfurt und Berlin sowie den II. und VIII 
Zivilsenat des Bundesgerichtshofs - und auch das Bundesverfassungsgencht 
(1 BvR 1175/99) - mehrfach in Bezug auf verschiedene Beteiligte an der letzt­
lich völlig fehlgeschlagenen Übertragung zwei der wichtigsten DDR-Verlage 
beschäftigt hat und mit dem in Ausschnitten auch die Verwaltungsgenchtsbar-
keit in Berlin sowie das Bundesvenvaltungsgericht befasst war, erweist sich 
aufgrund seiner historischen und politischen Dimension als ausgesprochen 
komplex (eine knappe Zusammenfassung findet sich nachfolgend unter Punkt 
II 9 am Schluss des Sachberichts). Er liest sich zugleich als Lehrstuck über 
die deutsch-deutsche Wiedervereinigung. Für das Verständnis des Verfahrens 
ist es daher hilfreich, vorab auf folgende Eckdaten hinzuweisen: 

Der Kauf der Verlage ging auf eine Initiative von Prof. Dr. h. c Hilmar 
Hoffmann zurück, der Anfang der 1990er Jahre Kulturstadtrat der Stadt.Frank­
furt am Main und Leiter der renommierten „Stiftung Lesen" war. Prof. Hoff­
mann hatte im Frühjahr 1991 Herrn Bernd F. Lunkewitz darauf angesprochen, 
ob dieser die beiden genannten und mit bedeutendsten DDR-Verlage von der 
Treuhandanstalt erwerben wolle (Ss. v. 11.5.2009, S. 25 Abs. 3, GA II 25; 
NZBB 2 Abs. 1). 

Der als Immobilieninvestor tätige Herr Lunkewitz entschied sich für ein 
solches Engagement, auch um so bei der deutsch-deutschen Vereinigung kultu­
relle und historische Verantwortung zu übernehmen. Er hat sich dalier in Ver­
handlungen mit der Treuhandanstalt ab dem Frühjahr 1991 auf einen Kauf 
verständigt, überraschend verweigerte der Vorstand der Behörde nach Ab­
schluss des Vertrages vom 18. September 1991 (Anlage K 132) die erforderli­
che Genehmigung und zwar mit der Begründung, es müssten Investoren mit 
Branchenkenntnissen hinzutreten. Jedoch war dem Vorstand der berufliche 
Hintergrund des Herrn Lunkewitz von Anfang an bekannt gewesen. Es hat sich 
denn auch herausgestellt, dass der Einwand nur vorgeschoben war. Herr 
Lunkewitz hat darauf eine Investorengemeinschaft gebildet, an der neben der 
BFL Beteiligungsgesellschaft mbH i . G. ( r ü g e n d : BFL) die Konzeption 
Finanz- und Unternehmensberatung GmbH des Herrn Dr. Eberhard Kossack, 



aa) 

- Aufbau Uou^onsgeseHschaft mbH vom !2. Nov. 2012 

der Großbuchhändler und Verleger Thomas Grundmann von Bouvier Bonn 
sowie die Dr. Ulrich Wechsler Verlags- und Medien GmbH des Herrn Dr. 
Ulrich Wechsler (Bertelsmann AG) beteiligt waren (NZBB 2 Abs. 2, NZBB 5 
Abs. 1). 

Die Investorengemeinschaft kaufte durch Beitritt- und Änderungsvertrag vom 
27 September 1991 i. V. m. dem Vertrag vom 18. September 1991 vermeintli­
che Geschäftsanteile an einer laut den Verträgen nach §§ 1 Abs. 4, 11 Abs 2 
TreuhG aus Volkseigentum umgewandelten „Aufbau Verlag GmbH im Auf­
bau" und einer „Rütten & Loening, Berlin, GmbH im Aufbau", die als ver­
meintliche Rechts - und Vermögensnachfolger mit den Vermögenswerten des 
1945 in Berlin gegründeten Aufbau-Verlags sowie mit jenen des 1844 in 
Frankfurt am Main gegründeten Verlags Rütten & Loening (Anlage K 132, 
Geschäftsanteilskauf- und Übertragungsvertrag) ausgestattet sein sollten. Die 
Beklagte verkaufte die (vermeintlichen) Geschäftsanteile an den Verlagen, 
obwohl sie wusste, dass die Verlage nie in Volkseigentum gestanden hatten 
und damit aus ihnen auch keine Gesellschaften mbH im Aufbau nach dem 
TreuhG entstanden sein konnten, über die sie hätte verfügen können, zumindest 
jedoch manifeste Zweifel daran hatte (S, v. 11.5.2009, S. 30/31, GA II 30/31; 
NZBB 2 Abs. 2, NZBB 5 Abs. 1). 

In Ziff 9 2 des Vertrages vom 18. September 1991 haben die Parteien die 
Wirksamkeit der Anteüsverkäufe hmsichtlich beider Verlage verbunden. Der 
Vertrag sollte insgesamt rückabzuwickeln sein, wenn auch nur einer der Ge­
schäftsanteilsverkäufe nichtig und unwirksam sein sollte (Ss. v. 1L5.2CW, 
S. 27/28, GA II 27/28 mit Beweisangebot Zeugnis Dr. Albrecht Greuner; 
NZBB 5 Abs. 2). 

Die Käufer führten im Februar 1992 die vermeintlichen Nachgründungsmaß­
nahmen nach §§ 19 - 21 TreuhG durch. Mit deren Eintragung in das Handels­
register am 06. August 1992 entstand die Klägerin als fehlerhafte Neugrün­
dung. Die Rütten & Loening GmbH entstand in gleicher Weise am 22. Oktober 
1992. 

Am 24 November 1992 schlössen Herr Lunkewitz, dieser auch als Vertreter 
der abwesenden Mitinvestoren, die Klägerin selbst sowie die Rütten & Loening 
GmbH und die Beklagte einen Vergleich (Anlage B 23), der Regelungen zu 
verschiedenen Punkten umfasste, über die zwischen den Parteien nach Ab-

bb) 

cc) 

dd) 
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schluss der Vertnäge aus dem September 1991 Streit entstanden war. Dieser 
Vertag wurde vorgeblieh (auch) vor dem Hintergntnd geschlossen dass nach 
der Behauptung der Beklagten angeblich vonTeilen der Käufer Auffassung 
vertreten worden sei, „dass die zwischen der Treuhandanstalt und den Kaufern 
und dem Aufbau Verlag und der THA geschlossenen ^ = « g e »ögl'cherwe,se 
wegen Sittenwidrigkeit nichtig seien.» (Anlage B 23, S. Abs.4, NZBB5 
Abi. 3). Diese Behauptung konnte Herr Lunkewitz am 24. November 1992 
nicht überprüfen. 

Kaufgegenstand waren wiederum dte Geschäftsanteile an ™ « —IT-
nach M 1 (4) 11 (2) TreuhG aus Volkseigentum ungewandelten Auft.au  
Verla« GmbH im Aufbau» und einer vermeintlichen »Rütten Sc Inning, Ber¬
lin, GmbH im Aufbau". 

Die Aufbau Verlag GmbH wurde am 16. August 1945 in Berlin von dem 
Journalisten Heinz Wülmann, dem Volkswirt Claus 0 ^ dem Verlagsb ch-
händler Kurt Wilhelm und dem Verlagskaufmann Otto Sehlde gegründet (vgl. 
Anlage K 37). Am 20. Oktober 1945 wurde sie in das Handelsregister beim 
Amage s^o j Gesellschaft 
Amtsgericht Charlottenburg eingetragen. Kurz daraut wurae 
eine Verlagslizenz erteilt (vgl. Anlage K 39) und sie begann mit der Veriagsta-
tigkeit. Die Gründungsgesellschafter übertrugen ihre Anteile am 1. Oktober 
X945 / 29 Oktober 1945 / 3. März 1946 (LU 2 Mitte) auf den Kulturbund zur 
Demokratischen Erneuerung Deutschland e.V. 
einer kulturellen Massenorganisation der SBZ und späteren DDR (NZBB 4 
Abs 2) Dieser hat das Eigentum am Aufbau - Verlag unbeschadet nachfol­
gender Rechtsformwechsel des Unternehmens nie verloren, bis er es durch 
Vertrag vom 21. Dezember 1995 auf Herrn Lunkewitz übertrug. 

Der Verlag Rütten & Loening wurde 1844 von zwei jüdischen Familien 
gegründet und war bis zum 30. Januar 1933 ein erfolgreicher Kinderbuchver­
lag der etwa 1845 in Erstauflage den „Struwwelpeter" verlegte und der zudem 
eine der führenden Summen der kritischen Intelligenz in Belletristik und wis­
senschaftlicher Literatur war. Im Jahr 1936 wurde er von einer offenen Han­
delsgesellschaft betrieben, deren Gesellschafter im Sinne der naüondsozialisü-
schen Rassenideologie als „Halbjuden" bzw. „jüdisch versippt galten (BU 15 
Abs 4) Auf Anordnung der Reichsschriftumskammer musste das Handelsge­
schäft an den Buchhändler Dr. Albert Hachfeld zwangsweise verkauft werfe* 
der den Verlag nach Potsdam verlegte und als Einzelkaufmann fortführte. 1948 

b) 

aa) 

bb) 
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wurde das Betriebsvermögen des Rütten & Loening Verlages aufgrund sowje­
tischen Besatzungsrechtes enteignet und 1952 auf die Volk und Welt GmbH 
übertragen. Diese brachte das Verlagsvermögen in die durch Gesellschaftsver-
tra, vom 24. März 1952 in Berlin-Ost neu gegründete Rütten & Loemng 
GmbH ein, deren Gesellschafterkreis aus zwei natürlichen Personen und der 
Volk & Welt GmbH selbst bestand (NZBB 4 Abs. 3). Diese Gesellschafter 
haben das Eigentum am Verlag Rütten & Loemng unbeschadet nachfolgender 
Rechtsformwechsel nie verloren. 

Zwischen den Parteien war insbesondere streitig, ob, wie, wann und an wen der 
Kulturbund gegebenenfalls sein Eigentum an dem Aufbau Verlag verloren 
haben könnte, da die Treuhandanstalt Eigentumswerte des Kulturbundes oder 
sonstiges Organisationseigentum nicht wirksam übertragen konnte. 

Die Klägerin hat durch eine Vielzahl von Dokumenten aller für den Aufbau-
Verlag zuständigen DDR-Stellen dargelegt, dass der Kulturbund zu keiner Zeit 
in seinem Eigentum am Aufbau-Verlag beeinträchtigt werden sollte und auch 
Eigentümer geblieben ist. 

Zwar hatte die Beklagte sich hinsichtlich ihrer Rechtsansicht u. a. auf einen 
von der SED/PDS Anfang 1990 formulierten Standpunkt berufen. Damals 
behauptete die SED/PDS, allerdings nur für einen kurzen Zeitraum (Ss. 
v 16 10 2008, S. 4 Mitte, GA I 4), bei den Verlagen handele es sich um Partei­
eigentum. Sie unterzeichnete ein Übergabe-Zübemahmeprotokoll vom 
14 März/2. April 1990 zur Übergabe der Verlage in Volkseigentum (Anlage K 
69), versah dies jedoch mit Bedingungen (Erlösauskehr zum Zeitwert an sie) 
für den Fall des Weiterverkaufs. (NZBB 4 Abs. 4). 

Die Beklagte, als treuhänderische Verwalterin des Vermögens der SED/PDS, 
und die Unabhängige Kommission erkannten diesen übertiugungsversuch 
bereits im Sommer 1991 als unwirksam. Die Beklagte ging bei Vertragsschluss 
mit den Käufern im September 1991 von fortbestehenden Organisationseigen­
tum der SED/PDS oder des Kulturbundes aus und kam im Verlauf des Jahres 
1997 nach umfassenden Nachforschungen im Einvernehmen mit der Unabhän­
gigen Kommission zu dem Ergebnis, dass der Kulturbund weiterhin Eigentu¬
mer des Aufbau-Verlages sei. 



(cc) In dem Zusammenhang hat bereits das Bundesministerium für innerdeutsche 
Beziehungen in 1979 in der maßgeblichen westdeutschen Publikation zur 
Organisation der DDR festgestellt, dass der Verlag dem Kulturbund gehöre 
(BMiB [Hrsg.], DDR Handbuch, 2. Aufl. 1979, S. 1132, Anlage NZBB 1; Ss. 
v. 16.10.2008, S. 4 Mitte, mit Beweisangebot, GA I 4; Ss. v. 11.5.2009, S. 30 
sowie 66, GA II 30 und 66, mit Beweisangebot; NZBB 4 Abs. 4). 

dd) Tatsächlich handelt es sich bei der heutigen Klägerin deshalb nicht um die 
Rechts- und Vermögensnachfolgerin der Verlage, sondern um eine vermögens­
lose leere Hülle, die wie dargelegt als fehlerhafte Neugründung am 6. August 
1992 entstanden ist. Diese war fast 18 Jahre lang als vermeintliche Inhaberin 
des Aufbau-Verlags tätig, ist - wie eingangs erwähnt - in diesem Zusammen­
hang erhebliche Verbindlichkeiten eingegangen und hat fortwährend Urheber-, 
Autoren- und Markenrechte verletzt (hierzu BerBegr. v. 27.1.2010, S. 55/56, 
GA IV 226/227; Ss. v. 25.10.2010, S. 21, GA VI 134 unter Verweis auf die 
Liste der von der Klägerin seit 1990 unerlaubt verlegten Werke, Anlage 2 und 
Anlage 3 zu Anlage K 36, sowie Anlage BK 15). 

Herr Lunkewitz ist 1995 an den Kulturbund herangetreten und hat von diesem, 
diesmal persönlich, zunächst die Geschäftsanteile an der 1945 gegründeten 
Aufbau Verlag GmbH, die damals tatsächlich nicht mehr existierte, sowie dann 
auch den Geschäftsbetrieb des Aufbau-Verlags mit sämtlichen Aktiva und 
Passiva erworben (notarielle Verträge vom 28.2. und 21.12.1995, Anlage B 13 
und BK 18; NZBB 5 Abs. 4). 

Gegenstand des Rechtsstreits war ferner die Frage, ob und wann und wie die 
Gesellschafter der im Jahr 1952 gegründeten Rütten & Loening GmbH ihre 
Geschäftsanteile jemals verloren haben sollen. Die Klägerin hat dargelegt, dass 
es zu einem Eigentumsverlust nie gekommen ist. Die Beklagte hat sich dazu 
nie eingelassen. 

f) Die Ereignisse rund um die Erwerbsvorgänge 1991/1992 bzw. 1995 mündeten 
in einer Vielzahl von Rechtstreitigkeiten, weil die Treuhandanstalt ihre Ver­
antwortung für die gescheiterte Privatisierung nicht übernehmen wollte. 

aa) Diese besteht nach Ansicht der Klägerin deshalb, weil die Treuhandanstalt die 
Käufer und die Klägerin nicht rechtzeitig über den exklusiv bei ihr zum Zeit­
punkt der Vertragsschlüsse vorhandenen Wissensstand in Bezug auf die Eigen-

d) 

e) 



bb) 

tumslage an den Vertagen sowie das Ausmaß drohender f«—*"£ 
rungen gegen die Verlage aus de» sog. Plus-Auflagen rnformiert ha. und de 
(velintlich eigenen) Vertage dennoch im Wtssen um das l - e ™ * ° 
Überschuldung und ZaMungsunfäMgkei, des Aufbau-Verlags here lB be 

Ver.ragsscl.luss) verkauf, und dem Anfbau-Verlag in dem Zusammenbog auch noch bernebsnotwendiges Vermögen, nämhch die Grundstücke Franzosi¬sche Sti. 32Ö3, entzogen hat. Femer is. der Beklagten vorzuhalten.dass« dte 
Betagte» an dem Vertrag vom 24. November 1992, darunter d,e Kagerin 
„ich, auf die nur ihr bekannte Formnichtigkei« aller Vertrage Inngewesen hat 
sondern ihnen Stessen vorgespiegelt hat, die Nenbeurkundung des Kaufs 
erfolge im Hinblick auf angebliche Sittenwidrigkeitsrilgen von Kauferseite. 

Das fehlende Verantwortungsbewusstsein für ihr in diesem Verfahren zu beut­
e n d e s Verhalten läss, sich auch dadurch belegen, dass der am « g e n 
Verkauf maßgeblich beteiligte Abteilungsleiter der Treuhandansbai«, Herr 
Molinari Herrn Lunkewitz 1992 nach Abschluss des GescMftsantetlskauf- und 
abtretungsvertiages aus dem September 1991 lakonisch mitgeteilt hat, d « d » 

Beklagte Chancen und Risiken verkaufe, die Käufer Mnen eben e,n toto 
seJfl<.S, v. 11.5.2009, S. 69 vorletzter Absatz, GA II 69). Bei anderer Gele­
genheit Heß ihr Direkter Dreher Herrn Lunkewitz wissen, wenn er dte T eu-Ldanstal. veridagen wolle, müsse er einen sehr langen A^m Haien Ss. 
v. 11.5.2009, S. 102 Mitte, GA II 102, unstreitig). Diesen hat Herr Lunkewttz. 

Die Parteien haben damit dämm gestritten, ob die Klägerin von der Beklagten 
Schadensersatz verlangen kann, weil sie nick, Rechts- und Vermögensnachfol­
gerin der Aufbau Verlag GmbH und der Rütten * Loening GmbH geworden 
t und weil die Verträge u. a. wegen Formmangels nichtig und ^m<^ 
fochten sind. Die begehrten, aber von den Fachgerichten versagten Feststeta­
gen beruhen dabei auf der Annahme, dass von den Fachgerichten aufgrund des 
beweisbewehrten Vortrags der Parteien festgestell, hätte werden müssen, 

- dass die Klägerin eine vermögenslose leere Hülle ist 

- dass die Beklagte wusste, dass die von ihr vermeintlich an die Käufer durch 
Übertragung de, Geschäftsanteile veräußerten Verlage nie in Volkseigen­
tum gestanden hatten und deshalb nicht nach den Voraussetzungen des 
TreuhG in eine GmbH i. A. umgewandelt worden waren, und der Aufbau 
Verlag in die Plus-Auflagen-Problematik verwickelt war. 

http://Ver.ragsscl.luss
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dass die Beklagte weder die Käufer noch die Klägerin über die bei Ar bzw. 
der Unabhängigen Kommission zur Überprüfung des Vermögens der Par­
texen und Massenorganisationen der DDR ab dem 25. Juli 1991 aufkom­
menden Zweifel, Erkenntnisse, Ermittlungsergebnisse und Rechtsauffas­
sungen in Kenntnis setzte und die Käufer wie auch später die Klägenn 
hiervon auch lange Zeit nicht anderweit Kenntnisse erlangt hatten, 

dass weder die Beklagte noch irgendein anderer ab dem 1. Juli 1990 in der 
Lage war die Unternehmen Aufbau-Verlag sowie Rütten & Loening durch 
Übertragung von Geschäftsanteilen an einer GmbH i . A. zu veräußern, 

dass der Klägerin aus der Fortführung der Firma Aufbau Verlag und der 
Verlagstätigkeit, ohne Inhaberin des Verlagsvermögens und insbesondere 
der Urheber-, Autoren- und Markenrechte zu sein, ein Schaden entstanden 
ist weil sie sich hierdurch Verbindlichkeiten gegenüber Dritten sowie ihren 
Gesellschaftern aussetzte (NZBB 3 Abs. 2 - NZBB 4 Abs. 1), 

und 

2. 

a) 

_ dass die Verträge vom 18. und 28. September 1991 sowie der Vertrag vom 
94 November 1992 am 26. Juni 2007 und dann am 17. Juni bzw. 
08. September 2009 wegen arglistiger Täuschung wirksam angefochten 
wurden. 

Maßgebliche Akteure dieses Verfahrens sind Folgende (so auch vorgetragen in 
der NZBB 5 Abs. 5 - NZBB 7 Abs. 4, dort unter Punkt 1.3., NZBB 9 Abs. 2): 

Wie bereits dargelegt: die 1945 gegründete Aufbau Verlag GmbH und der 
1 8 4 4 (und 1952 neu) gegründete Verlag Rütten & Loening und derenjeweilige 
Rechtsnachfolger. In dieser Beschwerde werden diese auch als „Aufbau 1945 
bzw. als „Rütten & Loening 1844" bezeichnet. 

in Abgrenzung hierzu werden die venneintliche Aufbau Verlag GmbH im 
Aufbau (eingetragen am 29.11-1990 in das Handelsregister beim AG Charlot­
tenburg, HRB 35 991, Anlage K 1), die im August 1992 als fehleAafte. ver­
mögenslose Neugründung der Käufer entstandene Aufbau-Verlag GmbH, die 
Aufbau Verlagsgruppe GmbH und die Aufbau Liquidationsgesellschaft mbH, 

http://Au.au


b) 

so sie nicht naher bezeichnet sind, auch als „Aufbau 1990" abgeküßt Die 
vermeintliche RUtten ft Loening GmbH, Berlin, GmbH im Aufbau (eingetra­
gen in das Handelsregister beim AG Charlottenburg, HRB 37 765, Anlage K 
12a) und Rütten & Loening GmbH werden nachfolgend auch als „Rütten & 
Loening 1990" aufgeführt. 

Die Treuhandanstalt, eine bundesunmhtelbare Anstalt des öffentlichen Rechts 
war gegründet worden, um nach Maßgabe des TreuhG das am 1. Hb 1990 
volkseigene, also im Saatseigentum der DDR befindliche Vermögen der DDR 
zu privatisieren tecMolgend auch: Beklagte, Treuhand, Treuhandanstalt 
Treuhandanstalt Btanchendirektomte Privatisierung; vgl. insbesondere Ss. v. 
16 10 ^008 S 8 bis 11, GA 18 - 11). Zudem war sie mit der Wahrnehmung 
der Verwaltung des Vermögens der Parteien der DDR und der diesen verbun­
denen Organisationen und Massenorganisationen in öffentiich-rechthcher 
Treuhandschaf, betrau, (nachfolgend auch: Treuhandanstalt Direktorat Sonder-
vermogen). Als Mitarbeiter der Treuhand waren u n « anderem 
leiter fiir die Privatisierung der DDR-Verlage/Printmedien, Herr Mohnart (Ss. 
v 11 5?009 S. 25 Abs. 3, GA I 25), Herr Karsten Voelker und Herr Dr. 
Schneider mit den hier streitgegenstandlichen Vorgängen befasst Herr Moltna-
n wa, insbesondere für den Aufbau-Verlag und für Rütten & Loening zu*an-
dig und hat für die Beklagte die Vertage vom 18. und 27. September 1991 
verhandelt und unterzeichnet Herr Voelker ha, für die Beklagte den Vertag 
vom 24. November 1992 verhandelt und unterzeichnet. Von ihm stammt der 
Vermerk von 20. November 1992 (Ss. v. 11.5.2009, S. 75 - 77, GA II 75 - 77). 
Ferner ist der Leiter der Stabsstelle der Beklagten für Besondere Aufgaben, 
Herr Dr. Hans Richter, zu nennen, der dem Vorstand der Beklagten dtrekt 
berichtete. 

Die Unabhängige Kommission zur Überprüfung des Vermögens der Parteien 
und Massenorganisationen der DDR (r^fölgend: Unabhängige Kommission / 
UK) war vom 1. Juni 1990 bis 15. Dezember 2006 für die Uberprüfung und die 
Ermittlung und Feststellung des Vermögens der Parteien und Massenorganisa­
tionen der DDR zuständig. Die UK, deren laufende Geschäfte von einem Sek­
retariat geleitet wurden, das organisatorischer Bestandteil des Bundesministeri­
ums des Inneren war, arbeitete unabhängig und unterstand der Rechtsaufsicht 
der Bundesregierung. Mitarbeiter der UK bzw. des Sekretariats, die m der hier 
streitgegenständlichen Angelegenheit Dokumente und Vermerke verfassten, 

c) 
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d) 

e) 

f) 

3. 

waren unter anderem der Referent Herr Hingst und der Referent Herr Regie­
rungsrat Berger, dessen Vorgesetzter der Referatsleiter Herr von Laer war. 

Die BFL (damals i. G.) schloss mit der Treuhandanstalt den Vertrag vom 
18 September 1991 als eine der Investoren. Alleingesellschafter der BFL ist 
Herr Bernd F. Lunkewitz. Herr Lunkewitz ist ein privater Investor, der von 
1991 bis 2008 als Verleger tätig war und Aufbau 1945 bzw. den Aufbau Verlag 
im Jahr 1995 direkt vom Eigentümer Kulturbund („ein weiteres Mal') erwor¬
ben hat 

Die Herren Rechtsanwalt Bernd Schräder (Gutachten vom 24.10.1994 Anlage 
B 7) und Professor Dr. Bernhard Schlink (Universitätsprofessor und Autor, 
u l Der Vorleser"; Gutachten vom Januar 1995) haben in dieser Angelegen­
heit Gutachten vorgelegt. Herr Dr. Bernd Hohmann ist ein Mitarbeiter von 
Herrn Professor Dr. Schlink; er war an der Erstellung des Gutachtens Scbimk 
beteihgt, insbesondere aber ist Herr Dr. Hohmann der Verfasser des Schreins 
an die Beklagte vom 13. Dezember 1994 und des dazu überreichten gutachtli­
chen Vermerks, vorgelegt als Anlagen K 106 und 107, und Adressat des 
Schreibens der Beklagten vom 12. Oktober 1995, Anlage K 109. 

Die Klägerin beantragte am 30. Mai 2008 die Eröffnung des Insolvenzverfah­
rens über ihr Vermögen. Das Amtsgericht Charlottenburg eröffnete mit Be­
schluss vom 1. September 2008 das Insolvenzverfahren und bestellte Rechts­
anwalt Joachim Voigt-Salus zum Insolvenzverwalter (BU 15 Abs. 2). Im Ok­
tober 2008 übernahm der Unternehmer Matthias Koch den Aufbau Verlag vom 
Insolvenzverwalter auch mit allen Rechten von Herrn Lunkewitz, der mit dem 
Insolvenzverwalter kooperierte, um den Verlag zu erhalten (NZBB 9 Abs. 2). 

Der Bundesgerichtshof, und dort dessen II. Zivilsenat, war mit dem 
Sachverhalt mehrfach vorbefasst und zwar im Zusammenhang mit ^Ver fah­
ren II ZR 213/06 (Beschl. v.3.3.2008, Anlage K6), I1ZR 181/07 (Aufbau 
Verlag GmbH [1945] ./. Aufbau Verlag GmbH [die Klägerin als fehlerhafte 
Neugründung vom 6.8.1992], zu den Vorinstanzen Anlagen BK 28 und BK 29) 
und II ZR 182/07 (Aufbau Verlag GmbH [1945] ./. Lunkewitz, zu den Vo­
rinstanzen Anlagen BK 30 und BK 31, sowie den Hinweisbeschluss des BGH 
vom 29.9.2010, Anlage BK 32) (NZBB 6 Abs. 1). 



In dem Verfahren II ZR 213/06 hatte dieser nach einem dahingehenden Hin­
weis vom 10. Dezember 2007 (Anlage K4) die Revision der hiesigen (und 
dortigen) Klägerin gegen das Urteil des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main 
vom 17. August 2006 (16 U 175/05, Anlage K 3, vorgehend LG Frankfurt am 
Main, 2-27 O 238/04, Anlage K 2) zurückgewiesen (NZBB 7 Abs. 5/NZBB 6 
Abs. 1). 

a) Die (auch hiesige) Klägerin hatte dort gegenüber Herrn Lunkewitz die 
Feststellung begehrt, dass sie Rechtsnachfolgerin von Aufbau 1945 geworden 
sei. Widerklagend hatte Herr Lunkewitz die Feststellung begehrt, dass er 
Rechts- und Vermögensnachfolger von Aufbau 1945 bzw. eines im Wege der 
Rechts- und Vermögensnachfolge nach der Aufbau 1945 entstandenen organi­
sationseigenen Betriebes (OEB) Aufbau-Verlag (eingetragen in HRC Nr. 538 
im Register der volkseigenen Wirtschaft beim Magistrat von Groß-Berlin) ist. 
Das Landgericht hatte die Klage abgewiesen und der Widerklage Lunkewitz 
stattgegeben. Die hiergegen gerichtete Berufung der Klägerin blieb ebenso wie 
die (vom OLG Frankfurt zugelassene) Revision erfolglos. Die Klägerin hatte 
der hiesigen Beklagten in diesem Frankfurter Verfahren den Streit verkündet, 
woraufhin diese dem Rechtsstreit auf Seiten der Klägerin und der Nebeninter­
venienten beigetreten war (NZBB 8 Abs. 2). 

b) Die Entscheidung des II. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs zu dem von der 
interessierten Öffentlichkeit diskutierten Sachverhalt (vgl. Hans Leyendecker, 
in Süddeutsche Zeitung vom 27.3.2008, Anlage NZBB 2: „Ich habe gewonnen 
und schlafe schlecht", abgerufen am 24.10.2011 bei www.sueddeutsche.de: 
„Eine romanhafte Geschichte mit schweren Helden und übertragenen Bonvi-
vants..."; Christoph Diekmann, in ZEIT vom 30.6.2006, Anlage NZBB 3: 
„Onkel Fritz in dieser Not", abgerufen am 24.10.2011 bei www.zeit.de: „Die 
deutsche Buchwelt rätselt, ob sie eine Tragödie, einen Schwank, ein Kriminal­
stück erlebt."), wurde wie folgt in der Presse aufgenommen (s. auch NZBB 8 
Abs. 3-NZBB 9Abs. 1): 

17 Jahre hat Bernd F. Lunkewitz um den Aufbau-Verlag gekämpft 
und gegen die mächtige Treuhandanstalt gefochten. Jetzt hat er die 
Schlacht gewonnen. Aber der Krieg ist noch nicht vorbei. (...) Für 
Bernd F. Lunkewitz ist eine Behörde, die sich nicht an die Gesetze 
hält, schlichtweg eine „Räuberbande". Man könnte sagen, dass der 
Bundesgerichtshof den Verleger in dieser Einschätzung bestätigt 
hat." (Frankfurter Allgemeine Zeitung, „Em Verleger unter Räu-

http://www.sueddeutsche.de
http://www.zeit.de


S Ä der Au f bau u * « * « * — « mbH vom X , Nov. 2 0 i 2 

bern", Hubert Spiegel, Feuilleton vom 2.4.2008, Anlage NZBB 4, 
abgerufen am 24.10.2011 bei www.faz.de). 

Nach langen Rechtsstreitigkeiten befanden die 27. Zivilkammer 
des Landgerichts Frankfurt sowie der 16. Zivilsenat des Oberlan-
desgenchts Frankfurt und der Zweite Senat des Bundes genchtshoFs 
(BGH) dass die Treuhand nicht Eigentümerin des ehemaligen 
Staatsverlags der DDR" (Thomas Mann) war. (...) Es gebe aber 
n^TTLcten", befand der BGH, dass der » u n d bis 

zum Beitritt der DDR seine Inhaberrechte an der ehemaligen Auf-
bT-Verlag GmbH nicht verloren hatte." (Süddeutsche Zeitung 
vom 27.3.2008, Anlage NZBB 2). 

,Diese Geschichte begann 1991. Damals erwarb L^kewitz na­
mens einer Beteiligungsgesellschaft von der Treuhand 
Verlag für 1 Million Mark. Es floss viel Geld, um den Verlag lqui 
de zu halten. Lunkewitz kaufte im Glauben, er erwerbe ehemaligen 
SED-Besitz. Die sich entstaatlichende Staatspartei der DDR hatte 
1990 den Verlag in Volkseigentum überführt. Das geschah zu Un­
echt wie Lunkewitz später entdeckte. In Wahrheit gehörte der 

Verlag dem Kulturbund der DDR. Die Treuhand hätte Aufbau we­
der verkaufen dürfen, noch war sie bereit, ihren Misshandel zu kor­
rigieren und den Verlag nachträglich vom Kulturbund ^ r b e n 
Deshalb kaufte ihn Lunkewitz 1995 privat ein weites Mall -vXA 
vom Kulturbund. Er prozessierte mit Ausdauer und bekam im Marz 
7008 vom Bundesgerichtshof letztinstanzlich bestätigt dass ihm 
die Treuhand 1991 widerrechtlich eine „inhaltsleere Hülle ange­
dreht hatte." (ZEIT, 30.6.2008, Anlage NZBB 3). 

http://www.faz.de


II. 

Die Klägerin hatte in diesem Rechtsstreit vier Feststellungsanträge r e c h Ä -

g i g gemacht, von denen sie noch drei in das Nichtzulassungsbeschwerdever¬
fahren gezogen hat. Hiernach hatte sie 

- erstem die Feststellung begehrt, dass die Beklagte ihr zum Ersatz allen 
Schadens verpflichtet ist, der ihr daraus entstanden ist und noch entstehen 
wird dass sie zu keiner Zeit eine nach dem Gesetz zur Privatisierung und 
Reorganisation des volkseigenen Vermögens durch die Umwandlung einer 
volkseigenen Wirtschaftseinheit entstandene Kapitalgesellschaft im Aufbau 
in Inhaberschaft der Beklagten gewesen ist und nicht Inhaberin des Vermö­
gens der 1945 gegründeten Aufhau Veriag GmbH oder eines im Wege der 
Rechts- und/oder Vermögensnachfolge danach entstandenen OEB Aufbau 
Verlag oder eines anderen Rechts- und/oder Vermögensnachfolgers gewor¬
den ist. 

- Sie hat dann weiter, zweitens, die Feststellung verlangt, dass die Beklagte 
ihr zum Ersatz allen Schadens verpflichtet ist, der ihr daraus entstanden ist 
und noch entstehen wird, dass die bis zu ihrer Verschmelzung auf die Auf­
bau Verlagsgruppe GmbH unter der Bezeichnung Rütten & Loening GmbH 
emgetragene Gesellschaft zu keiner Zeit eine nach dem Gesetz zur Privati­
sierung und Reorganisation des volkseigenen Vermögens durch die Um­
wandlung einer volkseigenen Wirtschaftseinheit entstandene Kapitalgesell­
schaft in Inhaberschaft der Beklagten gewesen ist und nicht Inhaberin des 
Vermögens der 1952 gegründeten Rütten & Loening GmbH oder eines im 
Wege der Rechts- und/oder Vermögensnachfolge danach entstandenen 
OEB Rütten & Loening oder eines anderen Rechts- und/oder Vermögens¬
nachfolgers geworden ist. 

- Die Klägerin hatte schließlich, drittens (in den Tatsacheninstanzen noch: 
viertens), die Feststellung hegehrt dass die Beklagte ihr zum Ersatz allen 
Schadens verpflichte« ist, der ihr daraus entstanden is. und noch erstehen 
wird, dass die Verträge vom 18. September 1991, vom 27. September 1991 
und vom 24. November 1992 nichtig seien. 

(Zu den Anträgen BU 17 bis 19 und NZBB 9 Abs. 3/NZBB 10 Abs. 1). 



Mit dem vierten (in den Tatsacheninstanzen noch: dritten, s. auch BU 19 
Abs 2) Antrag hatte sie die Feststellung begehrt, dass die Beklagte ihr zum 
Ersatz allen Schadens verpflichtet ist, der ihr daraus entstanden ist und.noch 
entstehen wird, dass der Unternehmensteil Rütten Sc Loening von der Klägerin 
in natura an die Rütten & Loening Verlag OHG i. L. zurückzugeben sei. Die­
sen Antrag hat sie im Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren nicht weiter ver­
folgt (NZBB 1 unten und NZBB 10 Abs. 2). 

Die Klägerin hatte dazu die Ansieh« ver«re«en. dass sie nreh« Rech*- und 
Vermögensnachfolgerin von Aufbau 1945 und Rütten & Loemng 1844 bzw. 
der hieraus entstandenen orgamsattonseigenen Betriebe (OEB) geworden se, 
Sie ist der Auffassung im Verhältnis zwischen den Parteien stehe aufgtnnd der 
tnterventionswirtang sei, der Entscheidung des II. Zivilsenats vom 3 ^ 
2008 (II ZR 213/06, Anlage K 6; ebenso in den Entschetdungen I ZR 182/07 
Anlage BK32, und II ZR 134/10) rechtskräftig fest, dass der Kulturbund sett 
Gründung des Aufbau-Verlages als Aufbau Verlag GmbH dessen Egentümer 
war und er dieses auch nach der Umwandlung in einen OEB Aufbau Verlag >m 
Jahr 1955 nie an die SED/PDS verloren hat Aufbau 1945 habe auch me ,m 
Vo.kseigen.um gestanden. Die Beklagte sei deshalb mangels Vorlieger.der 
gesetzlichen Umwandlungsvoraussetzungen nie Inhaberin nach § 1 Abs^ 
TreuhG des Aufbau Verlages 1945 gewesen. Die Klägerin ist ferner der An­
sicht auch Rütten & Loening habe sich nie in Volkseigentum befunden wed 
die ursprünglichen Geschä f t e , nie ihr Eigentum verioren Mtten, und se. 
deshalb nicht umgewandelt worden. Die Beklagte sei me Inhabern, des Ver­
mögens der Verlage nach § 11 TreuhG gewesen und habe m. Verfugungs-
macht über diese gehabt. 

Die Beklagte habe bei den Vertragsabschlüssen der Jahre 1991 und 1992 
reits Kenntnis davon gehabt, dass Aufbau 1945 und Rütten * Ix*nmg 844 
nicht im Volkseigentum gestanden haben und dass das TreuhG auf dre Verlage 
deshalb keine Anwendung finden konnte (vgl. KG Berlin, Beschl. v. 6.4.1993, 
1 W 1590/92, ZIP 1993,872/873 f)-

Die Käufer bzw. die Gesellschafter der späteren Klägerin seien dagegen davon 
ausgegangen, von der Beklagten durch zwei Verträge vom 18. September 1991 
und vom 27. September 1991 sämtliche Geschäftsanteile an zwei Kapitalge­
sellschaften im Aufbau nach §§ 1 Abs. 4, 11 Abs. 2 TreuhG erwerben zu kön-
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nen 
„ _ bzw. erworben zu haben. Kaufgegenstände hätten nach dem Vertragstext 
sämtliche GmbH-Geschäftsanteile an den Gesellschaften 

- „Aufbau Verlags-Gesellschaft mit beschränkter Haftung im Aufbau", 
HRB 35 991 AG Charlottenburg 
Diese Gesellschaft ist entstanden durch Umwandlung des ehemaligen 
VEB Aufbau-Verlages 

und 

- Rütten & Loening, Berlin, Gesellschaft mit beschränkter Haftung im 
Aufbau", HRB 37 765 AG Charlottenburg 
Diese Gesellschaft ist entstanden durch Umwandlung des ehemaligen 
VEB Rütten & Loening 

sein sollen Bei diesen Gesellschaften aber habe es sich um Scheingesellschaf­
ten gehandelt. Die (erst) durch die - vermeintlichen - Nachgründungsmaß­
nahmen vom Februar/August 1992 als fehlerhafte Gesellschaft entstandene 
Klägerin sei (als Aufbau 1990) von Beginn an eine leere, vermögenslose Hülle 
gewesen. Diese habe unter andauernder Verletzung der Lizenzen, Urheber- und 
Markenrechte das Verlagsgeschäft fortgeführt, hafte für die im Namen der 
Scheingesellschaften Aufbau Verlag im Aufbau und Rütten & Loening im 
Aufbau eingegangenen Verbindlichkeiten analog § 25 HGB und werde nun­
mehr auf Rückzahlung der Einlagen und Gesellschafterdarlehen seitens der 
Gesellschafter in Anspruch genommen. 

A m 24 November 1992 hatten die Käufer und die Beklagte einen weiteren 
Vertrag geschlossen, der verschiedene Streitpunkte beilegen sollte, die sich seit 
den Verträgen aus dem September 1991 ergeben hatten. Auf Verlangen der 
Beklagten sind auch Herr Lunkewitz und die Klägerin Vertragspartei gewor­
den Die Klägerin verpflichtete sich dazu, die Erfüllung der Verträge vom 
18 September 1991 und vom 27. September 1991 und des Vertrages vom 
94 November 1992 durch die Fortsetzung ihrer Verlagstätigkeit zu gewährleis­
ten (Anlage B 23). Herr Lunkewitz musste hierfür die persönliche Haftung 
übernehmen. Die Beklagte hat in dem Vertrag vom 24. November 1992 ver­
meintliche Geschäftsanteile an venneintlichen Kapitalgesellschaften im Auf­
bau nach TreuhG ein weiteres Mal an die Käufer veräußert (Anlage B 23, S. 10 
Abs. 2, S. 11 Abs. 1). 



a) 

Die Klägerin hatte in den Tatsacheninstanzen in erheblichem Umfang z/T. 
erstmals Dokumente vorgelegt, aus denen sich die Eigentumslage an Aufbau 
1945 und Rütten & Loening 1844 bis zum 14. März bzw. 2. April 1990 (Über­
gabe/Übernahmeprotokoll, Anlage K69) bzw. bis zum 30. Juni 1990 sowie 
bis zum 1. Juli 1990 bzw. bis zum Ablauf des 2. Oktober 1990 und für die Zeit 
danach ergab. Das Berufungsgericht hat sich mit den Ausführungen der Kläge­
rin in seinem mit der Nichtzulassungsbeschwerde angefochtenen Urteil so gut 
wie gar nicht auseinandergesetzt und vielmehr im Wesentlichen auf seine 
Altrechtsprechung aus dem Jahr 1998 verwiesen (zitiert in BU 13 Abs. 6 und 
BU25 Abs. 3), obwohl damals ein erheblicher Teil dieser Dokumente noch 
nicht vorlag. Die Klägerin hatte in dem Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren 
insoweit zahlreiche Verletzungen ihres Anspruchs auf rechtliches Gehör gerügt 
und dazu - zur besseren Verständlichkeit schon vorab im Sachbencht - die 
Eckdaten und den insoweit für das Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren we­
sentlichen Vortrag zur Substantiierung ihrer auf §§ 544 Abs. 2 Satz 3, 543 Abs. 
2 Satz 1 Nr 2 Alt. 2 ZPO, Art. 103 Abs. 1 GG gestützten Rügen zusammenge­
fasst (NZBB 11 Abs. 5 - NZBB 18 A b , 5, unter Punkt II. 2.). Nachdem der 
Bundesgerichtshof diesen Gehörsverletzungen nicht abgeholfen hat und auf die 
Rügen unter Verweis auf § 544 Abs. 4 Satz2 Halbsatz2 ZPO auch m der 

' Sache nicht eingegangen ist, ist der Vortrag hier zur Substantiierung der hiesi­
gen Beschwerde - ebenfalls vorab - zu wiederholen: 

16 August 1945: Gründung Aufbau 1945, Eintragung am 20. Oktober 1945, 
HRB 86 Nz AG Charlottenburg, umgetragen am 3. März 1949 nach HRB 
4001, AG Berlin-Mitte. Alleininhaber war ab dem 1./20. Oktober 1945 bzw. 
30. März 1946 der Kulturbund. 

Ab Gründung der DDR (7. Oktober 1949) unterstand die Gesellschaft dem 
Recht der DDR (zu den „Nicht"-Folgen für das Eigentum des Kulturbundes: 
Gutachten Schräder, Anlage B 2, S. 5 ff). Nach Ermächtigung der Geschäfts­
führung des Verlages durch Johannes R. Becher vom 23. Februar 1955 Umtra­
gung nach HRC 538 (Register der volkseigenen Wirtschaft beim Magnat von 
Groß-Berlin) am 5. April 1955, gelöscht in HRB 4001 am 19. April 1955 ̂ U 
2 Mitte sowie Gutachten Schräder, Anlage B 2, S. 2; hieizu stellt der erken­
nende Senat in seinem Hinweisbeschluss vom 27.9.2010 in dem Verfahren II 
ZR 182/07 fest, dass der Aufbau-Verlag 1945 durch diese Umtragung in einen 
OEB im fortbestehenden Eigentum des Kulturbundes umgewandelt wurde, der 
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^ I ^ ^ r ^ Ä ^ v t « u m 

10. Januar 1961 (Anlage BK 33): Statu, für de» .Aufbau-Verlag, Verlag des 

Deutschen Kulturbundes": 

Der Aufbau-Verlag wurde von dem Deutschen Kulturbund im 

Rechtsträger von Volkseigentum." (BU 2). 

b) 

c) 

§ 2 lautet: 

m^ervtriaMführt im Rechtsverkehr dre Bezeiehnung: Aufbau-
v Ä Ä ^ n Kulturbundes. Berlin W 8. Französ.sche »r. 

32: 

31 Juli 1962- Politbüro-Beschluss 3*62 (so genannter ProfHernngsbeschluss 
2 ü a g K 53) Zur Erreichung einer höheren poliüsch-ideologischen QuaMat 

BlLoduktion. einer etnheidichen politischen und ökonomischen U.tung 
„ v Z s w e - und Buchhandel, werden zentrale Tetle de, = e , n s 

~A„at nipo prfnlete im Wege der z-entraiisiei uug Hpr DDR grundlegend neu geordnet. Dies erroigie & 
e AuS h. auf das Minis.er.um für Ku,,ur, bei dem eine neue H ä u p t l ­

i n g Verlage und Buchhandel (abgekürzt m den Dokumenten auch als HV) 
eingerichtet wurde; durch diesen Beschluss wurden d.e 

„nachstehenden Verlage.... 

a) der Massenorganisationen .... Aufbauverlag (Deutscher Kultur¬
bund)... 

sowie 

b) die parteieigenen Verlage ... Rütten & Loening, Berlin... 

der Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel u n t e r s t g ^ D * 
von diesen Verlagen erzielten Gewinne werdentoBpntumern 
der Verlage (Partei bzw. Massenorganisation) zugeleitet. (...). (BU 
2unten/BU 3). 
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d) 

über die Prinzipien der Gewinnverteilung sollte eine spezielle schriftliche 

Vereinbarung getroffen werden. 

Die Profilierung trat für den Aufbau-Verlag mit Wirkung zum 1. Januar 1964 

TZ, Der Aufbau-Verlag übernahm ab dem I. 1964 ie Produktion 

des Volksverlags Weimar, die Produktion des Arion Verlags Wermar und dre 

^ 1 de/verlags Rütten * Loemng einschheßlieh der Porif t i^S des 

Verlagsnamen, Die Eigentümer des Arion Verlages wurden abgefunden^Dre 

verbleibenden Verlage Aufbau-Verlag, VCksveriag Wetmar sowte, R £ » * 
^ „ i n g schlössen steh unter den Namen „Aufbau-Verlag Berhn un Wermar 

zu etner Wirtschaftsgemeinschaft - profilierter Verlag - zusammen (vgl. Ss. v. 

11.5.2009, S. 13, G A U 13). 

28. Dezember 1962 (Anlage K 54): Vetwaltitngsvereinbarung 

AbteUung Fmanzverwaltung und Partetbetriebe beim Zentralkormtee der SED 

^ d e m M r n i s « für Kultur, mi, der die Verlage der Leitung der n » 

gegründeten HauptverwaUung des Ministeriums u n t e r s « wurden. Erneute 

Aufstellung der 

,,a) parteieigenen Verlage Volk und Welt, Rütten & Loening 

b) organisationseigenen Verlage Aufbauverlag....". 

Sodann wird ausgeführt: 

„Für die Verwaltung des Partei- und Organisationsvermögens gel­
ten folgende Prinzipien: 

1. Die Eigentumsverhältnisse bleiben unverändert. (...) 

4 Die Gewinne werden von den Parteiverlagen direkt an die Partei 
l^TZ Gewin» der Verlage 
werden direkt an die Organisationen abgeführt (BU 3 Abs 2, An 
läge K 54, S. 1 und 2, Gutachten Schräder, Anlage B 2, S. 3). 

13 Dezember 1963 (Anlage K 55): Verwaltungsverembarung tischen der 
Abteilung Hnanzverwaltung und Parteibetriebe beim Zentralkomitee der SED 
und dem Ministerium für Kultur zur Ersetzung der Vervvaltungsverembarung 
vom 28. Dezember 1962 mit Wirkung zum 1- Januar 1964 (Wirksamwerden 
der Profilierung für den Aufbau Verlag): 



n m In Durchfilhruiis des PoUtbiirobeschlusses Uber die ProfiUe-

fen: 
(2.1) Für die partei- und organisationseigenen Verlage wird per 
31.12.1963 ein Vermögensstatus aufgestellt... 

(2.2) Die Vermögensanteile der verschiedenen V e n ^ g » ^ 
werden auf Grund des Vermögensstatus per 31 12.1.963 â  Fond 
der betreffenden Organisationen in den Bilanzen der durch Be 
schluss profilierten Verlage ausgewiesen. 

(23) Für die durch den Profilierungsbeschluss betroffenen partei-
S o ^ t i o i B c i g e n e i i Verlage werden Einzelprotokolle ausge-
fertiXdiesen Protokollen sind jeweils mit der zusagen Or-
gaSfation alle vermögensrechtlichen Fragen zu vereinbaren. 

n * m der Eröffnungsbilanz des Aufbauverlages Berlin/Weimar 
w^o^VaUeiwert» der festgelegten Verlage zusammen-
gefasst: 

Aufbauverlag 
Rütten & Loening (Belletristik) 
Volksverlag Weimar." 

F ü r die Verwaltung des Vermögens..." der Verlage erhielt das Ministerium 
vom „Aufbau-Verlag Berlin und Weimar (einschl. Rütten & Loemng und 
Volksverlag)" eine Verwaltungsumlage von „TDM 60,0 . 

f) 
Festsetzung der Vermögensanteile der Fondinhaber in der Schlussbilanz des 
u " e n Aufbau-Verlages und in der Eröffnungsbilanz des profilierten 
Aufbau-Verlages Berlin und Weimar wie in der Verwaltungsvereinbarung vom 
t 3 . Dezember 1963 vereinbart (Ss. v. 11.5.2009, S. 14/15, GA 11 14/15, Anla­
gen K 56 und K 57) in Höhe von 3.606.852,17 DM. 

rj Februar (Anlage K 58) / IL Juni 1964 (Anlage K 59): Abkommen 
zwischen Kulturbund und Ministenum für Kultur. Das Gesamtvermogen des 
Kdturbundes im Aufbau-Verlag wird bestätigt mit 3.606.852,17 DM (Anlage 
K 58 S 2) Dieses Abkommen ersetzt die Vereinbarung über die Gewinnab­
führung vom 28. Februar 1963 (dieses Dokument findet sich nicht in den Ak­
ten) Die Vermögensanteile wurden als Fonds des Kulturbundes m den durch 
Beschluss profilierten Aufbau-Verlag Berlin-Weimar eingebracht mrd in dieser 
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Höhe in den jeweiligen Bilanzen ausgewiesen (BU3 unten/BU4 Abs. 1). 
Weiter enthält die Vereinbarung folgende Regelungen: 

n n Die Gewinne, Amortisationen, Umlaufmittelabführung, Zin-
i n es lufbauVerlages werden auf ein Sonderbankkontc.bei 
der HV voll abgeführt (Verwaltungskonto orgamsationseigene Ver-
(aseV Aus diesem Konto werden die Abführungen des Aufbau-
vSage^ auf Grund eines Kassenplans an die Vermögenstrager des 
Aufbau-Verlages weitergeleitet. (...) 

(1 2) Für Sonderkredite, die zu einer Veränderung <^ J a h r c ^ 
senplanes führen, ist vor Ausgabe die Zustimmung des Kulturbun¬
des einzuholen. (...) 

12. Sl Für die Versicherung der Vermögenswerte des Aufbau-
Verlag« Berlin-Weimar tritt der Kulturbund ein. D.e Versicherun¬
I» des Aufbau-Verlages werden in den G l o b a l ^ £ B * £ 
bundes mit der Versicherungsanstalt einbezogen. Der Mehrbetrag 
rVeLtehernngsbeiträgen, der aus dem Parteivermogen entsteht, 
muss dem Kulturbund ersetzt werden. (...) 

Die Vereinbanrng eine, Gewinnabführung für das Jahr 1964 zu Gunsten des 
Kutarbundes aus dem Aufbau-Verlag wi,d auf Seite 3 des Abkommens vom 
27 Februar 1964 (Anlage K 58) mit 3.W2.609.49 DM betechnet (Überhang 
aus 1963: 502.609,49 DM, Anteil 1964: 2.600.000,00 DM). 

•» März 1965 (Anlage BB 17): „Rechenschaftsbericht über die Vermögens-
Zrvaunng der parteieigenen Verlage un Jahr 1964-. „Proflierung der orga, 
nisationseigenenVerlagein.mnUicWdieVe^gens^ 
abgeschlossen.' (BU 4 Abs. 2; auch hier Bestätigung der Oewinnabfutang an 
de! Kulturbund aus dem profilierten Aufbau-Verlag 3.X02.609.49 DM, Anlage 
BB 17, S. 8); 

25 März 1966: Rechenschaftsbericht des Ministeriums für Kultur über die 
Vermögensverwaltung der parteieigenen Verlage im Jahr 1965: parteieigene 
Verlage u. a. der Aufbau-Verlag seien angeleitet und verwaltet worden (Anla­
ge BK 46). im Text (S. 7 f) und der beiliegenden Bilanz per 31. Dezember 
1965 (Anlage BK 47) wird zwischen den verwalteten ,Fonds" der Partei einer­
seits und des Kulturbundes sowie des DSF (als der Organisationen) anderer­
seits differenziert. Feststellung der Gewinnabführung aus dem Aufbau Verlag 
an den Kulturbund (Anlage BK 46, S. 5). Feststellung des Gesamtvermögens 
des Kulturbundes im Aufbau-Verlag in Höhe von 3,6 Mio. DM (aaO S. 9). 

h) 

i) 
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j) 

k) 

97 Juli 1966: Tausehvertrag über Grundstücke zwischen Zentralkomitee der 
SED und Ministerrat der DDR (BB 27). Aufbau-Verlag Berlin wird als „neuer 
Eigentümer" des Grundstücks Franzosische Straße 32/33 aufgeführt und als 
„Eigentümer/Rechtsträger von Volkseigentum" im Liegenschaftsblatt/Grund¬
buchblatt verzeichnet (Anlage BB 28, BU 4 Abs. 3). 

8 April 1971" Rechenschaftsbericht des Ministeriums für Kultur über die 
Vermögensverwaltung der parteieigenen Verlage im Jahr 1970: parteieigene 
Verlage u. a. der Aufbau-Verlag seien angeleitet und verwaltet worden (Anla-
o £ B K 4 8 ) Im Text (S. 120 und der beiliegenden Bilanz wird jedoch zwischen 
den verwalteten „Fonds" der Partei einerseits und des Kulturbundes sowie des 
DSF (als der Organisationen) andererseits differenziert. Feststellung der Ge­
winnabführung aus dem Aufbau Verlag an den Kulturbund (Anlage BK 48 S. 
10 unten) In den Rechenschaftsberichten der Jahre 1975, 1980 und 1983 - die 
ansonsten ebenso wie die Bilanzen in der Feststellung der Vermögenswerte des 
Kulturbundes, der Gewinnabführung und der Trennung des Organisationsei­
gentums vom Parteieigentum denen für das Jahr 1970 entsprechen - werden 
die Verlage dagegen bereits in der Überschrift als organisationseigene Verlage 
bezeichnet (Anlagen BK 50, BK 52 und BK 54). In diesen Rechenschaftsbe­
richten Fortschreibung der Vermögensanteile des Kulturbundes am Aufbau -
Verlag in Höhe von 3,6 Mio. DM. 

12 Mai 1983: Schreiben der Abteilung der Finanzverwaltung und 
Parteibetriebe des Zentralkomitees der SED an die Zentrale Revisionskommis­
sion (Ss. v. 21.1.2011, S. 19, GA VII47, Anlage BB 19): 

Durch die Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel beim Minis­
terium für Kultur werden aufgrund einer Vereinbarung mit uns 
vom 28.12.1962 folgende partei- und organisationseigene Verlage 
angeleitet und deren Vermögen verwaltet: 

(...) 

Aufbau Verlag / Rütten & Loening." 

m) 18/19 April 1984: Vereinbarung zwischen Zentralkomitee der SED und 
Ministerium für Kultur „in Durchführung des Politbürobeschusses 34/62 vom 
31.07.1962": die „nachstehend aufgeführten parteieigenen Verlage (....) Auf-

1) 



b m VerH^n & I * * - - (Anlage BB 20, BU 4Abs. 5) - V » , 
barang vom 13. Dezember 1963 (Gutachten Sehrader, Anlage B 2, S. 3, hrerzu auTs 15 unten bis 17 oben: keinerlei Rechtsänderungen m Bezug auf das 
H Ü des Kulturbundes). Der Kulturbund hatte von d i e » Ve^a tungs-
Vereinbarung keine Kenntnis und hat an ihr nicht mrtgewuk, (Ss. v. 11.5.2O09, 
S T o A H H). Die Gewinnabführungen an den Kulturbund wurden fortge¬
setzt (Anlage BB 20). 

n) 10. Januar 1990: Minister für Kultur teilt dem Parteivorsitzenden der SED mit, 
dass das Ministenum entsprechend der Vereinbarung vom 19. April 1984 .... 
zehn parteieigene Verlage verwalte/' (BU 4 Abs. 6). 

rA Januar 1990- Vorlage für das Präsidium des Parteivorstandes der SED/PDS 
r n l L B B 2 3 S L * 4 * 4 A * . 2 ) ± ^ ^ ^ 1 ^ « ^ 
iÄSlnL" für Kultur zwischen 1973 und 1989 mit der S o i — n -

u;ddieBilanzen(Ss.v.21.1.2011,S.21/22,GAVII49/50,AnlageBK56). 

Ein Problem von besonderer Bedeutung ist die künftige Handha­
bung des Aufbau-Verlages und Rütten & Loemng. (...). 

» . A 1 QA^ mit Mitteln der KP durch Genossen K. Gy-Der Verlag wurde 1945 mit Mitteln aei ^ als G m b H. 
si und weiteren drei Gesellschaftern mit je 20.000 ™ 

teieigentum. (...) A,,fhsii-Verlae wird wieder 
Folgende Variante wäre denkbar: Der Aufbau-V e n ^ W l ™ , 
Vertag des Kulturbundes. Zu diesem Zweck erfolg 
lunc in eine G m.b.H. Gesellschafter zu gleichen Teilen werden der 
KulCbunl Sd die „Buchverlagsgeseljchaft" (für den Ante 1 dê  
Partei). Das eindeutig abgegrenzte Ed^nsprogramm Rütten & 
Lenins (Kulturgeschichte, kulturelles Erbe) wird dem Ve lag 
Volk und Welt JU^t Sofern diese Lösung nicht gangbar wä­
re, käme nur ein Verkauf in Volkseigentum m F * 8 £ 
I n den 
r X ^ f g Z der erwirtschafteten Er¬

gebnisse u.a. 
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Abgesehen von unseren prinzipiellen Standpunkten zur Eigentums¬
frage könnte dem entgegengewirkt werden, (...). 

P) 

q) 

r) 

s) 

29 Januar 1990 (Anlage BB 24): Mitteilung des Parteivorsitzenden der 
SED/PDS Gregor Gysi an den Minister für Kultur, dass der Parteivorstand 
entschieden habe, die organisationseigenen Verlage in Volkseigentum oder 
genossenschafüiches Eigentum zu überführen. 

02 Februar 1990 (Anlage BB 25): Protokoll einer Beratung im Parteivorstand 
der PDS, Thema: Übergabe von Parteieigentum. Danach sollen die „bisher m 
Eigentum der SED/PDS befindliehen Verlage Rütten und Loening und Aufbau-
Verlag " rückwirkend ab 1. Januar 1990 in Volkseigentum überführt werden. 

14 Marz/2. April 1990: Unterzeichnung des Übergabe- / Übernahmeprotokolls 
durch das Ministerium für Kultur sowie des Verlagsdirektors und Vertreter der 
PDS (Dr Gerd Pelikan; Anlage K 69). Das Protokoll enthält auf Seite 2 eine 
von Dr Pelikan für die PDS unterzeichnete Erklärung, nach der der Zeitwert 
von 16.987 Mio. Mark fällig werde, wenn ein Verkauf an Dritte erfolgt bzw 
die in- oder ausländische Fremdbeteiligung 49% übersteigt. Am 18. Apnl 1990 
teilt das Ministerium für Kultur mit, dass es die bei der Unterzeichnung am 2. 
April 1990 eingefügte einseitige Erklärung der PDS nicht als bindend ansehe, 
da ein derartiger Eigentumsvorbehalt nie und nirgends als Bedingung fi^r die 
Übergabe in das Volkseigentum geltend gemacht und nach Unterschnftenleis-
tung des Übernehmenden abgegeben wurde/' (Anlage BK 17). 

Der Kulturbund hat bis 1989 die ihm als Eigentümer zustehenden pauschalier­
ten Gewinnabführungen vom Ministerium für Kultur erhalten (vgl. Anlage K 
<r> Vermerk UK vom 17.3.1994, S. 3; Ss. v. 30.6.2010, S. 22 unten, GA VI 60, 
Iii Verweis auf Beweisangebote im Ss. v. 11.5.2009, S. 18, GA II 18, Zeugnis 
Berger). 

Die SED/PDS erklärt gegenüber dem Bundesamt zur Regelung offener 
Vermögensfragen zur BARoV-Liste vom 22. Dezember 1992, keine Rechte am 
Aufbau-Verlag geltend machen zu können. Die SED/PDS unterliegt seit dem 
1 Juni 1990 der treuhänderischen Verwaltung der Beklagten, die dieser Erkla-

• /c. » -)t 1 9011 S 2?/23 GA VII 50/51; Anlage BK rung zustimmen musste (Ss. v. 21.1. 2U11, Ö . « J A 
16). Die Klägerin hat mit Schriftsatz vom 21. Januar 2011 (S. 23, GA VII 51) 

http://Au.au


U) 

v) 

a) 

b) 

Bach §§ 142, 421 ZPO beantragt, der Beklagten die Vorlage dieser Urkunde 

aufzugeben. 

Am 10. April 1995 (Anlage BK 16) erklärt der Parteivorstand der PDS, dass 
„ach zwischenzeitlich erfolgter historischer Aufarbeitung von Vermögensfra­
gen der SED festzustellen sei, dass der Aufbau-Verlag nicht zum * * 
SED gehörte, und bestätig, damit die formelle Erklärung gegenüber dem BA-

RoV vom 22. Dezember 1992. 

Aufbau 1945 und Mitten & Loening 1844 (ab Gründung 1952) sind 
ununterbrochen und Uber 1989 hinaus als selbständige juristische Personen m 
HEB, sodann in HRC, dann wieder in HRB eingetragen. 

Die vorstehend unter h) bis 1) angesprochenen Dokumente wurden in diesem 
Verfahren erstmals in die Rechtsstrette zwischen der Klägerin und den Käufern 
einerseits und der Beklagten andererseits eingeführt. 

Zu den ü t a « s v o r g ä , g e n von der T r e u h — ^ 
der Klägerin sowie vom Kulturbund an Herrn Lunkewitz hauen dte Patteten m 
den TatsacheninStanzen - im Wesentlichen - wie folg. vorgetragen (unstrer«g, 
zusammengefasst in NZBB 18 A b , 6 - NZBB 20 Abs. 2, wöbet dte dortige 
Zammenfassung hier zu Zwecken der Substantnerung der Verfassungsbe¬
schwerde wiederholt wird): 

A „ 29. November 1990 wurde die .Aufbau-Verlag Gesellschaftmit 
beschrankter Haftung im Aufbau» in das Handelsregister Charlottenburg (HRB 
35 991 Anlage K 1) eingetragen. Am 3. Mai 1991 wurde dte „Rütten & Loe­
ning, Berlin Gesellschaft mit beschrankter Haftung im Aufbau» eingeben 
(HRB 37 765, Anlage K 12a). 

«.September 1991 (Anlage K 132): notarieller Vertrag zwischen 
Treuhandanstalt und BFL i . O. über Antetlskauf und Abtretung der Geschäfts­
anteile an den unter HRB 35 991 und 37 765 beim AO Charlottenburg etnge-
»genen Gesellschaften. Verweigerung der Zustimmung durch den Vorstand 
der Beklagten. 

27. September 1991 (Anlage K 133): notarieller Vertrag, Eintrat des: Herrn 
Thomas Grundmann, der Dr. Ulrich Wechsler Verlags- und Medien GmbH und 



d) 

e) 

0 

g) 

h) 

der Konzeption Finanz- und Unternehmensberatung GmbH als weitere Käufer 

in den Vertrag vom 18. September 1991. 

Nach Ziffer 13 Abs. 2 Satz 1 des Vertrages vom 27. September 1991 (Anlage 
K 133) konnten die Käufer von dem Vertrag zurücktreten, wenn die Zustim­
mung des Vorstands der Beklagten und die Vollmacht für den auf Seiten der 
Beklagten handelnden Herrn Klemens Molinari nicht spätestens am 4. Oktober 
1991 vorlagen (Ss. v. 11.5.2009, S. 29 Mitte, GA II 29). 

2 Oktober 1991/abends: Herr Molinari teilt Herrn Lunkewitz mit, dass der 
Vorstand der Beklagten die Zustimmung am 1. Oktober 1991 beschlossen habe 
und vereinbart mit Herrn Lunkewitz die Übergabe des Verlages zu Händen der 
BFL für den 7. Oktober 1991 (Ss. v. 11.5.2009, S. 29 unten, GA II 29). 

17. Oktober 1991: Zugang der Zustimmungserklärung der Treuhandanstalt zu 
den notariellen Verträgen vom 18. und 27. ™ 
BU 8 Abs. 5; die Erklärung wird von der Beklagten am 16. Oktobei.1991J 
Post gegeben, Zugang am 17. Oktober 1991 bei dem Notar; Ss. v. 20.7.2009, 
S. 35 Mitte, GA III 154). 

20 Februar 1992: Käufer beschließen Fortführung der Gesellschaften; 
Eintragung am 6. August und 22. Oktober 1992 in das Handelsregister (Anlage 
K 1 und K 12 a § 19 TreuhG). Eintragung der vorgenannten Tatsachen sowie 
Löschung des Zusatzes „im Aufbau" im HRB beim AG Charlottenburg (§ 21 
Abs. 3 THG). 

Ab Anfang 1992 Differenzen zwischen den Käufern und der Beklagten über 
die wirtschaftlichen Grundlagen des Aufbau-Verlages im Zeitpunkt des Ver­
kaufs über den Herausverkauf der Grundstücke Französische Straße 32 und 33 
(betriebsnotwendiges Vermögen) durch die noch von der Beklagten beherrsch­
ten Scheingesellschaften an die Beklagte sowie über die Schadenshöhe nach 
der sog Plus-Auflagen-Problematik (Ss. v. 11.5.2009, S. 68 - 70, GA II 68 -
70) Daraufhin Abschluss der Vereinbarung vom 24. November 1992 (Anlage 
B 23), wobei die Beklagte den Käufern ihre vorvertragliche Kenntnis von den 
Plus-Auflagen nach Vortrag der Klägerin weiterhin verschwieg. 

98 Februar/21. Dezember 1995 (Anlagen B 13 und BK 18): notarielle 
Verträge zwischen Kulturbund und Herrn Lunkewitz, mit denen der Kultur-



4. 

bund seine Geschäftsanteile an Aufbau 1945 sowie den Geschäftsbetrieb mit 
allen Aktiva und Passiva an Herrn Lunkewitz verkauft Übertragung der Antei­
le und Vermögensgegenstände. Ebenfalls am 28. Februar 1995 verweigert das 
Direktorat Sonder- und Bundesfinanzvermögen der Beklagten die Zustimmung 
zu dem Vertrag (Anlage K 111), da dieser nach der Übertragung von Aufbau 
1945 nach den Regelungen des TreuhG auf eine unmögliche Leistung gerichtet 
sei. Hiergegen klagte der Kulturbund vor dem Verwaltungsgericht Berlin (VG 
26 A 191.95; BU 12 unten/BU 13 Abs. 1). Nach mündlicher Verhandlung vor 
dem Verwaltungsgericht am 29. November 1999 Freistellungserklärung der 
Beklagten vom 17. Dezember 1999 (Anlagen K 113 bis 115). 

Zum Kenntnisstand der Treuhandanstalt und der Unabhängigen Kommission 
hinsichtlich der Eigentumslage und dem diesbezüglichen Vortrag der Parteien 
hat das Berufungsgericht auf BU 6 Abs. 4 bis 12 Abs. 5 Feststellungen getrof­
fen Diese Feststellungen enthalten jedoch Lücken und zwar in Bezug auf den 
Kern des klägerischen Vortrags. Die Klägerin hatte in dem Nichtzulassungsbe­
schwerdeverfahren insoweit unter Berufung auf §§ 544 Abs. 2 Satz 3, 543 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO, Art. 103 Abs. 1 GG zahlreiche Verletzungen 
ihres Anspruchs auf rechtliches Gehör geltend gemacht und dazu - wie auch 
schon hinsichtlich der Würdigung vorgelegter Dokumente [s. o. zu II. 2] schon 
vorab im Sachbericht - die Feststellungen ergänzt, sowie die seitens des Beru­
fungsgerichts nur angerissenen Darlegungen der Parteien vertieft (NZBB 20 
Abs. 2 - NZBB 25 Abs. 7, unter Punkt II. 2.). Dieser Vortrag sei hier zur Sub­
stantiierung der Verfassungsbeschwerde wiederholt: 

5. Mai 1991, Schreiben des Direktorats Sondervermögen der Beklagten an das 
Referat Privatisierung Printmedien mit dem Hinweis, dass der Aufbau-Verlag 
vor einem etwaigen Verkauf von der UK förmlich freigegeben werden müsse, 
da die von der SED/PDS eingefügte Kaufpreisklausel in jedem Einzelfall für 
ungültig erklärt werden müsse (Anlage K 71). 

b) 13. August 1991, Schreiben Direktorat Sondervermögen, Herr Dr. Dierdorf, an 
den Leiter des Sekretariats der Unabhängigen Kommission, Herrn Dr. von 
Hammerstein: Unter Verweis auf die - angebliche - Überführung unter ande­
rem des Aufbau-Verlages und des Verlages Rütten & Loening die Bitte, über 
den diesbezüglichen Rechtsstandpunkt der UK unterrichtet zu werden (Anlage 
K72). 

a) 



d) 

* r Au.au Uqu.atlonsgeseNschaft mbH vom U . Nov. 2 0 1 2 

c) Am 14. August 1991 (Anlage K 11, „2. Nachforschungsauftmg>iederWt 
die Unabhängige Kommission ihre Bitte um Stellungnahme vom 25. Juli 1991 
(Anlage K 10, insbesondere Frage, wann der Aufbau Verlag aus dem Volksei¬
gentum in das Eigentum der SED übergegangen sei und bis wann dem Kultur­
bund die beträchtlichen Gewinne des Aufbau-Verlags zugeflossen seien, 
1 Nachforschungsauftrag«). Am 20. August 1991 wird zu den Fragen der 

Schreiben vom 25. M i 1991 und 14. August 1991 auf letzterem Schreiben 
vermerkt: „n.b." (nicht bekannt; BU 7 Abs. 1). 

6 September 1991 (Anlage K 73), Antwortschreiben auf das Schreiben vom 
13 August 1991, Sekretariat der Unabhängigen Kommission im Bundesminis-
tenum des Innern, Herr Hingst, an die Treuhandanstalt Direktorat Sonderver­
mögen Herrn Dr. Dierdorf: danach keine wirksame Überführung der Verlage 
in Volkseigentum durch die Erklärungen vom 2. April 1990 aufgrund der von 
der SED/PDS gleichzeitig einseitig hinzugefügten Erklärung über einen be­
dingten Kaufpreis (neues Angebot nach § 64 Abs. 4 ZGB, das nicht angenom­
men wurde). Das Eigentum befände sich danach noch bei der PDS. 

7 Oktober 1991: Aktennotiz Herr Hingst (UK) über die Besprechung mit dem 
für den Verkauf der Verlage zuständigen Abteilungsleiter der Beklagten, Herrn 
Mohnan, und dem Referatsleiter der Unabhängigen Kommission: Vorbehalt 
Zustimmung UK, Übergabe von Unterlagen über den Aufbau Verlag - und 
zwar umfassend auch zur Entwicklung des Verlages selbst" - an die Unabhan-

rr • • mi i 8 Abs 2 Anlage K 80; Ss. v. 20.7.2009, S. 37 Mitte, sige Kommission (BU 8 Abs. z, Anlage xv o , . , • _ 
GA III 156 Mitte, Anlage K 80 sowie Beweisangebot Zeugnis Mohnan, von 

Laer, Hingst). 

8./9. Oktober 1991: Ergänzende Gespräche zwischen den 
Laer und Hingst (Ss. v. 20.7.2009, S. 35 Mitte - S. 40 Mitte, GA III 154 -159). 

9 Oktober 1991: „Unter Bezugnahme auf die ... gestern und heute geführten 
Gespräche" Zustimmungsersuchen zur Privatisierung des Aufbau Verlages 
von der Treuhandanstalt an die Unabhängige Kommission. Hinweis, dass das 
nächstbeste Gebot um 4 Millionen schlechter als das vorliegende sei, monatlich 
weitere Verluste in Höhe von 500.000,00 DM aufliefen und sich die Situation 
aufgrund der derzeit laufenden Frankfurter Buchmesse und der kurz zuvor 
(wegen der Plusauflagen) stattgefundenen gerichtlichen Hausdurchsuchungen 
zugespitzt habe (Anlage K 81). 

e) 

f) 

g) 
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h) 

i) 

10 Oktober 1991: Aktennotiz Herr Hingst (UK): Annahme, Aufbau Verlag sei 
Parteieigentum gewesen, beruhe allein auf Existenz des Überführungsproto­
kolls und - wohl - entsprechenden mündlichen Äußerungen Würzburgers und 
Pelikans; Nachfragen sollten vorgenommen werden (BU 8 Abs. 4, Anlage K 
82). 

17 Oktober 1991: Zugang der Zustimmungserklärung der Treuhandanstalt 
beim Notar zu den notariellen Verträgen vom 18. und 27. September 1991 mtt 
der Maßgabe, dass auch alle zwischenzeitlich den Käufern des Aufbauverlages 
bekannt gewordenen bzw. bekannt gegebenen weiteren Entwicklungen bei den 
übernehmenden Verlagen als zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses als of­
fenbart zu betrachten seien (Anlage K 70, BU 8 Abs. 5; die Erklärung wird von 
der Beklagten am 16. Oktober 1991 zur Post gegeben und Zugang am 
17. Oktober 1991 bei dem Notar; Ss. v. 20.7.2009, S. 35 Mitte, GA III 154). 

j) 22 Oktober 1991: Vermerk Herr Hingst (UK; Version 1: Anlage K 92, Version 
2- Anlage B 7 entspncht Anlage K 93) zu Zuständigkeitsfragen. Auf Seite 5 
unter Ziffer II 1 wiederholt Herr Hingst seinen Vermerk vom 10. Oktober 
1991 nach dem dafür, dass es sich bei den Verlagen zunächst um Parteivermo-
gen in der Form organisationseigener Betriebe gehandelt hätte, allein die Exis­
tenz des Übergabe- / Übernahmeprotokolls und die subjektive Darstellung der 
Partei selbst spreche. Auf Seite 6 Abs. 1 heißt es: 

Der Umstand, dass sich jemand als Eigentümer geriert vermag 
Jedoch kein Eigentum zu begründen. Dies gilt auch unter dem de­
formierten Partei- und Staatsverständms der DDR. 

Und auf Seite 6 Abs. 2: 

Die Verlage sind aber gerade nicht als Parteibetriebe eingetragen 
'worden, da als übergeordnetes Organ nicht die Partei bzw. eines ih­
rer Führungsgremien vermerkt worden ist, sondern der Ministerrat, 
also eine staatliche Leitung." 

Auf Seite 6 Abs. 4,7 Abs. 1: 

Die ihnen einhergehende Behauptung, das Verlagsgebäude in Ber­
lin stehe im Parteieigentum, ist zudem gegenüber der Aktenlage 
( ) evident falsch. Dies rechtfertigt die Annahme, dass die Partei 



mit der Einbeziehung der beiden Verlage in das Behandlungssche¬
ma der organisationseigenen weiteren Druckereien und Verlage le­
diglich den Versuch unternommen hat, eine bedeutsame Verlagsun­
ternehmung, bzw. die aus ihrer Privatisierung zu erwartenden Erlo­
se, faktisch in ihren Einflussbereich zu bringen." 

Die Version 2 enthält als Ziffer IV und V auf Seite 6 folgende Ausführungen 
(insoweit unvollständig BU 9 Abs. 1): 

Per Kulturbund e. V. hat sowohl gegenüber dem Magistrat von 
Berlin Abteilung Grundstücks- und Vermögensfragen, als auch 
gegenüber der THA Restitutionsansprüche bzgl. des Aufbau-
Verlages und des Betriebsgrundstücks Französische Straße ange­
meldet mit der Begründung, dass die Eintragung im Register der 
volkseigenen Wirtschaft nach Löschung im Handelsregister allem 
auf Ersuchen des Magistrats von Groß-Berlin erfolgt sei und damit 
eine rechtswidrige Enteignung darstelle. Für den beabsichtigten 
Verkauf des Aufbau-Verlages hat der Kulturbund e.V. ™t Schrei­
ben vom 18. September 1991 seine Zustimmung mit der Maßgabe 
erteilt, dass ihm der Kauferlös als Entschädigung zufließen müsse. 

( - ) - " ' 

Auf Seite 7 Abs. 2 werden die Fragen festgelegt, die Grundlage weiterer Er­

mittlungen sein sollen: 

indem zB alle weiteren typischerweise in Betracht kommenden 
Umstände für eine Parteizugehörigkeit ausgeschlossen werden. 
Hierfür kommen in Betracht: 

- die Bilanzierung bei der Zentrag, 
-die Gewinnabführung an die Partei, 
- die Einbeziehung der Arbeiter und Angestellten der Verlage m die 

freiwillige zusätzliche Altersversorgung der Partei für Mitglie­
der der SED, ihrer Einrichtungen und Betriebe." 

k ) 29. Oktober 1991: Übersendung des Schreibens der UK vom 6. September 
1991 (Anlage K 73, Unwirksamkeit der Überführung der Verlage in Volksei­
gentum durch Erklärungen vom 2. April 1990) von Direktorat Sondervermögen 
an Direktorat Privatisierung: die Verlage unterlägen der treuhänderischen 
Verwaltung durch das Direktorat Sondervermögen; mangels Zustimmung des 
Direktorats Sondervermögen seien die Verträge schwebend unwirksam (Anla­
ge K 79, BU 9 Abs. 2). Komme eine Zustimmung in Betracht, stehe der erziel­
te Verkaufserlös dem Sondervermögen zu (Anlage K 79 Abs. 4). 
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m) 

n) 

o) 

I r a Verlauf des Jahres 1992 bis spätestens 22. Dezember 1992: E r M - n g 
unter treuhänderischer Verwaltung durch die Beklagte stehenden SED/PDS zur 
BARoV-Liste, dass ihr Ansprüche auf den Aufbau Verlag nicht zustehen (Ss. 
v 16 10 2008, S. 21 Mitte, GA I 21 unter Verweis auf Anlage K 16, S. 2 Abs. 

2). 

97 Februar 1992: Besprechung Oberfinanzdirektion Berlin, der U e ^ n s c h a f t B -

gesellschaft der Treuhandanstalt und der Treuhandanstalt (BU 9 Abs. 4, Prot, 
v. 5.3.1992, Anlage K 13, S. 4): Französische Straße 32/33 (Aufbau-Verlag): 

Herr Molinari informiert Uber eine Entscheidung der »Unabtogi-
gen Kommission«, dass es sich mcht um Parteivermogen handelt. 

20. November 1992: Gesprächsprotokoll (Vertragsmanagement Treuhand, 

Anlage K 99, S. 3): 

„Herr Voelker wies in d i e s e m i T i ^ s c f äS-
Unternehmenskaufvertrag vom 18.9.1991, mit dem mey 
Seite am Aufbau-Verlag von der Treuhandanstalt veräußert wur 
Ten sowie die hierzu geschlossene 
Gründen nichtig ist. Dieser formelle Mangel lasst sich durch Zeit 
SlauFmcht heflen und hat zur Folge, daß die Treuhandanstalt aus 
S L ' e r Sicnt nach wie vor Inhaber der Geschäftsanteile rs So­
fern d eser Umstand im Rahmen der gerichtlichen Auseinanderset­
zung oder eines etwaigen Gesamtvollstreckungsverfahrens zu Tage 
tritt steht die Treuhandanstalt als Gesellschafter des uberschulde¬
ten Verlages dar." 

09 Dezember 1992: Vermerk Unabhängige Kommission (Anlage K 15, Herr 
Hingst) über Befragungen von Frau Smalla und Herrn Lange entsprechend den 
S über ein l a l l zuvor in dem Vermerk vom 22. Oktober 1991 (Anlage K 
92, S. 2 unter Ziff. 2) formulierten Fragen (Bilanzierung, Gewinnabführung, 
Einbeziehung in Altersversorgung der Partei): 

,1) Frau Smalla... langjährige leitende Mitarbeiterin *fVOB 
Zentrag (zuletzt als Prokuristin), erklärt am 15. Dezember 1992 auf 
Befragen: 

Der Aufbau-Verlag sei kein Parteibetrieb gewesen, vor allen Din­
gel sei er " c h t vol der VOB Zentrag vetwaltet oder sonst bei ihr 
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geführt worden. Auch die typischerweise in Betracht kommenden 
Umstände für eine Parteizugehörigkeit 

- Bilanzierung bei der Zentrag, 
- Gewinnabführung über die Zentrag an die Partei, 
- Einbeziehung der Verlagsbeschäftigten in die ^ w i l h g e zu­

sätzliche Altersversorgung der Partei" für Mitglieder der SED, 
ihrer Einrichtungen und Betriebe, 

hätten nicht vorgelegen. 

2) Im Ergebnis ebenso äußerte sich beiläufig am 14.12,1992 Arno 
Lange dir... den Eindruck hervorragender Kennerschaft zur Ge­
schichte und Verknüpfung der Verlage vermittelt Lange hat auch 
eine nachvollziehbare Erklärung dafür, dass sich die Partei gleich­
wohl mit dem Protokoll der Übergabe des Verlages als Eigentume¬
rin geriert hat." 

Sowie die handschriftliche Aktennotiz auf Seite 2: 

Herr Lange legte dar, dass es sich beim Aufbau Verlag um einen 
OEB des Kulturbundes gehandelt habe. Er nimmt dabei auf die an¬
liegende Vereinbarung Bezug." 

Die anliegende Vereinbarung" Herrn Langes war nicht Gegenstand der Akte, 
die die Beklagte und die UK in dem Verfahren des Kulturbundes vor dem 
Verwaltungsgericht Berlin vorgelegt haben. Die Klägerin hat mit Schriftsatz 
vom 8. Mai 2009 (S. 85, GA II 85) nach §§ 142, 421 ZPO beantragt, der Be­
klagten die Vorlage dieser Urkunde aufzugeben. 

P) 
10 Februar 1993 (Anlage K 16): Vermerk Unabhängige Kommission (Herr 
Hingst). Aufgrund der Ermittlungen lasse sich feststellen, dass der Aufbau 
Verlag und der Verlag Rütten & Loening „kein Parteivermögen war", sondern 
zum Vennögen des Kulturbundes gehörte (S. 2 Abs. 3). Sodann: 

Gegebenenfalls wären auch die Nachfolgeakte materiell angreif­
bar die Umwandlung in eine GmbH i.G. wegen fehlenden Volks­
eigentums, die Veräußerung der GmbH an Lunkewitz wegen feh­
lenden Einvernehmens der UK. Möglicherweise helfen diese Uber-
legungen der THA, der laut Presseberichten (vgl. Spiegelsauszug 3 
/ 1993 S. 93) bei der Veräußerung ein kostspieliger Fehler unterlau­
fen sein soll, 

Andernfalls wäre wenigstens der Verkaufserlös für das Sonderver­
mögen in Anspruch zu nehmen." 
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q) 

r) 

5. 

a) 

Der Eintragung des Aufbau Verlages mit dem Zusatz Berlin und Weimar im 
Register der volkseigenen Wirtschaft liege zugrunde, dass der Volksyerlag 
Weimar in den Aufbau Verlag eingebracht worden sei; die Einbringung könne 
nur so verstanden werden, dass mit ihr das Parteieigentum an dem Volksverlag 
Weimar, der in dem Aufbau Verlag aufgegangen sei, in Eigentum des Kultur­
bundes überführt worden sei. Vergleichbar verhalte es sich mit dem Verlag 
Rütten & Loening (Anlage K 16, S. 3 Abs. 1 bis 4). 

10 März 1993 bis 21. Juni 1993 sowie 9./11. Februar 1994: Korrespondenz 
und Besprechungen der Behörden, wem der aus der Veräußerung erzielte 
Kaufpreis zufließe (vgl. Anlagen K 17, K 18, K 20). 

17. März 1994: erneute Feststellung der UK (Anlage K 22, S. 2/3; vgl. bereits 

Anlagen K 15, K 92/93): 

„Auch typischerweise in Betracht kommende Umstände für eine 
Parteizugehörigkeit, wie 
- Bilanzierung bei der Zentrag 
- Gewinnabführung über die Zentrag an J e Partei 

- Einbeziehung der Beschäftigten in die Freiwillige zusatzliche AI 
tersversorgung der Partei 

hätten nicht vorgelegen." 

Auch im Zusammenhang mit der sog. Plus-Auflagen-Problematik hatte die 
Klägerin im Nichtzulassungsbeschwerdeveif ahren Gehörsverstöße gerügt. 

Hintergrund des Vertriebs von als „Plus-Auflagen" bezeichneten Raubdrucken 
zu Zeiten der DDR war, dass einige DDR-Verlage und zwar jene, die vom 
Ministerium für Kultur verwaltet wurden, seit Mitte der 1960er Jahre auf Wei­
sung Auflagenbeschränkungen missachtet hatten, die sich aus den nut den 
Westverlagen geschlossenen Lizenzverträgen ergaben. In das 0«cbaft to 
Vertriebs dieser illegalen Auflagen zulasten der im „nichtsoziahsüschen Wäh­
rungsgebiet" ansässigen Vertragspartner war auch Aufbau 1945 « W * u * d ^ 
Die Gewinne aus diesem Geschäftsmodell wurden an die SED abgeführt 
(NZBB 25 Abs. 8/NZBB 26 Abs. 1). 

Nach der deutsch-deutschen Vereinigung hat man indes wegen des Verdachts 
des langjährigen Betruges in Tateinheit mit Vergehen nach dem Urhebergesetz 



b) 

aa) 

(vgl. Anlage K74, polizeilicher Vermerk v. 2.10.1991) « r i t t » , u. a. auch 
gegen Angehörige des Aufbau-Verlage, Zuständig war die .Zentrale Ermttt-
LgssteUe für die Bekämpfung der Regierungs- und Vereinigungstannnahta« 
(ZERV) Die ZERV saß im Haus der Beklagten, kooperierte eng rmt dieser und 
war personell mit thr über das D i r e k t . Rech, und die Stabsstel.e „Besondere 
Aufgaben" und deren Leiter, Herrn Dr. Richter, verbunden (Ss. v. 11.5.2009, 
S. 37, OA II 37; NZBB 26 Abs. 2). 

Hierzu hatten die Parteien in den Tatsacheninstanzen beweisbewehr, 
vorgetragen, wobei die Klägerin dtesen Vortrag im NichtzvJass 
deverfahren wie folgt zusammengefasst ha, (NZBB 26 A b , 4 - NZBB 27 
Abs. 3). 

70/21 August 1991: Durchsuchungen im ErmMungsverfahren gegen den 
Rnanzverwalter der PDS, Dr. Gerd Pelikan (dieser hatte das Übergabe- / 
Übernahmeprotokoll vom 2. April 1990 sowie die Zusatzerklämng zum Proto­
koll für die PDS unterschrieben). Fund eines Schreibens vom 28. November 
1989 aus dem sich die Problematik der sog. Plus-Auflagen erg.bt (dort: Aufla-
generhohungen sett Mitte der 1960er Jahre, die nicht Gegenstand der Uzenz-
verMge mit Partnern im NSW waren und Abführung der zusätzl.chen Gewm-
„e [nich, gezahlte Lizenzgebühren] an die Partei; Anlagen K 74 und K 75/76). 
über diesen Fund wurde das Direktora. Rech, der Beklagten, S — Be­
sondere Aufgaben", dort Herr Dr. Hans Richter, unverzüghch von der ZERV 
unterrichte, (Ss. v. H.5.2O09, S. 37 Abs. 1, GA II 37, mit Bewetsangebo, 
Zeugnis Dr. Richter). 

2 Oktober 1991: Vermerk U. Schmidt, Kriminaloberrat (Anlage K 74). 
Darstellung der Erkemitnisse zu den Plus-Auflagen. Zudem: 

Von der Treuhandanstalt, Direktorat Recht, PR BA, Herrn Dr. uZ So^rZäe mitgeteilt, dass der Aufbau-Verlag unmittelbar 
voTdSXLf stünde. Es droht Beweismittelverlust, da eme 
Übergabe bereits in der Woche ab dem 06.10.1991 vorgesehen^ 
Als Käufer treten ein Immobilienmakler aus dem Raum Frank ftmZd ein ehemaliger Mitarbeiter aus dem Bertelsmann-
KonzernTuf, es gibt aber vage Anhaltspunkte dafür, dass dtese Per¬
sonen für Dr. Elmar Faber stehen." 

bb) 
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cc) 4 Oktober 1991: Antrag der Staatsanwaltschaft an das Amtsgericht Tiergarten, 
Haftrichter, auf Erlass der polizeilich angeregten Durchsuchungsbeschlüsse 
(Anlage K 75/ K 76). Vermerk: 

Sowohl die Treuhandanstalt, Dr. Pächter, als auch die Kripo, KOR 
Schmidt, wiesen auf die besondere Eilbedürftigkeit, hm." 

dd) 7 Oktober 1991: Übergabe des Verlages und zeitgleich Durchsuchung der 
Verlagsräume aufgrund eines Durchsuchungsbeschlusses vom 7. Oktober 1991 
unmittelbar vor Beginn der Frankfurter Buchmesse (vgl. Ss. v. 11.5.2009, S. 
39 GA II 39: „Als Herr Lunkewitz am 07.10.1991 morgens ohne jede Kenntnis 
der Problematik geschweige denn ihrer Tragweite zur Übernahme in Berlin 
eintraf, fand er das Verlagsgebäude von schwerbewaffneten Polizisten umstellt, 
die Räume selbst von Staatsanwälten... besetzt, die kompletten Lizenzakten (...) 
beschlagnahmt, ferner die versammelten Medien vor..."; zudem Anlage K 77 
und 78 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 12.10.1991). Gleichzeitig Uber­
gabe umfassender Unterlagen zum Aufbau Verlag durch die Beklagte an die 
UK zur Prüfung der Eigentumsfrage (Ss. v. 20.7.2009, S. 35 Mitte bis 40 Mitte, 
GAIII 154 bis 159). 

ee) Die Treuhandanstalt hat die ihr unmittelbar nach dem 20./21. August 1991 von 
der ZERV vorgelegten Informationen über die Plus-Auflagen und ihre Berech­
nungen über die zu erwartenden Schäden, die für die Käufer zweifellos von 
zentraler Bedeutung waren, nicht an die Erwerbsinteressenten weitergeleitet 
(Ss v.11.5.2009, S. 68, GA II 68, sowie S. 37 unten/S. 38, GA II 37/38). Inter­
ne Berechnungen der Beklagten ergaben eine Schadenshöhe von bis zu 30 
Millionen DM (Ss. v. 11.5.2009, S. 40/S. 41, GA II 40/41). Nach den Ereignis­
sen des 7 Oktober 1991 gingen die Käufer von einer weitaus geringeren Scha­
denshöhe aus (Ss. v. 11.5.2009, S. 68, GA II 68, S. 37, GA II 37, S. 40 un­
ten/S 41, GA II 40/41) und sahen sich an den Kaufvertrag gebunden, da sie 
insbesondere keine Kenntnisse über die Hintergrundinformationen hatten, über 
die die Beklagte verfügte (Ss. v. 11.5.2009, S. 41/S. 42, GA II 41/42). 

6 Erst zur Jahreswende 1993/1994 entstanden bei der Klägerin Zweifel an der 
Rechtswirksamkeit der Privatisierung, die darauf beruhten, dass sie in einem 
Verfahren vor der 16. Zivilkammer des Landgerichts Berlin einen gerichtlichen 
Hinweis erhielt, das Gericht gehe nicht davon aus, dass der Aufbau-Verlag 
jemals eine volkseigene Wirtschaftseinheit gewesen sei (vgl. Ss. v. 16.10.2008, 
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treuhändensch verwalteter Rechte ( s . auch NZBB 27 Abs. 4 

Abs. 1). 

« dieses s — r - - * * = X 

chung ist vermerkt (Anlage K 20): 

r u . c H I - Herr Berger) habe klargestellt, daß die Wirksamkeit der 
Jch (seil. Herr Berga; m & gestellt werden 
Veräußerung des Aufbau ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ä s ^ a 
solle, aus der 
und der werden konnte, wel¬
Veräußerung em positiver Kaufpreis « ™ Hierbei wurde 
eher dem * » f « v ™ 
auch besprochen, ^ ^ ^ ^ " d a « , s i c h dieser als organi-
Veräußerung des Aufbau Verlages nai 

^ f T d ^ Ä Ö S t darüber, dass im Eigentum des Kultorbunaes.^ Q e _ 
dies zur Folge hat, dass die Aufbau Vertag um . 
Schäftsanteile . ^ ^ . 7 ^ ™ , ^ ^ ^ § 7 Um­
stellt, da sie nicht gemäß §11 A t a 21 renn s ^ 
wandlungs-VO Rechtsnachfolgen m aas vern g 
Aufbau Verlag werden konnte." 

Cieichwohi i _ t e t e die Besagte „U 2 SV5B; 
O Q n ^ p m h e r 1993 unter dem 11. Februar i w t ben der Klägenn vom 29. Dezember i « o m 

K 21) wie folgt: 

, ^ c h d e „ F e s B t e ^ 

daß sich die PDS ™<g»8«i 0 « n i c h t s ^ 

fen'sichtlich um Volkseigentum handelte. (...) 

Im Übrigen ist die Treuhandanstalt nach dem derzeitigen Kennt-

ne Abgabe weiterer Erklärungen nicht für erforderlich. 
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7. 

a) 

b) 

In einer „Chronologischen Übersicht über die eigentumsrechtliche Entwick­
lung des Aufbau-Verlages« vom 17. März 1994 (Anlage K 22) kommt Herr 
Regierungsrat Berger von der UK zu dem Ergebnis, 

dass der Aufbau Verlag nach seiner Löschung im Handelsregister 
B und Eintragung im Register C als Verlag des Kulturbundes be¬
handelt wurde. (...). 

Es gibt keine Hinweise auf eine Übertragung des Aufbau Verlages 
in Volkseigentum." 

Am 28. September 1994 t r i t t Herr Berger von der UK Herrn Lunkewitz mit, 
dass Aufbau nicht OEB SED, sondern OEB Kulturbund" sei und Herr 

Lunkewitz eine „vermögenslose Hülle« erworben habe (Gesprächsnotiz Ber­
ger, Anlage K23, BU 11 Abs. 3). 

Zur Eigentumslage an den Verlagen existieren zwei Privatgutachten, sowie ein 

gutachterlicher Vermerk: 

Nach der Mitteilung Herrn Bergers vom 28. September 1994 hatte die BFL 
Herrn Rechtsanwalt Bernd Schräder mit der Erstellung eines Rechtsgutachtens 
zur Frage der Identität der Gesellschaften beauftragt. Dieser kam im Oktober 
1994 zu dem Ergebnis, dass die Klägerin nicht Rechts- und Vermögensnach­
folgerin von Aufbau 1945 geworden sei (Anlage B 2). Dabei standen ihm nur 
die öffentlich bekannten Daten zur Verfügung. 

Nachdem die Beklagte diesem Gutachten widersprach und die Parteien auch 
weiterhin keine Einigkeit erzielen konnten, schlug die Beklagte die Einholung 
eines Sachverständigengutachtens vor, für dessen Unabhängigkeit sie sich 
unter Verweis auf ihre Gesetzesbindung durch ihren Direktor Herrn Dreher 
verbürgte (Ss. v. 11.5.2009, S. 100 oben, GA II 100). Diesem Vorgehen stimm­
ten die Käufer und die Klägerin zu. Die Beklagte beauftragte daraufhin Herrn 
Prof Schlink mit der Erstellung eines (unabhängigen!) Gutachtens. Mit 
Schreiben vom 13. Dezember 1994 (Anlage K 107) übersandte dessen Mitar­
beiter Dr. Bernd Hohmann einen gutachtlichen Vermerk (Anlage K 106). Das 
Anschreiben lautet wie folgt: 
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„hiermit übersende ich Ihnen den ^ff^^tl 
kann ich Ihnen nichts Positives mitteilen. (...) Ich denke, üass me 
THA wenn sie weiterhin darauf beharren sollte, auf verlorenem 
Post Z. Deshalb habe ich auch ^^S^Zn 
Herrn Prof. Schlink von mir aus einzuschalten. Es 
naTwie vor die Möglichkeit, ihn unabhängig von mir um ein Gut¬
achten zu bitten." 

Das „Gesamtergebnis" seiner Begutachtnng g « Herr Hohmann in seinem 

Vermerk wie folgt an: 

Der Aufbau-Verlag konnte nicht nach dem TreuhG ^ S e ™ * e l t 
und orivltisLrt werden, da er sich nicht im Volkseigentum befand. 
C! DJu tsTzu bemerken, daß dem nicht dadurch 
werden kann, daß behauptet wird, der Verlag sei doch volkseigen 
^ " D i e ' s e Behauptung lässt sich nach 
chem Material gegenwärtig vorhegt, rechtlich nicht halten. 

Der Lehrstuhl Prof. Dr. Schlink war gerade wegen der ^ d ^ ^ 
Herrn Dr Hohmanns beauftragt worden. Trotz (bzw. wegen) dieser klaren 
Ausführungen seines Mitarbeiters Hohmann wurde im Januar 1995 em von 
Herrn Professor Schlink unterzeichnetes Gutachten vorgelegt, das zu dem 
gegenteiligen Ergebnis gelangte, dass der Aufbau-Verlag Eigenem des V * s 
gewesen sei (BU 12 Abs. 5). Für dieses Gutachten, das f*™ ™ 
L von Herrn Dr. B. Hohmann erstellt^ wurde, stellte Herr Prof. Schlink 
30 000 - DM zzgl. MWSt. in Rechnung (Anlage K 108). Die Klägerin hat 
vorgehen, dass das Gutachten nicht von Herrn Prof. Schlink, sondern von 
der Beklagt, selbst verfasst wurde und sich zum Beweis dieses Vortrags^ 
das Zeugnis von Herrn Prof. Schlink, Herrn Dr. Bernd Hohmann und Herrn 
LTthert S , v. 30.6.2010, S. 38/39 Mitte, GA VI 86/87 
Anlage K 109 vorgelegte Schreiben der Beklagten vom 12. Oktober 1995 an 
Herrn Dr. Bernd Hohmann berufen, in dem es heißt: 

Tch möchte nochmals betonen, daß ich keinerlei Kritik am dem 
G u t c ^ ^ 1 S t ' A7 
Scfbnng^^^ 
Ser ige lusammenarbeit sehr konstruktiv und harmonisch. (Un¬
terstreichung nicht im Original) 

Die Beklagte hat das Gutachten bei den Gerichten vorgelegt und sich darauf 
gestützt, In einem Vermerk vom 9. Oktober 1995 (Anlage K 33) nahm Herr 
Berger (UK) erneut Bezug auf die eigentumsrechtliche Zuordnung des Aufbau-



8. 

Verlages und bezeichnet die „sekretariatsinterne Rechtsmeinung" (Zuordnung 
zum Kulturbund) als „unzutreffende Würdigung des Abkommens vom 
13 Dezember 1963". Es sei davon auszugehen, dass der Verlag wirksam in 
Volkseigentum überführt worden sei. Die damaligen Prozessbevollmächtigten 
der Beklagten hatten zuvor um eine Relativierung des Akteninhaltes „gebeten", 
nachdem von Klägerseite die früheren internen Vermerke der UK vorgelegt 
worden waren, die zum gegenteiligen Ergebnis gekommen waren (Anlage K 
28 Sehr v 6 10 1995). Die Beklagte hat ihre Prozessbevollmächtigten an die 
UK verwiesen (Schreiben vom 9.10.1995, Anlage K 29). Die Beklagte hat 
auch diesen Vermerk bei den Gerichten vorgelegt. Das Kammergericht hat ihn 
seinem Urteil vom 5. Mai 1998 (14 U 856/96) zu Grunde gelegt (Anlage K 34, 
S. 16 Abs. 1). 

Die BFL und Herr Lunkewitz erklärten mit Schreiben vom 26. Juni 2007 
(Anlage K 85) gegenüber der Beklagten die Anfechtung ihrer auf Abschluss 
der Verträge vom September 1991 und November 1992 gerichteten Willenser­
klärungen wegen arglistiger Täuschung über „Inhalt und Ausmaß der Plusauf­
lagen-Problematik" (BU 14 Abs. 3). Insbesondere habe die Beklagte die Kau­
fer nicht darüber aufgeklärt, dass ihr die Problematik der Plusauflagen schon 
vor Abschluss der Verträge von September 1991 bekannt war. Unter dem 
17 Juni 2009 (Anlage K 122) sowie nach Konsultation mit dem Insolvenzver­
walter nochmals am 9. September 2009 (Anlage K 137) erklärte die Klägerin 
ebenso wie die sonstigen Beteiligten gegenüber der Beklagten die Anfechtung 
ihrer auf Abschluss der Verträge vom 24. November 1992 gerichteten Willens­
erklärungen, da die Beklagte ihnen arglistig verschwiegen habe, dass die Ver­
träge vom September 1991 formnichtig gewesen seien und der Vertrag vom 
November 1992 insbesondere zur Heilung des Formmangels geschlossen 
worden sei wobei die Beklagte ihnen vorspiegelte die neue Beurkundung des 
Kaufs solle wegen angeblicher Sittenwidrigkeitsrügen von Käuferseite stattfin­
den. Auch habe die Beklagte sie arglistig über den Wert des Grundstücks Fran­
zösische Straße 32/33 und die fehlende Eigentümerstellung der Klägerin ge­
täuscht (BU 15 Abs. 3). 

Der Streitstoff lässt sich wie folgt zusammenfassen (NZBB 31 Abs. 2 und 3). 

Die Käufer gingen bei Abschluss der Verträge vom 18. und vom 27. September 
1991 davon aus, dass die Beklagte in der Lage wäre, ihnen die Anteile an und 
das Vermögen von „Aufbau 1945« und „Rütten & Loening 1844" zu verschaf-
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fen. Die Käufer und die KBgenn wähnten sich auch be, Abschluss des Vema 
ges vom 24. November 1992 als Verpar tner einer Behörde, dre nach §§ 
und 11 TrenhO Inhaber der Antetie an den Gesellschaften gewesen war und 
1 hatte wirksam «bertragen können. Die Klägerin is, — « d a v o n 

ausgegangen, dass die Beklagte zunächst den Käufern und nachfolgend hr Italic Mormauonen zur Verfugung stellte die „otwend,g^aren, d 
Wirksamkeit der abgeschlossenen Verträge, tnsbesonde e dre " v°n 
Kapttalgesellschaften im Aufbau und von G e s c h ä f t e n 
WerthaUgkei. der vermeintlich erworbenen Verlagshäuser zu beurteden. Dt 
M e r und ebenso die Klägenn mussten nicht davon ausgehen, dass dtetentge 
" 1 mitdazuangeueten war, der WfflkUrdes SED-Unrech.-Regunes 
U t e zu bereiten, trotz threr schwerwiegenden Zweifel an der Etgentums-
ZTZ Ihender Schadensersatzforderungen der Westverlage und Autoren 
w gen Verletzungen der Lizenzen versuchen wurde Verttäge « . rf*r 
pihwerte und Bedeutung abzuschließen, ohne dte Kaufer und dtea genn 
Uber ihre Kennmisse und Zweifel sowie die dtesen zu Grunde hegenden Er Tittlungsergebnisse der UK zu informieren. Sie durften vtelmehr gerade an-
: l n 6 dl die Beklag« sie auf derart massive — und recMtch 
Unstcherheiten hinweise» wurde. Dte Käufer wie auch dre Klägenn « nde 

J n cjp^tpmher 1991 sowie vom 24. Novemoer 
Verträge vom 18. und vom 27. beptemoer I ^ J - & 

~ h , abgeschlossen, wenn sie gewuss. hätten, dass die — ™ BJ 
Orden es ausschlössen, Jedenfalls alles andere als sicher waren, dass sieAnte, 

,e und Vermögen wirksam übertragen konnten und/oder wenn ihnen zugleich 
dretrhertge Kenners der Behörden sowie das Ausmaß der Plusauflagen 
Problematik zur Kenntnts gebtacht worden wäre. Gerade der V « « * ™ » 
24 November 1992 wäre darüber hinaus mcht geschlossen worden, wenn dte Lagte den Käufern und der Klägerin die Formntchtigker« der V e r l o r n 
,8 und 27. September 1991 offenbart und ihnen mcht vorgesptegelhatte>e 
Neubeurkundvlg des Verkaufs der Anteile erfo,ge wegen angeblicher Sitten-
widrigkeitsrttgen von Käuferseite. Sie hätten die Verlagstattgkeit mcht fortge 
Zrt Z dam,, mcht fortwährend Lizenzen, Marken- und Urheberrechte ver-
2 » Klägenn hätte keine Emlagen und Gesellschafterdarlehen angenom-

men. 



v i « « * » Aufbau u , — t rt» v „ m Nov. ZOU 

III. 

Das von der Klägerin angerufene Landgericht Berlin ha. dte Klage durch Ver­
säumnisurteil vom 30. Juni 20O9 abgewiesen und dieses nn. Urte.1 vom 
70 Oktober 2009 aufrechterhalten. Die hiergegen gerichtete Berufung der 
Klägerin ha. das Kammergerich, mi. Urteil vom 10. Februar 2011 zurückge­
wiesen und dabei die Revrsion nicht zugelassen. Die hiergegen genchtete 
Nichtzulassungsbeschwerde ha, der Bundesgerichtshof mit Beschluss vom 
9. Oktober 2012 zurückgewiesen. 

1. 

2. 

Im Einzelnen: 

Das Landgerich. vernein. Ammaftungsansprüche der Klägerin mi, der 
Begründung die Beklagte habe nicht hoheitlich gehandelt; Amtspfhchten 
hätten gegenüber der Klägerin nicht bes ten . Zweifel an einer wirksamen 
ü t l g l g seien er, Ende !993 aufgekommen; hier habe die Beklagte mdes 
keine fa.sd.en Auskünfte erteil«, sondern nur euren Rechtsstendpnn« verbeten, 
ohne dass weitergehende Informationspfflchten beStenden hatten. Den Verant­
wortlichen der Klägerin seien die maßgeblichen UmsKU.de bekannt gewesen̂  
Ansprüche aus Verschulden bei Vertragsverhandlungen bestünden mcM, da e.n 
mformationsgefälle allenfalls bis Dezember 1993 vorgelegen und dte Klagenn 
mindestens gleichwertige Kenntnis von den Unsicherhe.ten gehab, habe 
Nachverjche Fluchten seien nicht verietz, worden, da die Beklagte mch 
die Schlussfolgemng der fehlenden Idenutät zwischen Aufbau Vertag 1945 
und Aufbau 1990 gezogen habe. Es fehle in jedem Fall an der sch üssrgen 
Darlegung eines kausalen Schaden, Etwaige Schadenersatzansprüche seren 
" s v c ä h r t . Dte Vertage vom September 199! habe die Klagen^mch, 
anfechten können, da sie nich, Vertragspartner« gewesen se, Für das Feststd-
mngsbegehren in Bezug auf die Nichtigkeit des Vertrags vom November 1992 
fehle es am Feststellungsinteresse. 

Gegen das Urteil des Landgerichts vom 20. Oktober 2009, das der Klägerin am 
01 Oktober 2009 zugestellt wurde (BU 21 Abs. 2), hat die Klagenn am 
6 November 2009 Berufung eingelegt und diese mit Schriftsatt vom 
27 Januar 2010 (GA IV 172 ff), bei Gencht eingegangen am selbigen Tag und 
damit innerhalb der bis zum 27. Januar 2010 verlängerten Berufungsbegrün­
dungsfrist, begründet (BU 21 Abs. 2 Satz 1). 

http://fa.sd.en
http://UmsKU.de


a) 

Die Berufung hatte indes kernen Erfolg, obwohl die Klägerin auf den Seiten 
68 ff ihrer Berufungsbegründung (Ss. v. 27.1.2010, GAIV 172/239 ff) im 
Einzelnen dargelegt hat, an welchen Stellen und inwiefern das Landgericht den 
Kern ihres Vortrages nicht erfasst und diesen damit nicht zur Kenntnis ge­
nommen und erwogen hat, sowie dass und inwiefern die Rechtsanwendung 
durch das Landgericht zu großen Teilen keine Grundlage im Gesetz hat und 
damit völlig willkürlich war. 

Das Berufungsgericht verneint zunächst die Inten^entionswirkung der 
Entscheidungen aus dem Rechtsstreit vor dem Landgericht Frankfurt (Urt. v. 
18 11.2005, 2-27 O 238/04, OLG Frankfurt, Urt. v. 17.8.2006, 16 U 175/05, 
Senat Beschl v. 3.3.2008, II ZR 213/06), da die Klägerin in dem dortigen 
Verfahren als Hauptpartei nur aus Gründen der Beweislast unterlegen sei. 
Damit stehe für den Folgeprozess zwischen der Klägerin und der hiesigen 
Beklagten, der damaligen Streitverkündeten, gerade nicht die logische Alterna­
tive der nicht festgestellten Tatsache fest (BU 23 Abs. 6 - BU 24 Abs. 3). Die 
Klägerin habe vorliegend nicht nachgewiesen, dass sie nicht Rechts- und Ver­
mögensnachfolgerin von Aufbau 1945 geworden sei (BU 23 Abs. 5, BU24 
Abs 4 - BU 26 Abs. 1). Der Senat könne anhand der Indizien und des unstrei­
tigen Sachverhaltes sowie im Anschluss an die Entscheidungen des 1. und 
14. Zivilsenats des Kammergenchts (Beschl. v. 21.8.2001, 1 W 8520/99; Urt. 
v 5 5 1998, 14 U 856/96, Anlage K 34) nicht ausschließen, dass die Klägenn 
Rechts- und Vermögensnachfolgerin von Aufbau 1945 geworden sei (BU 26 
Abs. 1). Es gehe zu Lasten der Klägerin, dass die Frage der fehlenden Rechts­
nachfolge nicht eindeutig zu klären sei (BU 26 Abs. 1). 

b) Unterstellt, die Klägeriii sei nicht Rechts- und Vermögensnachfolgerin von 
Aufbau 1945, stünden ihr gleichwohl keine Schadensersatzansprüche zu (BU 
26 Abs. 2 bis 35 Abs. 5). 

u c a m AH* 1 < t̂7 1 BGB a F. bestehe aufgrund des aa) Ein Anspruch aus § 307 Abs. 1 Isatz l BUD 
gegenüber § 306 BGB a. F. vorrangigen § 437 BGB a. F. nicht (BU 26 Abs. 3 -
BU 28 Abs. 1). Die Klägerin sei zudem bereits nicht Vertragspartner der Ver­
träge vom September 1991, die mit dem Vertrag vom November 1992 auch 
kein einheitliches Geschäft bildeten. 

bb) Einen Anspruch aus § 839 Abs. 1 BGB in Verbindung mit Art. 34 Satz 1 GG 
verneint das Kammergericht (BU 28 Abs. 2 - BU 29 Abs. 2), da die Treuhand-



cc) 

anstatt nicht in Ausübung eines öffentlichen Amtes gehandelt habe (BU 28 
Abs. 4/ BU29 Abs. 1). Zutreffend sei das Landgericht auch davon ausgegan­
gen, dass die Beklagte jedenfalls keine gegenüber der - nicht zu den Käufern 
gehörenden - Klägerin bestehende Amtspflicht verletzt habe (BU 29 Abs. 2). 

Schadensersatzansprüche aus culpa in contrahendo verneint das Berufungsge­
richt ebenso wie Ansprüche wegen nachvertraglicher Aufklärungspflichtverlet­
zungen (BU 29 Abs. 3 - BU 35 Abs. 1). Der Beklagten seien schuldhafte Auf-
klärungs- und Hinweispfiichten nicht anzulasten. Zudem sei das Landgencht 
jedenfalls zutreffend davon ausgegangen, dass ein aufklärungspfhchtiges In­
formationsgefälle allenfalls für einen kurzen Zeitraum bestanden habe, da die 
Käufer bereits 1994 die Auffassung vertreten hätten, Aufbau 1990 sei nicht 
identisch mit Aufbau 1945 (BU 35 Abs. 2). Dass und gegebenenfalls welcher 
Schaden aufgrund des zeitlich begrenzten Informationsgefälles entstanden sei, 
sei nicht dargelegt und nicht ersichtlich. 

Der objektive Tatbestand des § 826 BGB sei nicht erfüllt; auch der 
erforderliche Vorsatz liege nicht vor (BU 35 Abs. 2). 

ee) Die Parteien seien schließlich im Verhältnis zu etwaigen Schadensersatz- und 
Bereicherungsgläubigem keine Gesamtschuldner, weshalb ein Anspruch aus 
§ 496 Abs. 1 Satz 1 BGB nicht bestehe (BU 35 Mitte). Es fehle an Vortrag der 
Klägerin dazu, dass sie durch die unerlaubte Nutzung fremder Lizenz- und 
Verlagsrechte selbst unerlaubte Handlungen begangen habe, die eine Gesamt­
schuldnerschaft nach § 840 Abs. 1 BGB zur Folge hätte. Auch sei nicht schlüs­
sig vorgetragen, dass die Beklagte Inhabern der verletzten Immaterialrechtsgü-
ter zum Schadensersatz verpflichtet sei. Schließlich sei auch offen, ob und in 
welcher Höhe Dritte Ansprüche geltend- gemacht hätten, die nicht von der 
Freistellungsvereinbarung (Anlage K 97) erfasst seien (BU 35 Abs. 4). 

c) Die Klage sei in Bezug auf den Klageantrag zu 3, der seit dem Nichtzulas­
sungsbeschwerdeverfahren nicht mehr weiterverfolgt wird, unzulässig, da das 
erforderliche Feststellungsinteresse fehle. Nach den Feststellungen des Bun­
desverwaltungsgerichts müsse die Klägerin den Untemehmensteil Rütten & 
Loening nicht in natura zurückgeben, so dass nicht ersichtlich sei, dass ein 
Schaden entstehen könne (BU 36 Abs. 2 bis 5). 

dd) 
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aa) 

d) Die Feststellungsklage hinsichtlich des Klageantrags zu 4 sei unzulässig, 
soweit die Klägerin die Feststellung begehre, ihr sei derjenige Schaden zu 
ersetzen, der aus der Nichtigkeit der Verträge vom September 1991 resultiere. 
Insoweit fehle es am Feststellungsinteresse, da die Klägerin nicht Vertragspart­
nerin dieser Verträge gewesen sei, eine Rückabwicklung im Verhältnis der 
Vertragsparteien zu erfolgen habe und nicht dargelegt sei, welche Ansprüche 
sich hieraus für die Klägerin ergeben könnten (BU 36 Abs. 6 - BU 37 Abs. 2). 
Im Übrigen sei die Feststellungsklage hinsichtlich des Klageantrags zu 4 unbe­
gründet, da der Vertrag vom November 1992 wirksam sei. 

Weder seien die Verträge nach § 306 BGB a. F. nichtig, noch wegen eines 
Verstoßes gegen § 134 BGB, weil die erforderlichen Zustimmungen des Direk­
torats Sondervermögen der Treuhandanstalt und der UK nicht vorgelegen 
hätten (BU 37 Abs. 4, Abs. 5 - BU 38 Abs. 2). 

bb) Die Verträge seien auch nicht aufgrund der Anfechtungserklärungen der 
Klägerin aus dem Jahr 2009 nichtig, da die Beklagte die Klägerin nicht arglis­
tig getäuscht habe (BU 38 Abs. 3 - BU Abs. 5). Zur Aufklärung Uber die 
Formnichtigkeit der Verträge vom September 1991 sei die Beklagte nicht 
verpflichtet gewesen. Die Klägerin sei an diesen Verträgen auch nicht beteiligt 
gewesen und durch eine etwa pflichtwidrig unterbliebene Aufklärung nicht in 
ihren Rechten verletzte (BU 38 Abs. 4). Auch in Bezug auf das Grundstück 
Französische Straße Nr. 32/33 liege eine arglistige Täuschung nicht vor. Weder 
habe die Beklagte vor Vertragsschluss gewusst, dass die Klägerin nicht Eigen­
tümerin des Grundstücks ist, noch habe ein Informationsgefälle in Bezug auf 
den Verkehrswert des Grundstücks bestanden (BU 38 Abs. 5). 

cc) Schließlich seien die Verträge auch nicht aufgrund der Anfechtungserklärung 
der BFL und von Herrn Lunkewitz mit Schreiben vom 26. Juni 2007 (Anlage 
K 85) ex tunc nichtig. Die Behauptung, die Mitarbeiter der Treuhandanstalt 
hätten Kenntnisse zu „Inhalt und Ausmaß der Plusauflagen-Problematik­
arglistig verschwiegen, sei unsubstantiiert (BU 39 Abs. 2). Zudem sei die 
Regelung dieser Problematik gerade Gegenstand des Vertrages vom November 
1992 gewesen (BU 39 Abs. 2). 

dd) Zuletzt seien die Verträge aus den Gründen des landgerichtlichen Urteils auch 
nicht wegen Beurkundungsmängeln nichtig; etwaige Mängel wären durch die 
wirksame Abtretung der Geschäftsanteile geheilt worden (BU 39 Abs. 3). 
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e) 

a) 

Die Revision wurde nicht zugelassen, ohne dass sich das Berufungsurteil trotz 
einer entsprechenden Anregung von Klägerseite im Termin (indes: nicht proto­
kolliert) hierzu auch nur mit einem Wort verhielte (kein Tenorausspruch, keine 
Gründe). 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dem der Klägerin am 20. Juni 2011 
zugestellten (s. dazu den Eingangsstempel auf dem BU, Anlage VB 4, und das 
der Anlage angeheftete EB) Berufungsurteil hat die Klägerin vor dem Bundes­
genchtshof einen Tag später, also am 21. Juni 2011, Nichtzulassungsbe­
schwerde erhoben und diese innerhalb der ihr gesetzten, verlängerten Fnst 
begründet (Rechtsmittelschrift v. 21.6.2011, Anlage VB 9, mit angehefteter 
Eingangsbestätigung des BGH; NZBB v. 21.12. 2011, Anlage VB 10 [Eingang 
beim BGH: 22.12.2011, s. dazu den Eingangsstempel auf der NZBB]; die 
Begründungsfrist war bis zum 27.12.2011 verlängert, Anlage VB 11). 

Die Beschwerde blieb ohne Erfolg: 

Der VIII Zivilsenat hat seinen Zurückweisungsbeschluss in der Sache nicht 
begründet, sondern lediglich ausgeführt, dass keine Zulassungsgründe vorlägen 
und im Übrigen auf § 544 Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 2 ZPO verwiesen. Wörtlich 
heißt dort: 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revi­
sion wird zurückgewiesen, weil weder die Rechtssache grund­
sätzliche Bedeutung hat noch die Fortbildung des Rechts oder die 
Sicherung einer einheiüichen Rechtsprechung eme Entscheidung 
defSonsgerichts erfordert (§ 543 Abs. 2 Satz 1 ZPO) Vor,.ei­
ner näheren Begründung wird gemäß § 544 Abs. 4 Satz 2 Halb­
satz 2 ZPO abgesehen." 

Entschieden hat der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs. Ursprünglich war 
die Sache indes zum II. Zivilsenat gelangt (und erhielt dort das Aktenzeichen 
II ZR 144/11), weil dieser mit dem Komplex Aufbau Verlag /Treuhandanstalt 
(BvS) in anderem Zusammenhang mehrfach vorbefasst war (zuletzt im Jahr 
9011 - II ZR 134/10). Der IL Zivilsenat gab die Sache allerdings nach Prüfung 
seiner Zuständigkeit an den seiner Ansicht nach zuständigen VIII. Zivilsenat 
ab Dies wurde der Klägerin mit Schreiben vom 13. September 2012 unter 
Angabe des nunmehrigen Aktenzeichens VIII ZR 382/11 mitgeteilt (Anlage 
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VB 1» Der Zuruckweisungsbeschluss dauert - bekanntlich - vom 9. Oktober 
,012 Kurz zuvor erwtderte die Beklagte auf die Nichtzulassungsbeschwer-
"debegrUndung und zwar mit Schriftsatz vom 21. September 2012 (Anlage 
VB13). Erwidert ha. sie durch Rechtsanwalt beim Bundesgenchtsho 
Dr. Toussaint, der sich bereits am 10. Januar 2012 für die Beklagte bestell, 
hatte und um Überlassung der Gerichtsakten gebeten hatte (Anlage VB 14). 

In ihrer BeschwerdebegrUndung hatte die Klägerin auf 127 Seiten umtond 
zum Streitsund (NZBB 2 - NZBB 35 A b , 3 unter Punk. I. - III wte auchhrer 
sowie zur Statthaftigkeit der Nichtzulassungsbeschwerde (NZBB 35 A b , 4 -6 
unter Punkt I V , § 26 Nr. 8 EGZPO, Beschwer angesichts der auf 30 Mto EUR 
lautenden Streriwertbeschltisse in den T a t s a c h e n — deuten Uber 
20.000,- EUR) vorgetragen und in Entsprechung der Pfficht^s 544 A b , 2 
Satz 3 ZPO zulassungsrelevante Rechtsfehler im Sinne des § 543 Abs. 2 Satz 
ZPO dargelegt (NZBB 36 - NZBB 127 unter Punkt V. - IX.). 

Dabei ha. die Klägerin das Berufungsurteil, das letztlich auf zwei Alternativ¬

begründungen beruht, nämlich 

- auf dem Umstand, die Klägerin habe mcht bewiesen, dass sie nicht Rechts­
nachfolgern, des Aufbau-Verlags 1945 bzw. des Verlags Rütten & Loemng 
1844 geworden sei (insoweit angeblich fehlende Interventionswirkung aus 
den Entscheidungen des vor dem Landgericht Frankfurt, OberlandesgencM 
Frankfurt und dem Bundesgerichtshof geführten Vorprozesses BU 23 
Abs 6 - BU 24, sowie Beweislastentscheidung zum Nachteil der Klägenn, 
BU 25 - BU 26 Abs. 2, bzw. BU 35 Abs. 6/BU 36 Abs. 1) 

und 

- auf der Erwägung, dass der Klägerin die geltend gemachten Schadenser­
satzansprüche auch in der Sache nicht zustünden, wenn man untersteUte, 
sie sei nicht Rechtsnachfolgerin des Aufbau-Verlags 1945 und des Verlags 
Rütten & Loening 1844 geworden (BU 26 Abs. 3 - BU 39) 

umfassend angegriffen (zur ersten Altemativbegründung ^ ^ 6 6 
Abs 2 unter Punkt V.; zur zweiten Alternativbegründung NZBB 66 Abs 2 -
NZBB 127 unter Punkt VI. - IX.) und dabei vermocht, zahlreiche entschei­
dungserhebliche Zulassungsgründe aufzuzeigen, die in ihrer Gänze den Ver-
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dacht wecken, das Kamraergericht habe sich „nahezu notorisch" (NZBB 104 
Abs. 2) geweigert, sich mit dem Vorbringen der Klägerin in der gebotenen 
Weise auseinanderzusetzen. 

Die einzelnen Angriffe hat die Klägerin in der - später erhobenen - Anhö­
rungsrüge (dazu sogleich unter dem nachfolgenden Punkt 4.) zu Zwecken der 
besseren Anschauung tabellarisch aufgelistet (Anlage AR 1, der Anlage VB 7 
beigeheftet), worauf auch hier einleitend verwiesen wird. Jedenfalls hat die 
Klägerin die einzelnen Zulassungsgründe in ihrer NZBB wie folgt dargelegt, 
wobei die einzelnen Zulassungsgründe im Schriftbild hervorgehoben sind: 

aa) Erste Alternativbegründung des Berufungsgerichts: 

(1) Die Klägerin hat zur Erschütterung der „ersten Säule", auf der das 
Berufungsurteil ruht, zunächst dargelegt, dass das Berufungsgericht in zulas­
sungsrelevant rechtsfehlerhafter Weise die Interventionswirkung des Aus­
gangsprozesses verkannt habe, in dem die hiesige Beklagte Streitverkündete 
war. Sie hat dabei unter Wiedergabe der Urteilsformel des landgerichtlichen 
Urteils (NZBB 38 Abs. 3 und 4) und der maßgeblichen Erwägungen des Land­
gerichts, Oberlandesgerichts sowie Bundesgerichtshofs (NZBB 38 Abs. 5 -
NZBB 39 Abs. 7) darauf hingewiesen, dass von der Interventionswirkung 
jedenfalls der Tenor erfasst sei. Die Interventionswirkung des § 68 ZPO trete 
insoweit nicht hinter den Wirkungen der Rechtskraft zurück; § 68 ZPO ermög­
liche es nur, dass über die Wirkung der Rechtskraft hinaus auch im Vorprozess 
getroffene Tatsachenfeststellungen das Nachfolgegericht binden (NZBB 40 
Abs. 4 - NZBB 42 Abs. 2 unter Veiweis auf die maßgebliche Rechtsprechung 
des BGH und Literaturstimmen). Das aber habe das Kammergericht hier Über­
sehen, weil es sein Urteil lediglich darauf gründet, dass im Vorprozess bloß 
eine Beweislastentscheidung getroffen worden sei, wobei es aber verkenne, 
dass im Vorprozess auf die Widerklage des Herrn Lunkewitz ausweislich des 
Tenors positiv festgestellt wurde, dass dieser Rechtsnachfolger des Aufbau-
Verlags 1945 geworden sei. 

(1.1) Dieser - entscheidungserhebliche (NZBB 44 Abs. 3, NZBB 65 Abs. 4/ 
NZBB 66 Abs. 1) - Rechtsfehler sei, so die Klägerin weiter, ein solcher, wegen 
dessen die Revision nach § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1 ZPO zur Fortbildung 
des Rechts zuzulassen sei (NZBB 40 Abs. 3, NZBB 43 Abs. 2 - NZBB 44 
Abs. 1). Es fehle nämlich für die rechtliche Beurteilung eines verallgemeine-



rungsfähigen Sachverhalts (Interventionswirkung der Urteilsformel eines Fest­
stellungsurteils bei - unterstellt - zugrunde liegender Beweislastentscheidung) 
an einer richtungweisenden Orientierungshilfe. Insoweit seien zwei Entschei­
dungen des Bundesgerichtshofs (BGH, Urt v. 9.11.1982 - VIZR 293/79, 
BGHZ 82, 252/255 f; Urt. v. 17.2.1982 - III ZR 184/81, NJW 1983, 
2032/2033) fortzuschreiben, aus denen sich der maßgebliche Rechtssatz, die 
Interventionswirkung erfasse jedenfalls das, was durch den Tenor rechtskräftig 
festgestellt ist, nicht mit der hinreichenden Deutlichkeit ergebe. 

(1 9) Mit dem aufgezeigten Rechtsfehler habe das Kammergericht aber auch einen 
falschen, verdeckten Obersatz aufgestellt, der die Gefahr einer Fehlanleitung 
der Rechtspraxis in sich berge und deshalb symptomatisch fehlerhaft sei. Die 
Revision sei daher schon in Anwendung des § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt 2 
ZPO zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung zuzulassen (NZBB 40 
Abs 3 NZBB 44 Abs. 2). Dieser Obersatz bestehe darin, dass das Kammerge­
richt die Interventionswirkung ausschließlich auf die tatsächlichen und rechtli­
chen Grundlagen der Entscheidung im Vorprozess bezieht, sofern diese nicht 
auf einem non-liquet beruhen, wohingegen der Bundesgerichtshof in den ge­
nannten Entscheidungen die Interventionswirkung daneben auch auf das fest­
gestellte Rechtsverhältnis oder die ausgesprochene Rechtsfolge beziehe. Die 
Zulassung der Revision sei daher erforderlich, zumal die bei versteckter Ober­
satzbildung für die Zulassung erforderliche und darzulegende Wiederholungs­
gefahr sich schon realisiert habe. Das Landgericht Frankfurt habe nämlich m 
einem Folge verfahren zwischen der Klägerin und Herrn Lunkewitz die genann­
te, symptomatisch rechtsfehlerhafte Begründung des Kammergerichts aufge­
griffen (NZBB 44 Abs. 2 unter Vorlage des Urt. d. LG Frankfurt v. 7.10.2011 -

' 2-04 O 605/09 als Anlage NZBB 5 [der Anlage VB 10 beigeheftet], s. dort 
S. 24 Abs. 3). 

(1 3) Die Fortbildung des Rechts (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1 ZPO) gebiete die 
Zulassung der Revision in diesem Zusammenhang aber auch noch aus einem 
weiteren Grunde (NZBB 46 Abs. 2/NZBB 47 Abs. 1). Der Bundesgenchtshof 
erstrecke die Interventionswirkung nämlich regelmäßig auch auf jene tragen­
den Feststellungen, die das erste Gericht getroffen hat (BGH, Urt. v. 9.11.1982 
- VIZR 293/79, BGHZ 85, 252/255, juris-Tz. 16). Das erste Gencht, das 
Landgericht Frankfurt, habe freilich keine Beweislastentscheidung getroffen, 
sondern im Gegenteil positiv festgestellt, dass Herr Lunkewitz Rechtsnachfol­
ger von Aufbau 1945 geworden sei (dort S. 12 bis 15). Dann aber stelle sich 



die Frage, ob diese nicht auf einem non-liquet beruhenden Feststellung im 
landgerichtlichen Urteil im Sinne des § 68 ZPO bindend sind, wenn dieses 
Urteil schlussendlich nach Zurückweisung der Revision rechtskräftig geworden 
ist. Insoweit sei die genannte höchstrichterliche Entscheidung fortzuschreiben, 
weil sich dies aus diesem nicht mit hinreichender Klarheit ergebe. 

(1 4) Ohnehin verkenne das Kammergericht, dass das Oberlandesgericht Frankfurt 
gar keine Beweislastentscheidung getroffen habe, sondern den Beweis für das 
fortbestehende Eigentum des Kulturbundes an Aufbau 1945 als geführt ange­
sehen habe. Anders hätte dem Widerklageantrag nämlich gar nicht stattgeben 
werden können. Das sehe auch der Bundesgerichtshof in seinem im Vorprozess 
ergangenen Hinweisbeschluss so, wenn dieser dort feststellt, dass das Beru­
fungsgericht zurecht davon ausgehe, der Kulturbund habe seine Inhaberrechte 
nicht verloren. Das aber zeige, dass das Kammergericht zur Lektüre des Beru­
fungsurteils des Vorprozesses nur insoweit gegriffen haben kann, als in diesem 
Ausführungen zum dortigen Klageantrag la getätigt wurden. Ein solch selekti­
ves Durchdringen des Vorprozesses stelle jedoch eine Verletzung des rechtli­
chen Gehörs der Klägerin dar, weshalb die Zulassung der Revision schon 
deshalb zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung (§ 543 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 Alt. 2 ZPO) geboten sei (NZBB 45 - NZBB 46 Abs. 1). 

(2) Die Klägerin hat weiter für den Fall, dass man - wie nach ihrer Ansicht: nicht -
die Interventionswirkung verneinen müsse, dargelegt (NZBB 47 Abs. 2 -
NZBB 48 Abs. 3), dass zu klären sei, 

ob sich die subjektive Rechtskraft eines Feststellungsurteils (auch 
bei Abweisung des Feststellungsbegehrens) dann auf den Streitver­
kündeten des dortigen Verfahrens erstrecke, wenn die Entschei­
dung auf einem non-liquet beruht und in Anwendung der Grunds­
ätze aus BGHZ 85,252 die Interventionswirkung verneint wird. 

Die Klägerin hat dabei darauf verwiesen, der genannten höchstrichterlichen 
Entscheidung können nicht mit der gebotenen Klarheit entnommen werden, 
dass der Tenor des Urteils im Ausgangsprozess von der Interventionswirkung 
erfasst werde, wenn dort eine Beweislastentscheidung getroffen worden sei. 
Auch die Literatur verhalte sich hierzu nicht Dann aber komme der Rechtssa­
che grundsätzliche Bedeutung zu, weshalb die Revision zuzulassen sei (§ 543 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ZPO). Dies gelte umso mehr, so die Klägerin weiter, als in 
der Literatur umstritten sei, ob Dritte über die gesetzlich geregelten Fälle hin-



aus bei vorgreiflichen Rechtsverhältnissen von der Rechtskraft eines Urteils 
erfasst werden (NZBB 48 Abs. 3 unter Nachweis der Fundstellen), einer An­
sicht, der sich der Bundesgerichtshof früher jedenfalls nicht grundsätzlich 
verschlossen habe (ebd. unter Hinweis auf BGH, Urt. v. 8.11.2004 - II ZR 
362/02, NJW-RR 2005, 338/339, Tz. 9). Dabei hat die Klägerin weiter darge­
legt, dass der aufgeworfenen, entscheidungserheblichen Rechtsfrage allgemei­
ne Bedeutung schon deshalb zukomme, als § 68 ZPO andernfalls bei Beweis­
lastentscheidungen zu einem letztlich wirkungsloses zivilprozessualen Instru­
ment degeneriere (NZBB 48 Abs. 3 a. E.). 

(3) Die Klägerin hat ferner dargelegt, dass das Berufungsgericht in BU 24 Abs. 4 
bzw. BU 26 Abs. 1 den (angeblichen) Mangel der Erweislichkeit des Um¬
stands, dass der Kulturbund sein Eigentum an Aufbau 1945 an die SED verlo­
ren habe, rechtsfehlerhaft zu Lasten der Klägerin berücksichtige. Dies gelte 
v. a. Dingen deshalb, weil zwischen den Parteien unstreitig sei, dass Aufbau 
1945 ursprünglich im Eigentum des Kulturbunds gestanden habe (NZBB 49 
Abs. 2). Dann aber erweise sich das Berafungsurteil als in mehrfacher Hinsicht 
zulassungsrelevant rechtsfehlerhaft (NZBB 48 Abs. 4 - NZBB 62 Abs. 3). 

(3.1) Zunächst gebiete dieser Fehler die Zulassung aus Gründen der Sicherung einer 
einheitlichen Rechtsprechung (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO; NZBB 51 
Abs. 2 und 3). Nach allgemeinen Beweislastgrundsätzen obliege die Darle­
gungs- und Beweislast für eine Änderung der Rechtslage nämlich demjenigen, 
der sich darauf beruft (NZBB 51 Abs. 3 unter Hinweis auf die maßgebliche 
Rechtsprechung und Literatur). Dann aber stelle das Berufungsgericht vorlie­
gend den - verdeckten - Obersatz auf, der ursprüngliche Eigentümer könne 
sich nicht auf die Rechtsfortdauervermutung berufen. Das aber sei symptoma­
tisch rechtsfehlerhaft und erfordere die Korrektur durch das Revisionsgericht, 
zumal sich die Gefahr der Nachahmung - auch hier - bereits niedergeschlagen 
hat (NZBB 51 Abs. 3 a. E. unter Berufung auf die bereits genannte Folgesache 
vor dem Landgericht Franfurt). 

(3.2) Jedenfalls aber gebiete die Fortbildung des Rechts (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
Alt. 1 ZPO) die Zulassung der Revision (NZBB 52 Abs. 1). Der Bundesge­
richtshof habe nämlich bereits entschieden, dass die Rechtsfortdauervermutung 
als Ausdruck der Beweislastverteilung bei Herausgabeansprüchen gelte (ebd. 
unter Verweis auf BGH, Urt. v. 19.12.1994 - IIZR 4/94, NJW 1995, 
1292/1293, juris-Tz. 16). Dann aber bestehe nunmehr Gelegenheit, die allge-
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meine Kontinuitätsvermutung auch bei der Darlegung und dem Beweise von 
Schadenersatzansprüchen zur Anleitung der Rechtspraxis in Stellung zu ban­
gen, zumal andere Obergerichte den Grundsatz auch in anderem Zusammen­
hang anwendeten (ebd. mit Nachweis). 

(3 3) Die Zulassung sei in diesem Zusammenhang auch wegen wiederholter 
Gehörsverstöße (NZBB 49 Abs. 4 - NZBB 51 Abs. 1, NZBB 52 Abs. 2 -
NZBB 57 Abs. 2 sowie NZBB 58 Abs. 2 - NZBB 62 Abs. 3) aber auch wegen 
objektiver Willkür (NZBB 62 Abs. 3) zur Sicherung einer einheitlichen Rechts­
sprechung (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO), aber auch weiterhin zur 
Fortbildimg des Rechts (§543 Abs. 2 Satzl Nr. 2 Alt. 1 ZPO; NZBB 58 
Abs. 1) geboten. 

(3 31) Insoweit (erste) Gehörsverstöße lägen schon darin, das Berufungsgericht habe 
beweisbewehrten und z. T. durch neue Dokumente belegten Sachvortrag dazu 
übergangen, dass der Kulturbund sein Eigentum an Aufbau 1945 nicht und 
schon gar nicht an die SED verloren habe (NZBB 49 Abs. 4 - NZBB 51 Abs. 1, 
der Sachvortrag ist dort unter Bezug auf die GA nachgewiesen; später weiter 
konkretisiert in NZBB 58 Abs. 2 - NZBB 62 Abs. 3). Es liege vorliegend auf 
der Hand dass es diesen Vortrag nicht in seine Erwägungen einbezogen hat. 
Dies ergebe sich schon daraus, dass sich das Gericht nicht ansatzweise mit den 
Erklärungen der PDS auseinandersetze, nach denen sich bei dieser spätestens 
im Laufe des Jahres 1992 und nochmals bekräftigt Anfang 1995 die Erkenntnis 
durchgesetzt hat, sie bzw. die SED sei nie Hgentümerin von Aufbau 1945 
gewesen (NZBB 50 Abs. 3, NZBB 59 Abs. 2). Wenn das Kammergencht dann 
zur Untermauerung seiner Ansicht pauschal auf seine sog. Altrechtsprechung 
aus dem Jahre 1998 verweise (unter BU 26 Abs. 1; NZBB 58 Abs. 2, NZBB 59 
Abs 3/NZBB 60 Abs. 1 und insbesondere NZBB 64 Abs. 2), müsse dies einen 
ieden erstaunen, ist man damals doch ohne weiteres davon ausgegangen, dass 
die SED Eigentümerin von Aufbau 1945 gewesen sei. Die hier unterbreiteten 
letzte Aussagen der PDS sowie zahlreiche weitere Dokumente, die den Ver­
bleib des Eigentums beim Kulturbund belegten, hätten dem damaligen Prozess 
zudem nicht zugiunde gelegen (NZBB 60 Abs. 1, NZBB 64 Abs. 2). Wenn das 
Kammergericht dann aber weitere Indizien, die für die Inhaberschaft des Kul­
turbundes sprechen, mit keinem Wort erwägt (u. a. Vortrag zur Wirtschaftsge­
meinschaft der profilierten Verlage, NZBB 51 Abs. 1 mit Nachweisen), dränge 
sich geradezu auf, dass das Kammergericht entscheidungserheblichen Sachvor­
trag nicht zur Kenntnis genommen habe oder gar sich nicht die Mühe hat ma-
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chen wollen, die umfangreichen Anlagen vollständig zu würdigen (NZBB 59 
Abs 3) Dies gelte umso mehr, als nicht erkennbar ist, dass das Gencht über­
haupt eine - bei Indizienbeweisen allerdings erforderliche - Würdigung und 
Gesamtschau der einzelnen Gesichtspunkte vorgenommen hat NZBB 60 
Abs 2 - NZBB 61 Abs. 1). Insoweit falle unter dem Gesichtspunkt der Verlet­
zung des Art. 103 Abs. 1 GG weiter ins Gewicht, dass das Berufungsgericht 
offensichtlich nicht erwogen hat, der Beklagten aufzugeben, die sog. BARoV-
Liste 1992 vorzulegen (NZBB 50 Abs. 5 a. E . ; Antrag nach § ™ZPOt»c^ 

gewiesen in NZBB 50 Abs. 3 a. E , s. auch NZBB 58 Abs. 2 und NZBB 61 
Abs 1) eine Liste, die allerdings geeignet gewesen wäre, die behauptetet 
Tatsache (Eigentum beim Kulturbund verblieben) zur Überzeugung des Ge­
richts nachzuweisen. Entsprechendes gilt für das Dokument, auf das Herr 
Lange bei seiner Aussage, die SED/PDS habe sich nur als 
Aufbau-Verlages geriert, im Jahre 1992 Bezug nahm (vgl. Ss. v. 11.5.2009, 
S. 85, GA II 85, und Anlage K 15 Blatt 2). 

(3.32) Weitere (zweite) Gehörsverstöße seien darin zu sehen, dass das Kammerge­
richt seiner Entscheidung ersichtlich unsubstantiierten Sachvortrag der Besag­
ten zum angeblichen Eigentumsverlust des Kulturbundes zugrunde lege 
(NZBB 50 Abs. 2 - NZBB 57 Abs. 2). Dabei setzt sich die Klägerin zur Darle­
gung dieses Zulassungsgrundes im Einzelnen mit dem gegnerischen Sachvor-
L g zum Registerumtrag im Jahre 1955 (NZBB 53 Abs. 2 - NZBB 54 A b , 2) 
und zur Wirtschaftseinheit Aufbau-Verlag Berlin und Weimar bzw. der Ver­
waltung durch die HV (NZBB 54 Abs. 3/NZBB 55 Abs. 1) auseinander und 
belegt, dass die falsche Rechtsauffassung der Beklagten letztlich nur auf der 
Berühmung der Eigentümerstellung beruht (NZBB 55 Abs. 3 - NZBB 56 
Abs 1 hinsichtlich Aufbau 1945; NZBB 56 Abs. 2 hinsichtlich Rütten & Loe­
ning 1844) Das aber genüge für die substantiierte Darlegung eines Eigentums­
übergangs nicht, zumal die Beklagte nicht ansatzweise einen konkreten Uber-
tragvmgsvorgang vom Kulturbund in Partei- oder Volkseigentum dargelegt 
habe (NZBB 57 Abs. 1 und 2). Wenn das Berufungsgericht dann aber auf 
dieser Grundlage lediglich annimmt, dass die ihm vorliegenden Dokumente 
uneindeutig seien (NZBB 56 Abs. 3 unter Verweis auf BU 26 Abs. 1 , gebe es 
zu erkennen, dass es die Regeln über die sekundäre Darlegungs- und Beweis­
e t bei negativen Tatsachen (NZBB 52 Abs. 3) gänzlich hintangestellt hat. Das 
aber verletze den Anspruch der Klägerin auf Wahmng ihres rechtlichen Gehörs 
(NZBB 57 Abs. 2). 
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(3 33) Die Verkennung der Regeln über die sekundäre Darlegungs- und Beweislast 
bei negativen Tatsachen gebiete zusätzlich die Zulassung der Revision zur 
Fortbildung des Reckts (§543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1 ZPO; NZBB 58 
Abs 1) Der Bundesgerichtshof habe zwar bereits entschieden, dass nicht alle 

rn Betracht kommenden Übertragungen von Inhaberschaften widerlegt werden 
müssen, sondern nur solche, die substantiiert behauptet werden (NZBB 52 
Abs 2 NZBB 58 Abs. 1 unter Verweis auf BGH, Urt. v. 29.9.1989 -
V ZR 326/87 NJW 1990, 392/393, juris-Tz. 17, und weitere Entscheidungen). 
Dabei hatte dieser jedoch bislang keine Gelegenheit, so die Klägenn weiter, 
dies auch hinsichtlich der Übertragung von Geschäftsanteilen und Betnebs-
vermögen klarzustellen, wozu der vorliegende Fall nun hinreichend Anlass 
böte. 

(3 34) Letztlich habe das Berufungsgericht damit zentralen Vortrag dei"Klägerin 
gänzlich ausgeblendet und nicht oder nicht hinreichend erwogen (NZBB 61 
Abs 2). Das lege aber zugleich den Schluss nahe, dass das Berufungsgericht 
sich einer verfahrenskonformen Würdigung des Streitstands entzogen habe 
was den Vorwurf der objektiven Willkür rechtfertige (zulassungsrelevant nach 
§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO; NZBB 62 Abs. 3). 

Die Klägerin hat im Zusammenhang mit den Angriffen gegen die erste 
Alternativbegründung des Berufungsgerichts schließlich noch darauf verwie­
sen dass die Treuhandanstalt selbst dann keine Rechtsmacht gehabt hatte, 
Aufbau 1945 sowie Rütten & Loening 1844 auf die Klägerin zu übertragen, 
wenn diese im Parteieigentum gestanden hätten, weil das Ubergabe-
/Übemahmeprotokoll vom 14. März/2. April 1990 infolge der von der 
SED/PDS bei der Gegenzeichnung einseitig eingefügten Kaufpreisklausel 
unwirksam war und der Aufbau-Verlag auch deshalb hierdurch nicht m Volks­
eigentum überführt worden sein konnte (NZBB 62 Abs. 4 - NZBB 65 Abs. 3 
unter Verweis auf den Sachvortrag in den Tatsacheninstanzen). Mit diesem 
Vortrag setze sich das Berufungsgericht indes nicht auseinander, obwohl er den 
Kern des Verteidigungsvorbnngens gegen die Anwürfe der Beklagten aus­
macht. Dann aber habe das Kammergericht das rechtliche Gehör der Klägenn 
_ erneut - verletzt, weshalb die Revision zur Sicherung einer einheitlichen 

Rechtsprechung zuzulassen sei (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt 2 ZPO). 

(4) 
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Sämtliche auf §§ 544 Abs. 2 Satz 3, 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt 2 ZPO ge­
stützten Angriffe, welche die erste Alternativbegründung des Berufungsurteils 
betreffen, wären zwar nur entscheidungserheblich, wenn sich auch der zweite 
Begründungsstrang des Kammergerichts als zulassungsrelevant rechtsfehler­
haft erwiese (NZBB 65 Abs. 4/NZBB 66 Abs. 1). Das aber sei der Fall, wie die 
Klägerin im Einzelnen - ausführlich - dargelegt (NZBB 66 Abs. 2 -
NZBB 1?7- wobei insoweit aus Gründen der Denklogik zu unterstellen ist, dass 
die Klägerin nicht Rechts- und Vermögensnachfolgerin von Aufbau 1945 und 
Rütten & Loening 1844 geworden ist, NZBB 66 Abs. 1, NZBB 67 Abs. 5, 
NZBB 78 Abs. 2). 

(1) Die Klägerin verweist insoweit zunächst darauf, dass die Geschäftsanteilskauf­
und -abtretungsverträge über beide Verlage - Aufbau 1945 und Rütten & 
Loening 1844 - mit einer Junktimklausel verbunden waren (NZBB 66 Abs. 2 -
NZBB 67 Abs. 3, zu Punkt VI., unter Hinweis auf Ziffer 9.2. des Vertrages 
vom 18 9 1991 sowie den entsprechenden beweisbewehrten Sachvortrag m der 
Instanz- u. a. Zeugnis Dr. Greuner). Die Klägerin habe dann weiter beweisbe¬
wehrt vorgetragen, dass der Verlag Rütten & Loening 1844 im Eigentum der 
Gründungsgesellschafter gestanden habe, was aber zur Folge habe, dass die 
Treuhandanstalt in Ermangelung der Voraussetzungen der §§ 1,11 TreuhG die 
diesen Verlag betreffenden Geschäftsanteile weder verkaufen noch abtreten 
konnte (NZBB 66 Abs. 3 unter Bezug auf den Vortrag in der GA). Dieser 
Sachverhalt betreffe auch den Kern des entscheidungserheblichen und substan­
tiierten Vortrags der Klägerin, sollte das Geschäft doch mit dem Ubergang 
beider Verlage stehen und fallen (NZBB 67 Abs. 3). Dann aber müsse es ver­
wundem, dass sich das Kammergericht hierzu gar nicht und überhaupt mit dem 
Verlag Rütten & Loening 1844 nur im Rahmen seiner Erörterungen zum Kla­
geantrag zu 3 äußere. Das aber belege, dass das Berufungsgericht - erneut -
unter Verstoß gegen das rechtliche Gehör der Klägerin entscheidungserhebh-
chen Vortrag ausgeblendet habe, was zwingend zur Zulassung der Revision zur 
Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung führen müsse (§543 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO). 

(2) Die Revision sei, so die Klägerin weiter, zur Sicherung einer einheülichen 
Rechtsprechung (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO) auch deshalb zuzulas­
sen weil die Annahme des Berufungsgerichts, die Klägerin könne S1ch nicht 



auf § 139 BGB berufen, völlig unverständlich sei und sich damit als objektiv 
willkürlich erweise (NZBB 67 Abs. 4 - NZBB 76, zu Punkt VII.). Die Auffas­
sung des Berufungsgerichts sei überdies symptomatisch rechtsfehlerhafl, weil 
sie im Widerspruch zur höchstrichterlichen Rechtsprechung stehe, was schon 
für sich zur Zulassung der Revision führen müsse (NZBB 68 Abs. 5/NZBB 69 
Abs. 1: erneut § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO); zugleich böte sich die 
Gelegenheit zur Klärung einer rechts grundsätzlichen Frage, die sich typi­
scherweise und - immer noch - bei Rechtsstreitigkeiten rund um die Privatisie­
rungen der Treuhandanstalt stellten (NZBB 75 Abs. 2, zulassungsrelevant nach 
§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ZPO): 

(9 l) Die Klägerin hatte sich auf einen Schadensersatzanspruch aus § 307 BGB a. F. 
mit dem Argument berufen, dass die Verträge vom 18. September und 
27. September 1991 sowie der Vertrag vom 24. November 1992 auf eine an­
fänglich objektiv unmögliche Leistung gerichtet waren (NZBB 67 
Abs. 4/NZBB 68 Abs. 1). Dem ist das Berufungsgericht damit entgegen getre­
ten, dass die Klägerin, die nur Partei des Vertrags vom 24. November 1992 
gewesen sei, sich nicht auf die Nichtigkeit der Verträge aus dem Jahre 1991 
nach § 306 BGB a. F. berufen könne. Die Verträge 1991 bzw. 1992 bildeten 
auch kein einheitliches Geschäft (BU 27 Abs. 3). Unabhängig davon seien die 
Vorschriften der §§ 306, 307 BGB a. F. auch durch § 437 BGB a. F. verdrängt 
gewesen (BU 27 Abs. 4) (s. auch oben zu A. III. 2. b. aa.). 

(2.2) Die Auffassung, die Verträge aus dem Jahre 1991 bzw. 1992 bildeten kein 
einheitliches Geschäft, sei indes schon deshalb zulassungsrelevant falsch, weil 
sie auf dem Obersatz beruhe, dass in Fällen, in denen verschiedene Absprachen 
in einem zeitlichen Abstand oder in mehreren Urkunden getroffen würden, 
„regelmäßig" von der rechtlichen Selbständigkeit der Verträge auszugehen sei 
(BU 27 Abs. 3 a. E.; NZBB 68 Abs. 3). Dieser Obersatz sei allerdings „schlicht 
falsch" (NZBB 68 Abs. 4) und divergiere von der Rechtsprechung des 
XI Zivilsenats des Bundesgerichtshofs (NZBB 68 Abs. 5/NZBB 69 Abs. 1 
unter Verweis auf BGH, Urt. v. 24.10.2006 - XI ZR 216/05, NJW-RR 2007, 
395/396, Tz. 17 - 19), was die Zulassung der Revision zur Sicherung einer 
einheitlichen Rechtsprechung gebiete (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO: 
symptomatischer Rechtsfehler). Nach dieser spreche nämlich nur eine „tatsäch­
liche Vermutung" für die rechtliche Selbständigkeit getrennt abgeschlossener 
Vereinbarungen. Damit sei aber nicht zugleich gesagt, dass der zeitliche Ab-



stand und der Umstand mehrerer Urkunden schon für sich und „regelmäßig" 
die rechtliche Selbständigkeit der Verträge nahelegten. 

(2.3) Hinzu trete, dass das Berufungsgericht die Frage, ob ein einheitliches Geschäft 
voriiege, anhand der Ermittlung und Auslegung des Parteiwillens hätte feststel­
len müssen (NZBB 69 Abs. 2 unter Verweis auf BGH, aaO, Tz. 17). Den Par­
teiwillen stelle das Berufungsgericht indes nicht ansatzweise fest. Das aber 
zeige, dass das Berufungsgericht die notwendige Auslegung der Vereinbarun­
gen der Jahre 1991 und 1992 gänzlich unterlassen habe, was unter keinem 
denkbaren Aspekt rechtlich vertretbar sei. Allein dieses Unterlassen rechtferti­
ge freilich den Vorwurf objektiver Willkür (NZBB 69 Abs. 3 unter Verweis auf 
BGH, Beschl. v. 7.10.2004 - V ZR 328/03, NJW 2005, 153/154, juris-Tz. 11, 
12, 14 und 15). Dies gelte umso mehr, als beweisbewehrt vorgetragen sei 
(NZBB 70 Abs. 1), dass der Vertrag aus dem Jahre 1992 gerade sicherstellen 
sollte, dass die Verträge aus dem Jahre 1991 überhaupt aufrechterhalten wur­
den und die Klägerin dabei Beschäftigungsgarantien eingegangen sei, die 
eigentlich die Käufer trafen. Das aber zeige, dass das Berufungsgericht aner­
kannte Auslegungsregeln gänzlich beiseite gewischt habe, was zur Zulassung 
der Revision zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung zwinge und die 
Korrektur durch das Revisionsgericht gebiete (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 
ZPO; NZBB 70 Abs. 1). 

(2.4) Die Klägerin legt alsdann weiter dar, dass die aufgezeigten Rechtsfehler auch 
entscheidungserheblich seien (NZBB 71 Abs. 3 - NZBB 76), zumal das Revi­
sionsgericht die unterlassene Auslegung im Sinne der Klägerin selbst vorneh­
men könne, nachdem es im Vertrag vom 24. November 1992 ausdrücklich 
heißt, dass die 

Erschienenen beabsichtig[t|en, sich hinsichtlich sämtlicher [da­
mals allen Parteien gleichermaßen bekannten; der Unterzeichner] 
Fragen gütlich zu einigen und hierbei sowohl die Geschäftsanteils­
kaufverträge als auch den Grundstückskaufvertrag zugunsten der 
Treuhandanstalt aufrechtzuerhalten und durchzuführen." (NZBB 70 
Abs. 4). 

Angesichts dieser klaren Regelung sei weiterer Sachvortrag auch nicht erwart­
bar, zusätzliche Feststellungen seien überdies nicht notwendig (NZBB 70 
Abs. 3 - NZBB 71 Abs. 2, dort unter Verweis auf die vertraglichen Regelungen 
und die maßgeblichen Auslegungskriterien). 



(2.41) Dabei betont die Klägerin, dass nach Ablauf des 1. Juli 1990, der ein gesetzlich 
angeordneter Stichtag war, die Vertragsgegenstände: 

nach §§ 1 Abs. 4, 11 Abs. 2 TreuhG umgewandelte Gesellschaften 
im Aufbau 

nicht entstanden sein konnten, weil die Verlage bis dahin nicht in Volkseigen­
tum übertragen worden waren, und auch nicht mehr hätten entstehen und folg­
lich von niemandem mehr hätten übertragen werden können, zumal auch noch 
mit Ablauf des 1. Juli/2. Oktober 1990 Volkseigentum und Organisationseigen­
tum als Eigentumskategorien untergegangen waren. Die Verträge 1991/1992 
seien daher von Anfang an auf eine objektiv unmögliche Leistung im Sinne des 
§ 306 BGB a. F. gerichtet gewesen (NZBB 71 Abs. 4/NZBB 72 Abs. 1). 

(2.42) Insoweit gehe das Berufungsgericht auch zulassungsrelevant rechtsfehlerhaft 
davon aus, dass § 437 BGB a. F. die Regelung des § 306 BGB a. F. verdränge. 
Seine Auffassung beruhe nämlich auf der Annahme, dass Kapitalgesellschaften 
im Aufbau nach dem TreuhG entstanden wären, wenn die SED/PDS die Verla­
ge durch die Übergabe- und Übemahmevereinbarung im März 1990 wirksam 
in Volkseigentum Uberführt hätte (NZBB 72 Abs. 3 unter Verweis auf BU27 
Abs. 4). Diese abstrakte Möglichkeit, die im Rahmen der Alternativbegrün­
dung ohnehin nicht als gegeben anzunehmen wäre, reiche nicht aus, um die 
Anwendbarkeit des § 437 BGB a. F. zu begründen, zumal für die Prüfung auf 
die jeweils konkreten Vertragsgegenstände, hier also auf Geschäftsanteile an 
vermeintlich nach dem TreuhG entstandenen Kapitalgesellschaften im Aufbau, 
abzustellen sei (NZBB 72 Abs. 5/NZBB 73 Abs. 1 unter Verweis auf Punkt V. 
seiner NZBB, NZBB 73 Abs. 4/74 Abs. 1). Dieser Fehler sei daher hinwegzu­
denken (NZBB 73 Abs. 2), weshalb § 306 BGB a. F. zur Anwendung gelange, 
dessen Voraussetzungen vorlägen (führt die NZBB im einzelnen aus, NZBB 73 
Abs. 3 - NZBB 75 Abs. 1 zu den Verträgen vom 18. und 28. September 1991 
bzw. NZBB 75 Abs. 3 - NZBB 76 Abs. 4 zu dem Vergleich vom 
24. November 1992). In dem Zusammenhang komme der Rechtssache auch 
grundsätzliche Bedeutung zu, was zur Zulassung der Revision nach § 543 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ZPO zwinge (NZBB 75 Abs. 2). Der vorliegende Fall böte 
dem Bundesgerichtshof nämlich die Gelegenheit Idarzustellen, 

für die Anwendbarkeit des § 306 BGB a. F. anstelle des § 437 BGB 
a. F. sei maßgebend, dass die .Übertragung in Bezug auf die konkret 



vertragsgegenständlichen Gesellschaftsanteile aus Rechtsgründen 
ausgeschlossen war, wenn diese Anteile mangels Anwendbarkeit 
des Treuhandgesetzes nicht entstanden waren und auch nicht ent­
stehen konnten. 

Eine richtungweisende Entscheidung hierzu fehle, ihrer bedürfe es jedoch, 
obwohl es sich bei §§ 306, 473 BGB a. F. um ausgelaufenes Recht handele. Es 
seien nämlich noch längst nicht alle Rechtsstreitigkeiten aus Privatisierungen 
durch die Treuhand rechtskräftig abgeschlossen, wo diese Frage eine Rolle 
spielen könne. Die Beantwortung der aufgeworfene Rechtsfrage sei daher 
weiterhin von allgemeiner Bedeutung (NZBB 75 Abs. 2). 

(3) Das Berufungsgericht verneine ferner in zulassungsrelevant rechtsfehlerhafter 
Weise Ansprüche der Klägerin wegen Aufklärungs- und Hinweispflichtverlet­
zungen (NZBB 77 - NZBB 119 Abs. 1, zu Punkt VIII.). 

(3.1) Dabei fasst die Klägerin zunächst den zu dem Vorwurf gehaltenen 
beweisbewehrten Vortrag zusammen, nach dem die Beklagte der Klägerin 
entgegen einer bestehenden vor- und/oder nachvertraglichen Rechtspflicht 
keine Hinweise auf exklusiv bei ihr und der UK vorhandene Erkenntnisse über 
die Eigentumslage und die Problematik der Plus-Auflagen oder zumindest die 
dem zugrunde liegenden Sachverhaltsinformationen gegeben habe (NZBB 78 
Abs. 1 - NZBB 87 unten, zu Punkt VIII. 1., mit zahlreichen Nachweisen in der 
GA einschließlich der relevanten Beweisangebote). Sie weist dabei - die 
Rechtslage wiedergebend - darauf hin, dass es für die Frage der Aufklärungs-
pflichtigkeit über die bei der Beklagten und der UK gewonnenen Erkenntnisse 
keine Rolle spielte, ob diese von Parteieigentum oder Eigentum des Kultur­
bundes ausgegangen seien. Wenn die Verlage sich zum Stichtag des 1. Juli 
1990 nicht in Volkseigentum befunden hätten, hätten die Voraussetzungen 
einer Umwandlung nach dem TreuhG nämlich in keinem Fall vorgelegen 
(NZBB 79 Abs. 2 und 5). Im Einzelnen (s. dazu auch die sehr übersichtliche 
Tabelle in NZBB 85 - NZBB 87 unten): 

- Hiernach sei die Beklagte selbst zunächst noch im Mai 1991 davon ausge­
gangen, dass die SED/PDS das (behauptete, aber nur vermeintliche) Eigen­
tum an Aufbau 1945 nicht wirksam in Volkseigentum überführt habe. Auch 
die UK sei im September 1991 noch davon ausgegangen, dass sich die Ver­
lage noch im Eigentum der PDS befänden (NZBB 79 Abs. 4 und 5), und 
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dann wiederum die Beklagte in ihrem Schreiben vom 29. Oktober 1991 

(Anlage K 83). 

- Die Beklagte und die UK hätten auch schon vor den Vertragsschlüssen im 
September 1991 und vor allem vor dem Vertragsschluss am 
23 / 24 November 1992 deutliche Anhaltspunkte dafür gehabt, die Eigen-
tumsberühmungen der SED/PDS, die diese schon 1992 aufgegeben habe 
(NZBB 80 Abs. 4: Erklärung zur BARoV-Liste), in Bezug auf Aufbau 
1945 anzuzweifeln und dies auch getan (NZBB 79 Abs. 6 - NZBB 80 
Abs 4) Dabei hätten sich die Beklagte und die UK auch ständig unterei­
nander abgestimmt (NZBB 80 Abs. 1). Vor Wirksamwerden-der Vertrage 
vom 18 und 27. September 1991 hätten die Beklagte und die UK es 
gleichzeitig, seit dem 25. Juli 1991 (Anlage K 10), für zunehmend wahr­
scheinlich gehalten und somit zumindest mit der Möglichkeit gerechnet, 
dass das Eigentum an Aufhau 1945 beim Kulturbund fortbestanden hat 
(NZBB 80 Abs. 3), spätestens ab Dezember 1992/März 1993 habe dann bei 
der UK festgestanden, dass der Kulturbund egentümer sei (NZBB 80 
Abs. 4). 

- Die Beklagte habe dabei ihre Zweifel und die dem zugrunde liegenden 
Sachverhaltsinformationen wiederholt und bewusst verheimlicht (NZBB 80 
Abs 5 - NZBB 82 Abs. 2: dort unter anschaulicher Auflistung der einzel­
nen Vertuschungs- und Verheimlichungsaktionen). Dabei handele es sich 
v a um folgende Verheimlichungen (NZBB 82 Abs. 2): Erstens, Gesprä­
che zwischen UK und der Beklagten vom 7. und 11. Oktober 1991. Zwei­

tens sich anschließende Einleitung von umfassenden Nachforschungen in 
Bezug auf die Eigentumslage. Drittens, Nichtbekanntgabe der Ansicht der 
UK dass die Verlage der treuhändischen Verwaltung durch das Direktorat 
Sondervermögen unterstünden (Schreiben vom 29.10.1991). Viertens, 

Nichtbekanntgabe der 1992 abgegebenen Erklärung der PDS zur BARoV-
Liste Fünftens, bewusste Falschinformation nach der Besprechung zwi­
schen UK und der Beklagten vom 9. Februar 1994 durch Schreiben vom 
11 Februar 1994 im Bewusstsein, dass die Klägerin mit dieser Information 
in einem Zivilverfahren um die Rechte an dem Werk von Carl von Ossietz-
ky (unwissentlich) falsch vortragen würde (gegenübergestellt in NZBB 82 
Abs.3-NZBB 83 Abs. 2). 



- Die Beklagte habe ferner unter dem Briefkopf von Prof. Dr. Bernhard 
Schlink ein angeblich unabhängiges (falsches) Rechtsgutochten vorgelegt. 
Dieses habe sie jedoch maßgeblich selbst verfasst. Der damalige Mitarbei­
ter von Prof. Schlink, Herr Dr. Hohmann, habe jedenfalls vorab in einem 
gutachterlichen Vermerk dargelegt habe, dass die Rechtsposition der Be­
klagten falsch sei und sich nicht darlegen lasse, was die Beklagte der Klä­
gerin und den Käufern trotz Vorbehaltes verheimlicht habe. Aus dem nach­
folgenden Schriftverkehr mit Prof. Schlink ergebe sich auch, dass dessen 
Gutachten letztlich von der Behörde stamme oder aber von ihr jedenfalls 
geprägt worden sei (NZBB 83 Abs. 3). 

- Die Beklagte habe sich 1995 schließlich auf Ersuchen der eigenen Prozess­
bevollmächtigten darum bemüht, die Aktenlage zu relativieren und den ei­
genen Wissensstand bzw. Zweifelsstand in den Vorjahren zu verunklaren, 
indem sie, zur Vorlage beim Kammergericht, die Erstellung eines Ver­
merks der UK mit vorgegebenem Inhalt veranlasste, der von deren voran­
gegangenen Feststellungen diametral abwich (NZBB 83 Abs. 4 - NZBB 84 
Abs. 4). 

(3 2) Die Klägerin legt sodann dar, dass die Reehtsansicht des Berufungsgerichts 
(BU 31 Abs 3) der geltend gemachte Schaden beruhe nicht auf der - unter­
stellten - Annahme der Beklagten, dass die SED/PDS fortbestehende Eigentü­
merin der Verlage gewesen sei, zulassungsrelevant rechtsfehlerhaft sei (NZBB 
87 unten - NZBB 89 Abs. 2, zu Punkt VIII. 2.). Das Berufungsgericht verkenne 
dabei erneut (s. dazu schon bei NZBB 65 Abs. 3 kurz vor dem dortigen 
Punkt V., hierauf verweist NZBB 89 Abs. 2), dass die Klägerin auch m diesem 
Fall mangels Anwendbarkeit des TreuhG gar kein Eigentum an Aufbau 1945 
erwerben hätte können und die Beklagte demzufolge nicht verfügungsbefugt 
war Abgesehen von dem Nichtentstehen der vertragsgegenständlichen Anteile 
an Kapitalgesellschaften im Aufbau habe es dann auch noch zur Wirksamkeit 
der Übertragung der Zustimmung der UK und des Direktorat Sondervermögen 
bedurft (s : § 20b PartG DDR, eindeutig), die - unstreitig - nicht vorgelegen 
habe. Der entsprechende Vortrag der Klägerin habe auch den Kern des eigenen 
Vorbringens betroffenen, weshalb die Entscheidung in BU31 Abs. 3, m wel­
cher dieser Vortrag komplett ausgeblendet werde, auf einer Gehörsverletzung 

beruhe Dann aber sei die Revision zur Sicherung einer einheitlichen Recht­

sprechung zuzulassen (§543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO; NZBB 89 
Abs. 2). 



(3.3) Die Revision sei, so die Klägerin weiter (NZBB 89 Abs. 3 - 105 Abs. 1, zu 
Punkt VIII. 3.), auch insoweit zuzulassen, als das Berufungsgericht annimmt, 
dass vorvertragliche Aufklärungs- und Hinweispflichtverletzungen wegen der 
NichtOffenbarung von erheblichen Zweifeln und/oder Kenntnissen nicht be­
stünden. Dies gar aus mehreren Gründen: 

(3.31) Insoweit führe das Berufungsgericht - inhaltlich eher übersichüich (NZBB 92 
Abs. 3) - aus, dass das Wissen der UK der Beklagten nicht zurechenbar sei, 
weil die Klägerin nicht dargelegt habe, woraus sich eine solche Wissenszu­
rechnung nach allgemeinen Grundsätzen (entsprechend § 166 BGB) ergeben 
solle (BU33 Abs. 3). Das Gegenteil sei freilich der Fall, worauf die Klägerin 
unter Wiedergabe des entsprechenden Sachvortrags in der Tatsacheninstanz 
(NZBB 90 Abs. 3 - NZBB 92 Abs. 1 mit Nachweisen in der GA: u. a. enge 
Abstimmung zwischen der Beklagten und der UK, gesetzliche Unterrichtens­
pflichten) und der maßgeblichen höchstrichterlichen Rechtsprechung 
(NZBB 92 Abs. 2) hinweist (zusammenfassend: NZBB 92 Abs. 4). Nachdem 
die Klägerin ausdrücklich alle erforderlichen Tatsachen zur Beurteilung der 
Rechtsfrage der Wissenszurechnung vorgetragen hatte, sich das Berufungsge­
richt der Aufgabe der Rechtsfindung aber gleichwohl verschlossen habe, könne 
dies nur als Verstoß gegen das Willkürverbot (offensichtlich einschlägige 
Norm nicht angewandt oder in krasser Weise missdeutet), jedenfalls aber als 
Verletzung des rechtlichen Gehörs der Klägerin gewertet werden. Beides 

gebiete die Zulassung der Revision zur Sicherung einer einheitlichen Recht­

sprechung (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO; NZBB 92 Abs. 5/NZBB 93 
Abs. 1). 

Die Zulassung der Revision sei im Zusammenhang mit der gebotenen Wis­
senszurechnung aber auch zur Fortbildung des Rechts sowie wegen einer 
falschen Obersatzbildung (symptomatischer Rechtsfehler) zur Sicherung einer 

einheitlichen Rechtsprechung erforderlich (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1 und 
Alt. 2 ZPO; NZBB 93 Abs. 2 - NZBB 95 Abs. 1). Der Bundesgerichtshof 
vertrete nämlich einerseits die Auffassung, dass ein ämterübergreifender In­
formationsaustausch zum Schutze des privaten Rechtsverkehrs jedenfalls im 
Grundsatze nicht notwendig sei (BGH, Urt. v. 24.1.1992 - V ZR 262/90, 
BGHZ 117,104/107 f), andererseits aber betone er, dass das Aktenwissen eines 
an dem konkreten Rechtsgeschäfts nicht beteiligten Amtes (dort das einer 
Gemeinde) dann zuzurechnen sei, wenn der sachliche Zusammenhang der in 



den verschiedenen Ämtern angefallenen Vorgänge bekannt und ein Informati­
onsaustausch daher möglich und naheliegend war (BGH, Urt. v. 1.6.1989 -
III ZR 277/87, NJW 1989, 2881/2882), wobei dies insbesondere dann gelte, 
wenn Ämter bei ihrem Verwaltungshandeln in einer behördenübergreifende 
Handlungs- und Informationseinheit zusammenarbeiteten (BGH, Urt. 
v. 30.6.2011 - IX ZR 155/08, NJW 2011, 2791). Dann aber böte sich vorlie­
gend die Gelegenheit, diese Rechtsprechung fortzuführen, zumal hier zwei de 
lege lata und nachweislich auch tatsächlich miteinander verbundene Einheiten 
an den Vorgängen beteiligt waren und es an einer richtungweisenden Orientie­
rungshilfe fehle (NZBB 94 Abs. 3). Dies gelte umso mehr, als selbst das Beru­
fungsgericht die einschlägige Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs überse­
hen habe. Schon deshalb bedürfe es einer Klarstellung, auch um den versteck­
ten, aber falschen Obersatz des Berufungsgerichts zu korrigieren, dass eine 
Wissenszurechnung bei ämterübergreifender Zusammenarbeit zu einem ge­
meinsamen Zweck generell nicht vorzunehmen sei (NZBB 95 Abs. 1). 

(3.32) Das Berufungsgericht verneine vorvertragliche Ansprüche auch deshalb, weil 
positive Kenntnisse der Beklagten zur eigentumsrechtlichen Zuordnung von 
Aufbau 1945 zum Kulturbund erst nach dem Vertragsschluss vom 
24. November 1992 vorgelegen hätten (NZBB 95 Abs. 2 unter Verweis auf 
BU 33 Abs. 3 letzter Satz). Auch dies erweise sich als zulassungsrelevant 
rechtsfehlerhaft (NZBB 95 Abs. 2 - NZBB 104 Abs. 1). Das Berufungsgericht 
übersehe nämlich, dass die Klägerin in Ansehung ihrer eigenen Klageanträge 
im Schwerpunkt darauf abhoben hatte, die Beklagte habe im Vorfeld des Ver­
tragsschlusses gewusst, dass Aufbau 1945 nicht in Volkseigentum gestanden 
hat, zumindest aber erhebliche Zweifel gehabt. Insoweit habe gerade in tatsäch­
licher Hinsicht auch ein erhebliches Informationsgefälle zwischen den Parteien 
bestanden, über das hätte aufgeklärt werden müssen (NZBB 96 Abs. 5). Hinzu 
trete, dass die Klägerin zu diesem Vortrag - Zweifel bei der Beklagten und 
Informationsgefälle - in erheblichem Umfange Indizien vorgetragen und deren 
Vorliegen unter Beweis gestellt habe (NZBB 98 Abs. 2 unter Darlegung der 
einzelnen, beweisbewehrt vorgetragenen Indizien in NZBB 98 Abs. 3 -
NZBB 102 Abs. 1). Diesen Vortrag habe das Berufungsgericht indes nicht 
ansatzweise zur Kenntnis genommen, zumal es jene Dokumente, die eindeutig 
für die Klägerin sprächen, nicht einmal erwähne (NZBB 97 Abs. 3), aber auch 
nicht erkennen lasse, dass es überhaupt eine Gesamtwürdigung der Indizien 
vorgenommen habe (NZBB 98 Abs. 2). Schon das zeige, dass hier Art 103 
Abs. 1 GG {Gehörsrüge) verietzt sei, was zur Zulassung der Revision zur 



Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung zwinge (§ 543 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 Alt. 2 ZPO; NZBB 99 Abs. 1 und 2, NZBB 100 Abs. 3, NZBB 101 
Abs. 5, NZBB 103 Abs. 2). 

(3 33) Jedenfalls aber sei die Revision insoweit auch zur Fortbildung des Rechts 

zuzulassen (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1 ZPO; NZBB 104 Abs. 1). Zwar 
entspräche es der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, dass der 
Verkäufer hinsichtlich solcher Umstände aufklären müsse, die für die Ent­
schließung des Käufers von entscheidender Bedeutung sind und deren Mittei­
lung er nach der Verkehrsauffassung erwarten durfte (ebd. unter Verweis auf 
BGH, Urt. v. 16.12.2009 - VIII ZR 38/09, NJW 2010, 858/859, Tz. 15). Das 
erfasse auch einen Verdacht des Käufers Innsichtlich etwaiger Mängel des 
Kaufobjekts. Nicht sicher geklärt sei indes, ob eine solche Offenbarungspflicht 
auch jene Verdachtsmomente erfasse, die nicht auf Mängel, sondern auf die 
etwa fehlende Rechtsmacht gerichtet sind, das Objekt zu übertragen und damit 
den Vertrag überhaupt durchführen zu können. Dann aber böte der vorliegende 
Fall die Gelegenheit zur Klarstellung im allgemeinen Interesse der Rechtspra­

xis. 

(3.34) Die vorgenannten Fehler des Berufungsgericht seien auch entscheidungserheb­
lich (NZBB 104 Abs. 2/NZBB 105 Abs. 1). Dies gelte selbst in Ansehung der 
Auffassung des Berufungsgerichts, die Klägerin habe nicht dargelegt, welchen 
Schaden sie aufgrund des - nach Ansicht des Gerichts: zeitlich begrenzten -
Informationsgefälles erlitten habe. Auch insoweit zeige sich erneut, dass das 
Berufungsgericht sich „notorisch" (NZBB 104 Abs. 2) weigere, den Vortrag 
der Klägerin auch nur wahrzunehmen, geschweige denn, sich mit diesem über­
haupt auseinanderzusetzen. Die Klägerin habe nämlich mehrfach beweisbe­
wehrt vorgetragen, dass sie die Fortführung der Verlage bei Kenntnis der tat­
sächlichen Risikolage verweigert hätte. Dann aber habe sie allein im angeblich 
zeitlich begrenzten Zeitraum (immerhin: 24.11.1992 - 24.10.1994, NZBB 105 
Abs. 1 oben), während dessen ein Informationsgefälle bestanden habe, Gesell­
schafterdarlehen in Höhe von 3,75 Mio. EUR empfangen, die sie bei ord­
nungsgemäßer Aufklärung durch die Beklagte nicht erhalten hätte, da sie den 
Betrieb bei Kenntnis der Risikolage eingestellt hätte (ebd. unter Verweis auf 
den Sachvortrag und die GA). Wenn das Gericht dann gleichwohl apodiktisch 
ausführe, Vortrag sei nicht getätigt, müsse dies nicht nur verwundem. Viel­
mehr zeige sich darin eine generell nachlässige Handhabung der grundrechtlich 
garantierten Verfahrensrechte, namentlich jenes auf Wahrung des rechtlichen 
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Gehörs (ebd. und NZBB 104 Abs. 2 a. A.; letztbeh auch: objektive Willkür). 

Schon das gebiete die Zulassung der Revision zur Sicherung einer einheitli­

chen Rechtsprechung (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO). 

(3 4) Zulassungsrelevant rechtsfehlerhaft sei ferner, dass das Berufungsgericht 
davon ausgehe, ein Anspruch der Klägerin scheitere bereits daran, dass diese 
nicht Vertragspartnerin der Verträge vom 18. und 27. September 1991 gewesen 
sei (NZBB 105 Abs. 2 - NZBB 106, zu Punkt VIII. 4.). Dieses verkenne näm­
lich dass die Klägerin in den Schutzbereich des vorvertraglichen Vertrauens­
verhältnisses zur Anbahnung der Übertragung der Geschäftsanteile und des 
Vermögens der Klägerin eingezogen war (zur Einheitlichkeit der Verträge aus 
dem Jahre 1991 und 1992 und der Zulassungsrelevanz insoweit vgl. oben). Die 
Revision sei daher zur Klärung der rechtsgrundsätzlichen Rechtsfrage zuzulas­
sen (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ZPO), 

ob die Gesellschaft, deren Anteile verkauft und abgetreten werden 
sollen bzw. die aufgrund einer nur vermeinüichen Abtretung im 
Rahmen der weiteren Abwicklung des Vertrages - hier vermeintli­
che Nachgründungsmaßnahmen - entsteht und deswegen den 
Auswirkungen des Vertrages zwangsläufig unmittelbar ausgesetzt 
ist, in den Ichutzbereich eben dieses Gesellschaftsanteilskau -̂ und 
-abtretungsvertrag einbezogen ist und ihr gegenüber ebenfalls Auf-
Märungspflichten bestehen, so dass sie deshalb eigene Ansprüche 
aus vorvertraglichem Aufklärungspflichten geltend machen kann. 

Die Rechtspraxis bedürfe insoweit auch der Orientierung, als sich diese - nicht 
entschiedene - Rechtsfrage allgemein, aber insbesondere auch für den Bereich 
nur vermeintlich nach dem TreuhG umgewandelter Gesellschaften stelle. 

(3 5) Die Klägerin legt weiter dar, das Berufungsgericht habe wesentlichen 
Sachvortrag dazu übergangen, dass die Beklagte die Käufer und die Klägerin 
nicht über die wahren Hintergründe des Vertragsschlusses vom 24. November 
1992 aufgeklärt habe (NZBB 107 - NZBB 109 Abs. 1, zu Punkt VIII. 5.). 
Diese hätten darin bestanden, dass die Beklagte erkannt hatte, dass die Vertra­
ge vom 18. und 27. September 1991 wegen Formmangels nichtig waren. Dies 
habe sie aber den Käufern und der Klägerin verschwiegen. Stattdessen habe sie 
Herrn Lunkewitz, der die abwesenden anderen Käufer vertrat, vorgespiegelt, 
die Neubeurkundung des Verkaufs der Geschäftsanteile sei notwendig, weil 
Teile der Käufer die Verträge vom 18. und 27. September 1991 für sittenwidrig 
erklärt hätten, was nicht zutraf. Die Klägerin und die Käufer hätten den Ver-



gleich nicht abgeschlossen und den Betrieb der Verlage nicht fortgesetzt, wenn 
sie diese Täuschungen gekannt hätten (ebd. unter Verweis auf den Sachvor­
trag). Dies gelte umso mehr, als die Streitigkeiten zur Plus-Auflagen-
Problematik auch ohne neuerliche Übertragung hätten geregelt werden können 
(NZBB 108 Abs. 2). Erneut verhalte sich das Berufungsgericht zu diesem -
zentralen - Vortrag indes mit keinem Wort (ebd.), worin eine weitere eigen­
ständige Gehörsverletzung liege. Dies zwinge zur Zulassung der Revision zur 
Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt 2 
ZPO; NZBB 109 Abs. 2). 

(3 6) Dass das Berufungsgericht sich die Verletzung des Anspruchs der Klägerin auf 
Wahrung ihres rechtlichen Gehörs zum Arbeitsmittel erhoben habe und den 
Kern des klägerischen Tatsachenvorbringens - abermals - missachte, werde 
ferner im Zusammenhang mit den Ausführungen des Berufungsgerichts zu den 
(angeblich nicht gegebenen) nachvertraglichen Pflichtverletzungen offenbar 
(NZBB 109 Abs. 2 - NZBB 112 Abs. 2 zu Punkt VIII. 6., insbes. NZBB 111 
Abs 4) Insoweit sei die Revision erneut zur Sicherung einer einheitlichen 

Rechtsprechung geboten (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO; zum angeblich 
fehlenden Schaden verweist NZBB 112 Abs. 2 auf NZBB 104 Abs. 2). Gerade 
die Diskrepanz zwischen dem Vermerk vom 11. Februar 1994 und dem 
Schreiben vom gleichen Tage zeige, dass man die Klägerin täuschen wollte. 
Den Vermerk lediglich als „vorläufige Rechtsauffassung" zu charakterisieren, 
sei dabei angesichts des beweisbewehrten Vortrags nicht mehr verständlich, 
zumal das Kammergericht dabei völlig übergehe, dass bereits bzgl. der zugrun­
de liegenden Sachverhaltsinformationen ein Wissensvorsprung der Beklagten 
bestanden habe (NZBB III Abs. 4: demnach auch objektive Willkür, ebenso 
zulassungsrelevant nach § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO). 

(3 7) Die Klägerin legt alsdann im Zusammenhang mit der Verneinung etwaiger 
Ansprüche aus § 826 BGB, der Ansprüche aus § 839 BGB sowie aus §§ 426 
Abs. 1 Satzl, 840 BGB weitere Gehörsverstöße dar, die zur Zulassung der 
Revision zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung zwängen 
(NZBB 112 Abs. 3 - NZBB 115 Abs. 1 zu § 826 BGB, Punkt VIII. 7., NZBB 
115 Abs. 2 - NZBB 117 Abs. 2 zu § 839 BGB, Punkt VIII. 8., und NZBB 117 
Abs. 3 - NZBB 119 Abs. 1 zu § 426 BGB, Punkt VIII. 9., jeweils eigenständig 
§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO). Insoweit sei v. a. nicht mehr nachvoll­
ziehbar, wie das Berufungsgericht das Gebaren der Beklagten als Wahrneh­
mung berechtigter Interessen bewerten könne, zumal die Beklagte - beweisbe-



wehrt vorgetragen - wissentlich falsche und allein von fiskalischen Erwägun­
gen geleitete Auskünfte gegeben hätte (NZBB 114 Abs. 1). Letzteres erweise 
sich zudem als vorsätzliche Verletzung einer Amtspflicht zur richtigen, klaren 
und vollständigen Auskunftserteilung, wozu sich das Berufungsgericht trotz 
entsprechendem Vortrag mit keinem Wort verhalte (NZBB 115 Abs. 3). Nicht 
mehr nachvollziehbar sei es auch, wenn das Berufungsgericht im Zusammen­
hang mit Ansprüchen aus §§ 426 Abs. 1 Satz 1, 840 BGB ausführe, dass die 
Klägerin nicht nachgewiesen habe, dass sie durch die Nutzung fremder Lizenz-
und Verlagsrechte, jenseits der Plus-Auflagen-Problematik (NZBB 118 
Abs. 1), selbst unerlaubte Handlungen begangen habe und sie insoweit zum 
Schadensersatz oder Ausgleich verpflichtet sei, hat die Klägerin doch mit den 
Anlagen BK 15 und K36 insoweit Schäden in Höhe von mehr als 48 Mio. 
EUR darlegt. Wenn sich das Berufungsgericht hierzu nicht verhalte, könne nur 
davon ausgegangen werden, dass es Kernvortrag der Klägerin beiseite gewischt 
habe (NZBB 117 Abs. 4/NZBB 118 Abs. 1). Das sei „wenig überraschend" 
(NZBB 117 Abs. 3), zögen sich doch derartige Gehörsverstöße letztlich durch 
das gesamte Urteil. 

(3.8) Zur Fortbildung des Rechts sei die Revision femer deshalb zuzulassen, weil zu 
klären sei, ob der Vorgang der Erfassung der den §§ 1 Abs. 4, 11 TreuhG 
unterliegenden Wirtschaftseinheiten untrennbar mit dem Privatisierungsauftrag 
verknüpft und daher dem privaten Recht zuzuordnen sei oder nicht richtiger­
weise dem öffentlichen Recht (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1 ZPO, 
NZBB 116 Abs. 2 - NZBB 117 Abs. 1, nochmals zu Punkt VIII. 8., dort im 
Rahmen der Ausführungen zu § 839 BGB). Insoweit werde auszusprechen 
sein, dass die Treuhandanstalt, zumindest wenn sie Zweifel daran hatte oder 
haben musste, ob eine Vermögensübertragung nach TreuhG oder eine Vermö­
gensverwaltung auf Grundlage der §§ 20a oder 20b PartG DDR zu erfolgen 
hatte, in Ausübung ihres öffentlichen Amtes zunächst entsprechende Vorab¬
Feststellungen zur Eigentumslage (Volkseigentum oder Organisationseigen­
tum) hätte treffen müssen (NZBB 116 Abs. 3), da sich danach die Behördenzu­
ständigkeit (Zuständigkeit der Beklagten Direktorat Privatisierungen nach dem 
TreuhG oder der Beklagten Direktorat Sondervermögen nach dem PartG DDR) 
richtete, bevor sie mit dem Gesetzesvollzug nach dem TreuhG oder nach dem 
PartG DDR begann. Dabei sei die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, aus 
der sich dieser richtige Rechtssatz nicht mit der gebotenen Klarheit ergebe, 
fortzubilden (ebd. unter Hinweis auf BGH, Urt v. 11.3.2005 - III ZR 90/93, 
BGHZ 158, 253 ff, juris-Tz. 19). Ohnedies habe die Treuhandanstalt die fal-



sehe Handlungsform gewählt. Sie hätte nicht von einer Privatisierung nach 
dem TreuhG ausgehen dürfen, sondern nach einem Fall aus dem Anwendungs­
bereich des PartG DDR. Allein darin zeige sich die zur Haftung führende 
Amtspflichtverletzung (NZBB 116 Abs. 4). 

(4) Schließlich sei das Berufungsurteil noch in zulassungsrelevanter Weise falsch, 
als dort der Feststellungsantrag zu 4 als unzulässig (BU36 Abs. 6 - BU37 
Abs. 2) bzw. unbegründet (BU37 Abs. 3 - BU39 Abs. 3) bewertet wird 
(NZBB 119 Abs. 2 - NZBB 126 Abs. 1, zu Punkt IX.). 

(4.1) Das Berufungsgericht hebe dabei darauf ab, dass die Klägerin keine 
Vertragspartei der Verträge aus dem September 1991 sei, deren Nichtigkeit 
deshalb (angeblich) keine Auswirkungen auf ihre Rechtsposition hätte, weil sie 
an den Verträgen nicht beteiligt gewesen sei und die Rückabwicklung im Ver­
hältnis der Kaufvertragsparteien zu erfolgen habe. Zudem sei nicht dargelegt, 
welche Ansprüche sich bei Feststellung der Nichtigkeit ergeben könnten. Es 
fehle daher, so das Berufungsgericht, am Feststellungsinteresse, soweit die 
Nichtigkeit der Verträge aus dem Jahre 1991 geltend gemacht wird (NZBB 120 
Abs.3;BU 37 Abs. 2). 

(4.11) Dabei verkenne das Berufungsgericht freilich, dass das Rechtsverhältnis zu 
Dritten Gegenstand einer Feststellung sein kann, wenn es zugleich für die 
Rechtsbeziehungen der Prozessparteien untereinander von Bedeutung ist und 
der Kläger ein rechtliche Interesse an der baldigen Feststellung gerade gegen­
über der anderen Prozesspartei hat (NZBB 120 Abs. 4 unter Hinweis auf die 
maßgebliche höchstrichterliche Rechtsprechung). Es irre daher, wenn es apo­
diktisch und ohne jede Auseinandersetzung mit dem Inhalt der Vereinbarung 
vom 24. November 1992 meint, dass eine Anfechtung der Verträge vom Sep­
tember 1991 nur die dortigen Vertragsparteien betreffe (NZBB 121 Abs. 1). In 
diesem Irrtum läge zugleich eine Gehörsverletzung, die zur Zulassung der 
Revision zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung zwinge (§ 543 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO; NZBB 121 Abs. 2 und 3), weil der Urteilsaus­
spruch bei Kenntnisnahme und Erfassung des Inhalts der Anlage B 23 (Verein­
barung vom 24. November 1992) undenkbar wäre. Insoweit gehöre es nämlich 
zum Kern des klägerischen Tatsachenvortrags, dass die Klägerin über den 
nachfolgenden Vertrag vom November 1992 umfassend in den Vollzug der 
Verträge vom September 1991 eingebunden gewesen sei, die Klägerin träfen 
zudem sämtliche wirtschaftliche Folgen aus der Nichtigkeit dieser Verträge, 



während andererseits die Nichtigkeit des Vertrages vom 24. November 1992 
nur marginale Auswirkungen gehabt hätte, wenn die Verträge vom 18. und 27. 
September 1991 etwa doch wirksam wären, so dass alle Verträge nur einheit­
lich betrachtet werden könnten (NZBB 121 Abs. 3, NZBB 119 Abs. 2 -
NZBB 120 Abs. 2). Zudem habe bereits das Landgericht den Vertrag 1992 als 
Bestätigung der Verträge 1991 gewertet. Wenn das Berufungsgericht dann aber 
darauf verweise, dass das Urteil des Landgerichts insoweit zutreffend sei, 
dränge sich geradezu auf, dass es sich nicht mit dem Streitstoff auseinanderge­
setzt hat (NZBB 121 Abs. 4 a. A.). 

(4.12) Die Revision sei ferner auch deshalb zur Sicherung einer einheitlichen 

Rechtsprechung zuzulassen, weil das Berufungsurteil in symptomatisch rechts­

fehlerhafter Weise von der höchstrichterlichen Rechtsprechung divergiere 
(§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO; NZBB 121 Abs. 5 - NZBB 121). Das 
Berufungsgericht stelle nämlich den - verdeckten - Obersatz auf, dass sich das 
Interesse an der Feststellung des Rechtsverhältnisses zu Dritten danach be¬
misst, ob die Voraussetzungen der Einheitlichkeit des § 139 BGB vorliegen. 
Für den Bundesgerichtshof sei dies allerdings kein Kriterium, es frage vielmehr 
wesentlich bedeutungsoffener nur danach, ob die Rechtsbeziehungen der Pro¬
zessparteien untereinander von Bedeutung sind. Insoweit bestehe der Bedarf an 
einer Korrektur durch das Revisionsgericht, gerade weil sich die Wiederho-
lungs- und Nachahmungsgefahr - auch hier - bereits niedergeschlagen habe 
(NZBB 122 Abs. 2 - 4 unter Verweis auf die in Anlage NZBB 5 vorlegte Ent­
scheidung des LG Frankfurt). 

Ohnedies erweise sich auch die Annahme des Berufungsgerichts als zulas­
sungsrelevant rechtsfehlerhaft, nach der der erforderliche Einheitlichkeitswille 
(angeblich) fehle (bereits in anderem Zusammenhang dargetan; NZBB 122 
Abs. 5 verweist auf Punkt VII. 3.; s. dazu hier innerhalb dieses Abschnitts zur 
zweiten Alternativbegründung unter Punkt (2), zulassungsrelevant demnach 
wegen grundsätzlicher Bedeutung und zur Sicherung einer einheitlichen Recht­

sprechung [objektive Willkür und symptomatischer Rechtsfehler]). Letztlich sei 
die Auffassung des Kammergerichts schon deshalb falsch, weil es hier (was im 
Übrigen selbst die Beklagte in ihrer Nichtzulassungsbeschwerdeerwiderung 
sieht, NZBE 23 Abs. 1) ohnehin um ein eigenes Rechtsverhältnis der Klägerin 
geht,'da mit dem Antrag die Feststellung ihr infolge der Nichtigkeit der Verträ­
ge selbst zustehender Schadensersatzansprüche begehrt wird. Daraus ergibt 
sich, dass das Kammergericht nicht nur den Vortrag, sondern auch die Anträge 



der Klägerin in ihrem Kern nicht erfasst und damit unter Verstoß gegen 
Art. 103 Abs. 1 GG nicht zur Kenntnis genommen hat. 

(4.13) Die Rechtsfehler seien auch entscheidungserheblich, obwohl das Berufungsge­
richt davon ausgehe, dass nicht dargelegt sei, welche Ansprüche sich bei Fest­
stellung der Nichtigkeit ergeben könnten (NZBB 123 Abs. 1 - 3). Die Klagenn 
habe nämlich dargelegt, dass sie von ihren Gesellschaftern mit Kapitaleinlagen 
und mit Gesellschafterdarlehen ausgestattet worden sei. Diese Einla­
gen/Darlehen seien in Höhe von 27 Mio. EUR verloren, seit sich im Zuge der 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 3. März 2008 die Vermögenslosig­
keit der Klägerin herausgestellt hat. Wenn das Berufungsgericht diesen Vor­
trag, der zugleich den Kern des klägerseits vorgebrachten Prozessstoffs betref­
fe, völlig ausblende, müsse dies als - erneute - Gehörsverletzung gewertet 
werden. Die Zulassung der Revision sei auch insoweit zur Sicherung einer 

einheitlichen Rechtsprechung geboten. 

(4 2) Soweit das Berufungsgericht dann aber auch noch die Feststellung der 
Nichtigkeit der Vereinbarung vom 24. November 1992 verneint, erweise sich 
das Berufungsurteil als nicht mehr verständlich. Nicht mehr verständlich sei 
v. a., dass das Gericht den Vortrag der Klägerin über die vorvertragliche 
Kenntnis der Beklagten hinsichtlich der Plus-Auflagen und das deswegen 
laufende Ermittlungsverfahren als unsubstantiiert bewertet hat und meint, die 
Klägerin stütze sich nur auf den polizeilichen Vermerk vom 2. Oktober 1991 
(NZBB 124 Abs. 2). Das Gegenteil sei indes der Fall (NZBB 124 Abs. 3 -
NZBB 126 Abs. 1; dort unter Hinweis auf den substantiierten und umfassenden 
Tatsachenvortrag der Klägerin insbesondere dazu, dass die Beklagte bereits 
aufgrund ihrer Stellung als treuhänderische Verwalterin der SED/PDS sowie 
mit der von ihr zur Aufklärung von Regierungskriminalität eingerichteten 
Stabsstelle für Besondere Aufgaben von Anfang an in das Ermittlungsverfah­
ren und die deswegen durchgeführten Durchsuchungsmaßnahmen eingebunden 
gewesen sein müsse; dort auch das betreffende Beweisangebot der Klägerin 
sowie die weitere Darlegung, dass die Klägerin und die Käufer die Verträge 
und insbesondere den Vergleich vom 24. November 1992 in Kenntnis der 
Bösgläubigkeit der Beklagten nicht geschlossen hätten, was die Beklagte ledig­
lich pauschal bestritten habe). Das aber zeige in aller Deutlichkeit, dass das 
Berufungsgericht auch insoweit seiner Linie treu bleibe, substantiierten Vor­
trag der Klägerin entweder nicht zur Kenntnis zu nehmen oder als angeblich 
unvollständig zu bewerten. Dies aber sei gerade auch in Ansehung der Massivi-



tat der sonstigen Gehörsverstöße objektiv willkürlich, jedenfalls aber ein erneu­
ter Gehörsverstoß. Die Revision sei daher - erneut und schließlich - zur Siche­

rung einer einheitlichen Rechtsprechung zuzulassen (NZBB 125 Abs. 1, 

NZBB 126 Abs. 1), nachdem der Feststellungsantrag zu 4 insgesamt begründet 
ist (führt die Klägerin weiter aus in NZBB 126 Abs. 2/NZBB 127 Abs. 1). 

IV. 

Die Klägerin hat gegen den ihrem Prozessbevollmächtigten am 12. Oktober 
2012 zugestellten (EB, Anlage VB 3) Beschluss des Bundesgerichtshofs vom 
9 Oktober 2012 mit Schriftsatz vom 25. Oktober 2012 Anhörungsrüge zum 
Bundesgerichtshof (Eingang dort: 26.10.2012; s. dazu den Eingangsstempel 
auf der AR) erhoben und diese alsgleich begründet (s. Anlage VB 7). 

1 Sie hat dabei zunächst die nach § 321a Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2, Satz 5 ZPO 
erforderlichen Eckdaten des bisherigen Verfahrens Verlaufs (s. dazu schon oben 
unter A. III. 3. a.: Zustellungen, Fristwahrung bei Einlegung der NZB bzw. der 
NZBB, Abgabe der Sache von dem II. Zivilsenat an den [zuständigen, AR 4 
Abs. 2] VIII. Zivilsenat, Bestellung des Prozessbevollmächtigten der Beklagten 
und Eingang der Erwiderung bei Gericht) benannt und die mit der Anhörungs­
rüge angefochtene Entscheidung bezeichnet (AR 2 - AR 3 Abs. 1). 

9 In der Sache hat die Klägerin alsdann die Verletzung ihres rechtlichen Gehörs 
gerade durch den Bundesgenchtshof gerügt und diese Rüge substantiiert 
(§ 321a Abs. 2 Satz 5, Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ZPO; AR 3 Abs. 2 - AR 18 Abs. 1). 

a) Sie macht dabei besondere Umstände geltend, aufgrund deren davon 
auszugehen sei, dass der zur Entscheidung berufene VIII. Zivilsenat des Bun­
desgerichtshofs in der ihm zur Verfügung stehenden Zeit (AR 5 Abs. 3 und 4: 
18 Tage bei auch wochenendlicher Befassung seit Eingang der NZBE bzw. 
8 weitere Tage seit Abgabe an den VIII. Zivilsenat) schlechterdings kaum den 
umfangreichen Vortrag der Klägerin (127-seitige NZBB einschließlich zahlrei­
cher Nachweise auf die über 1000-seitige GA) und die erst kurz vor der Ent­
scheidung bei Gericht eingegangene Erwiderung der Beklagten erfasst und die 
komplexen und zahlreichen Angriffe gegen das Berufungsurteil durchdrungen 
haben kann (AR 5 Abs. 1, AR 6 Abs. 1). Hierzu hat die Klägerin in einer Anla­
ge AR 1 (ist der hiesigen Anlage VR7 beigeheftet) die einzelnen Rügen 



nochmals tabellarisch aufgelistet, sie den Argumenten der Erwiderung gegen­
übergestellt und dargelegt, dass eine jede Rüge erfordert hätte, sich mit den 
erbrachten Nachweisen anhand der umfangreichen Gerichtsakte eingehend 
auseinanderzusetzen. Eine mehr als kursorische Prüfung sei dabei kaum mög­
lich gewesen (AR 5 Abs. 5), zumal in umfangreichen Nichtzulassungsbe­
schwerde- oder Revisionsverfahren, wie dem hiesigen, Bearbeitungszeiten von 
mindestens 4 - 6 Wochen üblich und nötig seien (AR 5 Abs. 5 - AR 6 Abs. 1 
mit Nachweis in der Anlage AR 2). Dann aber sei davon auszugehen, dass 
Art. 103 Abs. 1 GG, hilfsweise Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG zum Nachteil der 
Klägerin verletzt sei (AR 6 Abs. 2 und 3). 

b) Die Klägerin ist ferner - auch im Blick auf die Anforderungen des 
Bundesgerichtshofs an die Darlegungen einer Anhörungsrüge (AR 3 Abs. 2 
unter Hinweis auf BGH, Beschl. v. 30.8.2012 - V ZR 8/12, juris, Tz. 5) - in 
eine Auseinandersetzung mit der Erwiderung der Beklagten eingetreten und ist 
dabei auf jenen Vortrag eingegangen, den der Bundesgerichtshof nicht hinrei­
chend erwogen haben könne, weil die „schmalspurige" (AR 7 Abs. 1) und 
„unvollständige" (AR 9 Abs. 3) und über den Vortrag der Klägerin „in Bausch 
und Bogen" (AR 12 Abs. 3) hinweggehende Erwiderung ihm den Blick auf die 
komplexen und tatsächlich zulassungsrelevanten Rechtsfragen verstellt haben 
muss (AR 6 Abs. 4 - AR 18 Abs. 1, dort Punkt II. 2. - 4.). Die Klägenn hat 
dabei nachgewiesen, dass die Beklagte nicht eine der von ihr nach §§544 
Abs. 2 Satz3, 543 Abs. 2 Satz 1 ZPO aufgeworfenen Rügen.zu widerlegen 
vermochte. 

aa) Zunächst sei die Beklagte in ihrer Beschwerdeerwiderungen ohnehin nicht den 
Angriffen der Klägerin gegen die erste Alternativbegründung entgegengetreten. 
Sie meine stattdessen, dass die zweite Alternativbegründung die angefochtene 
Entscheidung selbständig trage. Insoweit lägen aber keine Zulassungsgründe 
vor (AR 7 Abs. 2 unter Verweis auf NZBE 8 Abs. 1). Dann aber erstaune 
insbesondere, so die Klägerin, dass die Beklagte die unter Punkt VI. der Nicht­
zulassungsbeschwerdebegründung erhobene Rüge (NZBB 66 Abs. 2 
NZBB 67 Abs. 3: zulassungsrelevanter Rechtsfehler in Bezug auf die die Über­
tragung beider Verlage verbindende Junktimklausel; s. dazu auch oben unter A. 
III. b. bb. (1)) gar nicht thematisiere, sondern ersichtlich übersehen habe. Wenn 
aber schon die Beklagte einen solch wesentiichen Gesichtspunkt übergehe, 
müsse vermutet werden, dass auch der Bundesgerichtshof diesem Fehler erle­
gen sei. Dieser Rückschluss sei gerade auch im Hinblick auf die Darlegungsan-



forderungen zulässig, die der Bundesgerichtshof an die Anhörungsrüge stellt 
(AR 7 Abs. 2 unten unter Verweis auf BGH, Beschl. v. 30.8.2012 - V ZR 8/12, 
juris, Tz. 5). 

bb) Die Beklagte vernebele ferner den Sachverhalt, wenn sie darlege, die Klägerin 
habe nicht aufgezeigt, weshalb sich aus der Vereinbarung vom 24. November 
1992 ergeben solle, dass dieser Vertrag mit jenen vom 18. bzw. 27. September 
1991 als einheitlicher Vorgang zu bewerten sei (ARS - AR 10 Abs. 1 unter 
Verweis auf NZBE 12 Abs. 3 bis NZBE 13 Abs. 1). Das aber treffe nicht zu, 
die Klägerin habe vielmehr in ihrer Nichtzulassungsbeschwerdebegründung 
eingehend und anhand mehrerer Gesichtspunkte dargelegt, woraus sich im 
Einzelnen der Einheitlichkeitswille ergebe (ebd. unter Verweis auf die entspre­
chenden Passagen in der NZBB). Wenn aber schon ein ausgewiesener Kenner 
der Tätigkeit bei der Treuhandanstalt wie der Prozessbevollmächtigte der 
Beklagten (Rechtsanwalt beim BGH Dr. Guido Toussaint war von 1991 bis 
1993 bei der Treuhandanstalt tätig, AR 2 Abs. 4) sich mit dem Beschwerdevor­
trag derart unvollständig auseinandersetze, müsse davon ausgegangen werden, 
dass dies dem Bundesgerichtshof den Blick auf den Sachvortrag der Klägerin 
versperrt habe (AR 9 Abs. 3, AR 10 Abs. 1; s. auch AR 11 Abs. 1). 

cc) Die Beklagte befasse sich weiter auch nicht mit einem Wort mit jener zentralen 
Rüge der Klägerin, wonach das Berufungsgericht in zulassungsrelevant rechts­
fehlerhafter Weise bloße Zweifel der Treuhandanstalt daran, dass die Verlage 
von ihr wirksam übertragen werden konnten, nicht gelten lässt, das Vorliegen 
selbiger auch nicht prüft und eine vor- wie nachvertragliche Pflicht zur Aufklä­
rung verwirft (AR 10 Abs. 2 - 14 Abs. 2 unter Verweis auf NZBE 16 Abs. 2 
und 3). Stattdessen widme sich die Beklagte nur dem Aspekt der angeblich 
fehlenden eigenen „positiven Kenntnis", was sich aber als durchsichtiger Ver­
such entpuppe, sich von dem Vorwurf der vorsätzlichen Desinformation frei­
zuhalten (AR 11 Abs. 1). Die Klägerin habe insoweit auch mitnichten versucht, 
die eigene Würdigung an die Stelle des Tatrichters zu stellen, vielmehr habe sie 
dargelegt und nachgewiesen, dass das Berufungsgericht beweisbewehrten und 
relevanten Sachvortrag schlicht übergangen habe (s. nur AR 13 Abs. 2); Ge­
hörsverletzungen, mit denen sich die Beklagte in der Sache gar nicht auseinan­
dersetze. Insoweit erstaune weiter, dass sich diese zur zulassungsrelevant 
rechtsfehlerhaft behandelten Frage der Zurechnung bestehender Zweifel der 
UK nicht ansatzweise verhält. Dann aber müsse davon ausgegangen werden, 



dass auch der Bundesgerichtshof die insoweit durchgreifenden Angriffe fehler­
haft bewertet hat (AR 12 Abs. 3, AR 14 Abs. 2). 

dd) Die Beklagte unternehme weiter erhebliche Anstrengungen, teils auch mit 
neuem Sachvortag (NZBE 26 Abs.2/NZBE26 Abs. 1), um nachzuweisen, 
dass die Kenntnisse des Herrn Dr. Richter (Direktorat Recht der Treuhandan­
stalt) nicht der Beklagten zurechenbar seien und aus dem Vermerk des Herrn 
KOR Schmidt nichts folge. Dabei widme sich die Beklagte aber erneut nur 
einem kleineren Aspekt des Rechtsstreits und unterschlage, dass die Klägenn 
zur Kenntnis der Beklagten weiteren beweisbewehrten Vortrag getätigt hatte 
(AR 14 Abs. 3 - AR 16 Abs. 2; dort insbesondere unter Hinweis auf NZBB 124 
Abs. 3, NZBB 125 Abs. 2 - NZBB 126 Abs. 1 bzw. NZBB 108 Abs. 2 -
NZBB'I09 Abs. 1). Insoweit habe die entscheidungserhebliche und streitige 
Tatsachenfrage im Raum gestanden, wann Herr Dr. Richter und Herr Molinari, 
die beide als Zeugen benannt sind, Kenntnis von der Plus-Auflagen¬
Problematik hatten und ob und wann sie sich hierüber ausgetauscht haben, wie 
es die Klägerin behauptet hat. Ohnedies verkenne auch die Beklagte erneut, 
dass die Klägerin vorgetragen hat, dass sie den Vertrag vom 24. November 
1992 nicht geschlossen hätte, wenn sie gewusst hätte, dass man sie über den 
Wissensstand, also die gerade frühzeitige Kenntnis der Beklagten zur Plus-
Auflagen-Problematik getäuscht sowie ihr vorspiegelt hat, dass es einer erneu­
ten Beurkundung des Verkaufs der Geschäftsanteile an den vermeintlichen 
Kapitalgesellschaften im Aufbau bedürfe, weil Teile der Käufer die Verträge 
vom 18. und 27. September 1991 für sittenwidrig erklärt hätten (AR 16 
Abs. 1). 

ee) Letztlich weise der Umstand, dass sich die Beklagte in ihrer Erwiderung teils 
gar nicht, teils nur ansatzweise und ausnahmslos aufgrund fehlerhafter Aus­
gangsannahmen mit dem Vortrag der Klägerin in der Beschwerde befasst, auf 
eine auffällige Besonderheit des vorliegenden Falles hin. Wenn man dann 
daneben sehe, dass der VIII. Zivilsenat in augenscheinlich extrem kurzer Zeit 
die dichten Darlegungen zu den zahlreichen zulassungsrelevanten Rechtsfeh­
lern als nicht maßgeblich bewertet, obwohl er gesehen haben muss, dass die 
Rechtsfehler die Einheitlichkeit der Rechtsprechung gefährdeten (unter Ver­
weis auf Anlage NZBB 5, Anlage VB 10 angeheftet), könne nur unterstellt 
werden, dass es sich der Bundesgerichtshof ähnlich leicht gemacht hat wie die 
Beklagte (AR 16 Abs. 3 - AR 17 Abs. 1). Darin liege nicht nur eine (primäre) 
Gehörsverletzung gerade des Bundesgerichtshofs, vielmehr befremde es schon 



aus genereller rechtsstaatlicher Sicht, wenn bei Fehlverhalten der Verwaltung, 
angebotene Beweise nicht vollständig erhoben und der Sachvortrag nicht voll­
ständig erwogen werde (AR 17 Abs. 2/AR 18 Abs. 1). Unsachlich sei es daher 
auch wenn die Beklagte darauf verweise, dass Herr Lunkewitz die Verfahren 
rundum die gescheiterte Übertragung der in der DDR wie heute bedeutenden 
Verlage Aufbau 1945 und Rütten & Loening 1844 mit großer Vehemenz ge­
führt habe (AR 17 Abs. 2 unter Verweis auf NZBE 8 Abs. 1 und NZBE 20 
Abs 1) zumal die zweifelhaften Umstände, unter denen die Verlage übertra­
gen wurden, offenbar seien. Selbst wenn man in Zeiten politischen Umbruchs 
einer Behörde wie der Treuhandanstalt größtmöglichen Freiraum zur „Abwick­
lung" von Eigentums-, Vermögens- und Inhaberübertragungen einräumen 
möchte, habe man doch einen Anspruch darauf, dass die Umstände von einer 
unabhängigen Justiz aufgeklärt werden (AR 11 Abs. 1 und AR 17 
Abs. 2/AR 18 Abs. 1). 



B. 

Die Verfassungsbeschwerde ist zulässig, weil der innerstaatliche Rechtsweg 
zweifelsfrei erschöpft ist (vgl. § 90 Abs. 2 BVerfGG) und die Klägerin auch 
vor den Fachgerichten darauf hingewirkt hat, dass sämtlichen hier unter dem 
nachfolgenden Punkt C. erhobenen Grundrechtsrügen schon dort abgeholfen 
wird. 

1. Der mit dieser Verfassungsbeschwerde angefochtene Beschluss des 
Bundesgerichtshofs vom 9. Oktober 2012, durch den die Beschwerde gegen die 
Nichtzulassung der Revision nach §§ 544 Abs. 4 Satz 1, 543 Abs. 2 Satz 1 
ZPO zurückgewiesen worden ist, ist nach § 544 Abs. 5 Satz 2 ZPO unanfecht­
bar. Die Klägerin hat beim Durchschreiten des Rechtswegs - wie dargelegt und 
durch die mit den Anlagen vorgelegten Dokumente glaubhaft gemacht - auch 
sämtliche Fristen gewahrt, weshalb das Landgericht, das Oberlandesgericht 
und der Bundesgerichtshof jeweils in der Sache entschieden haben. § 90 Abs. 2 
BVerfGG ist damit gewahrt. 

2. Gegen den angefochtenen Zurückweisungsbeschluss ist freilich die 
Anhörungsrüge nach § 321a ZPO statthaft, die auch - wie dargelegt - inner­
halb der 14-tägigen Notfrist des § 321a Abs. 2 Satz 1 ZPO erhoben und be­
gründet wurde (Fristlauf vom 12.10.2012 bis zum 26.10.2012; Eingang beim 
BGH am 26.10.2012). Über diese wurde bis heute, den 12. November 2012, 
nicht entschieden. 

a) Der 12. November 2012 ist allerdings der Tag des Fristablaufs des § 93 Abs. 1 
Satz 1 BVerfGG, wenn man als Fristbeginn den Zugang des Beschlusses vom 
9. Oktober 2012 ansetzte (Fristlauf vom 12.10.2012 bis heute). Dieser Fristen­
lauf wäre auch maßgeblich, wenn die Anhörungsrüge offensichtlich unzulässig 

wäre (vgl. BVerfG [1. Kammer d. Ersten Senats], Beschl. v. 5.5.2008 - 1 BvR 
562/08, BVerfGK 13, 496/498). Letzteres wäre jedenfalls dann der Fall, wenn 
mit der Anhörungsrüge lediglich jene Gehörsrügen wiederholt würden, die 
bereits Gegenstand der Nichtzulassungsbeschwerde waren. Die Erfolglosigkeit 
eines Rechtsmittels gegen einen behaupteten und dargelegten Gehörsverstoß 
der Vorinstanz begründet nämlich für sich genommen keine neue Gehörsver­
letzung durch das über das Rechtsmittel entscheidende Gericht. Deshalb müs­
sen die (sog. sekundären) Gehörsrügen, die Verstöße der Vorinstanzen betref­
fen, zur Wahrung der Frist des § 93 Abs. 1 Satz 1 BVerfGG auch ohne den 



b) 

Umweg über die Anhörungsrüge vor dem Bundesverfassungsgericht erhoben 
werden, wenn nicht zusätzlich eine „neue und eigenständige" Gehörsverlet­
zung gerade durch den Bundesgerichtshof vorläge (BVerfGK 13, 496/498 
unter II 1 a. sowie 496/499 unter II.2a.bb., juris-Tz. 11 und 15; s. auch 
BGH, Beschl. v. 19.3.2009 - VZR 141/08, NJW 2009, 1609, Tz. 4, bzw. 
zuletzt etwa Beschl. v. 30.8.2012 - V ZR 8/12, juris, Tz. 3). 

Die Klägerin macht freilich neben den Grundrechtsverletzungen durch das 
Kammergericht und das Landgericht Berlin eine solche „neue und eigenständi­
ge" Gehörsverletzung des Bundesgerichtshofs geltend. Sie hat dabei dargelegt, 
dass hier besondere Umstände im Zusammenhang mit der Abgabe der Rechts­
sache an den zuständigen VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs und mit der 
an die Abgabe unmittelbar anschließenden Entscheidung vorliegen, die nahele­
gen, dass der - v. a. mit Wohnraummietsachen stark belastete VIII. Zivilsenat 
(AR 6 Abs. 1) - kaum den im Umfang weit überdurchschnittlichen Vortrag 
und die vielfachen, sehr komplexen Rügen erwogen und zur Kenntnis genom­
men haben kann. Hierzu ist die Klägerin, wie von dem Bundesgenchtshof 
verlangt (BGH, Beschl. v. 19.3.2009 - V ZR 141/08, NJW 2009, 1609/1610, 
Tz 16 Beschl. v. 30.8.2012 - V ZR 8/12, juris, Tz. 5), auch in eine vertiefte 
Auseinandersetzung mit der (allerdings schmalspurigen) Nichtzulassungsbe­
schwerdeerwiderung eingetreten, für deren Anfertigung der Beklagten neun 
Monate zur Verfügung standen. Dabei hat die Klägerin anhand der offensicht­
lichen Mängel der Erwiderung nachgewiesen, dass diese dem Bundesgerichts­
hof den Blick auf die durchaus komplexen zulassungsrelevanten Rechtsfragen 
verstellt haben muss (s. etwa AR 9 Abs. 3, AR 12 Abs. 3 a. E., AR 14 Abs. 1). 
Dann aber genügt die Anhörungsrüge der Klägerin den strengen Anforderun­
gen an die Zulässigkeit des Rechtsmittels aus § 321a ZPO. 

c) Die Klägerin ist dennoch gehalten, ihre Verfassungsbeschwerde schon jetzt, 
also spätestens am heutigen 12. November 2012, zu erheben: 

aa) Zwar hielte eine zulässige Anhörungsrüge die Frist des § 93 Abs. 1 Satz 1 
BVerfGG offen. Das angerufene Bundesverfassungsgericht betont jedoch, dass 
eine erst auf den eine Anhörungsrüge zurückweisenden Beschluss erhobene 
Verfassungsbeschwerde dann verfristet sei, wenn sich der Beschwerdeführer 
über die Reichweite des Grundrechts auf rechüiches Gehör geirrt und in diesem 
Irrtum eine - letzüich unberechtigte - Anhörungsrüge erhoben hat. Dabei 
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verweist dieses darauf, dass die prozessuale Einheit von Gehörsverstoß und 
anderen Grundrechtsverletzungen voraussetze, dass 

„nach dem Vortrag des Beschwerdeführers die Möglichkeit einer 
Verletzung von Art. 103 Abs. 1 GG überhaupt möglich ist." 
(So wörtlich BVerfG [1. Kammer des Zweiten Senats], Beschl. 
v. 29.3.2007 - 2 BvR 120/07, juris, Tz. 11, Hervorhebungen nur 
hier). 

Tragend für diese Entscheidung ist dabei, dass ein Beschwerdeführer nicht in 
die Lage versetzt werden soll, Angriffe gegen die instanzgerichtlichen Ent­
scheidungen bloß in das Gewand einer Gehörsrüge zu verpacken, um dadurch 
die Monatsfrist für die Erhebung einer Verfassungsbeschwerde zu verlängern 
(ebd.). Mit anderen Worten: Die Anhörungsrüge muss nicht nur eine (primäre) 
Gehörsverletzung gerade des letztinstanzlichen Gerichts rügen, diese im Ein­
zelnen darlegen und sich dabei mit der Erwiderung des Beschwerdegegners 
auseinandersetzen, vielmehr muss die Rüge in ihrem Kern tatsächlich auch 
eine solche des Art. 103 Abs. 1 GG sein und nicht eigentlich ein anderes 
Grundrecht wie z. B. jenes aus Art. 3 Abs. 1 GG (Verstoß gegen Denkgesetze, 
Widersprüchlichkeiten etc.) adressieren. 

bb) Vorliegend hat die Klägerin ihre Anhörungsrüge allerdings - ausdrücklich - an 
der Schnittstelle zwischen Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG und Art. 103 Abs. 1 GG 
angebracht (AR 5 Abs. 1, AR 6 Abs. 2). Sie verweist dabei darauf, dass nicht 
hinreichend sicher zu prognostizieren sei, wo der Schwerpunkt der geltend 
gemachten Grundrechtsverletzung liegt. In der Sache wirft die Klägerin dem 
VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs zwar vor, dass es das komplexe Ver­
fahren in der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit kaum durchdrungen 
haben kann (= eigenständige, primäre Gehörsrüge). Dem VIII. Zivilsenat kann 
dagegen kaum unterstellt werden, dass er die Rechtssache nicht beraten hat 
(AR 5 Abs. 2), wozu ihm ein Votum vorgelegen haben muss (was zu unterstel­
len ist). Ein solches kann hier jedoch in Anbetracht der zeitlichen Umstände 
und des überaus umfangreichen Sachvortrags allenfalls der unzuständige (in 
anderer Sache aber vorbefasste) II. Zivilsenat angefertigt haben, alles andere 
wäre praktisch menschenunmöglich. Dieser hätte die Rechtssache dann aber im 
Wesenüichen vorentschieden. Der VIII. Zivilsenat mag sich ein solches Votum 
in seiner Beratung zu Eigen gemacht haben, das jedoch genügt den Anforde­
rungen des Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG nicht. Hiernach ist nämlich erforderlich, 
dass es der zur Entscheidung berufene Richter selbst ist, der die erhobenen 



Rügen und den Vortrag der Parteien zu durchdringen und zu würdigen hat. Das 
jedoch ist typische Aufgabe des Berichterstatters des zuständigen Senats 
(= Verletzung des Anspruchs auf den gesetzlichen Richter). 

cc) Ob die mit dem Rechtsmittel des § 321a ZPO angebrachte (und hier in der 
Verfassungsbeschwerde wiederholte) Rüge im Ergebnis eine solche des 
Art. 103 Abs. 1 GG oder eine solche des Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG ist, ist am 
Ende aber keine Frage der logischen Deduzierbarkeit, sondern eine der Dezisi­
on. Das aber heißt, dass ähnlich wie bei der Abgrenzung der Rügen aus 
Art. 103 Abs. 1 GG und Art. 3 Abs. GG nicht immer vorab trennscharf geklärt 
werden kann, in welches normative Lager die Rüge eigentlich gehört. Lübbe-
Wolffbat dieses Problem treffend als „Neunzigzwei-Dreiundneunzigeins-Falle" 
umschrieben (AnwBl. 2005, 509/513), weshalb die Prognoseentscheidung (zur 
Erinnerung: Ist die Möglichkeit eine Gehörsverletzung möglich?) für einen 
potentiellen Beschwerdeführer einer Fahrt zwischen Scylla und Charybdis 
gleicht. 

d) Dann aber besteht der anwaltlich gebotene sicherste Weg durch diese 
Meeresenge gegenwärtig (und immer noch), zumal in dem vorliegenden Fall, 
zweifellos darin, beide Rechtsbehelfe parallel zu ergreifen. Das hat die Kläge­
rin hier getan. Sollte sie mit der fristgerecht erhobenen und substantiierten 
Anhörungsrüge Erfolg haben, wird die aus äußerster anwaltlicher Vorsicht 
schon heute erhobene Verfassungsbeschwerde gegenstandslos. Sollte sie dage­
gen keinen Erfolg haben, wird die Klägerin auch den entsprechenden Be­
schluss zum Gegenstand der insoweit zu erweiternden Verfassungsbeschwerde 
machen. Es ist dies der Grund, weshalb ich eingangs gebeten habe, die Verfas­
sungsbeschwerde vorläufig nur in das Allgemeine Register einzutragen. 

3. Die Klägerin hat im fachgerichtlichen Verfahren alle prozessualen 
Möglichkeiten ergriffen, um die mit dieser Verfassungsbeschwerde nachfol­
gend unter Punkt C. zu rügenden Grundrechtsverstöße schon dort abzuwehren 
oder eine Korrektur zu erwirken (Grundsatz der materiellen Subsidiarität; 
s. nur BVerfGE73, 322/325; E74, 102/113; E77, 381/401; E81, 22/27; E 81, 
97/102; E84, 203/208; E110, 1/12; stRspr.). Nachdem sie andere Grund­
rechtsverstöße nicht erheben wird, als sie bereits durch die NZBB sowie AR 
vorgezeichnet sind, ist dies ist bereits dargetan. Insoweit wird auf den Sachvor­
trag unter Punkt A., dort insbesondere zu A. III. 3. b) und A. IV. verwiesen. 



Wie im Folgenden im Einzelnen dargelegt wird (§ 92 BVerfGG), verletzt der 
Bundesgerichtshof mit seinem die Nichtzulassungsbeschwerde zurückweisen­
den Beschluss wie schon zuvor das Kammergericht mit seinem die Revision 
trotz offensichtlichen Vorliegens der Voraussetzungen des § 543 Abs. 2 Satz 1 
ZPO nicht zulassenden Berufungsurteil die Grundrechte der Klägerin (vgl. 
Art. 19 Abs. 3 GG), namentlich aus Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem 
Rechtsstaatsgebot (Art. 20 Abs. 3 GG - Justizgewährungsanspruch), Art. 101 
Abs 1 Satz 2 GG, Art. 19 Abs. 4 GG und Art. 3 Abs. 1 GG sowie aus Art. 103 
Abs 1 GG. Insbesondere war der Bundesgerichtshof von Verfassungs wegen 
gehalten, bei seiner Entscheidung nach §§ 544 Abs. 4 Satz 1, 543 Abs. 2 Satz 1 
ZPO die Revision zuzulassen (C. II. und III.), um dabei v. a. auch den zahlrei­
chen Gehörsverstoße des Kammergerichts abzuhelfen. Die Haltung, Kernvor­
trag der Klägerin nicht, nicht vollständig oder falsch zur Kenntnis zu nehmen, 
zieht sich dabei - wie zu zeigen sein wird (ebd. unter C. II. und III.) - durch 
das gesamte Berufungsurteil, weshalb dieses als solches nicht mehr nachvoll­
ziehbar ist. Das Kammergerichtsurteil verletzt daher mangels Abhilfe durch 
den Bundesgerichtshof weiterhin eigenständig die Grundrechte der Klägerin 
aus Art 103 Abs. 1 GG sowie aus Art. 3 Abs. 1 GG und wird vom Bundesver­
fassungsgericht mitsamt dem landgerichtlichen Urteil (LU), in dem seinerseits 
zahlreiche Verstöße gegen Art. 103 Abs. 1 GG und Art. 3 Abs. 1 GG zu bekla­
gen sind (zum LU: C. V.), zu beanstanden sein. Schließlich ist auch dem Bun­
desgerichtshof vorzuhalten, den überaus komplexen Rechtsstreit und insbeson­
dere die dargelegten Zulassungsgründe nicht durchdrungen zu haben (eigen­
ständige primäre Gehörsrüge, C. IV.). 

I. 

Die einschlägigen verfassungsrechtlichen Maßstabsnormen, auf die sich die 
Klägerin stützt, sind in der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung jedenfalls 
hinsichtlich der nachfolgend unter Punkt C. II, III. und V. erhobenen Rügen 
hinreichend geklärt. Soweit die Klägerin hier auch eine eigenständige Gehörs­
verletzung gerade des Bundesgerichtshofs rügt (bei C. IV.), kann gleichfalls als 
geklärt unterstellt werden, dass der beim Bundesgerichtshof zuständige Zivil­
senat es selbst sein muss, der die Rechtssache berät und diese dazu - auch in 
Anbetracht ihrer Komplexität - vorab durchdringt (offen ist lediglich die nor-



mative Einordnung bei Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG oder Art. 103 Abs. 1 GG). 
Dte maßgeblichen verfassungsrechtlichen Fragen sind demnach im Sinne des 
§ 93c Abs. 1 Satz 1 BVerfGG entschieden. 

Hiemach ist den einzelnen Grundrechtsrügen folgendes zugrunde zu legen: 

1. Die Klägerin macht insbesondere eine Verletzung ihres Rechts auf Zugang zu 
den Gerichten (hier: zu einer gesetzlich eröffneten Revisionsinstanz) und auf 
eine grundsätzlich umfassende tatsächliche Prüfung des Streitgegenstands 
durch das zuständige Gericht geltend. 

a) Dieses Recht ist dabei grundrechtlich in den einzelnen Freiheitsgrundrechten, 
insbesondere in Art. 2 Abs. 1 GG, und dem Rechtsstaatsprinzip (Artt. 20 
Abs 3 19 Abs. 4 GG) verankert und wird allgemein als Justizgewährungsan­
spruch bezeichnet (vgl. BVerfGE 54, 277/291; E 107, 395/401; E 108, 
341/347). Dabei darf der Weg zu den Gerichten zwar von der Erfüllung und 
dem Fortbestand bestimmter formaler Voraussetzungen abhängig gemacht 
werden (vgl. BVerfGE 9, 194/199 f ; E 40, 272/274; E77, 275/284; stRspr.). 
Das Gebot des effektiven Rechtsschutzes beeinflusst insoweit aber auch die 
Auslegung und Anwendung jener Bestimmungen, die für die Eröffnung eines 
Rechtsweges und die Beschreitung eines Instanzenzuges von Bedeutung sind. 
Der Zugang zu den in den Verfahrensordnungen eingeräumten Instanz darf 
hiemach nicht in unzumutbarer, aus Sachgründen nicht mehr zu rechtfertigen­
der Weise erschwert werden (vgl. BVerfGE 40, 272/274 f.; E 54, 94/97; E 77, 
275/284; E 78, 88/89; E88, 118/124). Das aber heißt, dass immer dann, wenn 
das Prozessrecht eine weitere Instanz eröffnet, auch in diesem Rahmen eine 
wirksame gerichtliche Kontrolle gewährleistet sein muss (vgl. BVerfGE 40, 
272/274 f; E 54, 94/96 f; E 96, 27/39). Das Rechtsmittelgericht darf daher ein 
von der jeweiligen Prozessordnung eröffnetes Rechtsmittel nicht ineffektiv 
machen und es für den Beschwerdeführer leerlaufen lassen (vgl. BVerfGE 78, 
88/89 f; E 96, 27/39). Eine nicht mehr vertretbare Handhabung der Zulas­
sungsvorschriften zieht dann aber regelmäßig einen Grundrechtsverstoß nach 
sich, der auf eine entsprechende Verfassungsbeschwerde vom Bundesverfas­
sungsgericht zu beanstanden ist (vgl. BVerfGK 12, 341/344; BVerfG, [3. 
Kammer des Ersten Senats], Beschl. v. 28.4.2011 - 1 BvR 3007/07, NJW 
2011, 2276/2277; Beschl. v. 30.5.2012 - 1 BvR 2952/08, juris, juris-Tz. 22). 



b) Diese Grundsätze gelten auch für das Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren 
nach der ZPO, namentlich bei der Anwendung der §§ 544, 543 Abs. 2 Satz 1 
ZPO. Hiemach ist die Eröffnung der Revisionsinstanz an die grundsätzliche 
Bedeutung der Rechtssache gekoppelt oder daran, dass der vorliegende Fall die 
Entscheidung des Revisionsgerichts gerade zur Fortbildung des Rechts oder 
zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung erfordert. Dabei wird dem 
Gericht kein Beurteilungsspielraum eingeräumt, vielmehr muss dieses ein­
schreiten, wenn einer der gesetzlichen Gründe tatsächlich vorliegt. 

2. Die Klägerin rügt weiter zahlreiche Verstöße gegen ihr Recht aus Art. 103 
Abs. 1 GG. 

a) Der Anspruch auf rechtliches Gehör verpflichtet das Gericht, die Ausführungen 
der Beteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in Erwägung zu ziehen (vgl. 
BVerfGE 42, 365/367 f; E 47, 182/187; BVerfG [2. Kammer des Zweiten 
Senats], Beschl. v. 16.9.2010 - 2 BvR 2394/08, juris, juris-Tz. 14). Art. 103 
Abs. 1 GG ist allerdings nur dann verletzt, wenn sich im Einzelfall klar ergibt, 
dass das Gericht dieser Pflicht nicht nachgekommen ist (vgl. BVerfGE 25, 
137/141 f.; E47, 182/187). Grundsätzlich ist aber davon auszugehen, dass die 
Gerichte das von ihnen entgegengenommene Vorbringen auch zur Kenntnis 
genommen und in Erwägung gezogen haben (vgl. BVerfGE 40, 101/104; E 47, 
182/187). Die Gerichte sind dabei auch nicht verpflichtet, sich mit jedem Vor­
bringen in der Begründung der Entscheidung ausdrücklich zu befassen (vgl. 
BVerfGE 13, 132/149; E42, 364/368; E47, 182/187). Deshalb müssen, wenn 
ein Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 GG geltend gemacht wird, im Einzelfall 
besondere Umstände deuüich ergeben, dass tatsächliches Vorbringen eines 
Beteiligten entweder überhaupt nicht zur Kenntnis genommen oder doch bei 
der Entscheidung nicht erwogen worden ist (vgl. BVerfGE 27, 248/252; E 47, 
182/187 f.). 

b) Dergleichen Umstände liegen insbesondere dann vor, wenn das Gericht 
wesentliche, das Kernvorbringen eines Beteiligten darstellende Tatsachen 
unberücksichtigt lässt. Geht das Gericht auf den wesentlichen Kern des Tatsa­
chenvortrags zu einer Frage, die für das Verfahren von zentraler Bedeutung ist, 
in der Begründung der Entscheidung nicht ein, so lässt dies auf die Nichtbe­
rücksichtigung des Vortrags schließen, sofern er nicht nach dem Rechtsstand­
punkt des Gerichts unerheblich oder offensichtlich unsubstantiiert ist (vgl. 
BVerfGE 86, 133/146; BVerfGK6, 334/340; K 10, 41/46; Hervorhebung nur 



hier). Daraus ergibt sich eine Pflicht der Gerichte, die wesentlichen, der 
Rechtsverfolgung und Rechtsverteidigung dienenden Tatsachenbehauptungen 
in den Entscheidungsgrilnden zu verarbeiten (vgl. BVerfGE 47, 182/189; 
BVerfGK 10, 41/46; BVerfG [2. Kammer des Zweiten Senats], Beschl. 
v. 16.9.2010, aaO; vgl. auch zuletzt etwa BVerfG [3. Kammer des Zweiten 
Senats], Beschl. v. 26.9.2012 - 2 BvR 938/12, juris, juris-Tz. 20). 

Ein besonderer Umstand, der einen Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 GG 
kennzeichnet, ist daneben aber auch die Nichtberücksichtigung erheblicher 
Beweisanträge (vgl. BVerfGE 60, 250/252; E65, 305/307; E69, 141/143; 
BVerfGK 12, 346/350 f; BVerfG, [3. Kammer des Zweiten Senats, Beschl. 
v. 26.6.2012 - 2 BvR 1013/11, juris, juris-Tz. 32]). Zwar gilt auch insoweit, 
dass Art. 103 Abs. 1 GG keinen Schutz dagegen bietet, dass das Gericht Vor­
bringen der Beteiligten aus Gründen des formellen oder materiellen Rechts 
ganz oder teilweise unberücksichtigt lässt (vgl. BVerfGE 50, 32/35; E 60, 1/5; 
E60, 305/310; E 62, 249/254; E 69, 141/143 f; BVerfGK 12, 346/351). Der 
Anspruch auf rechtliches Gehör ist jedoch verletzt, wenn die Nichtberücksich­
tigung von Vortrag oder von Beweisanträgen im Prozessrecht keine Stütze 
mehr findet (vgl. BVerfGE 50, 32/35; E 60, 250/252; E 69, 141/143 f; BVer­
fGK 12,346/351). 

Die Klägerin macht femer geltend, dass die angefochtenen Richtersprüche 
objektiv willkürlich sind (Rüge aus Art. 3 Abs. 1 GG). 

Objektiv willkürlich ist ein Richterspruch nach der ständigen Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts freilich erst dann, wenn er unter keinem denk­
baren Aspekt rechtlich vertretbar ist und sich daher der Schluss aufdrängt, dass 
er auf sachfremden Eiwägungen beruht. Fehlerhafte Rechtsanwendung allein 
macht eine Gerichtsentscheidung noch nicht willkürlich. Dessen ist sich die 
Klägerin bewusst. Willkür liegt allerdings dann vor, wenn eine offensichtlich 
einschlägige Norm nicht berücksichtigt, der Inhalt einer Norm in krasser Weise 
missverstanden oder sonst in nicht mehr nachvollziehbarer Weise angewendet 
wird (vgl. BVerfGE 89, 1/13 f; E96, 189/203; BVerfGK 16, 294/296). Wenn 
die Rechtsanwendung hiernach unverständlich ist, gerade weil sie sachlich 
schlechthin unvertretbar ist, so ist sie unabhängig von subjektiven Umständen 
oder einem Verschulden des Gerichts objektiv willkürlich (vgl. BVerfGE 67, 
90/94; BVerfGE [2. Kammer des Ersten Senats], Beschl. v. 15.12.2011 -
1 BvR 2490/10, FamRZ 2012,431/432). 



4. Die Klägerin rügt femer eine Verletzung ihres Grundrechts auf den 
gesetzlichen Richter und damit - verwoben - einen (primären) Gehörsverstoß 
gerade durch den Bundesgerichtshof. Insoweit habe zwar der gesetzliche Rich­
ter, nämlich: der zuständige Spruchkörper des VIII. Zivilsenats des Bundesge­
richtshofs entschieden. Er kann dabei aber schlechterdings in der Kürze der 
ihm zur Verfügung stehenden Zeit die äußerst komplexe Rechtssache kaum 
durchdrungen haben. Vielmehr ist davon auszugehen, dass er sich bei seiner 
Entscheidung ein vorbereitendes Votum des unzuständigen II. Zivilsenats des 
Bundesgerichtshofs lediglich zu Eigen gemacht hat. Das genügt nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts jedoch nicht. 

a) Mit der Garantie des gesetzlichen Richters soll der Gefahr vorgebeugt werden, 
dass die Justiz durch eine Manipulation der rechtsprechenden Organe sach­
fremden Einflüssen ausgesetzt wird (BVerfGE 95, 322/327; BVerfGK3, 
192/193), wobei damit Einflussnahmen auf die richterliche Tätigkeit von innen 
(also aus der Justiz selbst) und außen gemeint sind (BVerfGK 13, 72/77). 
Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG soll danach zunächst einmal mögliche Einflussnah­
men auf den Inhalt einer gerichtlichen Entscheidung ausschalten, die durch 
eine auf den Einzelfall bezogene Auswahl der zur Entscheidung berufenen 
Richter eröffnet sein könnte (BVerfGE 12, 294/299; E48, 246/254; E82, 
286/296; E 95, 322/327). Damit ist der formelle Gewährleistungsgehalt dieses 
Grundrechts angesprochen, der verlangt, dass eine klare und abstrakt-generelle 
Zuständigkeitsordnung zu schaffen ist, die für jeden denkbaren Streitfall im 
Voraus den Richter bezeichnet, der für die Entscheidung der Sache zuständig 
ist (vgl. etwa BVerfGE 2, 307/319; seither stRspr.; s. auch den Plenumsbe-
schluss in E 95,322/327 [Überbesetzung des Spruchkörpers]). 

b) Art. 101 Abs 1 Satz 2 GG hat nach der gefestigten Rechtsprechung aber über 
diese formelle Dimension hinaus auch einen materiellen Gewährleistungsge­
halt. So garantiert die Verfassungsnorm, dass der Rechtsuchende im Einzelfall 
vor einem Richter steht, der unabhängig und unparteilich ist und der die Ge­
währ für Neutralität und Distanz gegenüber den Verfahrensbeteiligten bietet 
(vgl. BVerfGE 10, 200/213 f; E21, 139/145 f; E30, 149/153; E40, 268/271; 
82, 286/298; E89, 28/36; BVerfGK 7, 260/261; K 13, 72/77). Damit ist v. a. 
die Richterpersönlichkeit angesprochen. Mit anderen Worten, vom einem 
typischen Richter, wie ihn Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG voraussetzt, wird bei 
seiner Tätigkeit typisch richterliches Gebaren erwartet. Diese Erwartung ist 



aber nicht nur auf den Moment des Entscheidens beschränkt, sondern gilt auch 
für den Zeitraum davor. 

c) Das Recht auf den gesetzlichen Richter umfasst folglich den Richter in seiner 
gesamten Tätigkeit und stellt daher auch Anforderungen an die vorbereitenden 
richterlichen Handlungen (Maunz, in: Maunz/Dürig, GG, Stand: April 2012 
[1971], Art. 101 Rn. 16). Dabei verläuft hier zugleich die Schnittstelle zu 
Art. 103 Abs. 1 GG. 

aa) Art. 103 Abs. 1 GG gibt dem an einem gerichüichen Verfahren Beteiligten 
nämlich ein Recht darauf, dass er Gelegenheit erhält, im Verfahren zu Wort zu 
kommen, namentlich sich zu dem einer gerichtlichen Entscheidung zugrunde 
liegenden Sachverhalt und zur Rechtslage zu äußern (vgl. etwa BVerfGE 60, 
175/210; E64, 135/143; stRspr.). Die Kehrseite ist, wie bereits schon unter 
C. 1.3. dargelegt, dass der Richter in der Pflicht steht, die Ausführungen der 
Prozessbeteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in Erwägung zu ziehen 
(s. dort). Dabei wirkt auch Art. 103 Abs. 1 GG auf das Vorfeld der grundrecht­
lich geschützten Position hin. Das Grundrecht verbietet es daher auch, die 
geschützte Position in ihrer Wirksamkeit zu unterlaufen oder entscheidend 
einzuengen und damit das Recht der Prozessbeteiligten, sich zu äußern und 
dabei erhört zu werden, zur inhaltsleeren Form werden zu lassen (Schmidt-

Aßmann, in: Maunz/Dürig, GG, Stand: April 2012 [1988], Art. 103 Abs. 1 
Rn. 67). Dies ist letztlich der Grund dafür, dass speziell auch bei Kollegialent­
scheidungen gesichert sein muss, dass alle beteiügten Richter über einen 
Kenntnisstand verfügen, der sie befähigt, über die tragenden Entscheidungs­
elemente ein eigenes Urteil abzugeben. „Gericht" im Sinne des Art. 103 Abs. 1 
GG ist nämlich weder der Spruchkörper als solcher noch nur der Vorsitzende 
und/oder Berichterstatter. Art. 103 Abs. 1 GG verlangt vielmehr, dass alle 
Mitglieder des Kollegiums gleichermaßen an dem im Spruchkörper organisier­
ten Erkenntnisprozess mitwirken, was verlangt, dass der Berichterstatter und 
Vorsitzende sich über den Akteninhalt eingehend informiert haben müssen, um 
diejenigen Richter, welche die Akten nicht gelesen haben, durch mündlichen 
Vortrag hierüber in Kenntnis setzen zu können (Schmidt-Aßmann, aaO, 
Art. 103 Abs. 1 Rn. 54). 

bb) Art. 101 Abs. 1 Satz 1 GG garantiert demnach die Basis, also dass der 
gesetzliche Richter selbst seine die nachfolgende Entscheidung vorbereitenden 
Handlungen materiell richterlich vornimmt. Er darf seine Tätigkeit daher nicht 



in einer Weise delegieren, dass er als Richter nicht mehr selbst Herr der Ent­
scheidung ist. Art. 103 Abs. 1 GG gewährleistet umgekehrt, dass der Prozess­
beteiligte auch von diesem so vorgezeichneten Richter bei seiner richterlichen 
Tätigkeit tatsächlich zur Kenntnis genommen und sein Vortrag erwogen wird. 
Das Vorbringen muss also in dem Suchvorgang des Richters, dessen Blick 
zwischen verfügbaren Normhypothesen und Sachverhalt hin- und hergeht, eine 
Rolle spielen können. Auch darin enthalten ist, dass dieser Suchblick prinzipi­
ell nicht delegierbar ist. Mit anderen Worten: Die Grenze der Gewährleis­
tungsgehalte ist fließend. 

:) Nicht fließend ist indes, was mit den grundrechtlichen Gewährleistungsgehal­
ten letztlich bezweckt wird. So ist es ein zentraler Aspekt der Rechtsstaatlich­
keit, die eigenmächtig-gewaltsame Durchsetzung von Rechtsansprüchen zwi­
schen Privaten grundsätzlich zu verwehren. Die Parteien werden auf den Weg 
vor die Gerichte verwiesen. Dort sollen sie ihren Streit in einem geordneten 
Rechtsgang gewalüos austragen und eine verbindliche Entscheidung erwirken. 
In der Gerichtsbarkeit prägen sich innerstaatliches Gewaltverbot und staatli­
ches Gewaltmonopol aus. Von hier aus erhellt die grundlegende Bedeutung, 
welche den Regeln insbesondere auch über den Zugang zu den Gerichten, den 
Verfahrensgang und die Ausgestaltung der Rechtsmittel für die Wahrung der 
Rechtsordnung zukommt. Die Wahrung des verfassungsrechtlichen gebotenen 
Verfahrens ist dabei nicht geringer zu achten als jener der Regeln über den 
Zugang zu Rechtsmittelgerichten. Verfahrensregeln wie Zugangsregeln legen 
nämlich gleichermaßen fest, in welchen Grenzen und auf welche Weise der 
Bürger sein Recht suchen kann. Eine strikte Handhabung der Regeln ist dabei 
umso mehr von Nöten, als den Beteiligten auf dem Weg zum eigenen Recht 
mannigfache menschliche und materielle Lasten entstehen. An seinem Ende 
steht regelmäßig eine verbindliche Entscheidung. Sie kann tief in die Rechts­
sphäre der Beteiligten eingreifen. Verfahrensrecht hat mithin auch in diesem 
Zusammenhang in überaus hohem Maße freiheitsgewährleistende Funktion für 
den Einzelnen wie für das Gemeinwesen (vgl. dazu auch BVerfGE 54, 
277/292 f). 



II. 
Erste Alternativbegründung des Kammergerichts 

„Interventionswirkung/Rechts- und Vermögensnachfolge 

Der Zurückweisungsbeschluss des Bundesgerichtshofs verletzt die Klägerin 
schon deshalb in ihrem grundrechtlich geschützten Anspruch auf einen wirk­
samen Zugang zu dem gesetzlich eröffneten Rechtsmittel der Revision, als das 
Berufungsgericht auf BU 23 Mitte bis BU 26 Abs. 1 in zulassungsrelevant 
rechtsfehlerhafter Weise meint, dass sie nicht nachgewiesen habe, die nach den 
Vorschriften des Treuhandgesetzes umgewandelte Rechts- und Vermögens­
nachfolgerin von Aufbau 1945 und Rütten & Loening 1844 geworden zu sein, 
die Revision aber insoweit trotz substantiierter Darlegung der entsprechenden 
Zulassungsgründe im Sinne der §§ 544 Abs. 2 Satz3, 543 Abs. 2 S. 1 ZPO 
nicht zulässt. Gleiches gilt für die Annahme, dass die Klägerin vormals eine 
durch die Umwandlung einer volkseigenen Wirtschaftseinheit entstandenen 
Kapitalgesellschaft im Aufbau in Inhaberschaft der Beklagten gewesen sei. 
Nachdem die gesetzlichen Voraussetzungen der Zulassung ersichtlich vorlie­
gen, ist der Zurückweisungsbeschluss indes unter keinem rechüichen Gesichts­
punkt mehr verständlich. Das aber zeigt, dass der Bundesgerichtshof der Klä­
gerin den Zugang zur Revisionsinstanz in unzumutbarer, aus Sachgründen 
nicht mehr zu rechtfertigender Weise erschwert hat Ohnedies hätte der Bun­
desgerichtshof den zu dem Sachkomplex Interventionswirkung/Rechts- und 
Vermögensnachfolge erhobenen und durchgreifenden Gehörsrügen gegen das 
Kammergerichtsurteil abhelfen müssen. Das Berufungsgericht hat sich nämlich 
- durchweg - nicht mit dem gesamten Prozessstoff erschöpfend auseinander­
gesetzt, was aber auch nach der eigenen Rechtsauffassung geboten gewesen 
wäre. Zudem hat es unter Verletzung von Art. 103 Abs. 1 GG Beweislast­
grundsätze verletzt. Schließlich hätte schon das Berufungsgericht die Revision 
zulassen müssen, nachdem die Zulassungsvoraussetzungen des § 543 Abs. 2 
Satz 1 ZPO offensichtlich vorlagen. Ihm ist daher eine eigenständige verfas­
sungswidrige Nichterfüllung des Justizgewährungsanspruchs der Klägerin 
vorzuhalten. 

Im Einzelnen: 

1. Zunächst ist in Erinnerung zu rufen, dass aufgrund der Interventionswirkung 
der Entscheidungen in dem ursprünglich vor dem Landgericht Frankfurt zwi­
schen der Klägerin und Herrn Lunkewitz geführten Rechtsstreit (LG Frankfurt 



am Main, Urt. v. 18.11.2005 - 2-27 O 238/04, Anlage K 2; OLG Frankfurt am 
Main, Urt. v. 17.8.2006 - 16 U 175/05, Anlage K 3 ; BGH, Beschl. v. 
10.12.2007, Anlage K 4, sowie Beschl. v. 3.3.2008, Anlage K 6 - jeweils II ZR 
213/06) die fehlende Rechts- und Vermögensnachfolge feststeht. 

Die hiesige Klägerin hat dort (ebenfalls als Klägerin) unter anderem auf 
(positive) Feststellung geklagt, dass sie Rechts- und Vermögensnachfolgerin 
von Aufbau 1945 geworden sei (Klageantrag zu 1) und auf (negative) Feststel­
lung, dass der Beklagte, Herr Lunkewitz, nicht Rechts- und Vermögensnach­
folger von Aufbau 1945 geworden sei (Klageantrag zu 2, vgl. LG Frankfurt, 
Urt. v. 18.11.2005, S. 7). Der dortige Beklagte, Herr Lunkewitz, hatte Klage­
abweisung und widerklagend die Feststellung beantragt, dass er Rechts- und 
Vermögensnachfolger von Aufbau 1945 geworden sei (vgl. LG Frankfurt, Urt. 
v. 18.11.2005, S. 7). Die hiesige Beklagte war dem Rechtsstreit nach der 
Streitverkündung durch die Klägerin auf Seiten der Klägerin und der Nebenin­
tervenienten beigetreten. 

i) Der Tenor des Urteils des Landgerichts Frankfurt vom 18. November 2005 
lautet: 

„Die Klage wird abgewiesen. 

Auf die Widerklage wird festgestellt, dass [dass] der Beklagte der 
Rechts- und Vermögensnachfolger der am 16.8.1945 vor dem 
Notar Dr. Hünnebeck in Berlin (Urkunde Nr. 1/1945) gegründeten 
Aufbau - Verlag GmbH, eingetragen am 20.10.1945 in HRB 
Nr. 86 Nz beim AG Charlottenburg, umgetragen am 3.3.1949 nach 
HRB Nr. 4001 beim Rat des Stadtbezirks Berlin - Mitte, umgetra­
gen am 4.5.1955 nach HRC Nr. 538 (Register der volkseigenen 
Wirtschaft beim Magistrat von Groß - Berlin), gelöscht in HRB 
Nr. 4001 am 19.4.1955, oder eines im Wege der Rechts- und Ver­
mögensnachfolge nach der vorgenannten Gesellschaft entstandenen 
organisationseigenen Betriebes (OEB) Aufbau - Verlag, eingetra­
gen in HRC Nr. 538 im Register der volkseigenen Wirtschaft beim 
Magistrat von Groß-Berlin ist." 

Das Landgericht Frankfurt führt auf Seite 12 seines Urteils vom 18. November 
2005 aus: 

„Nach dem Parteivortrag, soweit er unstreitig ist und den zu den 
wechselnden Rechtsformen und Eigentumsverhältnissen des Auf­
bau-Verlags vorgelegten Unterlagen kann die Kammer nicht fest-



stellen, dass der Kulturbund sein Eigentum an dem Verlag verloren 
hat und dieses in das Parteieigentum der SED und damit später der 
PDS übergegangen ist." 

Und auf Seiten 15/16: 

Per Beklagte ist aufgrund des Vertrags vom 21.12.1995 Inhaber 
des Verlagsvermögens des Aufbau-Verlags geworden. (...) Da er 
(seil: der Kulturbund) - wie ausgeführt - sein Eigentum an dem 
Aufbau-Verlag nicht verloren hatte, konnte er es wirksam als Be­
rechtigter an den Beklagten veräußern, der damit Inhaber sämtli­
cher Geschäftsanteile und der damit verbundenen Rechte geworden 
ist ( ) Der Vertrag vom 21.12.1995 geht von der hier als zutref­
fend angesehenen Umwandlung des Aufbau-Verlags m einen orga­
nisationseigenen Betrieb aus." 

bb) Das Oberlandesgericht Frankfurt hat die hiergegen gerichtete Berufung der 
(auch hiesigen) Klägerin und der Streitverkündeten mit Urteil vom 17. August 
2006 zurückgewiesen. Klägerin und Streitverkündete hatten die Stattgabe der 
Klage und die Abweisung der Widerklage begehrt. Das Berufungsgericht führt 
aus dass auf Grundlage der rechtlichen Möglichkeiten eines Eigentumsüber­
ganges des OEB vom Kulturbund auf die SED nicht zweifelsfrei festgestellt 
werden könne, dass die SED Eigentum an Aufbau 1945 erlangt habe. Dass sich 
der Eigentumsübergang nicht zweifelsfrei feststellen lasse, gehe zu Lasten der 
Klägerin. Weiter führt das Gericht zum Klageantrag zu 2 unter anderem aus: 

Der Antrag auf Feststellung, dass der Beklagte nicht Rechts- und 
Vermögensnachfolger des Aufbau-Verlages ist, war unbegrandet, 
da der Beklagte aufgrund des am 21. Dezember 1995 mit dem Kul­
turbund e.V. geschlossenen Vertrags Rechts- und Vermögensnach­
folger des Aufbau-Verlags geworden ist." 

Und weiten 

„Die zulässige Widerklage ist - wie den Ausführungen zum Klage­
antrag zu 2) entnommen werden kann - begründet." 

cc) Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat mit Beschluss vom 3. März 2008 
(II ZR 213/06, Anlage K 6) die Revision der damaligen und hiesigen Klagenn 
zurückgewiesen. Bereits im Hinweisbeschluss vom 10. Dezember 2007 führt 
der II. Zivilsenat aus, dass das 



„Berufungsgericht in rechtlich unangreifbarer Würdigung der un­
streitigen Tatsachen und der vorgelegten Urkunden zu der Über­
zeugung gelangt, dass der Kulturbund bis zum Beitntt der DDR 
seine Inhaberrechte an der ehemaligen Aufbau Verlags GmbH 
nicht verloren hatte und diese Rechte deswegen wirksam auf den 
Beklagten hat übertragen können." 

Eine entsprechende Auffassung hat der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
erneut in dem Hinweisbeschluss vom 27. September 2010 in dem Verfahren 
II ZR 182/07 (Anlage BK 32) vertreten. 

dd) In diesem „Frankfurter Verfahren" ist danach zunächst jedenfalls mit 
Rechtskraft zwischen den dortigen Parteien festgestellt, dass die Klägerin nicht 
Rechts- und Vermögensnachfolgerin von Aufbau 1945 geworden ist (Abwei­
sung der positiven Feststellungsklage Klageantrag zu 1, mit der das Nichtbe­
stehen des Rechtsverhältnisses rechtskräftig festgestellt ist, vgl. BGH, Urt. v. 
10.4.1986 - VII ZR 285/85, NJW 1986, 2508/2509; Abweisung der negativen 
Feststellungsklage, Klageantrag zu 2, mit der [Negation der Negation] eben­
falls die Rechts- und Vermögensnachfolge Lunkewitz positiv, festgestellt ist, 
BGH, Urt. v. 26.6.2003 - I ZR 269/00, NJW 2003, 3058/3059; Stattgabe der 
positiven Feststellungsklage des Herrn Lunkewitz mit dem Tenor des Urt. 
v. 18.11.2005, Anlage K 2, Seite 2). 

Die in dem Frankfurter Verfahren festgestellte Rechtsfolge (keine Rechts- und 
Vermögensnachfolge der Klägerin in Aufbau 1945), war in dem hiesigen Ver­
fahren präjudiziell. In einem Folgeverfahren zwischen der Klägerin und Herrn 
Lunkewitz steht für das Gericht bindend die fehlende Rechts- und Vermögens­
nachfolge der Klägerin als unmittelbarer Urteilsgegenstand des Ausgangsver­
fahrens (die Rechtsfolge also, die den Entscheidungssatz bildet) fest (vgl. auch 
Gehrlein, MDR 2004, 541/545 f unter Verweis auf BGH, Urt. v. 24.9.2003 -
XII ZR 70/02, NJW 2004,294 ff, juris-Tz. 23/24). 

b) In Ansehung des Ausgangsprozesses vor dem Landgericht Frankfurt geht das 
Berufungsgericht indes zu Unrecht davon aus, dass die fehlende Rechtsnach­
folge der Klägerin für den hiesigen Rechtsstreit nicht aufgrund der Interventi­

onswirkung des § 68 ZPO feststehe (BU 24 Abs. 3). 

aa) Das Berufungsgericht meint, das Oberlandesgericht Frankfurt habe als letzte 
Tatsacheninstanz nach Beweislastgrundsätzen entschieden. Wenn die Haupt-



partei im Ausgangsprozess aber aus Gründen der Beweislast unterlegen sei, 
stehe für den Folgeprozess gegen den Streitverkündeten nicht die logische 
Alternative der nicht festgestellten Tatsache fest (BU 24 Abs. 2). 

bb) Mit diesem Ausführungen verkennt das Berufungsgericht allerdings sowohl 
den Inhalt der Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 9. November 1982 
(VI ZR 283/79, BGHZ 85, 252), auf die es sich maßgeblich stützt (BU 24 
Abs. 2), als auch die Wirkungen des § 68 ZPO. Zur Korrektur dieses Rechts­
fehlers hätte es der Zulassung der Revision zur Fortbildung des Rechts (§ 543 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1 ZPO) bedurft, im Übrigen aber auch zur Sicherung 
einer einheitlichen Rechtsprechung (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO) 
wegen einer falschen Obersatzbildung des Berufungsgerichts, die symptoma­
tisch fehlerhaft im Sinne der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ist. 

(1) Gemäß § 68 ZPO wird der Nebenintervenient (hien die Beklagte) im 
Verhältnis zur Hauptpartei (liier: der Klägerin) mit der Behauptung nicht ge­
hört, dass der Rechtsstreit, wie er dem Richter vorgelegen habe, unrichtig 
entschieden sei. Der (objektive) Umfang der Bindungswirkung soll sich dabei 
nicht nur (wie die Rechtskraft) auf den Entscheidungssatz, also den Bestand 
der im Tenor der Entscheidung (gegebenenfalls unter Auslegung anhand der 
Entscheidungsgründe) ausgesprochenen Rechtsfolge beschränken, sondern 

auch auf den beurteilten Tatsachenkomplex und die inhalüiche Richtigkeit der 
Entscheidung und damit deren tatsächliche und rechüiche Grundlagen erstre­
cken (Vollkomnier, in: Zöller, ZPO, 29. Aufl. 2012, § 68 Rn. 9; Gehrlein, MDR 
2004, 541/545). 

(1.1) Damit ist zunächst jedoch klar ausgesprochen, dass von der Interventionswir¬
kung jedenfalls der Tenor der Ausgangsentscheidung umfasst wird (und anders 
als im Fall der bloßen Rechtskraft gegebenenfalls darüber hinaus auch die 
entscheidungserheblichen Tatsachenfeststellungen). Der Tenor der jeweils auf 
Feststellung der Rechts- und Vermögensnachfolge gerichteten Klage (im Kla­
geantrag zu 1 auf positive Feststellung und im Klageantrag zu 2 auf negative 
Feststellung) und Widerklage (positive Feststellung) des Ausgangsprozesses 
spricht aber vorliegend gerade aus, dass nicht die Klägerin, sondern Herr 
Lunkewitz Rechts- und Vermögensnachfolger von Aufbau 1945 geworden ist. 
Dies ergibt sich aus der Abweisung der Klageanträge und der Tenorierung der 
erfolgreichen Widerklage. Dabei stellt nach der Rechtsprechung des III. Zivil­
senats des Bundesgerichtshofs im Urteil vom 17. Februar 1982 (III ZR 184/81, 



NJW 1983, 2032/2033, LS 1 und juris-Tz. 25 und 26) ein Urteil, das die auf 
Feststellung des Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses gerichtete Klage aus 
sachlichen Gründen abweist, das Bestehen des Rechtsverhältnisses auch dann 
positiv fest, wenn in den Entscheidungsgründen deutlich wird, dass es sich um 
eine Beweislastentscheidung gehandelt hat (vgl. BGH, Urt. v. 10.4.1986 - VII 
ZR 285/85, NJW 1986, 2508/2509; BGH, Urt. v. 26.6.2003 - I ZR 269/00, 
NJW 2003,3058/3059). 

(12) Rechtskraft und Interventionswirkung haben zwar unterschiedliche 
Wirkungsgrade, überschneiden sich mit Vorstehendem aber insoweit, als eine 
(objektive) Bindungswirkung jedenfalls in Bezug auf den Tenor der Entschei­
dimg des Ausgangsprozesses anzunehmen ist (vgl. Vollkommer, in: Zöller, 
ZPO, 29. Aufl. 2012, § 68 Rn. 9; Schultes, in: MünchKomm, ZPO, 3. Aufl. 
O008 § 68 Rn. 15: „Die Interventionswirkung erfasst zunächst die im Tenor 

der Entscheidung ausgesprochene Rechtsfolge. Weiter erstreckt sie sich auf die 

Richtigkeit der Entscheidung..."). Hiervon geht ersichtlich auch der Bundesge-
richthof aus, der in seiner von dem Berufungsgericht in Bezug genommenen 
Entscheidung vom 9. November 1982 (VI ZR 293/79, BGHZ 85, 252/255 f, 
juris-Tz. 15 a. E. und 18) ausführt: 

Die Interventionswirkung, die darin besteht, dass der Streitver­
kündete im Prozess gegen ihn nicht mit der Behauptung gehört 
wird der Vorprozess sei unrichtig entschieden, bezieht sich entge­
gen der vom Berufungsgericht in erster Linie vertretenen Ansicht 
( ) nicht nur auf den Inhalt der Entscheidung, also das festgestellte 
Rechtsverhältnis, sondern zusätzlich auf alle tatsächlichen und 
rechtlichen Grundlagen der Entscheidung im ersten Prozess (...). 

Etwas anderes ergibt sich auch nicht daraus, dass sich der Streit­
verkündete in erster Linie auch die in Rechtskraft erwachsene Ent­
scheidung des Ausgangsurteils entgegenhalten lassen muss. Diese 
geht hier nur dahin, dass dem Kläger ein Vertragsanspruch gegen 
nicht zusteht Wenn diese Entscheidung nach der Rechts- und 
Sachlage voraussetzt, dass Vertragspartner des Klägers die Firma... 
war weil es logisch sonst keine Alternative gibt, so ist dies eine 
Erwägung, die wiederum im Bereich der Verbindlichkeit der Ent­
scheidungselemente einzuordnen ist. Insoweit gilt aber das schon 
vorstehend zu aa) gesagte." (Unterstreichung mcht im Original) 

Der III Zivilsenat des Bundesgerichtshofs schließlich hat in seiner bereits 
zitierten Entscheidung vom 17. Februar 1983 (III ZR 184/81, aaO, juris-Tz. 
25/26) unter Bezugnahme auf die Entscheidung des VI. Zivilsenats des Bun-
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desgerichtshofs vom 9. November 1982 explizit ausgeführt, dass die Interven­
tionswirkung des § 68 ZPO über die Rechtskraft hinausgehe und auch eme 
Bindung an die tatsächlichen Feststellungen zur Folge habe. 

(2) Es ist genau diese Reichweite des §68 ZPO, die das Berufungsgericht 

verkennt. 

(9 1) Das Berufungsgericht setzt sich in seinen inhaltlich eher übersichtlichen 
Ausführungen gerade nicht mit der Frage auseinander, dass (anders als m 
BGHZ 85 952/2551) vorliegend bereits aufgrund des Tenors (Abweisung der 
Feststellungsklagen der Klagenn und Stattgabe der positiven Feststellungswi­
derklage auf Rechts- und Vermögensnachfolge des Herrn Lunkewitz in Aufbau 
1945) eine positive Feststellung vorliegt, die von der Interventionswirkung 
erfasst wird. Danach ist im Tenor der Ausgangsentscheidung selbst (positiv) 
festgestellt, dass die Klägerin nicht als Rechts- und Vermögensnachfolgenn an 
Aufbau 1945 anzusehen ist. 

n 9) Das Berufungsgericht übersieht demnach, dass die Wirkung des § 68 ZPO -
dies machen die Kommentierungen gerade in Abgrenzung der subjektiven 
Rechtskrafterstreckung auf Dritte deutlich (vgl. etwa Vollkommer, m: Zoller, 
ZPO 29 Aufl 2012 § 325 Rn. 2 a. E., wonach gegen eine Rechtskrafterstre­
ckung auf Dritte der Umkehrschluss aus u. a. §§ 68,72 ff ZPO sprechen soll) -
jedenfalls nicht hinter der Rechtskrafterstreckung zurückbleiben soll. Sie muss 
sich danach vielmehr jedenfalls auf den Tenor erstrecken und erfasst (nur) 
darüber hinaus (und nur insoweit: unter bestimmten Voraussetzungen) auch 
die tatsächlichen und rechtlichen Grundlagen. Dabei mag es zutreffend sein, 
dass die einer Entscheidung zu Grunde liegenden tatsächlichen Feststellungen 
und rechtlichen Wertungen, so sie auf einem non Hauet beruhen, an der Inter­
ventionswirkung nicht teilnehmen, soweit diese Wirkung weiter reicht als die 
Rechtskraft einer Entscheidung und dies zu einer Veränderung der Beweislast 
zum Nachteil des Streitverkündeten führen könnte. Hinter die Wirkungen der 
Rechtskraft darf die Interventionswirkung aber jedenfalls nicht zurückfallen, da 
das prozessuale Instrumentarium der §§ 68, 74 ZPO sonst seine Funktion 
verlöre. 

9 Der somit (auch von der NZBB) aufgezeigte Rechtsfehler hätte den 
Bundesgerichtshof dazu bewegen müssen, die Revision zuzulassen. Es handelt 
sich dabei nämlich nicht nur um einen einfachen Rechtsanwendungsfehler, den 



a) 

aa) 

bb) 

das Revisionsgericht nach den Vorgaben des § 543 Abs. 2 Satz 1 ZPO hatte 
stehen lassen müssen. Vielmehr hätte dieser Fehler korrigiert werden müssen, 
da die Allgemeinheit hieran Interesse hatte. So bot der - sich aufdrängende -
Rechtsfehler Anlass zur Fortbildung des Rechts. Zudem gefährdet er wegen 
seiner Verallgemeinerungsfälngkeit die Einheitlichkeit der Rechtsprechung, 
weshalb das Revisionsgericht in seiner Kemfunktion angesprochen war D i e 

grundlos versagte Zulassung der Revision verletzt die Klägenn reüich in 
ihrem grundrechtlich abgesicherten Anspruch auf Zugang zur gesetzlich eröff­
neten Revisionsinstanz (Justizgewährungsanspruch). 

Vor allem hätte der vorliegende Sachverhalt dem VIII. Zivilsenat des 
Bundesgerichtshofs Anlass geboten, klar auszusprechen, dass die Interventi­
onswirkung des § 68 ZPO jedenfalls die in Rechtskraft erwachsene Entschei­
dung als den Rechtsfolgenausspruch des Ausgangsgerichts erfasst Der Bun­
desgerichtshof hätte sich daher des Rechtsstreits unter dem Gesichtpunkt des 
§543 Abs. 2 Satzl Nr. 2 Alt. 1 ZPO (Fortbildung des Rechts) annehmen 
müssen. 

Die Rechtsfolge, die Interventionswirkung des § 68 ZPO erfasst jedenfalls die 
in Rechtskraft erwachsene Entscheidung im Hinblick auf den Rechtsfolgenaus­
spruch des Ausgangsgerichts, ergibt sich - wie bereits dargelegt - sowohl aus 
den Anwendungsbereichen von § 68 ZPO und § 325 ZPO als auch aus d m 
Worüaut des § 68 ZPO. Er ist allerdings in den Scheidungen^ des 
VI Zivilsenats des Bundesgerichtshofs vom 9. November 1982 (VI ZR 293/79, 
BGHZ 82 252/255 f) und des III. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs vom 
17 Februar 1982 (III ZR 184/8, NJW 1983, 2032/2033) nur angedeutet. Der 
Rechtsstreit hat dem Bundesgerichtshof damit Gelegenheit zu der Klarstellung 
gegeben, 

dass die vorgenannten Entscheidungen des Bundesgerichtshofs zur 
J Ä t a « von Feststellungen und ^ 
lung der der Entscheidung des Ausgangsprozesses zu Grunde he 
genden Tatsachen unter Beweislasterwägungen von Bedeutung 
find für die Interventionswirkung in Bezug auf den Tenor einer 
Feltelngsklage im Ausgangsprozess aber keine Rolle spielen 
können. 

Ein Anlass zur Fortbildung des Rechts bestand vorliegend, da es für die 
rechtliche Beurteilung eines verallgemeinerungsfähigen Sachverhaltes (Inter-



(1) 

(2) 

b) 

aa) 

vendonswirkung des Tenors eines Feststel.ungsurteUs be, - — : - • » 

Ornnde liegender Beweislastenlseheidung) an einer riehtnngwersenden Onen-

tierungshilfe jedenfalls teilweise fehlt, nachdem die in Bezug genommenen Scheidungen des VI. und 1.1. Zivüsenats des Bundesgerichtshofs ntckl gaK 

HLüt sind und auch die Kommentarliteratur steh hierzu nicht explizit 

e « BOH, Beschl. v. , 7 . 3 . 2 » - V ZR 291/02, W M 2Cm — Be­

schl. v. 25.3.2003 - VI ZR 355/02, S. 4 f, EBE/BGH 2003, BGH-Ls. 504/03). 

Der Entscheidung des VI. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs vom 
9 November 1982 (aaO) lag eine Leisongsklage zu Grunde, ,n der dte Parte-
en unter anderem darum stritten, ob ein Vertrag zustande gekommen war 
wovon sich das Gencht des Ausgangsprozesses nicht « •* 

Streit stand damit d,e Frage, ob dte interventionswirkung steh auf dte der Ent­
scheidung zu Grunde liegende Tatsache (Vertragsabschluss) beziehen konnte, 
scneiuiuiB oosWven Feststellungen, sondern 
obwohl das Ausgangsgencht hierzu keine posinv 

vielmehr eine * * * * * Entscheidung getroffen hatte. Auch eme positive 

Feststellung in den Entscheidungsgründen Uber das Bestehen des Vertragsver-

Sltnisses wäre be, der Leistungsklage (ohne eine hierauf bezogene Zwischen¬

feststellungsHage, nicht ,n Rechtskraft erwachsen, wohl aber gegebeneufal.s 

von der Interventionswirkung umfasst gewesen. 

Im Unterschied hierzu erwachst bei der Feslstellungsklage gerade die im Tenor 

abgesprochene Fes.tel.ung (bzw. bei Abweisung das Gegenteil * posL oder negativ festzustellenden Rechtsverhältnisses) m R e c h t s « , und 

muss danach jedenfalls von der Interventionswirkung umfass, sein. Dtes ist 

vorliegend (durch die Klageabweisung) die Feststellung, dass die Klägerin 

„ich. Rechts- und Vermogensnachfolgerin von Aufbau 1945 geworden ist und 

die Feststellung, dass vielmehr Herr Lunkewitz Rech«- und Vermbgensnach-

folger von Aufbau 1945 wurde. 

Darüber hmaus hatte es der Zulassung der Revision letztlich auch zur 

Steuerung einer einheitlichen Rechtsprechung bedurft CS 543 Abs. 2 Sa* 1 

Nr. 2 Alt 2 ZPO). 

Den bereits genannten Entscheidungen des VI. und des III. Zivilsenates des 

Bundesgerichtehofs lasst sich nämlich entnehmen, dass sich die Intervent,ons-

wirkung nicht nur auf den Inhalt der Entscheidung, also das estgestel te 

Rechtsverhältnis oder die ausgesprochene Rechtsfolge bezieht, sondern Zusatz-

http://Fes.tel.ung


bb) 
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J fcÄ auf alle tatsächlichen und rechtlichen Grundlagen der Entscheidung im 
ersten Prozess. Das Berufungsgericht verkürzt diesen Rechtssatz fehlerhaft 
dahin dass die Interventionswirkung nur die tatsächlichen und rechtlichen 
Grundlagen der Entscheidung im ersten Prozess erfasst (sofern sie nicht auf 
einem non-liquet beruhen), nicht aber auch denTenor der Entscheidung als den 
Ausspruch über das festgestellte Rechtsverhältnis. Damit weicht das Beru­
fungsgericht in einem - jedenfalls versteckten - Obersatz von der Rechtspre­
chung des Bundesgerichtshofs ab; dies entweder, weil es die Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs vom 9. November 1982 grundlegend missversteht oder 
weil es aufgrund anderer Erwägungen zu einer abweichenden Auslegung der 
Reichweite des § 68 ZPO gelangt. 

Die für eine Zulassung der Revision zur Sicherung einer einheiüichen 
Rechtsprechung indizielle Wiederholungs- und Nachahmungsgefahr ist ferner 
darin begründet, dass nunmehr bereits das Landgericht Frankfurt LG Frank­
furt Urt v 7.10.2011 - 2-04 O 605/09, Anlage NZBB 5, der Anlage VB 10 
angeheftet) in einem Folgeverfahren zwischen Herrn Lunkewitz und der hiesi­
gen Klägerin die falsche Begründung des hier nun angegriffenen Berufungsge­
richts auf Seite 24 Abs. 3 in einer Hilfserwägung vollständig übernommen hat 
Damit liegt freilich auch die nach Ansicht des V. Zivilsenats des Bundesge­
richtshofs für einen so genannten symptomatischen Rechtsfehler erforderhche 
strukturelle Wiederholungsgefahr vor, die ebenfalls die Zulassung der Revision 
zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung erforderlich macht (vgl. 
BGH Beschl v 23.3.2011 - IX ZR 212/08, NJW 2011, 2443/2444 unter 
BezugnaZe auf BGH, Beschl. v. 8.9.2004 - V ZR 260/03, NJW 2005, 
154/155). 

Auch an der Entscheidungserheblichkeit hätte die sonach gebotene Zulassung 
der Revision nicht scheitern können. Das Berufungsgericht verneint nämlich 
nicht nur die Interventionswirkung, sondern sieht darüber hinaus auch die 
Klägerin als darlegungs- und beweisbelastet für die fehlende Rechts- und 
Vermögensnachfolge an und erkennt darauf, dass dieser Beweis nicht gefuhrt 
wurde (BU 25 Abs. 1 bis 26 Abs. 1). Der Klage hätte anderenfalls bei - unter­
stellter Schadensersatzpflicht (dazu später unter C. III) - stattgegeben werden 
müssen Dann aber verletzt der Bundesgerichtshof die Klägerin ersichtlich m 
ihrem grundrechtlich garantierten Anspruch auf Zugang zur Revisionsinstanz 
(Justizgewährungsanspruch). 

c) 

http://Au.au


3. 

a) 

Aber selbst wenn man unterstellte, dass Tenor und die der Entscheidung 
zugrunde liegenden Feststellungen zur Frage des Eigentumsübergangs von 
Kulturbund auf die SED/PDS nicht von der Interventionswirkung erfasst sind, 
hätte die Revision gleichwohl zugelassen werden müssen. Denn auch dann 
erwiese sich das Berufungsurteil als zulassungsrelevant rechtsfehlerhaft. Nach­
dem dies nicht geschehen ist, obwohl die Voraussetzungen offensichtlich 
vorliegen, liegt darin eine erneute Verletzung des Justizgewährungsanspruchs 
der Klägerin. 

Rechtsfehlerhaft ist es, wenn das Berufungsgericht annimmt, dass das 
Oberlandesgericht Frankfurt in seiner Entscheidung vom 17. August 2006 eine 
Beweislastentscheidung getroffen habe, mit der Folge, dass im Folgeprozess 
nicht die logische Alternative der nicht festgestellten Tatsachen feststehe 
(BU 24 Abs. 2 und 3). 

aa) Das Oberlandes gericht Frankfurt hat, wie bereits zuvor das Landgericht 
Frankfurt, ersichtlich keine Beweislastentscheidung zu Lasten der Klägenn 
getroffen. Hätte das Oberlandesgericht Frankfurt eine reine Beweislastent­
scheidung zu Lasten der Klägerin getroffen, hätte es nämlich auch die Wider­
klage des Herrn Lunkewitz abweisen müssen, da es für die Feststellung dessen 
Eigentumserwerbs an Aufbau 1945 vom Kulturbund der (dem Klagebegehren 
entgegen gesetzten) Feststellung bedurft hätte, dass der Kulturbund sein Eigen­
tum nicht an die SED verloren hatte, wofür nach der (indes fehlerhaften, hierzu 
sogleich unter C. II. 5.) Ansicht des hiesigen Berufungsgerichts Herr Lunke­
witz als Widerkläger darlegungs- und beweisbelastet hätte sein müssen. 

bb) Zudem hat das Oberlandes gericht Frankfurt nicht nur der Widerklage 
stattgegeben, sondern auch den Klageantrag zu 1 b) (Feststellung der Erledi­
gung des Rechtsstreits in der Hauptsache, soweit die Klägerin die Feststellung 
beantragt hatte, dass Herr Lunkewitz nicht Rechts- und/oder Vermögensnach­
folger von Aufbau 1945 geworden sei) als unbegründet angesehen und die 
Berufung insoweit zurückgewiesen, da der ursprüngliche Klageantrag zu 2 
unbegründet gewesen sei: Herr Lunkewitz sei Rechts- und Vermögensnachfol­
ger des Kulturbundes als Eigentümer des (OEB) Aufbau-Verlag geworden. Das 
Oberlandesgericht Frankfurt hat also nicht nur die von der Klägerin begehrte 
Feststellung, sie sei Rechts- und Vermögensnachfolgerin von Aufbau 1945 
geworden, als unbegründet erachtet, sondern auch die von ihr begehrte Fest­
stellung, Herr Lunkewitz sei nicht Rechts- und Vermögensnachfolger von 



Aufbau 1945 geworden und hat zugleich die Widerklage als begründet angese­
hen. Damit kann es keim Beweislastentscheidung in Bezug auf die Rechts- und 
Vermögensnachfolge getroffen haben. 

b) Diesen Rechtsfehler hätte der Bundesgerichtshof korrigieren müssen, weil er 
auf einem Gehörsverstoß des Kammergerichts beruht. Nach seinem Versäum­
nis, ist dem Verstoß nunmehr durch das angerufene Bundesverfassungsgericht 
abzuhelfen. 

aa) Das Kammergericht nimmt bei seinen Ausführungen auf BU 24 Abs. 2 und 3 -
wie dargelegt - nicht zur Kenntnis, dass das Oberlandes gericht Frankfurt nicht 
nur über den Klageantrag zu la (ursprünglich Klageantrag zu 1) zu entscheiden 
hatte, sondern auch Ausführungen zu dem Klageantrag zu lb (ursprünglich 
Klageantrag zu 2) und zur Widerklage gehalten und auch sie beschieden hat 
Die Entscheidung des Oberlandesgerichts Frankfurt beruht danach ersichtlich 
und zu Recht auf dem Umstand, dass der Kulturbund zunächst Eigentümer des 
Aufbau Verlages (zuerst in Form einer GmbH und später eines OEB) war und 
nicht festgestellt werden konnte, dass er diese Eigentum an die SED/PDS oder 
sonst verloren habe (zur materiellen Richtigkeit dieser Annahme nachfolgend 
C. I I . 5.). Das Berufungsgericht hat, wie sich aus BU 24 Abs. 3 ergibt, damit 
ersichtlich nur diejenigen Passagen des Urteils des Oberlandesgerichts Frank­
furt zur Kenntnis genommen, die sich mit dem Klageantrag zu la) befassen. 
Hätte es das Urteil des Oberlandesgerichts Frankfurt vollständig erfasst, hätte 
es indes erkannt, dass das Frankfurter Obergericht den Beweis für das fortbe­
stehende Eigentum des Kulturbundes als geführt angesehen hat, so dass es die 
Interventionswirkung mit Blick auf die Entscheidung des VI. Zivilsenats des 
Bundesgerichtshofs vom 9. November 1982 (VI ZR 293/79, BGHZ 85, 
252/255 f) nicht hätte verneinen können. 

bb) In diese Erwägungen ist weiter einzustellen, dass der II. Zivilsenat des 
Bundesgerichtshofs selbst in seinem Hinweisbeschluss vom 10. Dezember 
2007, auf den er in Zurückweisungsbeschluss vom 3. März 2008 (II ZR 
213/06) Bezug genommen hat, feststellt, dass das dortige Berufungsgericht in 
rechtlich unangreifbarer Würdigung der unstreitigen Tatsachen und vorgeleg­

ten Dokumente zu der Auffassung gelangt sei, der Kulturbund habe seine Inha­
berrechte an der ehemaligen Aufbauverlag GmbH nicht verloren. Dies zeigt, 
dass auch der IL Senat des Bundesgerichtshofs gerade nicht von einer Beweis­
lastentscheidung ausgegangen ist 



C) 

cc) Der Verfahrensfehler des Berufungsgerichts erweist sich danach als 
entscheidungserheblich. Das Übergehen von relevantem Streitstoff betrifft 
nämlich den Kern des klägerischen Prozessvortrags. Dabei durfte die Klägerin 
auch davon ausgehen, dass das Berufungsgericht die für die Beurteilung der 
Inten'entionswirkung eminent wichtige Lektüre der Ausgangsentscheidungen 
auch tatsächlich und in Gänze vornimmt. Sie musste insbesondere nicht damit 
rechnen dass dieses Passagen der Entscheidungen des Ausgangsverfahrens 
vollständig ausblendet. Das aber verletzt die Klägerin in ihrem Anspruch auf 
Wahrung ihres rechtlichen Gehörs (Art. 103 Abs. 1 GG). 

Der Bundesgerichtshof hätten den Rechtsfehler aber auch unabhängig hiervon 
im Rahmen des - von ihm zu eröffnenden - Revisionsverfahrens korrigieren 
müssen. Er bot nämlich offensichtlich Anlass zur Fortbildung des Rechts, 
wobei die Nichtzulassung der Revision aus diesem Grunde die Klagenn in 
ihrem in ihrem grundrechtlich verbürgten Anspruch auf Zugang zur Revisions­
instanz (Justizgewährungsanspruch) verletzt. 

aa) Das Berufungsurteil unterliegt nämlich auch der Fehlvorstellung, die 
Interventionswirkung sei danach zu bemessen, ob das Oberlandesgencht 
Frankfurt als dortiges Berufungsgericht (und, so BU 24 Abs. 2: als letzte Tat­
sacheninstanz) eine Beweislastentscheidung getroffen hätte. Jedenfalls das 
Landgericht Frankfurt hat, wie sich aus den Ausführungen auf Seiten 12 bis 15 
des Urteils vom 18. November 2005 ergibt, keine Beweislastentscheidung 
getroffen, sondern ist aufgrund einer sehr sorgfältigen Würdigung der unstrei­
tigen Tatsachen und vorgelegten Dokumente zu dem Ergebnis gelangt, dass 
nicht die Klägerin, sondern der damalige Beklagte Rechtsnachfolger von Auf­
bau 1945 geworden sei, nachdem der Kulturbund sein Eigentum an dem Auf­
bau Verlag nicht verloren hatte, bis er es auf Herrn Lunkewitz übertrug. Dies 
geht über den Fall der logischen Alternative zu dem infolge eines non liquet 
nicht festgestellten Umstandes (nämlich eines Eigentumsverlustes an die 
SED/PDS) wie sie nach der Entscheidung des VI. Zivilsenats des Bundesge­
richtshofs vom 9. November 1982 (VI ZR 293/79, BGH aaO) an den Bin­
dungswirkungen gemäß § 68 ZPO nicht teilhat, weit hinaus. Das Landgencht 
Frankfurt hat insoweit außerhalb des Entscheidungstenors eine positive Fest­
stellung getroffen. Die Rechtsmittel gegen diese Entscheidung des Landge­
richts Frankfurt blieben letztlich ohne Erfolg. 



bb) Die Interventionswirkung bezieht sich indes nach Maßgabe der höchstrichterli­
chen Rechtsprechung (auch) auf diejenigen die Entscheidung tragenden Fest­
stellungen, die das erste Gericht getroffen hat (BGH, Urt. v. 9.11.1982 - VI 
ZR 293/79, BGHZ 85, 252/255, juris-Tz. 16). Der Bundesgerichtshof hätte 
daher rechtsfortbildend dazu Stellung beziehen müssen, 

- ob damit bei einem nach Zurückweisung der Berufung und der Revision 
rechtskräftigen Urteil diejenigen Feststellungen gemeint sind, die das erste 
Gericht, hier also das Landgericht Frankfurt getroffen hat und die vorlie­
gend nicht auf einem non-liquet beruhen, 

- oder die Ausführungen des Berufungsgerichts, das - untersteht und abwei­
chend vom Landgericht - von einer Nichtfeststellbarkeit einzelner Ent­
scheidungselemente ausgegangen ist, § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO. 

cc) Im ersten Fall wäre die von dem Berufungsgericht herangezogene 
Entscheidung des VI. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs vom 9. November 
1982 (aaO) schon insoweit nicht einschlägig, als die Klägerin im Ausgangs-
prozess nicht aus Gründen der Beweislast unterlegen wäre. Die rechtsfortbil­
dend zu klärende Rechtsfrage war daher auch entscheidungserheblich. Es 
erhellt jedoch nicht ansatzweise, warum der Bundesgerichtshof der Rechtsfrage 
nicht weiter nachgegangen ist, zumal die Entscheidung in BGHZ 85, 252/255 f 
den vorliegenden Fall erfasst und nicht ersichtlich ist, warum die rechtskräftig 
festgestellten Tatsachen des Erstgerichts nicht in toto an der Interventionswir­
kung teilnehmen können sollen. 

4 Aber selbst wenn man die Interventionswirkung verneinen wollte und dabei 
auch den Entscheidungen des Ausgangsverfahrens nicht entnehmen können 
will dass dort keine Beweislastentscheidung zu Ungunsten der Klägerin ge­
troffen wurde, hätte der Bundesgerichtshof die Revision zulassen müssen, und 
zwar wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache (§ 543 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 ZPO). Da die gesetzlichen Voraussetzungen für eine positive Zulas­
sungsentscheidung auch insoweit ganz offenbar vorlagen, verletzt der hier 
angefochtene Beschluss den grundrechtlich verbürgten Anspruch der Klägerin 
auf wirkungsvollen Zugang zur Revisionsinstanz. 

a ) Das Berufungsurteil ist nämlich in diesem Fall schon deshalb - in 
zulassungsrelevanter Weise - falsch, weil dort übersehen wurde, dass die 
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Entscheidung in dem Rechtsstreit vor dem Landgericht Frankfurt subjektive 
Rechtskraft auch in Bezug auf die dort als Streitverkundete beteiligte Beklag« 

aa) 

b b ) 

b) 

entfaltet. 

aa) 

Die Rechtskraft wirkt zwar grundsätzlich nur zwischen den Palleten des 
rechtskräftig entschiedenen Prozesses. Die Beklagte war dagegen in dem Aus­
gangsverfahren Streitverkündete und somit (formal) „nur" Beteiligte, nicht 

Partei. 

Wollte man aber mit dem Berufungsgericht annehmen, dass nicht jedenfalls 
der Tenor des dortigen Feststellungsurteils von der Interventionswirkung er­
fasst wird, müsste in diesem Fall - als grundsätzlich möglicher Ausnahme zu 
§8 392 325 ZPO (vgl. Gottwald, in: MünchKomm ZPO, 3. Aufl. 2008, § 325 
R n 9) 1 von einer Erstreckung der Rechtskraft des Verfahrens vor dem Land­
gericht Frankfurt auch auf die hiesige Beklagte und dortige Streitverkündete 
ausgegangen werden. Andernfalls würde die durch die Zivilprozessordnung in 
§ 68 ZPO intendierte, vom Berufungsgericht aber verneinte, Bindungswirkung 
verhindert. Einer subjektiven Rechtskrafterstreckung wird nämlich gerade 
entgegengehalten, dass aus der Wirkung des § 68 ZPO abzulesen sei, dass eine 
Erstreckung der Bindung auf Dritte nur in besonderen Fällen (nämlich etwa 
dem des § 68 ZPO) anzunehmen sei. Wenn aber diese Wirkung des § 68 ZPO 
verneint wird, muss die Möglichkeit einer Rechtskrafterstreckung auf Dritte 
erwogen werden. Andernfalls liefe § 68 ZPO gänzlich leer. 

Es hat sich damit vor dem Bundesgerichtshof die entscheidungserhebliche und 

klärungsfähige Rechtsfrage gestellt, 

„ob sich die subjektive Rechtskraft eines ^ ^ T ^ Z r 
bei Abweisung des Feststellungsbegehrens) dann auf den St e tver 
kündeten des dortigen Verfahrens im Folgeprozess erstreckt, wenn 
^Entscheidung auf einem non-liquet beruht und m Anwendung 
de" Gmndsätze aus BGHZ 85, 252 die Interventionswirkung des 
§ 68 ZPO verneint wird." 

Vorstehende Rechtsfrage war klärungsbedürftig, da sich aus der Rechtspre­
chung des VI. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs vom 9. November 1982 
(BGHZ 85 252/255 f, aaO) nicht eindeutig ergibt, ob der Tenor des Urteils im 
Ausgangsprozess trotz einer dort ergangenen Beweislastentscheidung von der 
Interventionswirkung erfasst wird und auch die Kommentarliteratur diese 
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bb) 

cc) 

Frage nicht explizit beantwortet. Zugleich ist im Schrifttum umstritten, unter 
welchen Voraussetzungen Dritte von der Rechtskraft eines Urteils erfasst 
werden, wenn es sich nicht um gesetzlich geregelte Fälle der Rechtskrafterstre­
ckung auf Dritte handelt (vgl. nur Gottwald, in: MünchKomm, ZPO, 3. Aufl. 
2008 § 325 Rn. 2 ff mwN, sowie zur Drittwirkung der Rechtskraft Gottwald, 

aaO Rn 8). Der Bundesgerichtshof hat sich einer solchen Drittwirkung mcht 
grundsätzlich verschlossen (vgl. etwa BGH, Urt. v. 8.11.2004 - II ZR 362/02, 
NJW-RR 2005, 338/339, Tz. 8: „In der Literatur wird die Meinung vertreten, 

über diese gesetzlich geregelten Ausnahmefälle hinaus müsse ein Dritter unter 

bestimmten Voraussetzungen, etwa wenn ihm dies zumutbar sei, die rechtskräf­

tige Entscheidung über ein vorgreißches Rechtsverhältnis gegen sich gelten 

lassen [Blomeyer, Zivilprozessrecht - Erkenntnisverfahren, 2. Aufl. 1985, §§ 91 

II 93 • weitergehend Schwab, ZZP 1977 [1964], 124 ff.]. Dem ist der Bundes­

gerichtshof bisher nicht gefolgt [BGH, Urt. v. 20.10.1995 - V ZR 263194, NJW 

1996, 3951396]. Der vorliegende Fall gibt keinen Anlass, von dieser Recht­

sprechung abzuweichen."). 

Die Rechtsfrage hat Bedeutung über den Sachverhalt des vorliegenden 
Rechtsstreits hinaus, da eine Einschränkung der Interventionswirkung auf (nur) 
die der Entscheidung (ohne ein non-liquet) zu Grunde liegenden Tatsachen und 
deren rechtlicher Würdigung zugleich eine Ausweitung der (subjektiven) 
Rechtskraft auf den beigetretenen Streitverkündeten zur Folge haben muss. 
Andernfalls bliebe die Verkürzung der zivilprozessualen Wirkungen des § 68 
ZPO ohne Kompensation. Das wiederum ist von Bedeutung für eine Vielzahl 
prozessualer Fallgestaltungen, da sie grundsätzlich die Reichweite der Bin­
dungswirkung nach § 68 ZPO und §§ 322,325 ff ZPO betrifft. 

Dann aber ist nicht ansatzweise verständlich, weshalb der Bundesgerichtshof 
die Revision nicht zugelassen hat. Schon dies belegt, dass die Handhabung des 
§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ZPO auf einer unrichtigen Auffassung von der Be­
deutung und Tragweite des Grundrechts auf einen wirkungsvollen Zugang zur 
Revisionsinstanz beruht. 

Sofern man all dies anders sehen wollte (keine Interventionswirkung und keine 
Rechtskrafterstreckung), hätte der Bundesgerichtshof gleichwohl die Revision 
zulassen müssen. Das Berufungsurteil ist nämlich auch deshalb falsch, als dort 
(BU?4 Abs. 4) darauf abgehoben wird, die Klägerin hätte beweisen müssen, 
dass der Kulturbund sein Eigentum an Aufbau 1945 nicht verloren habe und 
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insoweit beweisfällig geblieben sei. Die Darlegungs- und Beweislast hätte 
allerdings richtigerweise demjenigen oblegen, der sich auf die Änderung der 
Eigentumslage beruft, nachdem das Eigentum ursprünglich beim Kulturbund 
gelegen hat: das aber ist die Beklagte. Da die gesetzlichen Voraussetzungen für 
eine positive Zulassungsentscheidung auch hinsichtlich dieses Rechtsfehlers 
ganz offensichtlich vorlagen, verletzt der Bundesgerichtshof den aus Art. 2 
Abs 1 GG i. V. m. Art. 20 Abs. 3 GG bzw. Art. 19 Abs. 4 GG folgenden An­
spruch der Klägerin auf einen wirkungsvollen Zugang zur Revisionsinstanz. 

a) Basis des somit aufgezeigten (zulassungsrelevanten) Rechtsfehlers ist, dass 
zwischen den Parteien Ufrstreitig war, dass Aufbau 1945 ursprünglich un Ei­
gentum des Kulturbundes gestanden hat. 

aa) Wenn der Kulturbund dieses Eigentum nachfolgend und nach der Umwand­
l n ^ 1955 in einen OEB Aufbau-Verlag in Inhaberschaft des Kulturbundes 
nicht verloren hat, steht allerdings zugleich fest, dass die Beklagte über den 
Verlag der in diesem Fall weder in Partei- noch in Volkseigentum gestanden 
hätte nicht auf Grundlage des TreuhG verfügen konnte (§ 1 TreuhG). In die­
sem Fall sind durch die vermeintliche Umwandlung - wie von der Klägenn 
hier dargelegt - nur Scheingesellschaften entstanden (BGH, Urt. v. 24.2.1999 
VIII ZR 158/98, BGHZ 141, 1/12). 

bb) Die Klägerin hatte insoweit auch vorgetragen, dass der Kulturbund das 
Eigentum an Aufbau 1945 nicht verloren hatte. Die Beklagte behauptet dem­
gegenüber der Verlag sei in das Eigentum der SED/PDS übergegangen, die 
SED/PDS hätte es in 1990 in Volkseigentum überführt und die Treuhand habe 
es daher nach Umwandlung gemäß §§ 1 Abs. 4, 11 TreuhG mit Geschäftsan­
teilskauf- und -abtretungsvertrag im September 1991 an die Käufer übertragen 
können Die Klägenn hatte dem die sachenrechtliche Kontmuitätsvermutung 
entgegengesetzt, die unter anderem in § 1006 BGB ihren Ausdruck fände. 
Darüber hinaus hat sie sich auf die Entscheidungen des OLG München vom 
10 Juli 2008 (29 U 3316/03, ZUM 2008, 982) und des OLG Düsseldorf vom 
22 September 1991 (11 U 8/99, juris) bezogen. Das Berufungsgericht hält die 
Klägerin gleichwohl für darlegungs- und beweisbelastet (BU 24 Abs. 4) und 
meint, aufgrund des unstreitigen Sachverhaltes und der Indizien stehe nicht 
fest, dass die Klägenn nicht Rechts- und Vermögensnachfolgenn von Aufbau 
1945 geworden sei (BU 25 Abs. 1 - 26 Abs. 1). 
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(2) 
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cc) Die Klägerin verkennt insoweit nicht, dass sie für die rechtsbegründenden 
Tatbestandsmerkmale darlegungs- und beweisbelastet war, wozu vorhegend 
auch gehört haben mag, dass die Treuhand den Investoren Inhaberschaft und 
Vermögen an Aufbau 1945 nicht hat übertragen können, wozu wiederum Vo­
raussetzung wäre, dass Aufbau 1945 nicht in Volkseigentum stand. 

Die Klägerin hat indes beweisbewehrt vorgetragen, dass der Kulturbund sein 
Eigentum an Aufbau 1945 nicht verloren hat. Sie hat ferner beweisbewehrt 
vorgetragen, dass sie auch nach der Umwandlung in einen OEB weiterhin 
Eigentümerin des Verlages war (vgl. S , v. 16.10.2008, S. 3 - 4 A b , 3, GA I 
3/4 S 27 Abs. 1, GA I 27; insbes. Ss. v. 11.5.2009, S. 4 -18 für Aufbau 1945 
S. 19 - 21 oben für Rütten & Loening, GA II 4 - 18, 19 - 21, sowie die dort 
umfangreich angebotenen Beweise). 

Daraufhin hat die Beklagte behauptet, Aufbau 1945 habe m P ~ n t u m 
gestanden und die Partei habe den Verlag in Volkseigentum überfuhrt (Ss. v. 
23.1.2009, S. 17 -19 Abs. 1, GA I 61 - 63). 

Dazu ist freilich zunächst zu sagen, dass von dieser Auffassung zwischenzeit­
lich selbst die SED/PDS abgerückt ist (Erklärung des Parteivorstands vom 
10 4 1995 Anlage BK 16: „Heute müssen wir nach zwischenzeitlich erfolgter 

historischer Aufarbeitung von Vermögensfragen der SED feststellen, dass der 

Außau-Verlag nicht zum Eigentum der SED gehörte und die Unterschuß in 

Unkenntnis der tatsächlichen Eigentumslage erfolgte.", LG Frankfurt, Urt. v. 
18 11 2005 - 2-0 27 O 238/04, S. 14 Abs. 1, Anlage K 2, Unterstreichung 
nicht'im Original der Anlage BK 16; im Ergebnis bereits Klarstellung m der 
BARoV-Liste vom 22. Dezember 1992, Nachweis in Anlage K 16, Vermerk 
vom 10 2 1993, S. 2 Abs. 2, nach der sich die Partei in dieser Liste [anders als 
in Bezug auf Rütten & Loening] keiner Rechte mehr hinsichtlich des Aufbau 
Verlages berühme; Antrag der Beklagten die Vorlage der Liste nach §142 
ZPO aufzugeben, Ss. v. 21.1.2011, S. 23 Abs. 1, GA VII51, nicht beschieden). 

Gleichwohl meint das Berufungsgericht unter bloßer Bezugnahme auf die 
Altrechtsprechung des Kammergerichts (Urt v. 5.5.1998 - 14 U 856/96, Anla­
ge K 34 und Beschl. v. 21.8.2001 - 1 W 8620/99; beide Entscheidungen gehen 
von einer Eigentumszuweisung an die SED aus), es könne nicht ausgeschlos­
sen werden, dass die Klägerin Rechts- und Vermögensnachfolgenn von Auf­
bau 1945 geworden sei und verweist pauschal auf die Begründung der beiden 

dd) 
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Entscheidungen (BU 26 Abs. 1). Es sei nicht ersichtlich, wie Vermögen und 
Anteile der bis zum Profilierungsbeschluss vom 31. Juli 1962 parteieigenen 
Verlage „Rütten & Loening" und „Volksverlag Weimar" auf den Kulturbund 
hätten übergehen sollten. Indizien sprächen für und gegen einen Eigentums­
übergang des „Aufbauverlages Berlin/Weimar" auf die SED; eindeutige Do¬
kumente fehlten. 

Damit indes verletzt das Berufungsgericht die Klägerin in ihrem Grundrecht 
aus Art. 103 Abs. 1 GG, einer Verletzung, der schon der Bundesgenchtshof 
hätte abhelfen müssen. 

aa) Die Grundrechtsrüge wird dabei ausdrücklich darauf gestützt, dass sich das 
Berufungsgericht zu der als Anlage BK 16 vorgelegten Erklärung des Partei­
vorstands der PDS und der BARoV-Liste 1992 in den Entscheidungsgründen 
mit keinem einzigen Wort verhält. Es ist damit davon auszugehen, dass es 
diesen Umstand, wenn auch pro forma im Tatbestand angeführt, nicht in seine 
Erwägungen einbezogen hat. Das Gericht hat darüber hinaus in Bezug auf die 
BARoV-Liste 1992 trotz Vorliegens der Voraussetzungen einer Anordnung 
nach § 14? ZPO die Notwendigkeit der Ausübung seines Ermessens mcht 
erkannt (vgl. BGH, Urt. v. 26.6.2007, XI ZR 277/05, BGHZ 173, 23 ff, Tz. 
21). Auch insoweit liegt ein Gehörsverstoß vor; es ist nicht auszuschließen, 
dass der Inhalt der BARoV-Liste geeignet gewesen wäre, die behauptete Tat­
sache zur Überzeugung des Gerichts nachzuweisen. Schließlich übergeht das 
Berufungsgericht in diesem Zusammenhang auch den gesamten Vortrag der 
Klägerin dazu, dass die betroffenen Verlage eine Wirtschaftsgemeinschaft der 
profilierten Verlage gegründet hatten (Ss. v. 11.5.2009, S. 14, GA II 14); dass 
die betroffenen Verlage stets (bis zur Wende und über das Jahr 1989 hinaus) 
selbständige, juristische Personen blieben und als solche im Handelsregister 
eingetragen waren (Ss. v. 11.5.2009, S. 11, GA II 11, Anlagen K 51 und K 52) 
und dass die Vermögenswerte der Eigentümer in den Schlussbilanzen der 
unprofilierten Verlage festgesetzt, in voller Höhe und als gesonderte Vermö­
genswerte in den profilierten Aufbau-Verlag Berlin und Weimar übernommen 
wurden (Ss. v. 11.5.2009, S. 14/15, GA II 14/15, Anlagen K 56 und insbeson­
dere K 57). 

bb) Dabei verkennt die Klägerin nicht, dass grundsätzlich davon auszugehen ist, 
dass die Gerichte das von ihnen entgegengenommene Vorbringen auch zur 
Kenntnis genommen und in Erwägung gezogen haben. Deshalb weiß die Klä-
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gerin auch dass die Gerichte nicht verpflichtet sind, sich mit jedem Vorbringen 
in der Begründung der Entscheidung ausdrücklich zu befassen. Dennoch hätte 
sich das Berufungsgericht hier mit den vorgenannten Umständen eingehend 
befassen müssen, da sie zum Kernbestand des klägerischen Sachvortrags ge­
hörten Dies gilt umso mehr, als die Dokumente, welche die im vorherigen 
Absatz umrissenen Sachverhalte belegen, dem Kammergericht bei seinen 
Altentscheidungen« der Jahre 1998/2001 nicht vorlagen. Dann aber hätte sich 

das Kammergericht zwingend mit den neuerlichen Tatsachen auseinanderset-

c) 

aa) 

zen müssen. 

Unabhängig von diesem Gehörsverstoß hat das Berufungsgericht aber auch die 
diesem voraus liegende Rechtsfrage zur Darlegungs- und Beweislast in zulas­
sungsrelevanten Weise zu Lasten der Klägerin falsch beantwortet. Der Bun­
desgerichtshof hätte deswegen die Revision zulassen müssen. In der grundsatz­
lichen Verkennung dieser Pflicht liegt zugleich eine Missachtung des klagen-
schen Anspruchs auf einen wirkungsvollen Zugang zur Revisionsinstanz. 

Geht es - wie vorliegend - um den Fortbestand eines einmal begründeten 
Rechts spricht zunächst die allgemeine Kontinuitätsvermutung für selbigen. 
Das ist Stand der Rechtsprechung wie Literatur. Damit hätte die Darlegungs­
und Beweislast für eine Änderung der Rechtslage nach Rechtsprechung und 
Schrifttum demjenigen oblegen, der sich darauf beruft, hier also der Beklagten 
(vgl BGH Urt v. 19.12.1994 - II ZR 4/94, NJW 1995,1292 ff, juris-Tz. 16; 
Gurski im Staudinger, BGB 2006, § 1006 Rn 7; Baldus, in: MünchKomm 
BGB 5. Aufl. 2009, § 1006 Rn. 36; OLG Düsseldorf, Urt. v. 26.09.1997 -
19 W 1/97 AktE, juris. Juris-Tz. 13; OLG Brandenburg Urt. v. 19.12.2007 -
3 U 140/06, juris, juris-Tz. 36). 

b b ) Bei seinen Ausführungen auf BU 24 Abs. 4 verkennt das Berufungsgericht 
diese Rechtsprechung zur Verteilung der Beweislast beim Verlust einmal 
begründeter Rechte. Es hätte daher der Zulassung der Revision wegen einer 
symptomatisch fehlerhaften Rechtsanwendung durch das Berufungsgericht 
bedurft da das Berufungsgericht den von der Entscheidung des Bundesge­
richtshofs vom 19. Dezember 1994 (II ZR 4/94, NJW 1995, 1292 ff) abwei­
chenden Rechtssatz aufstellt, der ursprüngliche Eigentümer und Besitzer könne 
sich nicht auf die allgemeine Rechtsfortdauervermutung berufen. Die für eine 
Zulassung der Revision zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung 
indizielle Wiederholungsgefahr ergibt sich dabei aus dem Urteil des Landge-
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richte Frankfurt in der Parallelsache vom 7. Oktober 2011 (2-04 O 605/09, 
Anlage NZBB 5, der Anlage VB 10 angeheftet), worin die dortige Klage aus 
identischen Erwägungen zur Beweislast unter Berufung das Urteil des Kam­
mergerichts abgewiesen wurde. 

cc) Wollte man die Symptomatik des Rechtsfehlers verneinen und § 1006 BGB 
und dte hieraus gemeinhin abgeleitete Rechtsfortdauervermutung auf Vindika-
tionsverhältnisse (so wohl das Berufungsgericht auf BU 24 Abs. 4) sowie 
Ansprüche aus § 816 BGB bzw. Herausgabeansprüche allgemein beschrankt 
ansehen, so hätte die Revision gleichwohl zur Fortbildung des Rechts zugelas­
sen werden müssen. Der vorliegende Sachverhalt hätte nämlich dem Bundesge­
richtshof Gelegenheit zur Klarstellung gegeben, dass die in der Entscheidung 
vom 19. Dezember 1994 (BGH, aaO, juris-Tz. 16) ausgeführte Beweislastver­
teilung (allgemeine Rechtsfortdauervermutung) eben nicht nur für Herausga­
beansprüche, sondern darüber hinaus grundsätzlich (hierzu sei auf die Ent­
scheidungen des OLG Düsseldorf, Urt. v. 26.09.1997 - 19 W 1/97 AktE, juris, 
juris-Tz. 30 [Fortbestehen der Aktionärsstellung] sowie des OLG Brandenburg, 
Urt. v. 19.12.2007 - 3 U 140/06, juris, juris-Tz. 36 [Gläubigerstellungin Bezug 
auf Darlehensrückerstattungsanspruch] verwiesen) auch für Schadensersatzan­
sprüche Geltung beansprucht. Da insoweit eine höchstrichterliche Lertent-
Scheidung fehlt, hätte die Zulassung der Revision zur Fortbildung des Rechts 
nach § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1 ZPO erfolgen müssen. 

dd) Unabhängig davon ergibt sich ein zulassungsrelevanter Rechtsanwendungsfeh­
ler des Bemfungsgerichts auch aus einer Verkennung der Regeln über die 
sekundäre Darlegungs- und Beweislast bei negativen Tatsachen, weswegen die 
Revision hätte zugelassen werden müsse (Gehörsverstoß des Berufungsgerichts 
und Zulassung zur Fortbildung des Rechts): 

(1) Ähnlich dem bereicherungsrechüichen Anspruch gemäß § 812 Abs. 1 Satz 1 
•Alt. 1 BGB (bei dem der Bereicherungsgläubiger für das Fehlen des Rechts­
grundes darlegungs- und beweisbelastet ist) hätte die Klägerin vorliegend nicht 
alle in Betracht kommenden, beklagtenseits behaupteten Übertragungen der 
Inhaberschaft in Bezug auf Aufbau 1945 widerlegen müssen, sondern nur 
solche, die substantiiert behauptet werden (vgl. BGH, Urt v. 29.9.1989 -
V ZR 326/87, NJW 1990, 392/393, juris-Tz. 17; ebenso OLG Düsseldorf, Urt. 
v. 6.6.1991 - 6 U 150/90, juris, juris-Tz. 17). Dies lässt sich für den hiesigen 
Sachverhalt damit begründen, dass auch ansonsten ein substantiiertes Bestrei-



ten (§ 138 Abs. 2 ZPO) dann notwendig ist, wenn der Beweis dem Behaupten­
den (hier der Klägerin) nicht möglich, nicht zumutbar oder (so hier) wesentlich 
erschwert ist, während der Bestreitende die Verhältnisse genau(er) kennt oder 
aber in der Lage ist, sich solche Kenntnisse zu verschaffen (vgl. Greger, in: 
Zöller, ZPO, 29. Aufl. 2012, § 138 Rn. 8b). In diesem Fall kann von dem 
Prozessgegner im Rahmen des Zumutbaren das substantiierte Bestreiten der 
behaupteten Tatsache (Eigentum noch beim Kulturbund) unter Darlegung der 
für das Gegenteil sprechenden Tatsachen und Umstände (Übergang auf die 
Partei) verlangt werden (vgl. BGH, Urt. v. 17.1.2008 - III ZR 239/06, NJW 
2008, 982 f, Tz. 16). 

(2) Die Beklagte legt jedoch nicht, schon gar nicht substantiiert, dar, wann und 
durch welchen Übertragungsakt der Kulturbund das Eigentum an Aufbau 1945 
verloren haben soü (vgl. insbesondere BerErw. v. 8.3.2010, S. 6 - 10, GA V 
119 - 113, sodann S. 13 Mitte - S. 16 Abs. 2, GA V 116 - 119). Insoweit hilft 
ihr auch das Zitat aus der frühen Rechtsprechung des Kammergerichts mit 
Urteil vom 5. Mai 1998 (14 U 856/98, Anlage B 17, dort S. 13) nicht weiter, da 
auch dort ausdrücklich darauf hingewiesen wird, dass 

„keine der Parteien (...) weitere Unterlagen vorzulegen" vermoch­
ten, „die eine Übertragung auf die SED belegen (...)". 

(2.1) Die Beklagte meint wohl (deutlich wird dies nicht), dass es sich bei der 
Löschung der Aufbau Verlag GmbH im HRB am 20. April 1955 und der Ein­
tragung in das Register C der volkseigenen Wirtschaft am 5. April 1955 um 
den Übergang in Volkseigentum handeln müsse (BerErw. v. 8.3.2010, S. 14 
Abs. 2, GA V 117: „Spätestens seit diesem Zeitpunkt handelt es sich bei der 

Aufbau Verlags GmbH (1945) um eine juristische Person in Rechtsträgerschaß 

des Volkseigentums."; Ss. v. 20.12.2010, S. 7, GA VI 199; Ss. v. 11.5.2009, 
S. 95 in Verbindung mit Anlage B 9, GA II 95). 

Bereits das ist falsch (vgl. Ss. v. 30.6.2010, S. 10, GA VI 58; ebenso BGH, 
Beschl. v. 27.10.2010, II ZR 182/07, Anlage BK 32, Tz. 2, aufgrund der un­
streitigen Tatsachen sei das Berufungsgericht zutreffend davon ausgegangen, 
dass die 1945 gegründete Klägerin 1955 wirksam in einen OEB umgewandelt 
worden und zum Zeitpunkt des Beitritts untergegangen ist). Anerkanntermaßen 
war die Eintragung in das Register C auch bei Betrieben möglich, die nicht in 
Volkseigentum standen. Kraft ausdrücklicher gesetzlicher Anordnung konnten 



in das Register C der volkseigenen Wirtschaft auch solche Unternehmen einge­
tragen werden, die im Eigentum der gesellschaftlichen Organisationen standen, 
zu denen auch der Kulturbund gehörte, wobei die Eintragung der Privilegie­
rung der gesellschaftlichen Organisationen und ihrer Betriebe diente (Ss. v. 
11.5.2009 S. 7 - S. 10 Mitte, GA II 7 -10). Dementsprechend wurde der Verlag 
als „Unternehmen des Kulturbundes" als ein den volkseigenen Betrieben 
gleichgestellter Betrieb eingetragen (vgl. Anlage K 46). Folgerichtig wurde der 
Verlag in dem Statut für den Aufbau-Verlag vom 10. Januar 1961 in § 2 (1) 
ausdrücklich auch als Verlag des Deutschen Kulturbundes bezeichnet (Anlage 
BK 33, Ss. v. 27.12.2010, S. 1/2, GA VII 1/2). Die Eintragung des OEB als 
gleichgestelltes Unternehmen führte daher nicht zu einem Eigentumsverlust, 
sondern in Anwendung des damaligen Rechts der DDR (BGH, Beschl. 
v. 27.10.2010, II ZR 182/07, Anlage BK 32, Tz. 2) nur zu einer Umwandlung 
der Alt-GmbH in organisationseigene Betriebe bei voller Wahrung der Eigen­
tumspositionen des bisherigen Eigentümers (siehe auch Ss. v. 11.5.2009, 
S.9/10, GA II 9/10 mit Nachweisen aus der Rechtsprechung; Ss. 
v. 16.11.2010, S. 3 - 5, GA VI 181 - 183; LG Frankfurt, Urt. v. 18.11.2005 - 2¬
27 O 238/04, Anlage K 2, S. 15/16). Da im übrigen organisationseigene Be­
triebe Rechtsträger von Volkseigentum - also mit Nutzungsrechten an Gegen­
ständen des Volkseigentums ausgestattet - werden konnten, ergab sich auch 
unter dem Aspekt der Rechtsträgerschaft nichts im Sinne der Beklagten (Ss. 
v. 21.1.2011, S. 9 Abs. 3, GA VII 37, AnlageBK37). 

Die UK führt in ihrem Vermerk vom 22.128. Oktober 1991 (Anlage K 92 und 
93) zudem ihrerseits zutreffend aus, dass durch die Eintragung in das HRC 
kein Volkseigentum entstanden sein konnte, weil es aus Gründen der Klarstel­
lungsfunktion kraft gesetzlicher Anordnung für den Rechtsverkehr volkseige­
nen Betrieben vorgeschrieben war, den Namen stets mit der Kurzbezeichnung 
VEB als gesetzlichem Bestandteil des Namens beginnen zu lassen (Anlage K 
50); Aufbau 1945 und Rütten & Loening 1844 wurden indes (Anlage K 51 und 
K 52) nicht mit dem Zusatz VEB eingetragen (auch hierzu Ss. v. 11.5.2009, 
S. 10 unten/11 oben, GA II 10 III: ebenso der gutachtliche Vermerk von Herrn 
Dr. Hohmann, Anlage K 107, S. 3 f). Den substanzlosen Vortrag der Beklagten 
zu einem angeblichen Übergang des Aufbau-Verlages in Volkseigentum durch 
bloße Registerumtragung hat die Klägerin damit und in Übereinstimmung mit 
der Ansicht des .II. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs jedenfalls widerlegt, so 
dass es einer Substantiierung und Konkretisierung durch die Beklagte bedurft 
hätte (gegen Ss. d. Bekl. v. 20.12.2010, S. 7, GA VI 199). 



(2.2) An anderer Stelle meint die Beklagte, der Aufbau-Verlag sei spätestens mit der 
Bildung der neuen Wirtschaftseinheit Aufbau-Verlag Berlin und Weimar zu 
einem parteieigenen Verlag geworden (Ss. d. Bekl. v. 20.12.2010, S. 11, GA 
VI 203). Auch hier finden sich keine substantiierten Ausführungen dazu, wie 
dieser Übergang tatsächlich und rechtlich erfolgt sein soll, zumal sich die 
Beklagte nicht dazu verhält, dass nach der Vereinbarung zwischen dem Minis­
terium für Kultur, der HV Verlage und Buchhandel und dem Kulturbund vom 
27. Februar 1964 der Kulturbund die Versicherungskosten für die gesamten 
Vermögenswerte des Aufbau-Verlages Berlin-Weimar weiterhinzu tragen hatte 
(Anlage K 58, Ziff. 2.5) und dass vor Ausgabe von Sonderkrediten die Zu­
stimmung des Kulturbundes einzuholen war (Anlage K 58, Ziff. 1.2). Damit 
wird eindeutig an Eigentum des Kulturbundes angeknüpft (Ss. v. 11.5.2009, 
S. 16/17, GA V 16/17). Dementsprechend wurden in den Rechenschaftsberich­
ten des Ministeriums für Kultur über die von ihm verwalteten Verlage und den 
beiliegenden Bilanzen der Jahre 1965, 1970, 1975, 1980 und 1982 (Anlagen 
BK 46 bis BK 55) die Fonds, d. h. die Beteiligungen des Kulturbundes bzw. 
der Massenorganisationen an den verwalteten Verlagen separat neben denen 
der SED ausgewiesen und wurden auch die Gewinne aus dem Aufbau Verlag 
dem Kulturbund zugewiesen. Hiermit, wie auch mit den Umständen der Profi­
lierung, insbesondere der Verwaltungsvereinbarung aus dem Dezember 1963 
sowie mit der Schlussbilanz 1963 und mit der Eröffnungsbilanz 1964 setzt sich 
die Beklagte nicht auseinander. 

Solange die Beklagte einen tatsächlichen Eigentumsübergang - wie und 
wodurch auch immer - nicht substantiiert behauptet, genügt die Klägerin ihrer­
seits ihrer Darlegungslast, wenn sie vorträgt, der Kulturbund habe sein Eigen­
tum an Aufbau 1945 nie verloren. Insbesondere aber hat die Klägerin zusätz­
lich darauf hingewiesen, dass die Vereinbarungen über die Gewinnabführun­
gen (vom 28. Dezember 1962, Anlage K 54, vom 28. Januar 1962, vom 
13. Dezember 1963, Anlage K 55, vom 27. Februar 1964, Anlage K 58) ebenso 
wie auch die Verwaltungsvereinbarung vom 18. April 1984 (Anlage K 60, 
Anlage BB 20) nur in Durchführung des Profilierungsbeschlusses vom 31. Juli 
1962 erfolgten. In diesem Beschluss aber ist das Eigentum am Aufbau-Verlag 
eindeutig dem Kulturbund zugewiesen. Hieran konnten und sollten, wie die 
Vereinbarung vom 28. Dezember 1962 ebenfalls explizit deutlich macht (An­
lage K 54), die folgenden Vereinbarungen über die Abführung der Gewinne 



weder tatsächlich noch rechtlich etwas ändern (Ss. v. 30.6.2010, S. 11, GA VI 

59). 

(2.3) Auch im Weiteren erklärt die Beklagte nicht, wann und wodurch der Verlag 
aus dem Volkseigentum (hierzu zuvor 2.1) in Parteieigentum (hierzu 2.2) 
Ubergegangen sein soll, aus dem die SED/PDS ihn dann 1990 wieder zurück in 
Volkseigentum übertragen haben will, damit die Treuhand den vermeintlichen 
Aufbau 1945 an die Investorengruppe um die BFL verkaufen könne. Hierzu 
meint die Beklagte lapidar, in der Vereinbarung vom 19. April 1984 werde 
festgestellt, dass es sich beim Aufbau-Verlag um einen „parteieigenen" Verlag 
handele (BerErw. v. 8.3.2010, S. 14 Abs. 2, GA V 117). Wie und wann der 
Verlag (von etwaigem Volkseigentum) in Parteieigentum gelangt sein soll, 
bleibt dabei ein Geheimnis, das auch im weiteren Vortrag der Beklagten nicht 
gelüftet wird. Auch insoweit erweist sich die Behauptung der Beklagten, die 
Verlage hätten in Parteieigentum gestanden, als substanzlos und durch nichts 

belegt Die bloße Berühmung einer Eigentumerstellung genügt für die substan­
tiierte Darlegung eines Eigentumsüberganges nicht; schon gar nicht, wenn die 
Partei zwischenzeitlich mehrfach (wie die Klägerin nachgewiesen hat, Anlage 
K 16 [Erklärung zur BARoV-Liste 1992], BK 16 [Erklärung des Parteivor­
stands]) und unter treuhänderischer Verwaltung durch die Beklagte stehend 
selber klargestellt hat, dass sich der Verlag niemals in ihrem Eigentum befun­
den hat. 

(2.4) Auch den Ausführungen der Beklagten, aus der Vereinbarung vom 19. April 
1984 und aus der Handhabung der nachfolgenden Jahre ergebe sich, dass der 
Aufbau-Verlag in der „Rechtswirklichkeit der DDR als parteieigen betrachtet 

und behandelt wurde" (Ss. d Bekl. v. 20.12.2010, S. 12 - 14, insbesondere 
S. 14 Abs. l a . E , GA VI 204 - 206), lässt sich substantiierter Vortrag dazu, 
wann und durch wen und durch welchen Rechtsakt der Aufbau-Verlag in das 
Eigentum der Partei gelangt sein soll, nicht entnehmen. Dieser pauschale Hin­
weis widerspricht sämtlichen vorgelegten „DDR"-Dokumenten, die doch aber 
gerade die Rechtswirklichkeit widerspiegeln. Es wird deutlich, dass es auch im 
Bewusstsein der Beklagten rechtlich keine Bedeutung hat, wenn in der 
„Rechtswirklichkeit" etwas als Eigentum betrachtet wird; entscheidend ist, ob 
diese „Betrachtung" den rechtlichen und tatsächlichen Gegebenheiten ent­
spricht, da es sich andernfalls um eine bloße Eigentumsberühmung handelt, die 
indes keine Rechtsposition zu begründen vermag (zutreffend Erklärung des 
Parteivorstands vom 10.4.1995, Anlage BK 16: „Hierbei [seil: Aufführung des 



Aufbau-Verlages als parteieigen in der Vereinbarung vom 18.4.1984] handelt 

es sich jedoch lediglich um eine methodische Zusammenfassung, die nicht als 

Ausdruck eines veränderten Eigentumsstatus zu werten ist." Zuvor bereits 
• BARoV-Liste 1992, die indes von der Beklagten nicht vorgelegt und der ent­

sprechende Antrag nach §§ 142, 421 ZPO von dem Berufungsgericht unter 
Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 GG nicht beschieden worden ist). Dass sich aus 
den Rechenschaftsberichten und den Bilanzen gerade nicht das von der Beklag­
te gewünschte Ergebnis ableiten lässt, hat die Klägerin mit Schriftsatz vom 
21. Januar 2011 (S. 9 bis 21, GA VII37 bis 49) nachgewiesen. 

(2.5) Für den Verlag Rütten & Loening gilt in Bezug auf den angeblichen Übergang 
in Volkseigentum nichts anderes. Auch die 1952 neu gegründete Rütten & 
Loening GmbH wurde (am 25. Oktober 1954) bei Löschung aus dem HRB in 
das HRC umgetragen, was indes äußerstenfalls, wenn man nämlich in Anse­
hung der (entgegenstehenden) Gesellschafterliste von Organisationseigentum 
ausgehen wollte, wie dargelegt, nur eine Gleichstellung mit volkseigenen 
Betrieben und eine Umwandlung in einen OEB bedeuten konnte, nicht aber 
den Übergang in Volks- oder Parteieigentum. Der Aufbau-Verlag und Rütten 
& Loening bildeten sodann mit Wirkung zum 1. Januar 1964 bei Wahrung 
ihrer rechtlichen, wirtschaftlichen und funktionellen Selbständigkeit bei Auf­
rechterhaltung ihrer separaten Registereintragungen eine sog. sozialistische 
Wirtschaftsgemeinschaft nach dem Recht der DDR. Auch insoweit fehlt es an 
substantiiertem Vortrag der Beklagten zu einem Eigentumsverlust, während die 
Beklagte selbst den Vortrag der Klägerin zu einem Eigentumsverlust nicht 
bestritten hat.Das Berufungsgericht setzt sich nicht mit dem Komplex Rütten 
& Loening nicht auseinander (vgl. hierzu nachfolgend C. III. 1.). 

(3) Das Berufungsgericht meint nun, es fehle an eindeutigen Dokumenten. 
Indizien sprächen sowohl für, als auch gegen einen Eigentumsübergang des 
„Aufbauverlages Berlin/Weimar" auf die SED (BU 26 Abs. 1). Dass die Frage 
der (fehlenden) Rechtsnachfolge der Klägerin nicht eindeutig zu klären sei, 
gehe nach Beweislastgrundsätzen zu ihren Lasten. 

(3.1) Hiermit indes irrt das Berufungsgericht. Denn nach dem substantiierten und 
beweiswehrten Vortrag der Klägerin zum Eigentumserwerb des Kulturbundes 
und der Dokumentation des Fortbestandes, insbesondere durch den Beschluss 
des Politbüros der SED vom 31. Juli 1962, die zu dessen Ausführung geschlos­
senen Verwaltungsvereinbarungen, die Schlussbilanz des unprofilierten Auf-



bau-Veriags und die Eröffnungsbilanz des profilierten Aufbau-Verlags Berlin 
und Weimar, die Rechenschaftsberichte des Ministeriums für Kultur und die 
dazugehörigen Bilanzen, das Schreiben der Abteilung Finanzverwaltung und 
Parteibetriebe des Zentralkomitees der SED vom 12. Mai 1983 (Anlage BB 
19) in Verbindung mit der fortgesetzten Gewinnabführung ist davon auszuge­
hen dass der Kulturbund die Inhaberschaft am (OEB) Aufbau-Verlag nicht an 
die SED verloren hat und dass auch der Verlag Rütten & Loening weder m 
Partei- noch in Volkseigentum stand. Es hätte der Beklagten oblegen, ihre 
dagegen substanzlosen Behauptungen (als Bestreiten des beim Kulturbund 
verbliebenen Eigentums) für einen Eigentumsverlust zu substantiieren. Daher 
muss der Vortrag der Klägerin dazu, dass das Eigentum bei dem Kulturbund 
verbliebenen sei, als zugestanden angesehen werden (§ 138 Abs. 3 ZPO). Es 
wäre Sache der Beklagten gewesen, die ihr günstige Tatsache zu substantiieren 
und zu beweisen, dass Aufbau 1945 bzw. der OEB Aufbau Verlag irgendwann 
zwischen 1955 und 1989 in Volks- oder Parteieigentum umgewandelt oder 
übertragen wurde. Dies hat sie nicht nachgewiesen, sie hätte es auch nicht 
können da es - wie zwischenzeitlich historisch belegt sein dürfte, nachdem 
selbst die PDS mittlerweile nicht mehr davon ausgeht, dass Aufbau 1945 in 
ihrem Eigentum gestanden hätte (unter treuhänderischer Verwaltung gerade 
durch die Beklagte stehend und damit mit ihrer Zustimmung nach § 20b Abs. 1 
PartG DDR zur BARoV-Liste 1992 erklärt; zudem und immer noch unter 
treuhänderischer Verwaltung der Beklagten stehend: Erklärung des Parteivor­
stands vom 10.4.1995, Anlage BK 16) - nicht den Tatsachen entspricht. 

(3 2) Die hier zu Grunde zu legende Beweislastverteilung mag man als Folge einer 
allgemeinen sachenrechtlichen Kontinuitätsvermutung bzw. der Rechtsfortdau­
ervermutung ansehen oder aber dem aus der Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofs abzuleitenden Grundsatz entnehmen, nach dem die Klägenn nicht 
jeden denkbaren Eigentumsverlust widerlegen muss, sondern nur einen sol­
chen der substantiiert dargetan ist, woran es hier freilich fehlt. In jedem Fall 
aber verkennt das Berufungsgericht im Ergebnis die Darlegungs- und Beweis­
last und verletzt damit auch insoweit den Anspruch der Klägerin auf rechtli­
ches Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG). Das Berufungsgericht hat insbesondere nicht 
erkannt dass die Klägerin mit ihrem Vortrag zur Kontinuitätsvermutung auch 
darauf verwiesen hat, dass die Beklagte substantiiert hätte vortragen müssen, 
sie habe die Geschäftsanteile wirksam an die Investorengruppe übertragen 
können, weil der Aufbau Verlag 1945 - wie nicht - in Volkseigentum gestan­
den hätte. Hierzu hätte die Beklagte jedenfalls' ansatzweise einen konkreten 



Übertragungsvorgang vom Kulturbund in Partei- oder Volkseigentum substan­

tiiert darlegen müssen. Das aber hat die Beklagte nicht getan. 

(4) Unabhängig hiervon hätte der Bundesgerichtshof in diesem Zusammenhang die 
Revision auch ganz offensichtlich zur Fortbildung des Rechts zulassen müssen. 
Der vorliegende Sachverhalt hätte dem erkennenden Senat nämlich Gelegen­
heit gegeben, die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs vom 29. September 
1989 (V ZR 326/87, NJW 1990, 392 f) und ihm nachfolgend des OLG Düssel­
dorf (Urt. v. 6.6.1991 - 6 U 150/90, juris) dahin klarstellend fortzuentwickeln 
(BGH, Beschl. v. 27.3.2003 - V ZR 291/ 02, WM 2003, 987/988, Beschl. 
v. 25.3.2003 - VI ZR 355/02, S. 4 f, EBE/BGH 2003, BGH-Ls. 504/03), dass 
auch bei einer Übertragung von Geschäftsanteilen und Betriebsvermögen der 
Kläger nicht alle denkbaren, sondern nur die sich aus dem Vortrag des Beklag­
ten konkret ergebenden Übertragungsmöglichkeiten, die die Veräußerungsbe­
fugnis des Beklagten erst begründet haben sollen, widerlegen muss, um darzu­
tun, dass er nicht Rechts- und Vermögensnachfolger werden konnte. Dabei ist 
davon auszugehen, dass eine sich zu dieser Rechtsfrage der sekundären Darle­
gungs- und Beweislast verhaltende revisionsgerichtliche Entscheidung die 
Rechtspraxis allgemein anzuleiten geeignet ist, zumal sich derartige Beweis­
lastfragen typischerweise in einer Vielzahl von Fällen stellen. 

6. Sofern man auch dies anders sehen wollte (keine Interventionswirkung, keine 
Rechtskrafterstreckung und keine Verkennung der [sekundären] Darlegungs­
und Beweislast), ist jedenfalls offenbar, dass das Kammergericht den Sachvor­
trag der Klägerin zur verbliebenen Inhaberschaft des Kulturbunds nicht voll­
ständig zur Kenntnis genommen hat, jedenfalls aber stellt es ihn nicht vollstän­
dig in seine Erwägungen ein (siehe dazu u. a. schon oben unter C. II. 5. b.). 
Damit aber liegt ein erneuter Gehörsverstoß vor, den das Bundesverfassungs­
gericht abzuhelfen hat, nachdem der Bundesgerichtshof insoweit seiner Aufga­
be nicht nachgekommen ist. Es drängt sich dabei auf, dass sich das Berufungs­
gericht gerade dem Kernvortrag der Klägerin verschlossen hat, nachdem hier 
besondere Umstände vorliegen, die belegen, dass eine Auseinandersetzung mit 
selbigem nicht stattgefunden haben kann, obwohl dies in rechtlicher Hinsicht 
erforderlich gewesen wäre. Dies sieht man schon daran, dass das Berufungsge­
richt im Wesentlichen auf Entscheidungen des 1. und 14. Zivilsenats des 
Kammergerichts und dessen frühere Rechtsprechung aus dem Jahr 1998 (An­
lage B 17, Urt. v. 5.5.1998 - 14 U 856/96, Anlage K 34) bzw. einen Beschluss 
vom 21. August 2001 (KG Berlin, 1 W 8620/99) verweist, Verfahren, in denen 



ein Großteil der im hiesigen Verfahren vorgelegten Dokumente und die neuer­
lichen Erkenntnisse indes nicht vorlagen. Der - untaugliche - Generalverweis 
macht daher deutlich, dass das Berufungsgericht sich mit dem umfangreichen 
Sachvortrag zur Inhaberschaft der Verlage nicht auseinandergesetzt haben 

kann. 

Im Einzelnen: 

a) Die Klägerin hat in dem hier anhängigen Verfahren unter anderem die 
Rechenschaftsberichte des Ministeriums für Kultur über die Vermögensverwal­
tung der partei- und organisationseigenen Verlage seit Wirksamwerden der 
Profilierungam 1. Januar 1953 sowie die Bilanzen hierzu vorgelegt und darauf 
Bezug genommen. Dort wird zwar für die Jahre 1964, 1965 und 1970 auf den 
Deckblättern angeführt, dass parteieigene Verlage, u. a. der Aufbau-Verlag 
angeleitet und verwaltet worden seien (Anlage BK 46 und 48). Die Klägerin 
hat jedoch dargelegt, dass im weiteren Text und in der jeweils anliegenden 
Bilanz (Anlagen BK 47 und 49) ausdrücklich die „Fonds", also die Eigenkapi­
talanteile des Kulturbundes am Aufbau Verlag ausgewiesen und die Gewinnab­
führungen an den Kulturbund festgestellt werden. Hierzu hat die Klägerin 
dargelegt, dass in den Sachfeststellungen stets zwischen Partei- und Organisa­
tionseigentum unterschieden wurde (ebenso in den Bilanzen) und dass insbe­
sondere in allen Berichten das Eigentum des Kulturbundes am Aufbau-Verlag 
festgestellt war (insbesondere Ss. v. 21.1.2011, S. 10 ff, GA VII 38 ff). In den 
Rechenschaftsberichten der Jahre 1975, 1980 und 1983 werden die Verlage 
darüber hinaus auch auf den Deckblättern als organisationseigene Verlage 
bezeichnet (Anlagen BK 50, BK 52 und BK 54), im Schreiben der Abteilung 
Finanzverwaltung/Parteibetriebe des Zentralkomitee der SED vom 12. Mai 
1983 (Anlage BB 19) wird ausdrücklich zwischen partei- und organisationsei­
genen Betrieben differenziert, und im Übrigen gilt zu den Sachfeststellungen 
das soeben vorgetragene. Diese Dokumente lagen in den Verfahren vor dem 1. 

und dem 14. Zivilsenat des Kammergerichts jedoch noch nicht vor (Anregung 
zur Beiziehung der Akten bei NZBB 59 Abs. 1 a. E.). Gleiches gilt für die 
Abtreumgserklärung Gysi vom 29. Oktober 1945 (BK 39), die Eintragung des 
OEB Aufbau Verlag nach § 2 VO 1955, das Statut des Aufbau Verlages (nicht 
der Entwurf) vom 10. Januar 1961. 

b) Darüber hinaus eiwähnt das Berufungsgericht die Erklärung des Parteivor­
stands vom 10. April 1994 (Anlage BK 16) sowie die gleichlautende (von der 



SED/PDS ebenfalls während der treuhänderischen Verwaltung durch die Be­
klagte [!] erstellte) BARoV-Liste vom 22.12.1992 in den Entscheidungsgrün­
den mit keinem Wort (weil es sich auf die Bezugnahme auf die Altrechtspre­
chung zurückzieht). Damit nimmt es diese ersichtlich nicht zur Kenntnis und 
stellt sie auch nicht in seine Erwägungen ein, was gleichfalls den Anspruch der 
Klägerin auf rechtliches Gehör verletzt (Art. 103 Abs. 1 GG). Dass das Beru­
fungsgericht diesen Vortrag nicht zur Kenntnis genommen hat, ergibt sich 
daraus, dass es bei seinen wenigen Erwägungen auf BU 26 hätte beachten 
müssen, dass selbst wenn die SED/PDS im Jahr 1990 Eigentum am Aufbau 
Verlag behauptet hatte, sie dies (unter treuhänderischer Verwaltung durch die 
Beklagte stehend) schon 1992 zur BARoV-Liste und nach „historischer Aufar­
beitung" dann nochmals 1995 ausdrücklich selbst als unzutreffend ansah (An­
lage K 16, S. 2 Abs. 2). Danach behauptet nicht einmal mehr die Nachfolgeor­
ganisation der sich 1990 als Eigentümerin gelierenden SED, dass sich der 
Aufbau Verlag jemals in Parteieigentum befunden hätte; ersichtlich hätte dieser 
beweisbewehrte Vortrag der Klägerin (Ss. v. 30.6.2010, S. 27 letzter Ab­
satz/S. 28 Abs. 1, GA VI 75/76) einer gesonderten Würdigung über die bloß 
pflichtbeflissene Anführung der Erklärung im Tatbestand des Berufungsurteils 
(BU 13 Abs. 3) hinaus bedurft. 

c) Das Berufungsgericht hat sich ersichtlich nicht die Mühe machen wollen, die 
umfangreichen Anlagen, die insbesondere die Klägerin vorgelegt hat, vollstän­
dig zu würdigen, sondern hat sich auf den Verweis auf frühere Rechtsprechung 
(die indes andere als die hiesigen Parteien betraf) zurückgezogen. Bereits in 
dieser Weigerung, den gerade in dem vorliegend zu beurteilenden Verfahren 
von den Parteien gehaltenen Sachvortrag vollständig zu würdigen, und statt­
dessen pauschal auf Urteils- und Beschlussausführungen in fast zehn bzw. gar 
14 Jahren zurückliegenden Verfahren zwischen der Beklagten und gegenüber 
der Klägerin abweichenden Parteien Bezug zu nehmen, liegt ein Verstoß gegen 
Art. 103 Abs. 1 GG, zumal in dem hiesigen Verfahren deutlich weitergehende 
Nachweise erbracht werden konnten. Es ist damit auch nicht auszuschließen, 
dass das Berufungsgericht, wenn es insbesondere die vorgelegten Rechen­
schaftsberichte der Jahre 1964, 1965,1970, 1975, 1980 und 1983, die Bilanzen 
hierzu, die Übereinstimmung der Dokumente mit der Verwaltungsvereinbarung 
aus dem Dezember 1963 sowie mit der Schlussbilanz 1963 des unprofilierten 
Aufbau Verlages und der Eröffnungsbilanz 1964 des profilierten Aufbau Ver­
lages Berlin und Weimar, dem Statut des Aufbau Verlages von 1961, dem 
Abkommen zwischen dem Ministerium für Kultur und dem Kulturbund vom 



27. Februar /II. Juni 1964, dem Schreiben der Abteilung Finanzverwal­
tung/Parteibetriebe des Zentralkomitees der SED vom 12. Mai 1983 sowie 
insbesondere den Inhalt der BARoV-Liste sowie die Erklärung des Parteivor­
stands der PDS (insoweit zusätzlich: offensichtlich ermessensfehlerhaftes 
Übergehen der Anträge der Klägerin nach §§ 142, 421 ZPO zur Vorlage dieser 
Dokumente; weitere Rüge aus Art. 103 Abs. 1 GG) zur Kenntnis genommen 
und nicht schlicht auf die Entscheidungen anderer Zivilsenate des Kammerge­
richts verwiesen hätte, denen wesentliche Teile dieser Unterlagen bei ihren 

Entscheidungen nicht vorlagen, zu der Überzeugung gelangt wäre, dass der 
Aufbau Verlag 1945 nicht im Paiteieigentum sondern (als OEB) im Eigentum 
des Kulturbundes gestanden hat und sich somit auch von der fehlenden 
Rechtsnachfolge der Klägerin überzeugt hätte (gegen BU 26 Abs. 1). Das 
Berufungsurteil beruht damit auch auf dieser zulassungsrelevanten Gehörsver­
letzung. 

d) Nur am Rande erlaube ich mir den Hinweis, dass sich das Kammergericht auf 
BU 25 Abs. 3 auf das als Anlage K 34 vorgelegte Urteil des 14. Zivilsenates 
bezieht; eben diese Anlage enthält eine unvollständige Wiedergabe des Urteils, 
nämlich jeweils nur die „gerade" paginierten Seiten. Nachdem das Berufungs­
gericht tatsächlich auf dieses unvollständig vorgelegte Urteil Bezug nimmt und 
damit meint, den Prozessstoff vollständig zu erfassen und ebenso vollständig 
zu würdigen, ist dies ein weiterer Beleg dafür, dass es den Vortrag der Klägerin 
eben nicht vollständig zur Kenntnis genommen und gewürdigt hat. 

e ) Jedenfalls aber hat das Berufungsgericht, das auf BU 26 Abs. 1 explizit darauf 
verweist, dass es sich in Bezug auf die Frage der Rechts- und Vermögensnach­
folge um einen Indizienbeweis handele, verfahrensfehlerhaft die im Falle eines 
solchen Indizienbeweises erforderliche zusammenfassende Würdigung und 
Gesamtschau unterlassen (vgl. BGH, Urt. v. 22.11.2006 - IV ZR 21/05, NJW-
RR 2007,312 ff, Tz. 11 und 17). 

aa) Auch eine solche zusammenfassende Würdigung lässt sich dem Berufungsur­
teil auf BU 26 Abs. 1 nicht entnehmen, nachdem - wie vorgetragen - in den 
dort in Bezug genommenen Verfahren vor dem 1. und dem 14. Zivilsenat des 
Kammergerichts andere Dokumente vorgelegt und damit andere Indizien zu 
bewerten waren. Die pauschale Aussage, „Indizien sprechen sowohl für, als 

auch gegen einen Eigentumsübergang", lässt nicht erkennen, dass das Beru­
fungsgericht die einzelnen, gegen einen Eigentumsübergang sprechenden 



gewichtigen Umstände in ihrer Gesamtheit und in ihrem Zusammenwirken 
tatsächlich gewürdigt hat Auch insoweit erweist sich das Urteil danach als 
zulassungsrelevant verfahrensfehlerhaft (vgl. BGH, Beschl. v. 11.3.2010 -
V ZR 165/09, juris, Tz. 13). Hierbei ist insbesondere auch zu berücksichtigen, 
dass die Klägerin mit Schriftsatz vom 21. Januar 2011 (S. 23 Abs. 1, GA VII 
51) beantragt hat, der Beklagten die Vorlage der BARoV-Liste vom 22. De­
zember 1992 aufzugeben, in der sich die SED/PDS nicht mehr des Eigentums 
an Aufbau 1945 berühme (so Vermerk vom 10.2.1993, S. 2 Abs. 2, Anlage 
K16). 

bb) Die Klägerin hat zudem beantragt (Ss. v. 8.52009, S. 95, GA II 85), der 
Beklagten die Vorlage der „anliegenden Vereinbarung" (Anlage K 15) aufzu­
geben, auf die Herr Lange Bezug genommen hat und die nicht Gegenstand der 
Akte war, die die Beklagte und die UK in dem Verfahren des Kulturbundes vor 

• dem Verwaltungsgericht Berlin vorgelegt war. Auch dieses Dokument wäre 
zweifellos für die vollständige Bewertung des Sachverhaltes relevant gewesen. 
Es ist nicht erkennbar, dass das Gericht trotz Vorliegens der Voraussetzungen 
einer Anordnung nach § 142 ZPO die Notwendigkeit der Ausübung seines 
Ermessens auch nur erkannt hätte (vgl. BGH, Urt. v. 26.6.2007, XI ZR 277/05, 
BGHZ 173, 23 ff, Tz. 21). Auch insoweit bedarf es daher der Korrektur dieses 
Grundrechtsverstoßes (Art. 103 Abs. 1 GG) durch das Bundesverfassungsge­
richt; es ist nicht auszuschließen, dass der Inhalt der BARoV-Liste wie auch 
der von Herrn Lange in Bezug genommenen Vereinbarung geeignet gewesen 
wären, die behauptete Tatsache zur Überzeugung des Gerichts nachzuweisen. 

f) Vorstehende Gehörsverletzungen, die darauf beruhen, dass das Berufungsge­
richt den Vortrag der Klägerin in seinem Kern nicht, jedenfalls aber nicht 
vollständig zur Kenntnis genommen und erwogen hat, weiterhin auf einer 
Verkennung des Indizienbeweises und auf einer ermessensfehlerhaften Nicht¬
bescheidung der Vorlageantrags in Bezug auf die BARoV-Liste und des von 
Herrn Lange in Bezug genommenen Dokuments (alles Rügen aus Art. 103 
Abs. 1 GG bzw. aus Art. 3 Abs. 1 GG [angesichts der Massivität der Gehörs­
verletzungen]), führen dazu, dass die tatrichterliche Würdigung des Berufungs­
gerichts, nach der die Klägerin nicht bewiesen habe, dass sie nicht Rechts- und 
Vermögensnachfolgerin des Aufbau Verlages 1945 (oder eines OEB Aufbau 
Verlages) geworden ist, nicht in vollem Umfang Uberprüft werden kann. Damit 
ist auch das Urteil des Kammergerichts aufzuheben, womit die Sache letzüich, 



über den Zwischenschritt des Bundesgerichtshofs, an das Kammergericht und 
dort an einen anderen Senat, zu verweisen sein wird. 

aa) Hierzu ist seitens der Klägerin vorgetragen und unter Beweis gestellt, dass der 
Kulturbund am 30. März 1946 sämtliche Geschäftsanteile am Aufbau-Verlag 
hielt. Weiter ist auch das fortbestehende Organisationseigentum am Aufbau-
Verlag nach der Umwandlung 1955 dargelegt und insbesondere ausgeführt 
worden, dass im „Statut für den Aufbau-Verlag, Verlag des Deutschen Kultur­
bundes" (Anlage BK 33) vom 10. Januar 1961 das Eigentum zu Gunsten des 
Kulturbundes festgestellt ist. Die Klägerin hat weiter unter Bezugnahme auf 
den Profilierungsbeschluss des Politbüros vom 31. Juli 1962, die hierzu ergan­
genen Verwaltungsvereinbarungen und Abkommen dargelegt, dass der Aufbau 
Verlag 1945 auch weiterhin als Eigentum des Kulturbundes behandelt wurde 
(insbesondere Profilierungsbeschluss v. 31.7.1962, Anlage K 54; Vereinbarung 
v. 28.12.1962, Anlage K 54; Vereinbarung vom 13.12.1963, Anlage K 55; 
Schlussbilanz unprofilierter Aufbau-Verlag und Eröffnungsbilanz profilierter 
Aufbau-Verlag Berlin und Weimar, Anlagen K 56 und K 57; Abkommen 
zwischen Ministerium für Kultur und Kulturbund v. Februar/Juni 1964 als 
Ersatz der Vereinbarung v. 28.2.1963, Anlagen K 58 und K 59; Rechen­
schaftsberichte und Bilanzen ab dem Jahr 1964, Anlagen BB 17, BK 46 bis 
BK55; Schreiben der Abteilung Finanzverwaltung/Parteibetriebe des Zentral­
komitees der SED v. 12.5.1983, Anlage BB 19; Durchführungsbeschluss 
v. 18./19.4.1984, Anlage BB 20, bei Beibehaltung der Gewinnabführung an 
den Kulturbund bis 1989). 

bb) Die Klägerin hat weiter vorgetragen und unter Beweis gestellt, dass die 
SED/PDS, die sich für einen ohnehin nur sehr kurzen Zeitraum (und dies noch 
während der Wirren unmittelbar nach der Wende 1989) des Eigentums be­
rühmt hat, selbst bereits 1992 (BARoV-Liste) und nachfolgend erneut 1995 
(Erklärung des Parteivorstands, Anlage BK 16), erklärt hat, dass der Verlag 
nicht im Parteieigentum stand und vielmehr der Kulturbund Inhaber von Auf­
bau 1945 bzw. einem OEB Aufbau-Verlag geblieben ist. 

cc) Nachdem sich das Berufungsgericht mit vorstehenden Dokumenten und dem 
Vortrag der Klägerin hierzu weitgehend nicht auseinandersetzt bzw. pauschal 
auf seine Altrechtsprechung verweist, ohne zu bemerken, dass die Klägerin 
weiteren Vortrag unter Beweisantritt gehalten hat, erweist sich seine Würdi­
gung als unvollständig, damit willkürlich, und verletzt zudem Art. 103 Abs. 1 



GG, da der von den Parteien vorgetragene Streitstoff umfassend zu würdigen 
ist. Eine isolierte Prüfung der einzelnen Umstände genügt nicht, vielmehr ist 
stets eine Gesamtbetrachtung anzustellen (BGH, Urt. v. 2.3.1999 - VIZR 
175/98, NJW 1999, 2273/2274). Eine solche Gesamtbetrachtung hätte vorlie­
gend nur zu dem Ergebnis führen können, dass die Klägerin ihre fehlende 
Rechts- und Vermögensnachfolge bewiesen hat. 

7. Sofern man auch dem nicht folgen wollte, liegt ein Gehörsverstoß jedenfalls 
darin begründet, dass das Kammergericht klägerischen Vortrag dazu übergan­
gen hat, dass die Beklagte die vertragsgegenständlichen Geschäftsanteile und 
das Vermögen der Verlage auch dann nicht hätte übertragen können, wenn die 
SED/PDS tatsächlich zu irgendeinem Zeitpunkt das Eigentum an Aufbau 1945 
oder dem OEB Aufbau Verlag erlangt hätte. 

a) Die SED/PDS hat dieses nämlich im März/April 1990 nicht wirksam in 
Volkseigentum überführt. Bereits dies hat zur Konsequenz, dass mangels An­
wendbarkeit des TreuhG eine Umwandlung nach §§1,11 TreuhG nicht erfolg­
te und es sich bei den unter HRB 35 991 und HRB 37 765 in das Handelsregis­
ter beim AG Charlottenburg eingetragenen Gesellschaften um Scheingesell­
schaften handelte, weswegen erst die vermeindichen Nachgründungsmaßnah­
men nach 19 TreuhG vom Februar/August 1992 die Klägerin als fehlerhafte 
Gesellschaft begründeten. 

aa) Die Treuhand übernahm im Zuge der Privatisierungsbestrebungen des DDR-
Vermögens zum einen als Eigentümerin nach TreuhG die Verantwortung für 
die Privatisierung der volkseigenen Betriebe CTreuhandanstalt, Branchendirek­
torate Privatisierung; § 1 TreuhG). Zum anderen übernahm sie als treuhände­
risch gebundene Verwalterin fremden Vermögens (Treuhand, Direktorat Son­
dervermögen) nach ParteiG DDR die treuhänderische Verwaltung des Vermö­
gens der Parteien (SED) und der Massenorganisationen (Kulturbund). 

bb) Das TreuhG findet nach § 1 TreuhG nur Anwendung auf „volkseigenes" 
Vermögen, auf partei- und organisationseigene Betriebe hingegen nicht (vgl. 
K G Berlin, Beschl. v. 6.4.1993 - 1 W 1590/92, ZIP 1993, 872/873 f), da das 
Eigentum der SED und der gesellschaftlichen Organisationen gemeinsames 
Eigentum ihrer Mitglieder ist (Kulturbund). Eigentum des Kulturbundes oder 
der SED konnte die Beklagte also nicht wirksam privatisieren. 



Auch soweit man unzutreffend nicht den Kulturbund, sondern die Partei als 
Inhaberin an Aufbau 1945 oder Eigentümerin des OEB Aufbau Verlag ansehen 
wollte, hätte eine Übertragung von Gegenständen des Parteivermögens an die 
Käufer nach § 20b Abs. 1 PartG DDR (in der Fassung vom 31.5.1990, in Kraft 
getreten am 1.6.1990) nur durch die Beklagte Direktorat Sondervermögen nach 
PartG DDR in Verbindung mit den Maßgaben dazu, gegebenenfalls im Ergeb­
nis einer rechtskräftigen Einziehungsverfügung (hierzu Klagebegründung 
v. 16.10.2008, S. 5 Mitte, GA 15; Ss. v. 11.5.2009, S. 33 Abs. 3, GA II 33) und 
nur mit Zustimmung des Vorsitzenden der Unabhängigen Kommission erfol­
gen können. Beides lag nicht vor. Vor allem wären in diesem Fall schon keine 
Kapitalgesellschaften nach dem TreuhG entstanden, wie sie Gegenstand der 
Verträge vom 18. und 27. September 1991 sowie vom 24. November 1992 

waren. 

b) Hierzu ist vorgetragen, dass die UK zutreffend davon ausging, dass die 
Übergabe / Übernahme vom 14. März/2. April 1990 aufgrund des durch einsei­
tige Hinzufügung einer Kaufpreisklausel bei Gegenzeichnung abgegebenen 
neuen Angebots der SED (Anlage K 69, S. 2, Erklärung Dr. Pelikan) und ver­
weigerter Zustimmung des Ministeriums für Kultur (vgl. Anlage BK 17) un­
wirksam war und sie dies der Beklagten im Schreiben vom 6. September 1991 
(Anlage K 73) im Einzelnen dargelegt hat und die Beklagte selbst sich hierauf 
im Schreiben vom 29. Oktober 1991 (Anlage K 79) berufen hat. Das Beru­
fungsgericht trifft zur Frage der Wirksamkeit der Übergabe- / Übernahmever­
einbarung keine ausdrücklichen Feststellungen, sodass zu Gunsten der Kläge­
rin davon auszugehen war, dass die Übertragung in Volkseigentum unwirksam 
ist (§ 286 ZPO; Ss. v. 11.5.2009, S. 32/33 oben, GA II 32/33; BerBegr. v. 
27.1.2010, S. 16, GA IV 187; Ss. v. 25.8.2010, S. 5 Mitte und unten, GA VI 
118). 

aa) Das Berufungsgericht fasst zwar auf BU 25 Abs. 3 in groben Zügen eine 
Entscheidung des 14. Zivilsenats des Kammergerichts vom 5. Mai 1998 (14 U 
856/96, Anlage K 34) zusammen. Danach soll die SED/PDS beide Verlage 
durch die Übergabe- und Übemahmevereinbarung wirksam in Volkseigentum 
Überführt haben (KG, aaO, S. 14 Abs. 4). Eigene Feststellungen hierzu enthält 
das hiesige Berufungsurteil nicht (vgl. insbesondere BU 26 Abs. 1); es begnügt 
sich mit dem Verweis auf die Begründung der (indes als Anlage K 34 nur 
unvollständig vorgelegten [es fehlen die jeweils „ungerade" paginierten Sei­
ten]) Entscheidung des 14. Senats des Kammergerichts. Mit diesem Verweis 



verstößt das Berufungsgericht gegen Art 103 Abs. 1 GG, da nicht ersichtlich 
ist, dass die Frage der Wirksamkeit bzw. Unwirksamkeit der Übergabe- / 
Übernahmevereinbarung in dem Verfahren vor dem 14. Zivilsenat des Kam­
mergerichts in der Weise vorgetragen wurde, wie dies in dem zwischen den 
Parteien des hiesigen Rechtsstreits geschehen ist (nämlich unter Bezugnahme 
auf Anlage K 73, zutreffend der Vermerk Hingst: Unwirksamkeit, weil Abgabe 
eines neuen [abändernden] Angebots statt Annahme der Vereinbarung; zudem 
Vorlage Anlage BK 16: Erklärung des Parteivorstands sowie mit Ss. 
v. 25.8.2010, S. 5, GA VI 118: Dissens; Ss. v. 21.1.2011, S. 28 Mitte, GA VII 
56 Mitte). Hätte das Berufungsgericht den Vortrag der Klägerin insbesondere 
mit Schriftsatz vom 11. Mai 2009 (S. 31 bis 33, GA II 31 bis 33 unter Verweis 
auf die Anlagen K 69, K 72, K 73 und K 32 und K 79; sowie Ss. v. 25.8.2010, 
S. 5, GA VI 118) wie geboten zur Kenntnis genommen, ist nicht auszuschlie­
ßen,' dass es sich nicht mit einem - ungeprüften - Verweis auf die Altrecht­
sprechung begnügt, sondern in Ansehung der hier vorgelegten Dokumente und 
Unterlagen zu dem Ergebnis gelangt wäre, dass die Übergabe- und Übernah­
mevereinbarung von März/April 1990 nach § 64 Abs. 4 ZGB nicht wirksam 
geschlossen war. Dies zu Grunde gelegt ist davon auszugehen, dass die Verla­
ge im April 1990 noch ~ im Fall des Aufbau Verlages zu Argumentationszwe­
cken unterstellt: wenn nicht im Eigentum des Kulturbundes - im Eigentum der 
Partei standen. 

bb) Eine Verfügung über Organisationseigentum zu einem späteren Zeitpunkt hätte 
(nach Inkrafttreten des ParteiG DDR) den Bestimmungen von § 20b Abs. 1 
PartG DDR in Verbindung mit der Maßgaberegelung d dazu unterlegen (Vor­
liegen eines rechtskräftigen Entziehungsbescheids, sodann zweckgebundene 
Verwendung zu Gunsten gemeinnütziger Zwecke, insbesondere zur wirtschaft­
lichen Umstrukturierung in den neuen Bundesländern), darüber hinaus der 
Zustimmung der UK bedurft und hätte dann auch bis spätestens zum Stichtag 
1. Juli 1990 vollzogen sein müssen, §§ 1 Abs. 4,11 Abs. 2 TreuhG. Eine späte­
re Übertragung von (angeblichem) Partei- in Volkseigentums konnte, selbst 
wenn sie den Voraussetzungen des PartG DDR entsprochen hätte, zur Entste­
hung von Kapitalgesellschaften im Aufbau nach TreuhG nicht mehr führen und 
ist im übrigen nicht vorgetragen, noch hätte eine solche den Anforderungen an 
das jedenfalls dann bestehende Zustimmungserfordernis durch die UK genügt. 
Eben dieses Zustimmungserfordernis hat das Direktorat Sondervermögen 
zutreffend - unterstellt, nicht der Kulturbund wäre Eigentümerin - im Schrei-



ben vom 5. Mai 1991 (Anlage K 71) der Beklagten mitgeteilt; vgl. Ss. 
v. 25.6.2009, S. 18, GA III 89; Vermerk UK Anlage K 16, S. 2 Abs. 6). 

Darüber hinaus ist weiter fraglich, ob die Übertragung in Volkseigentum vom 
März/April 1990 ihrerseits bereits der Zustimmung durch die UK nach § 20b 
Abs. 1 PartG DDR bedurft hätte. Zwar war § 20b PartG zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht in Kraft getreten (dies erst am 1. Juni 1990); gleichwohl aber wäre 
das Vermögen, das am 7. Oktober 1989 bestanden hatte (und zu diesem Zeit­
punkt bei unterstellter Unwirksamkeit der Übertragung vom März/April 1990 
und bei unterstelltem Eigentums vertust des Kulturbundes noch Parteivermögen 
gewesen wäre, da die Übergabe rückwirkend nur zum 1. Januar 1990 erfolgt 
war) nach § 20b Abs. 2, Abs. 3 PartG DDR unter treuhänderische Verwaltung 
der Unabhängigen Kommission gestellt gewesen. 

c) Die Klägerin hat vorgetragen, dass Aufbau 1945 und Rütten & Loening 1844, 
so sie sich im Parteieigentum befunden hätten, nicht dem TreuhG, sondern dem 
ParteiG DDR unterstanden (Ss. v. 11.5.2010, S. 33 oben, GA II 33). Ein Fest­
stellungsverfahren der UK ist nicht durchgeführt worden (vgl. hierzu Anlage K 
92, S. 8, sowie Ss. v. 11.5.2010, S. 33 Abs. 2, GA II 33, S. 58, GA II 58). Die 
UK hat ihre Zustimmung nicht erteilt (Ss. v. 11.5.2009, S. 46 Mitte, GA II 46, 
S. 50, GA II 50, S. 58/59, GA II 58/59, S. 61, GA II 61). Damit aber waren -
bei unterstellt fehlendem Eigentum des Kulturbundes - sowohl die Übergabe / 
Übernahme in Volkseigentum als auch die Übertragung auf die Käufer selbst 
dann unwirksam, wenn diese sich auf die Verlage selbst und nicht vermeintli­
che Anteile an Kapitalgesellschaften i. A. bezogen hätten, die tatsächlich nicht 
existierten. Auch diesen Vortrag hat das Berufungsgericht in Verkennung der 
Rechtslage unter Verletzung des klägerischen Anspruchs auf rechtliches Gehör 
übergangen, Art. 103 Abs. 1 GG. 

8. Von den soeben unter C. II. 1. - 7. aufgezeigten zahlreichen und offenkundigen 
Gehörsverstößen des Kammergerichts, seiner objektiv willkürlichen Handha­
bung des Rechts und den zahlreich begangenen symptomatischen Rechtsfeh­
lem abgesehen, hätte freilich auch schon das Kammergericht selbst die Revisi­
on nach § 543 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 Alt. 1 ZPO wegen 
der zuvor aufgeworfenen grundsätzlichen oder zur Fortbildung des Rechts 
geeigneten Rechtsfragen zulassen müssen. Diesem steht insoweit, wie auch 
dem Bundesgerichtshof, kein Ermessen oder Beurteilungsspielraum zu. Das 
Kammergericht hat demnach auch eigenständig gegen das Grundrecht der 



Klägerin auf wirkungsvollen Zugang zur gesetzlich eröffneten Revisions­
instanz verstoßen. Auch dies wird das Bundesverfassungsgericht festzustellen 
haben. 

III. 
Zweite Alternativbegründung des Kammergerichts 
„NichtVorliegen von Schadensersatzansprüchen" 

Grundrechtsverstöße des BGH und des KG 

Der Bundesgerichtshof hätte die Revision aber auch wegen jener Rechtsfehler 
des Kammergerichts zulassen müssen, die diesem auf BU 26 Abs. 3 - BU 39 
Abs. 3 unterlaufen sind („zweite Alternativbegründung": hierbei ist mit dem 
dortigen Rechtsstandpunkt des Berufungsgerichts zu unterstellen, dass die 
Klägerin nicht Rechts- und Vermögensnachfolgerin von Aufbau 1945 und 
Rütten & Loening 1844 geworden ist). Das Berufungsurteil ist nämlich hin­
sichtlich beider Begründungsstränge in einer Weise zulassungsrelevant rechts­
fehlerhaft, die sich einem objektiven Betrachter geradezu aufdrängt. Ange­
sichts dessen hält sich der Zurückweisungsbeschluss auch insoweit nicht mehr 
im Rahmen des Vertretbaren, weshalb er den grundrechtlich verbürgten Justiz­
gewährungsanspruch der Klägerin in verfassungsrechtlich vorwerfbarer Weise 
nicht erfüllt. Dies gilt umso mehr, als das Kammergericht durchweg - und 
abermals - entscheidungserheblichen Kernvortrag der Klägerin unberücksich­
tigt gelassen hat, weshalb zu erwarten gewesen wäre, dass der Bundesgerichts­
hof den insoweit erhobenen Gehörsrügen abhilft. Da es dies nicht getan hat, 
verletzt das Berufungsurteil nach wie vor den klägerischen Anspruch auf recht­
liches Gehör, weshalb dieses zusammen mit dem Zurückweisungsbeschluss 
des Bundesgerichtshofs aufzuheben ist. 

1. Dabei ist dem Kammergericht zunächst vorzuwerfen, dass es den Sachvortrag 
der Klägerin dazu, dass der Vertrag vom 18. September 1991 hinsichtlich der 
Wirksamkeit beider Anteilsverkäufe - also hinsichtlich Aufbau 1945 und 
Rütten & Loening 1844 - verbunden war, in Art. 103 Abs. 1 GG verletzender 
Weise nicht berücksichtigt hat. 

a) Das Berufungsurteil befasst sich auf BU 15 Abs. 4/BU 16 Abs. 1 (dort unter 
Punkt I. zum Tatbestand) und auf BU 36 Abs. 2 bis 5 (im Rahmen seiner Aus­
führungen zum Klageantrag zu 3) zwar mit dem Verlag Rütten Sc Loening. Mit 



keinem Wort setzt sich das Berufungsgericht allerdings mit dem Vortrag der 
Klägerin auseinander, dass die Beklagte aufgrund des Fehlens der Vorausset­
zungen der §§ 1, 11 TreuhG nicht in der Lage war, die Geschäftsanteile und 
das Vermögen von Rütten & Loening 1844 auf die Käufer zu übertragen und 
dass aufgrund der Klausel in Ziffer 9.2 des Vertrages vom 18. September 1991 
beide Verträge (auch im Sinne des § 139 BGB) miteinander stehen und fallen 
sollten (Ss. v. 11.5.2009, S. 27/28, GA II 27/28 mit Beweisangebot Zeugnis 
Dr. Albrecht Greuner). 

b) Dies wäre indes geboten gewesen, da der Vortrag der Klägerin zur 
Verbundenheit der Anteilskäufe zum Kernbestand der eigenen Argumentation 
gehörte. Insoweit hatte die Klägerin eben nicht nur im Blick auf ihren Klagean­
trag zu 3 Ausführungen zur Eigentumslage an dem Verlag Rütten & Loening 
1844 getätigt (insbesondere mit Ss. v. 11.5.2009, S. 19 - 21, 26 Abs. 2, 56/57, 
GA II 19 - 21, 26, 56/57, sowie mit ihrer BerBegr. v. 27.1.2010, S. 7 Mitte, 12, 
13 Abs. 1 [unbefugte Nutzung der Firmenrechte], S. 55 ff [Schaden], GA IV 
178, 183, 184, 226 ff). Vielmehr war es für sie gerade auch in Ansehung des 
Klageantrags zu 1, daneben auch jener zu 2 und 4, von eminenter Bedeutung, 
wenn sich auch nur einer der beiden Anteilsverkäufe als nichtig und unwirk­
sam erweisen sollte (Ss. v. 11.5.2009, S. 27/28, GA II 27/28). Insoweit muss es 
in objektiver Hinsicht verwundern, wenn das Berufungsgericht sich nicht nur 
nicht zur Eigentumslage in Bezug auf den Verlag Rütten & Loening 1844 
äußert, sondern auch nicht zur Verbundenheit der Geschäfte. Dies gilt umso 
mehr, als die Klägerin substantiiert dazu vorgetragen hatte, dass der Verlag 
Rütten & Loening 19844 nicht in Volkseigentum, sondern im Eigentum der 
Grundungsgesellschafter der Rütten & Loening GmbH nach dem Gesell­
schaftsvertrag vom 24. März 1952 (Anlage K 62) gestanden hatte. Damit aber 
konnte die Klägerin nicht Rechts- und Vermögensnachfolgerin von Rütten & 
Loening 1844 werden, da die Beklagte ihr die vertragsgegenständlichen Ge­
schäftsanteile weder verkaufen noch abtreten konnte, nachdem die Vorausset­
zungen der §§ 1, 11 TreuhG nicht vorlagen. Da die Geschäftsanteilskauf- und -
abtretungsverträge im Sinne einer Junktimsklausel (Ziff. 9.2 des Vertrages vom 
18. September 1991) miteinander verbunden sind, ist die Klägerin danach auch 
nicht Rechts- und Vermögensnachfolgerin von Aufbau 1945 geworden. 

c) Nachdem das Berufungsgericht hierzu keinerlei Feststellungen trifft und damit 
letztlich den gesamten Komplex Rütten & Loening unerörtert lässt, soweit er 
sich außerhalb des Klageantrags zu 3 bewegt (den die Klägerin nicht mehr 



weiterverfolgt), ist belegt, dass das Berufungsgericht entscheidungserheblichen 
und substantiierten Vortrag der Klägerin in seinem Kern nicht zur Kenntnis 
genommen und erwogen hat. Schon das gebietet das Einschreiten des Bundes­
verfassungsgerichts, nachdem der Bundesgerichtshof insoweit seiner Aufgabe 
(§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO) nicht nachgekommen ist. 

2. Die Klägerin hatte zur Darlegung und zum Beweise ihrer Ansprüche ganz 
wesentlich darauf abgehoben, dass die Beklagte in massiver Weise Aufklä-
rungs- und Hinweispflichtverletzungen begangen hat. Das Kammergericht hat 
in Bezug auf diesen Vortrag indes wiederholt das rechtliche Gehör der Kläge­
rin verletzt. Nachdem der Bundesgerichtshof diesen Rügen nicht nachgegangen 
ist, ist nunmehr das Bundesverfassungsgericht gehalten, der insoweit eingetre­
tenen Grundrechtsverletzung abzuhelfen. Das Berufungsurteil erweist sich 
dabei aber auch hierüber hinaus in einer Weise als rechtsfehlerhaft, dass der 
Bundesgerichtshof dieses nach der von ihm vorzunehmenden Zulassung der 
Revision hätte aufheben müssen. Da die Zulassungsrelevanz dieser Rechtsfeh­
ler überdies auf der Hand liegt, ist die Zurückweisungsbeschluss des Bundes­
gerichtshofs nicht mehr verständlich, womit der Bundesgerichtshof das Recht 
auf einen wirksamen Zugang zur gesetzlich eröffneten Revisionsinstanz (Art 2 
Abs. 1 GG i . V. m. mit Art. 20 Abs. 3 GG und Art. 19 Abs. 4 GG; Justizge­
währungsanspruch) verletzt. 

Im Einzelnen: 

a) Die Klägerin hatte in den Tatsacheninstanzen umfangreich zu dem vor- wie 
nachvertragliche Schadensersatzpflichten (sowie solche nach §826 BGB, 
§ 839 BGB sowie §§ 426, 840 BGB) auslösenden Gebaren der Beklagten in 
der Zeit von 1991 bis 1995 vorgetragen (so auch nach § 544 Abs. 2 Satz 3 ZPO 
zusammengefasst in der NZBB 87 - NZBB 87 unten; s. dort insbesondere die 
Übersicht in NZBB 85 - NZBB 87 unten): 

aa) Hiernach hat sie ihre Ansprüche auf Schadensersatz im Wesentlichen darauf 
gestützt, dass, erstens, die Beklagte bei Abschluss der Kaufverträge die Prob­
lematik der Plus-Auflagen gekannt, sie aber den Käufern gegenüber ver­
schwiegen habe, und zweitens, dass die Beklagte von Anfang an davon ausge­
gangen sei, dass die Verlage zum 1. Juli 1990 nicht in Volkseigentum übertra­
gen worden waren und im Übrigen die unbeschadet dessen zumindest zweifel­
hafte Eigentumslage in Bezug auf die Verlage erkannt habe oder jedenfalls 



erkennen konnte und gleichwohl die Veräußerung an die Käufer und die nach­
folgende Vereinbarung im November 1992 mit der Klägerin forciert, betrieben 
und abgeschlossen hat, ohne die Klägerin und/oder die Käufer über diese Zwei­
fel und die Sachverhaltserkenntnisse, die dem zugrunde lagen, zu informieren. 
Darüber hinaus habe die Beklagte, drittens, auch nach Abschluss der Verträge 
im September 1991 und November 1992 ihre massiven Zweifel und die diese 
Zweifel begründenden Ergebnisse ihrer Nachforschungen als Anknüpfungstat­
sachen vor der Klägerin trotz Nachfrage verheimlicht (s. dazu auch die oben 
auf S. 62 - 64 der VB dargestellte Übersicht). Auf die Annahmen der Beklag­
ten (fortbestehendes Organisationseigentum der SED/PDS bzw. des Kultur­
bundes) und die ansonsten bestehenden schwerwiegenden Zweifel habe die 
Beklagte die Käufer und später die Klägerin auch hinweisen oder zumindest 
die nur ihr bzw. der UK zugänglichen Anknüpfungstatsachen offenlegen müs­
sen, da in beiden Fällen nicht von der Entstehung von Volkseigentum, damit 
von' einer wirksamen Übertragung und Abtretung des Geschäftsanteile ausge­
gangen werden konnte und sich daher die Frage nach den rechtlichen Weite­
rungen der fehlgeschlagenen Übertragung gestellt hätte (Fortführung der Ge­
schäftsbetriebe unter dem Namen der nichtigen Scheingesellschaften unter 
andauernder Lizenzverletzung erst durch die Beklagte selbst, ab Übergabe der 
Verlage am 7. Oktober 1991 durch die Käufer, ab den vermeintlichen Nach­
gründungen im Sinne des § 19 TreuhG als fehlerhafte Neugründung der Kläge­
rin als vermögenslose, leere Hülle im Februar/August 1992 durch diese; zu­
gleich die Gefahr, dass die durch die Gesellschafter zur Verfügung gestellten 
Finanzmittel zurückgefordert werden würden und Haftung für die im Namen 
der nach Eintragung in das HRB beim Amtsgericht Charlottenburg als Kapital­
gesellschaften i. A. entstandenen Scheingesellschaften begründeten Verbind­
lichkeiten nach § 25 HGB analog; insoweit auch Ss. v. 20.7.2009, S. 9 ff, GA 
III 128 ff; BerBegr. v. 27.1.2010, S. 14 Mitte, GA IV 185 Mitte). Für die Frage 
der Aufklärungspflichtigkeit über die bei der Beklagten und der UK gewonne­
nen Erkenntnisse spielt es dabei keine Rolle, ob diese von Parteieigentum oder 
Eigentum des Kulturbundes ausging(en). Indem die Beklagte jedenfalls davon 
ausging, dass sich die Verlage zum Stichtag 1. Juli 1990 nicht in Volkseigen­
tum befunden hatten, hätte sie hierauf hinweisen müssen, da die Voraussetzun­
gen einer Umwandlung nach TreuhG damit in keinem Fall vorlagen. 

bb) Im Hinblick hierauf hatte die Klägerin beweisbewehrt vorgetragen, dass die 
Beklagte bereits im Mai 1991 und später auch im Schreiben vom 29. Oktober 
1991 (Anlage K 79) davon ausgegangen sei, die SED/PDS habe ihr (behaupte-



tes) Eigentum an Aufbau 1945 nicht wirksam in Volkseigentum Überführt und 
der Aufbau-Verlag habe daher vor einem etwaigen Verkauf von der UK frei­
gegeben werden müssen (Ss. v. 11.5.2009, S. 31, GA II 31, BerBegr. 
v. 27.1.2010, S. 16 GA IV 187; insbes. Ss. v. 25.8.2010, S. 5 Mitte, GA VI 118 
Mitte). Auch die UK sei im September 1991 davon ausgegangen, dass sich die 
Verlage noch im Eigentum der PDS befänden (Ss. v. 11.5.2009, S. 32, GA II 
32, BerBegr. v. 27.1.2010, S. 16 GA IV 187). 

Dann aber waren die Verlage nicht nach §§ 1, 11 TreuhG auf die Beklagte 
übergegangen (Ss. v. 11.5.2009, S. 33, GA II 33, Ss. v. 16.10.2008, S. 5/6 und 
9, GA I 5/6 und 9), da das nichtstaatliche Eigentum dem Anwendungsbereich 
des TreuhG entzogen war. Dies konnte nach dem 1. Juli 1990 auch nicht mehr 
nachgeholt werden. Überdies wurden Zustimmungen nach § 20b PartG DDR 
nicht erteilt. Das förmliche Feststellungsverfahren der UK - Zustimmung 
durch Erteilung des Einvernehmens - sei nicht durchgeführt worden (Ss. v. 
11.5.2009, S. 33 Abs. 3, GA II 33 Abs. 3). Die Zustimmung der Treuhandan­
stalt - Direktorat Sondervermögen - nach § 20 b (1) PartG-DDR sei ebenfalls 
nicht erteilt worden (Ss. v. 11.5.2009, S. 33, GA II 33). Dänach habe die Be­
klagte gewusst bzw. hätte ihr klar sein müssen, dass eine Privatisierung von 
Aufbau 1945 und Rütten & Loening 1844 bzw. deren Rechtsnachfolgern nach 
TreuhG nicht möglich sein würde (BerBegr. v. 27.1.2010, S. 19, GA IV 190). 

cc) Zugleich habe die Beklagte frühzeitig selbst, jedenfalls aber unter Zurechnung 
der Kenntnisse der UK, auch Anhaltspunkte dafür gehabt, die Eigentumsbe-
rühmungen der SED/PDS in Bezug auf den Aufbau-Verlag anzuzweifeln und 
dies auch getan (vgl. Ss. v. 30.6.2010, S. 24 Mitte, GA VI 72 Mitte, BerBegr. 
v. 27.1.2010, S. 16 unten ff, GA IV 187 unten ff; Ss. v. 11.5.2009, S. 117 ff, 
GA II 117 ff, Beweisangebot Zeugnis Berger dafür, dass die Auffassung der 
UK, wie in den frühen Vermerken niedergelegt, keine „unkontrollierte Einzel­
aktion" war). Die Klägerin hat vorgetragen, dass bei der UK bereits ab Juli 
1991 Zweifel an der Eigentumslage in Bezug auf den Aufbau-Verlag auch 
dahin bestanden, dass dieser im Eigentum des Kulturbundes stünde (vgl. Ss. v. 
11.5.2009, S. 33, GA II 33 ff) und dass UK und Beklagte sich regelmäßig 
gegenseitig über ihre Nachforschungen und Erkenntnisse in Bezug auf den 
Aufbau-Verlag abstimmten (Ss. v. 11.5.2009, aaO). 

(1) Die Klägerin stützt ihre Ansicht, dass die Beklagte von fortdauerndem 
Organisationseigentum der SED/PDS sowie davon ausging, dass diese die 



(2) 

Verlage nicht in Volkseigentum überführt hatte, im Wesentlichen auf die Ver­
merke der Beklagten vom 5. Mai 1991 (Anlage K 71) und den Schriftverkehr 
zwischen UK und Treuhandanstalt vom 13. August 1991 (Anlage K 72) und 
6. September 1991 (Anlage K 73) sowie die Bezugnahme darauf, im Schreiben 
vom 29. Oktober 1991 (Anlage K 79). 

Aus dem ersten Nachforschungsauftrag der UK vom 25. Juli 1991 (Anlage 
K 10) über die Nachfrage vom 14. August 1991 (Anlage K 11) und aus den 
zwischen dem 7. und 11. Oktober 1991 geführten Gesprächen zwischen UK 
und Treuhandanstalt mit der Vereinbarung, nochmals weitere Nachforschungen 
anzustellen (wozu die Beklagte der UK umfassende Unterlagen übergab, Anla­
gen K 80 bis K 83; vgl. BerBegr. v. 27.1.2010, S. 17/18, GA IV 188/189), 
ergibt sich zudem der schwerwiegende Zweifel der Beklagten in Richtung 
fortbestehendes Eigentum des Kulturbundes am Aufbau-Verlag. Dieses doku­
mentierte sie auch dadurch, dass sie am 9. Oktober 1991 die UK um Zustim­
mung zur Veräußerung ersuchte (Anlagen K 80, K 81), womit sie anerkannte, 
dass die Verlage nicht dem TreuhG, sondern dem PartG DDR unterlagen. 

Als Ergebnis der Nachforschungen habe bereits in 1992, spätestens ab März 
1993 bei der UK festgestanden, dass das Eigentum des Kulturbundes am Auf­
bau-Verlag fortbestanden habe (Anlagen K 13 bis K 15, vgl. BerBegr. v. 
27.1.2010, S. 17 bis 19, GA IV 188 bis 190, sowie insbesondere Abschluss­
vermerk vom 10. Februar 1993, Anlage K 16). Die unter treuhänderischer 
Verwaltung der Beklagten (!) stehende SED/PDS hat, mit der Zustimmung der 
treuhänderischen Verwalterin nach § 21b PartG DDR, bereits in 1992 gegen­
über dem Bundesamt zur Regelung offener Vermögensfragen zur BARoV-
Liste erklärt, Ansprüche auf den Aufbau-Verlag nicht erheben zu können (Ss. 
v. 21.1. 2011, S. 22/23, GA VII 50/51; Anlage BK 16). 

dd) Die Beklagte habe ihre seitens der Klägerin nachgewiesenen Zweifel an der 
Hgentümerstellung von SED/PDS im Zeitpunkt der angeblichen Überführung 
des Aufbau 1945 in Volkseigentum sowie die ihr insoweit in Zusammenarbeit 
mit der UK bekannt gewordenen Tatsachen, die für ein bei dem Kulturbund 
verbliebenes Eigentum an dem Aufbau Verlag 1945 sprachen, wiederholt 
verheimlicht, nämlich insbesondere 



zunächst bereits gegenüber den vermeintiich vorläufigen Geschäftsführern 
des Aufbau-Verlages ab Erhalt des Schreibens vom 2. Juli 1990 (Anlage 
BB 4), 

gegenüber der Investorengruppe um die BFL und gegenüber Herrn Lunke­
witz als Alleingesellschafter der BFL in Zusammenhang mit den bevorste­
henden Vertragsabschlüssen vom 18. September und 27. September 1991, 

gegenüber den Vorgenannten bei den Vertragsabschlüssen und Beurkun­
dungen in Berlin am 18. September 1991 und Frankfurt am 27. September 
1991, 

gegenüber den Vorgenannten anlässlich der Übergabe der Verlage und der 
zeitgleich stattfindenden Durchsuchungen am 7. Oktober 1991, 

gegenüber den Vorgenannten in Zusammenhang mit den Gesprächen und 
Erklärungen zwischen dem 7. und IL Oktober 1991, also bevor der Vor­
stand der Beklagen den Verträgen vom 18. und 27. September 1991 zu¬
stimmte, 

gegenüber den Vorgenannten in Zusammenhang mit der Übersendung der 
Zustimmungserklärung des Vorstands der Beklagten vom 11. Oktober 1991 
(Erklärung vom 1. Oktober 1991, Versendung am 16. Oktober 1991, Zu­
gang am 17. Oktober 1991), 

gegenüber der Klägerin und ihren Gesellschaftern nach den Verträgen vom 
September 1991 und vor den Vereinbarungen vom November 1992, 

gegenüber der Klägerin und ihren Gesellschaftern bei Abschluss und Beur­
kundung der Vereinbarung vom 24. November 1992, 

gegenüber der Klägerin und den Gesellschaftern nach den Vereinbarungen 
vom November 1992, 

• in Zusammenhang mit dem Auskünfte- und Hilfeersuchen der Klägerin 
vom 29. Dezember 1993 (in Zusammenhang mit dem Rechtsstreit um die 
Rechte am Werk Carl von Ossietzky, LG Hamburg 243 O 624/93), 

- sowie in den nach der telefonischen Mitteilung von Herrn Berger am 28. 
September 1994 (Anlage K 23: „vermögensleere Hülle") geführten Ge­
sprächen und im nachfolgenden Zivilverfahren sowie dem Verwaltungsver­
fahren und verwaltungsgerichtlichen Verfahren des Kulturbundes, 

- in Zusammenhang mit dem Antrag des Kulturbundes vom 1. März 1995 
auf Zustimmung der Beklagten zu dem Vertrag vom 28. Februar 1995 (bs. 
v. 11.5.2009, S. 111 - 116, GA II 111 -116). 



Die Beklagte habe der Klägerin bzw. den Käufern insbesondere die Ereignisse 
zwischen dem 7. und 11. Oktober 1991 sowie weiter verheimlicht, dass umfas­
sende Nachforschungen in Bezug auf die Eigentumslage eingeleitet wurden. 
Die Beklagte habe die Klägerin weiter nicht über das Schreiben der UK vom 
29. Oktober 1991 informiert, nach dem die Verlage der treuhänderischen Ver­
waltung durch das Direktorat Sondervermögen unterstunden (Ablage K 79). 
Auch die Erklärung der ja gerade unter treuhänderischen Verwaltung durch die 
Beklagte stehenden SED/PDS gegenüber dem Bundesamt zur Regelung offe­
ner Vermögensfragen zur BARoV-Liste 1992 habe die Beklagte der Klägerin 
nicht bekannt gegeben. Schließlich habe die Beklagte der Klägerin die Er­
kenntnisse und weiteren Veranlassungen der Beklagten und der UK bis zu und 
nach dem Abschlussvermerk der UK vom 10. Februar 1993 (Anlagen K 15 bis 
K 18, Ss. v. 11.5.2009, S. 85 bis 88) verheimlicht. 

ee) Die Beklagte habe der Klägerin dabei insbesondere auch in Zusammenhang 
mit deren Auskunfts- und Hilfeersuchen vom 29. Dezember 1993 (Prozess um 
die Rechte am Werk Carl von Ossietzky, LG Hamburg 243 O 624/93) keine 
Hinweise auf die bis dahin von der UK und der Treuhand weiter ermittelten 
Sachverhaltsinformationen und die auf dieser Grundlage vertretene Rechtsauf­
fassung erteilt. Im Gegenteil habe sie vollkommen gegensätzlich zu dem Inhalt 
des Vermerks vom 11. Februar 1994 (Anlage K 20) Uber das Ergebnis der 
Besprechung vom 9. Februar 1994 berichtet. 

Nämlich intern: 

wurde dargelegt, dass der Aufbau Verlag ein organisationsei­
gener Betrieb im Eigentum des Kulturbundes gewesen sei und 
nicht im Eigentum der SED gestanden habe. (...) Ich habe klarge­
stellt, dass die Wirksamkeit der Veräußerung des Aufbau Verlages 
nicht in Frage gestellt werden solle, sondern nur intern zwischen 
der Unabhängigen Kommission und der Treuhandanstalt entschie­
den werden müsse, ob aus der Veräußerung des Aufbau Verlages 
ein positiver Kaufpreis erzielt werden konnte, welcher dann dem 
Sondervermögen abgeführt werden müsse. (...) Es bestand Einig­
keit darüber, dass dies zur Folge habe, dass die Aufbau Verlag 
GmbH deren Geschäftsanteile veräußert wurden, eine vermögens­
lose Hülle darstellt, da sie nicht gemäß § 11 Abs. 2 TreuhG bzw. 
gem. § 7 Umwandlungs-VO Rechtsnachfolgen in das Vermögen 
des OEB Aufbau Verlag werden konnte. (...)" (Anlage K 20, S. 1, 
Besprechung Treuhand / UK, Vermerk vom 11.2.1994) 



Dagegen nach außen gegenüber der Beklagten 

Die Tatsache, dass sich die PDS entgegen den tatsächlichen 
Rechtsverhältnissen als Eigentümerin des Aufbau-Verlages gener-
te ändert nichts daran, dass es sich bereits im März 1990 nicht um 
Partei- sondern offensichtlich um Volkseigentum handelte." (Anla­
ge K 21, Schreiben Treuhand an Aufbau-Verlag ebenfalls vom 
11.2.1994) 

Demnach gegenübergestellt: 

Besprechung vom 9. Februar 1994 Schreiben vom 11. Februar 1994 

(Protokoll vom 11. Februar 1994) 

Eigentum von Aufbau 1945 beim Kid- Aufbau 1945 als VEB 

turbund. 

Aufbau-Verlag sei - so wie verkauft - Aufbau-Verlag sei wirksam übertragen 

eine vermögenslose leere Hülle worden. 

Mit dem Schreiben vom 11. Februar 1994 habe die Beklagte jedenfalls die bei 
der Klägerin zunächst entstandenen Zweifel ausgeräumt und diese veranlasst, 
sich im Rahmen des Ossietzky-Verfahrens vor dem Landgericht Hamburg 
widerklagend ihrer Inhaberschaft am Vermögen des Aufbau-Verlages zu be¬
rühmen (BerBegr. v. 27.1.2010, S. 29 Mitte, GA IV 200 Mitte). 

ff) Die Beklagte habe weiter zur Entkräftung des auf die Mitteilung Herrn Bergers 
vom 28. September 1994 beauftragten Gutachtens von Herrn Rechtsanwalt 
Schräder ein angeblich unabhängiges Rechtsgutachten vorgelegt, das ihre 
Auffassung stützte, dessen Ergebnis allerdings nicht etwa von dem beauftrag­
ten - renommierten - Gutachter vertreten wurde, sondern wesentlich von der 
Beklagten selbst verfasst worden sei, nachdem das ursprünglich erstellte Gut­
achten den Standpunkt der Beklagten nicht gestützt habe (Ss. v. 30.6.2010, 
S. 34 unten, GA VI 82, S. 38/39, GA VI 86/87 mit Beweisangebot Zeugnis 
Dr. Hohmann; Ss. v. 11.5.2009, S. 100 bis 106 ff, GA II 100 bis 106 mit Be­
weisangebot GA II 105 Zeugnis Hen Lothert). Dieses (nach Ansicht der Klä­
gerin: manipulierte, Ss. v. 30.6.2010, S. 38/39, GA VI 86/87, Beweis Zeugnis 
Hohmann, Schlink und Lothert) Gutachten habe die Beklagte in das Verfahren 
zwischen den Käufern und der Beklagten eingeführt (Ss. v. 25.6.2009, S. 
14/15, GA III 85/86). 



;) Weiter habe die UK unter dem 9. Oktober 1995 (Anlage K 30) als Reaktion auf 
die Schreiben der Prozessbevollmächtigten der Beklagten vom 6. Oktober 1995 
(Anlage K 28) und der Beklagten selbst vom 9. Oktober 1995 (Anlage K 29) 
einen Vermerk verfasst, der die Brisanz der aktenkundigen tatsächlichen und 
rechtlichen Ausführungen der UK in den Vorjahren als „sekretariatsinterne 

Rechtsmeinung" und „unzutreffende Würdigung des Abkommens vom 

13. Dezember 1963 " verringern sollte. Zur Verdeutlichung sei wiedergegeben, 
was die damaligen Prozessbevollmächtigten der Beklagten aus der Sozietät 
Heuking an diese schrieben (Anlage K 28, Sehr. v. 6.10.1995): 

„Sehr geehrte Herren, 
nunmehr liegt mir die Stellungnahme von Herrn Rechtsanwalt 
Schräder vor, mit der dieser Aktenauszüge aus dem Registergericht 
vorgelegt hat, die vermutlich aus den Verwaltungsvorgängen 
stammen, die von der Unabhängigen Kommission in dem Verfah­
ren um die Zustimmung zur Veräußerung der Geschäftsanteile dem 
Verwaltungsgericht vorgelegt wurden. Nach diesen Vermerken hat 
die Unabhängige Kommission, und zwar insbesondere die Herren 
Kunzmann (?), Hingst und Berger, in den Jahren 1991 bis 1993 ei­
gene Ermittlungen zum Schicksal des Aufbau-Verlages durchge­
führt und hierzu u. a. Mitarbeiter des Aufbau-Verlages befragt. Das 
Ergebnis dieser ,Recherchen" sowie deren Vorlage im jetzigen 
Verfahren wird uns mit Sicherheit entgegengehalten werden. 

Angesichts dessen erlaube ich mir - wie bereits mit Herrn B ei­
nlesene in Bezug auf das landgerichtliche Verfahren erörtert - die 
Anfrage, ob nicht die Möglichkeit besteht, eine Stellungnahme der 
Unabhängigen Kommission zu erhalten, aus der sich ergibt, dass 
die damaligen Erkenntnisse nur vorläufige waren, oder die die nun 
vorgelegten Aktenauszüge in sonstiger Weise relativieren." 

Die Beklagte hat daraufhin unter dem 9. Oktober 1995 (Anlage K 29) ein 
Schreiben verfasst, in der die Prozessbevollmächtigten gebeten wurden, des­
wegen mit der UK Kontakt aufzunehmen und dabei vor allem darauf abzustel­
len, dass Herr Berger eine ,JPrivatmeinung" vertreten habe. Folgsam hat Herr 
Berger ebenfalls unter dem 9. Oktober 1995 den als Anlage K 30 vorgelegten 
Vermerk verfasst („sekretariatsinterne Rechtsauffassung"). Die Klägerin hat 
Herrn Berger zum Beweis dafür angeboten, dass die Meinungsäußerungen der 
UK, wie in den vorangegangenen Vermerken niedergelegt, keine „unkontrol­

lierten Einzelaktionen" waren (Ss. v. 11.5.2009, S. 117 ff, GA II 117 ff, Be­
weisangebot Zeugnis Berger). Die Beklagte hat diesen Vermerk in dem Ver­
fahren vor dem Kammergericht (14 U 856/96, Urt. v. 5.5.1998, Anlage K 34) 



vorgelegt; das Kammergericht hat seine Entscheidung hierauf gestützt (Anlage 

K34,S. 16 Abs. 1). 

Zeitgleich haben die Behörden im Parallelkomplex zur Feststellung des Eigen­
tümers des Grundstücks Französische Straße 33 mit dem als Anlage K 25 
vorgelegten Vermerk der UK vom 4. Oktober 1995 versucht, eine ihnen güns­
tigere Aktenlage zu schaffen (Gesprächsnotiz UK Herr Berger: „Habe Herrn 

Heimburger auf Prozessrisiko Lunkewitz J. BVS hingewiesen. Habe mit ihm 

vereinbart, dass ich nur zur Frage 1.) Stellung nehme (Eigentumserwerb 66) 

und die weiteren Fragen reine Rechtsfragen außerhalb der Zuständigkeit der 

UK sind. 1.) Herr Bennewitz Z.K. 2.) Zum Vorgang BE 4110 "). 

b) Das Berufungsgericht meint zwar, dass es auf diesen Streitstoff nicht ankäme, 
weil der geltend gemachte Schaden jedenfalls nicht entstanden wäre, wenn die 
Beklagte tatsächlich von fortbestandenen Eigentum der SED/PDS ausgegangen 
wäre (BU 31 Abs. 3 und 4). Es ist hier - wie auch in der NZBB - indes bereits 
nachgewiesen, dass das Berufungsgericht davon, dass die Beklagte die ver­
tragsgegenständlichen Geschäftsanteile und das Vermögen der Verlage auch 
dann hätte übertragen können, wenn die SED/PDS tatsächlich zu irgendeinem 
Zeitpunkt das Eigentum an Aufbau 1945 oder dem OEB Aufbau Verlag erlangt 
hätte, nur unter Verletzung des klägerischen Anspruchs aus Art. 103 Abs. 1 
GG ausgehen konnte. Die in BU 31 Ans. 3 und 4 vorgenommene Weiterung 
nimmt daher an diesem Gehörsverstoß teil (insoweit wird hier zur Vermeidung 
von Wiederholungen auf Punkt C. II. 7. Dieser Verfassungsbeschwerde ver­
wiesen, dort auch die Nachweise zur NZBB). Das Berufungsurteil wird dem­
nach schon deshalb aufzuheben sein: 

aa) Das Berufungsgericht übersieht letztlich, dass die Beklagte auch in dem Fall 
(Eigentum liegt bei der SED/PDS) gewusst hätte, dass die gesetzlichen Um­
wandlungsvoraussetzungen nicht vorlagen und sie auch wusste, wie aus dem 
Schriftverkehr mit der UK (Anlagen K 71 bis K 73) eindeutig hervorgeht, dass 
es zur Wirksamkeit der Vermögensübertragung der Zustimmung der UK und 
des Direktorats Sondervermögen (vgl. Anlage K 79) bedurft hätte (§ 20b 
Abs. 1 PartG DDR; zudem Ss. v. 11.5.2009, S. 44 Mitte, GA II 44 Mitte; hier­
zu auch: Anlage K 80, aus der sich ergibt, dass die Beklagte am Tag der Über­
gabe an die Käufer, 7. Oktober 1991, noch bevor die Vorstandsgenehmigung 
der Verträge vom September 1991 erteilt wurde, bei der UK ankündigte, dass 
die „Veräußerung - nunmehr - unter den Vorbehalt der UK gestellt" werde 



und auch am 9. Oktober 1991 um Zustimmung ersuchte, Anlage K 81). Das 
Berufungsgericht verkennt demnach unter Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 GG -
wie bereits zuvor - dass bei fortbestehendem Eigentum der SED/PDS die 
Klägerin auch aus diesem Grund nicht Rechts- und Vermögensnachfolgerm 
von Aufbau 1945 geworden ist und auch nicht werden konnte. 

bb) Dann aber ist der (kausal entstandene) Schaden offenbar: Ist die Klägerin nicht 
Rechts- und Vermögensnachfolgerin geworden, so ist sie nämlich unabhängig 
davon ob und welche Ansprüche die Partei anmeldete, durch die Fortführung 
des Geschäftsbetriebs nach § 25 Abs. 1 HGB, § 97 Abs. 1 Satz 1 UrhG, § 15 
Abs. 5 MarkenG schadenersatzpflichtig und nach §§ 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2, 
818 Abs. 2 BGB (Lizenzgebühren), gegenüber dem tatsächlichen Rechtsinha¬
ber ersatzpflichtig geworden; darüber hinaus drohen der Klägerin Schäden aus 
der Inanspruchnahme seitens der ehemaligen Gesellschafter auf Rückerstattung 
von Finanzierungsmitteln (BerBegr v. 27.1.2010, S. 55, GA IV 226; Anlage 
B K 24, Sehr. v. 9.5.2008, S. 2 und S. 4, Aufforderungsschreiben Lunkewitz an 
Klägerin: [,,B. Schaden und Schadenshöhe (...) Ferner hat unser Mandant der 

Aufbau Verlagsgruppe GmbH erhebliche finanzielle Mittel zur Verßgung 

gestellt, die zurückgefordert werden." - „Substantielle Vermögenstransfers an 

die Verlagsgruppe in der Annahme, diese sei Inhaberin des Vermögens des 

Aufbau-Verlages. Diese sind zurückzuzahlen und entstandene Schäden auszu­

gleichen"']). 

c) Mit der Annahme, die Klägerin habe nicht dargelegt, woraus sich ergeben soll, 
dass das Wissen der UK der Beklagten entsprechend § 166 BGB zuzurechen 
sei (BU 33 Abs. 3 vorletzter Satz), verletzt das Berufungsgericht ein weiteres 
mal das Recht der Klägerin auf Wahrung ihres rechtiiehen Gehörs. Zugleich 
lag in der Wertung, die UK sei eine von der Treuhandanstalt unabhängige 
Institution gewesen, weshalb eine Zurechnung des Wissens der UK nach all­
gemeinen Grundsätzen ausscheide (BU 33 Abs. 3 Satz 2 und 3), ein im Sinne 
des § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1 und 2 GG zulassungsrelevanter Rechtsfeh­
ler (objektive Willkür, Rechtsfortbildung), wegen dessen der Bundesgerichts­
hof gezwungen gewesen wäre, die Revision zuzulassen. Es erhellt nicht an­
satzweise, warum er dieser seiner Pflicht nicht nachgekommen ist, nachdem 
die gesetzlichen Voraussetzungen für die Zulassung offensichtlich vorlagen. 
Das Bundesverfassungsgericht wird diesen Grundrechtsverstoß sowie die 
zuvor umrissene Verletzung des rechtlichen Gehörs zu beanstanden haben. 



(1) 

aa) Zunächst ist schon nicht nachvollziehbar, warum die Klägerin nicht ihrer 
prozessualen Pflicht genügt haben soll, zur Wissenszurechnung substantiiert 
vorzutragen. Das (deutliche) Gegenteil ist der Fall: Die Klagenn hat nämlich 
sehr wohl vertiefte tatsächliche als auch rechtliche Ausführungen zur Zurech­
nung des Wissens der UK zur Beklagten gehalten (vgl. insbesondere Ss. v. 
11 5 2009 S. 22, GA II 22, S. 132/133, GA II 132/133; Ss. v. 16.10.2008, S. 
15 AG I 15 [Nachforschungsauftrag]; zudem Ss. v. 11.5.2009, S. 44 unten bis 
47 Mitte GA I 44 unten bis 46 Mitte mit Anlage K 80 bis K 82 [Gespräche 
Oktober 1991], sowie insbesondere auch Vermerk vom 5. Mai 1991, Anlage K 
71 Ss v 11 5 2009, S. 31/32, GA II 31/32 [Hinweis, dass vor Veräußerung 
Freigabe durch UK erforderlich]; Ss. v. 20.7.2009, S. 35 bis 40, GA III 154 bis 
159), die da sind: 

Die UK habe ihre rechtliche Grundlage in der „Verordnung über die 
Einrichtung und das Verfahren der Unabhängigen Kommission zur Uberprü­
fung des Vermögens der Parteien und Massenorganisationen der DDR (nach­
folgend: PVKV; Ss. v. 16.10.2008, S. 11, GA I 11). § 10 PVKV lautet 

(1) Das Sekretariat unterrichtet die Treuhandanstalt darüber, wel­
che Parteien und ihnen verbundene Organisationen, juristische Per­
sonen und Massenorganisationen in den Anwendungsbereich der 
SS 20a und 20b des Parteiengesetzes der Deutschen Demokrati­
schen Republik vom 21. Februar 1990 (...) fallen und welche Ver­
mögenswerte unter treuhänderischer Verwaltung stehen. 

(2) In den Tätigkeitsbereichen, in denen Entscheidungen der Treu­
handanstalt im Einvernehmen mit der Kommission zu ergehen ha­
ben kann die Kommission mit der Treuhandanstalt vereinbaren, 
welche Behörde die notwendigen Ermittlungen anstellt und einen 
Entscheidungsvorschlag erarbeitet. Die jeweilige Verantwortlich¬
keit wird hiervon nicht berührt." 

Die Klägerin hat ausgeführt, dass am 25. Juli 1991 ein Nachforschungsauftrag 
erging (Anlage K 10), der darauf schließen lasse, dass bei der UK sehr fruhzei-
tig&die Eigentumsverhältnisse in Bezug auf Aufbau 1945 sehr kritisch gesehen 
wurden und sie daher die Beklagte und die für sie bei der Privatisierung tätigen 
Wirtschaftsprüfer um Antworten ersuchte (Ss. v. 16.10.2008, S. 15 Mitte, GA I 
15 Mitte- weitere Nachfrage unter dem 14.8.1991, Anlage K 11). Eine Klärung 
konnte nicht herbeigeführt werden (Antwortvermerk „n.b." [nicht bekannt] auf 

Anlage K U ) . 

(2) 



m Die Klägerin hat zudem vorgetragen und nachgewiesen (etwa Ss. v. 11.550». 
( ' ^ 4 4 unten b , 47 Mttte, OA I 44 unten bis 46 Mitte), dass dte UK und dte 

Beklagte in enger Abstimmung insbesondere darüber Auskunft zu edangen 
suchten in wessen Eigentum Aufbau 1945 Ubergegangen war (m dresem S,n-
Twenn auch nu. falscher Schlussfolgerung auch U J 13 A b , 1). Dte Klägenn 
Z hierzu ausgeführt, dass sich die Beklag« und dte UK in Bezug « f d » 
Fragestellungen ztu Bg—problemauk Ä « n f s 
inLier,haben (Ss. v. 11.5.2009, S. 34, OA II 34 m,t Bewetsaugebo. Zeugms 
Berger Ss. V . 20 7.2009, S. 35 bis 40, OA III 154 - 159, mit Bewetsangebo. 
S l i ' s Molinan, Hingst, van Uer , Dtes gil, in besonderem Maße für 
Z „che zwischen UK und der Beklagten Anfang Oktober 1991 ^ de 
JL dokumentierten Erkenntrusse zwischen 7. und 22, Oktober 1991 (Anla­
gen K 80,81,82, K 70 und K 92), nämlich: 

i m 7 Oktober 1991 vereinbarte die Beklagte demnach mit der UK, dass 
- Am 7. Oktober 1 W 1 J T » d Vorbehalt der Zustimmung der UK 

Hausdurchsuchung beim Aufbau-Verlag). 

- Am 9. Oktober 1991 ba, die Beklag« ^ Ä Ä ^ ^ T 1 « 

K81). 

^ + u 1QQ1 frrtiet Herr Hingst einen Aktenvermerk (Anlage K 
- Am 10. Oktober 1991 fertigt Hen Hing ^ f n A r t h u r Andersen, 

82), der eine Rücksprache bei toViiJJ^«™ A r t o r Frau Schröder belegt <*™££J%& pausten lusßhrungen 
Andersen vermag den entscheidenden , 1 Q o k t o b e r 

Ä e ^ Ä ^ S S Ä 
dSs man bet den Herren noch einmal gezielt nachfragen wolle. 

Notar. 



(4) 

bb) 

(1) 

Die Klägerin hat weiter darauf hingewiesen, dass sich auch fiskalisch 
handelnde Körperschaften des öffentlichen Rechts wie juristische Personen das 
Handeln und Wissen der vertretungsbefugten Organwalter zurechnen lassen 
mussten (Ss. v. 11.5.2009, S. 132, GA II 132 unten). Nach dieser Maßgabe sei 
das Verhalten der UK, die von Gesetzes wegen ihr Handeln und ihre Entschei­
dungen mit der Beklagten abzustimmen hatte, der Beklagten zuzurechnen (Ss. 
v. 11.5.2009, S. 133 oben, GA II 133 oben). 

Das Berufungsgericht hätte demnach nur die vorgetragenen Tatsachen auf das 

Recht anwenden müssen. 

Es wäre an dieser Stelle Sache des Berufungsgerichts gewesen, seinerseits in 
eine umfassende rechtliche Prüfung der Zurechnungsfrage (analoge Anwen­
dung des § 166 BGB) unter Auswertung der einschlägigen Rechtsprechung und 
Literatur einzutreten. Hierzu aber sah sich das Berufungsgericht augenschein­
lich nicht verpflichtet, was sich sowohl als eine Verkennung des Grundsatzes 
iura novit curia erweist als auch als Verstoß gegen das Willkürverbot (Art. 3 
Abs. 1 GG). Eine Entscheidung erweist sich hier deshalb als willkürlich, weil 
sie auf einer fehlerhaften bzw. Nicht-Rechtsanwendung beruht, die sachlich 
schlechthin unhaltbar ist. Gerade deshalb drängt sich hier der Schluss auf, dass 
sie auf sachfremden Erwägungen bemht. 

(3) Dies gilt umso mehr, als die bloße Behauptung des Berufungsgerichts, die 
Eigenschaft der UK als unabhängige Behörden schlösse eine Zurechnung aus, 
bei Anlegung der Grundsätze der höchstrichterlichen Rechtsprechung nicht 
nachvollziehbar ist. 

(3 1) § 166 BGB ist nach herrschender Ansicht nämlich nicht auf die rechtsgeschäft­
liche Vertretung beschränkt, sondern erstreckt sich analog auch auf den ver­
gleichbaren Tatbestand der „Wissensvertretung" (BGH, Urt. v. 24.1.1992 -
V Z R 262/90, BGHZ 117, 104/106 mwN). Allerdings muss sich der Ge¬
schäftsherr eines solchen Wissensvertreters wie eines Vertreters bedienen, 
während bei einer nur internen Beratung (hierzu BGH, Urt. v. 18.1.1974 -1 ZR 
17/73 WM 1973, 312/313, das darauf abstellt, ob die Hilfsperson als für den 
Geschäftsherrn handelnd in Erscheinung getreten ist, unter Bezugnahme auf 
BGH Urt v 23 10.1963, V ZR 256/62, WM 1964, 94/97) eine sinngemäße 
Anwendung von § 166 Abs. 1 BGB ausscheidet (BGH, Urt. v. 24.1.1992, aaO). 



,3.2) Dabei ha, der BundesgericMshof mi, dem genannten Urteil vom 24. Januar 
1 9 92 in Fortentwicklung der höchstnchterhchen Rechtsprechung <W™£ 
, 6 1989 - III ZR 277/87, NJW 1989. 2881/2882. Zurechnung be, rdenüschem 
Vorhaben, Kennhns des engen Zusammenhangs und naheliegender uncI mOgh-
L Informauonsausteusch, dort zwischen zwei Bankfilialen) gar ensclueden, 
Z Tgeboten - i n kann, das Aktenwissen eines an dem konkreten RechKge-
S c h t beteiligten Amtes einem anderen Am. dann zuzurechnen 

slliche A n h a n g * *» "««««-» « O T ^ 
; C * L - ^ — * * * " möglich unä «ahehegenä 

war. 

( 3 3) Nach diesen Grundsätzen der (entsprechenden) Wissenszweig nach §166 
BGB sind die Kenntnisse und Rechtsauffassungen der UK der Besagten 
« e h r wohl zuzurechnen. Aus , 10 Abs. 1 und Abs. 2 P V K V £ 
„ie die Znsammenarbeit von Treuhand und UK gesetzhch geregelt ,st. Oerade 
1 R gdung des , 10 Abs. 2 PVKV muss dabei vordem Hintergrund gesehen 
" d a s bei der Velgens- bzw. eigentumsfeststeUenden Tatrgkeit der 
Z und ihres Sekretariats zwangsläufig zahlreiche Erkenntmsse dazu anfallen TesLen früheren Berechtrgten gibt bzw. ob die htsümtion Verm gen*., 
„ach materiell-rechtestaauichen Grundsätzen erworben ha. Aus | 20b A b , 
und 2 PartG (in der Fassung vom 31. Mai 1990) ergtbt s,ch sodann dâ  Bnver : ILerfordemis. Nach , 5 Abs. 3 PVKV ,s, es der Treuhandanst* z*m 
gestattet, au den nichtöffendtchen Siggen der UK tetlzunehmen. Auch 
Legt das Faktum einer kontinurerlichen Zusammen^,, che es recWerhg, § 
166 BGB entsprechend zur Anwendung zu bringen. Dam,, ts, zudem auch 
1 h l , dass die UK mch, nur intem und für dte Klagenn n i e h ^ — 

m geworden is,, sondern eigenveranrworüiche Aufgaben wahrzunehmen 
I d dies durch dre PVKV auch nach außen erkennbar war. Wetter,st dtes 

" g e n durch den Umstand nachgewiesen, dass die UK im Verfahren v » 
dem VeLauungsgench, Berlin, VG 26 A 191.95, Anlage K 119, als 
a 5

 u . . t v o l 8 6 S Abs 2 VwGO. Vorliegend waren die 
di* Beigeladene erschienen ist, \gl. & 65 ADS. i v w u 6 

^rgänge nachweislich bei der Beklagten und der UK bekannt em Austausch 
" l i e g e n d , mOghch, gesetzlich vorgesehen und fand - wte ,n retchem 
Maße dokumentiert - auch ta<sächlich kontinuierlich stell. 

<4) Nachdem nicht ausgeschlossen is , dass steh das Berafungsgencht bei 
Kenntnisnahme und Würdigung des klägerischen Vortrags unter Beachtung der 
Caben, die sich ans der analogen Auwendung des , 166 BGB ergeben, von 



cc) 

(1) 

(2) 

(2.1) 

einer Wissenszurechnung nach § 166 BGB überzeugt hätte, erweist sich vor­
stehender Willkürverstoß (Nichtbeachtung einer offensichtlich einschlägigen 
Norm) und Gehörsverstoß auch als entscheidungserhebhch. 

Der Bundesgerichtshof hätte aber ohnehin und unabhängig vom Vorliegen der 
Verletzungen der Art. 103 Abs. 1 GG sowie Art. 3 A b , 1 GG die Revision zur 
Fortbildung des Rechts zulassen müssen. In dem Unterlassen der « 
liegt zugleich eine Missachtung des Justizgewährungsanspruchs, nachdem die 
Nichtzulassungsentscheidung nicht mehr nachvollziehbar ist: 

Der Bundesgerichtshof hat in der bereits benannten und in BGHZ 117 
104/107 f veröffendichten Entscheidung zwar schon entschieden, dass eine 
Zurechnung von Wissen eines anderen Amts bei ämterübergreifender Zusam-
^ b e i t fn Betracht kommt. Dort standen sich indes zwei völlig unabhängig 
voneinander bestehende Behörden innerhalb einer juristischen Person gegen­
über (Uegenschaftsamt der Gemeinde und Baurechtsamt der Gemeinde) an­
ders als m dem hiesigen Sachverhalt, in dem zwei juristische Personen über¬
greifend zusammengearbeitet haben. 

D e r vorliegende Sachverhalt hätte dem erkennenden Senat daher die 
Mogltchtoit gegeben, die Rechtsprechung zur Wissenszurechnung von Kennt-
mssenzweierunabhängrgvoneinanderbes^^ 
auf jenen (hiesigen Fall), in dem zwei personenverschiedene Einbettenufe lege 
faB und nachweislich auch tatsächlich miteinander verbunden smd und an den 
Vorgängen (gerade auch zum Informationsaustansch) beteiligt waren. 

Das Erfordernis einer Zulassung der Revision ha. sich dabei daraus 
dass der hier zur Beurteilung stehende Etnzelfall Veranlassung gtb«, L e u s e 
für die Auslegung von OeseEesbestimmunge„ des matenellen oder formeIen 
Rechts aufzustehen. An einer richtungweisenden ^ " 
„amlvch zumindest teilweise gefehl, (hierzu BGH, Beschl. v. 27.3̂ 2003 - V ZR 
291/ 7 WM 2003, 987/988, Beschl. v. 25.3.2003 - VI ZR 355/02, S. 4 f, E-
BE/BOH 2003, BGH-Ls. 504/03), was auch dadurch belegt wird, dass das 
Berufungsgericht nicht einmal in Erwägung gezogen hat, *e Entscheidungen 
des Bundesgerichtshofs vom 1. Juni !989 (aaO) und vom 24. Januar 1992 
(aaO) zur Anwendung zu bringen. 



ÄSs^JSS". <" A u * - " UquidattonsgeseUschaft mbH vom 12. Nov. 2012 

(2.2) 

d) 

Das Erfordernis der Zulassung der Revision zur Fortbildung des Rechts ist 
dabei auch nicht deshalb entfallen, weil der Bundesgerichtshof in seiner Ent­
scheidung vom 30. Juni 2011 (IX ZR 155/08, NJW 2011, 2791 ff, Tz. 19, und 
damit erst nach Erlass des angegriffenen Urteils) eine Zurechnung ämterüber­
greifend bejaht hat (dort Wissenszurechnung bei Informationsaustausch zwi­
schen Staatskasse und Finanzamt), soweit unterschiedliche Behörden zu einem 
gemeinsamen Zweck kooperieren. Tragend für diese Entscheidung war es 
nämlich dass ein Land einen einheitlichen Lebenssachverhalt (finanzielle 
Abwicklung eines Bauauftrags) künstlich auf zwei fiskalische Behörden aufge­
spaltet hatte (Staatskasse und Finanzamt, aaO, Tz. 22). Es bildet dabei indes 
letztlich eine behördenübergreifende Handlungs- und Informationseinheit, 
gerade auch um Aufrechnungen zu ermöglichen fTz. 21). Im Lichte dieser 
geschaffenen Vorteile, dürfe man sich dann aber nicht umgekehrt darauf beru­
fen dass eine Wissenszurechnung nicht stattfindet (Tz. 22; letztlich eine Art 
jWenpickerei"). Dann aber ist nicht ganz eindeutig, ob die Wissenszurech­
nung auch dann vorzunehmen ist, wenn die Behörden wie im Fall der UK und 
der Treuhandanstalt zwei unterschiedliche Sachbereiche zu bewältigen hatten 
(Parteieigentum einerseits und Volkseigentum andererseits). Der Anlass zur 
Fortbildung des Rechts ist sonach nicht in Wegfall geraten. 

Das Berufungsgericht stützt sein Urteil - an gleicher Stelle (BU33 Abs. 3 
letzter Satz) - noch auf die weitere, eigenständige Erwägung, dass eine vorver­
tragliche Aufklärungspflichtverletzung jedenfalls deshalb ausscheide, weil der 
Vertrag vom 24. November 1992 bereits geschlossen war, die Beklagte aber 
jedenfalls frühestens am 29. Dezember 1992 über die Vermerke des Herrn 
Hingst erfahren hat, dass Aufbau 1945 ein OEB des Kulturbundes war. Es 
meint weiter, die Beklagte habe eigene Interessen berechtigter Weise wahrge­
nommen falsche Auskünfte zu tatsächlichen Umständen nicht erteilt und für 
die Beurteilung maßgebliche Anknüpfungstatsachen nicht verschwiegen (BU 
31 Abs 2 a. E.). Auch diese Würdigung verstößt indes gegen Denkgesetze, 
schöpft den Prozessstoff nicht vollständig aus und war im Ergebnis nur durch 
übergehen von Beweisanträgen möglich. Den insoweit vorliegenden Gehors-
verstoß wird das Bundesverfassungsgericht zu beanstanden haben, nachdem 
der Bundesgerichtshof dies trotz substantiierter Rüge in einer Weise unterlas­
sen hat, die nur den Schluss zulässt, dass auch er insoweit den Vortrag der 
Klägerin nicht zur Kenntnis genommen hat 



aa) Rechtlicher Maßstab für eine Haftung des Verkäufers wegen Verschweigens 
von Tatsachen ist die berechtigte Erwartung des Käufers: Wenn dieser redli­
cher Weise unter Berücksichtigung der Verkehrsanschanung Aufklärung er­
warten durfte, muss auch aufgeklärt werden. Über entscheidungserhebhche 
Umstände hat der Verkäufer demnach zu informieren, wesentliche Mangel der 
Kaufsache darf er nicht verschweigen und in Bezug auf besonders schwerwie­
gende Mängel muss er bereits einen dahingehend nur bestehenden Verdacht 

T • • R P H Urt v 7 22003 —VZR25/02, NJW-RR2003, offenbaren (zu Letzterem BGH, Urt. v. /.z.zuio v ^ 
772/773 juris-Tz. 7 mwN zur Aufklärungspflicht eines schweren Verdachtes). 
Diesen Maßstab stellt das Berufungsgericht jedenfalls im Grundsatz nicht in 
Abrede, es meint nämlich nur, dass man nur über eigene Rechtszweifel nicht 
aufklären müsse (BU34 Abs. 2 und 3). Das aber heißt nicht, dass über auf 
einem schweren Verdacht ruhende Zweifel nicht aufgeklärt werden musstê  
Gleichfalls nicht in Abrede stellt das Berufungsgericht, dass jedenfalls auch 
über solche Bedenken oder zumindest die dem zugrunde liegenden Sachver­
haltsinformationen aufzuklären ist, die gerade wegen eines Informationssefal­

le zwischen den Parteien nur auf Verkäuferseite bestehen (vgl. Emmerich m: 
MünchKomm, BGB, 5. Aufl., § 311 Rn. 107 mit Beispielen in Rn. 108 bis III 
s auch Rn 112 bis 115: auch Bedenken gegen die Durchführbarkeit der und 
Gefahren für die Vertragsdurchführung sind aufklärungspflichtig). Dieses 
verweist nämlich ausdrücklich darauf, dass die Beklagte einen Informations­
vorsprung nicht ausgenutzt habe (BU 34 Abs. 2 letzter Satz), womit es kundtut, 
dass es den entsprechenden Rechtssatz in seine Erwägung eingestellt hat. 

bb) Vorliegend hat die Klägerin der Beklagten indes im Ergebnis vorgeworfen, 
diese sei beten, vor Abschluss der Verträge vom September 1991 davon aus­
gegangen, dass sowohl Rütten & Loening als auch und insbesondere der Auf­
bau-Verlag nicht in Volkseigentum gestanden hätten, woraus sich schwerwie­

gende Zweifel an der Wirksamkeit der Verträge vom September 1991 und 

darüber hinaus und erst recht der Vereinbarung vom November 1992 ergaben 
(Ss v 11 5.2009, S. 31, GA II 31, BerBegr. v. 27.1.2010, S. 16 GA IV 187; 
insbes. Ss. v. 25.8.2010, S. 5 Mitte, GA VI 118 Mitte; sowie. Ss. v. 3C>.6,.2010 
S 24 Mitte GA VI 72 Mitte, BerBegr. v. 27.1.2010, S. 16 unten ff, GA IV 187 
unten ff Ss v. 11.5.2009, S. 117 ff, GA II 117 ff, Beweisangebot Zeugnis 
Berger dafür, dass die Äußerungen der UK wie in den Vermerken niedergelegt, 
keine „unkontrollierten Einzelaktionen" waren). Die Klägerin hat überdies 
einen Informationsvorsprung der Beklagten geltend gemacht und unter Beweis 
gestellt den die Beklagte ausgenutzt habe. Insoweit hat sie darauf abgehoben, 
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dass die Ermittlungsergebnisse der Unabhängigen Kommission und die Er­
kenntnisse der Beklagten den Käufern sowie der Klägerin nicht zugänghch 
waren, insbesondere von diesen den Käufern und der Klägerin auch später 
nicht zugänglich gemacht wurden. 

Dabei hatte die Klägerin zu dem Informationsdefizit auf ihrer Seite (im 
Gegensatz zu jenem auf der Seite der Treuhandanstalt) beweisbewehrt betont, 
dass sie erstmals zur Jahreswende 1993/1994 Zweifel an der Rechtswirksam¬
keit der Privatisierung hatte, die darauf beruhten, dass sie in einem Verfahren 
vor der 16. Zivilkammer des Landgerichts Berlin einen gerichtlichen Hinweis 
erhielt nach dem das Gericht nicht davon ausgehe, dass der Aufbau-Verlag 
jemals eine volkseigene Wirtschaftseinheit geworden sei (vgl. Ss. 
v 18 10 ^008 S 23 Mitte, GA I 23 Mitte). Zudem führte die Klägerin vor dem 
Landgericht Hamburg einen Rechtsstreit um die Rechte am Werk Carl von 
Ossietzkys (LG Hamburg 243 O 624/93) mit der Rowohlt Verlag GmbH die 
die Parteifähigkeit der Klägerin anzweifelte. Diese Zweifel habe die Beklagte 
jedoch durch ihr Schreiben vom 11. Februar 1994 sodann zerstreut (Anlage 
K 2 L offensichtlich Volkseigentum; Ss. v. 11.5.2009, S. 91, GA II 91 Abs. 3). 
Nachdem das Berufungsgericht hierzu keine Feststellungen tnfft und nur 
meint die Klägerin sei ab Oktober 1994 - also fast ein Jahr später - aufgrund 
des Gutachtens Schräder vom 24. Oktober 1994 (Anlage B 2) selbst davon 
ausgegangen, nicht mit Aufbau 1945 identisch zu sein, ist für das Nichtzulas­
sungsbeschwerdeverfahren zunächst zu unterstellen, dass die Klagenn bis 
mindestens Oktober 1994 keinerlei Hinweise darauf hatte, dass der Kulturbund 
Eigentümer des Aufbau Verlags war (§ 286 ZPO; Ss. v. 30.6.2010, S. 33 bis 35 
Mitte GA VI 79 bis 81). Hatte die Beklagte in diesem Zeitraum weitergehende 
Kenntnisse, Zweifel oder Anknüpfungstatsachen zur Verfügung, bestand aber 
das für einen Anspruch erforderliche Informationsgefälle. 

cc) Den Vortrag der Klägerin zu bestehenden schwerwiegenden Zweifeln der 
Beklagten und dem Informationsgefälle hat das Kammergericht nicht ansatz­
weise zur Kenntnis genommen und erwogen, was sich in der Mehrzahl der 
nicht berücksichtigen Dokumente bereits dadurch nachweisen lässt, dass das 
Gericht eindeutig zu Gunsten der klägerischen Auffassung sprechende Doku­
mente nicht einmal in seine Würdigung einfließen lässt. Dabei verkennt die 
Klägerin nicht, wie eingangs unter C.I. 2. dargelegt, dass ein Gencht nicht 
verpflichtet ist, sich mit jedem Vorbringen in den Entscheidungsgründen aus­
drücklich zu befassen. Hier liegen indes besondere Umstände vor, die allem 
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darauf schließen lassen, dass tatsächliches, rechtserhebliches Vorbringen ent­
weder überhaupt nicht zur Kenntnis genommen oder bei der Entscheidung 
nicht erwogen worden ist 

Diese besonderen Umstände sind in dem vorliegenden Verfahren bereits 
dadurch belegt, dass es sich bei der Frage der Kenntnisse der Beklagten und 
der UK im streitgegenständlichen Zeitraum, abgeleitet aus den dokumentierten 
Vermerken, um einen Indizienbeweis handelt. Dabei verkennt die Klägerin 
nicht dass der Tatrichter grundsätzlich frei darin ist, welche Beweiskraft er den 
Indizien im Einzelnen und in einer Gesamtschau für seine Uberzeugungsbü-
dung beimisst. Seine Würdigung muss jedoch daraufhin überprüft werden 
können ob der Tatrichter den Sachvortrag und die Beweisergebnisse vollstän­
dig berücksichtigt und nicht gegen Denkgesetze oder Erfahrungssätze versto­
ßen hat Ferner muss das Urteil im Fall des Indizienbeweises unter der Ägide 
des Art 103 Abs 1 GG die erforderliche zusammenfassende Würdigung und 
Gesamtschau erkennen lassen. Gerade daran fehlt es aber hier, nachdem das 
Gericht die für und gegen eine Kenntnis der Beklagten bzw. der UK im streit¬
gegenständlichen Zeitraum sprechenden Indizien nicht in ihrer Gesammelt 
würdigt und abwägt. Die vom Berufungsgericht vorgenommene Beweiswurdi-
gung beruht letztlich nur auf der Prüfung einzelner Umstände und genügt den 
Anforderungen an die Würdigung im Rahmen eines Indizienbeweises nicht 
ansatzweise. 

Im Einzelnen: 

(1) 
Am 5 Mai 1991 ging die Beklagte davon aus, dass für die Übertragung des 
Aufbau-Verlages die Zustimmung der Beklagten Direktorat Sondervermögen 
sowie der UK notwendig war (Anlage K 71), womit zugleich Zweifel an dem 
Vorliegen der gesetzlichen Umwandlungsvoraussetzungen bestanden. Einer 
solchen Zustimmung hätte es nicht bedurft, wenn die Verlage im Volkseigen­
tum gestanden hätten. Am 6. September 1991 stellte die UK nach Prüfung der 
Rechtslage und unter Bezugnahme auf » 64 Abs. 4, 65 Satz 1 ZGB fortbeste­
hendes Parteieigentum fest (Anlage K 73, S. 2 Abs. 2). Am 9. Oktober-1991 
erging entsprechend der telefonischen Absprache vom 7. Oktober 1991 (Anla­
ge K 80) und nachdem die UK im Schreiben vom 6. September 1991 (Anlage 
K 73) im Einzelnen dargelegt hatte, weshalb sie die Überführung der Verlage 
in Volkseigentum im März/April 1990 für unwirksam hielt, ein formelles 
Zustimmungsersuchen der Beklagten an die UK (Anlage K 81). Auch hier gilt, 
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dass die Zustimmung der UK dann nicht erforderlich war, wenn der Aufbau 
Verlag ein volkseigener Betrieb gewesen wäre. Umgekehrt ging die Zustim­
mung ins Leere, wenn die Umwandlungsvoraussetzungen nach TreuhG nicht 
vorlagen. Das Berufungsgericht meint, aus dem Vermerk vom 5. Mai 1991 
könne die Klägerin nichts für sich herleiten (BU 31 Abs. 4, unzutreffend, vgl. 
bereits zuvor VIII 2). Zu den Schreiben vom 6. September und 9. Oktober 1991 
verhält sich das Berufungsgericht ebenso wie zu den Gesprächen zwischen 
dem 7 und dem 10. Oktober 1991 überhaupt nicht. Das Berufungsgencht 
würdigt also nur den Vermerk vom 5. Mai 1991 und diesen nur insoweit als es 
meint die Klägerin könne aus der Annahme der Beklagten, der Aufbau Verlag 
sei noch Parteieigentum gewesen, nichts herleiten (BU 31 Abs. 4). Das Beru­
fungsgericht übersieht, wie im Zusammenhang mit dem Schreiben vom 
6 September 1991 und den Vermerken zwischen dem 7. und dem 10. Oktober 
1991 (Anlagen K 80, K 82) deutlich wird, dass der Beklagten die konkreten 
Eigentumsverhältnisse am Aufbau Verlag zwar nicht klar gewesen sein mögen, 
dass sie jedoch jedenfalls gemeinsam mit der UK davon ausging, dass die 
Verlage sich keinesfalls in Volkseigentum befanden (entweder fortbestehendes 
Organisationseigentum der SED/PDS oder des Kulturbundes). Zumindest 
hatten die Behörden schwerwiegende Zweifel. Damit war die Grundvorausset­
zung für die Umwandlung nach §§ 1, 11 TreuhG nach den eigenen Erkennmis­
sen der Behörden, die speziell für den Gesetzesvollzug nach dem TrenhG und 
dem PartG DDR errichtet worden waren, nicht gegeben bzw. schwerwiegend 
zweifelhaft. Nachdem das Gericht den Vortrag der Klägerin zu den Vermerken 
vom 7 und 10. Oktober 1991 und den in Zusammenhang damit geführten 
Gesprächen und dem Schreiben vom 9. Oktober 1991 sowie den Schreiben 
vom 6. September 1991 und vom 29. Oktober 1991 gar nicht und den Vortrag 
zum Vermerk vom 5. Mai 1991 nur in anderem Zusammenhang würdigt, ver­
letzt es den Anspruch der Klägerin auf rechtliches Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG). 
Es fehlt ersichtlich an einer Gesamtschau der hier vorgetragenen Indizien. 

Freilich lässt sich nicht bestreiten, dass die Vermerke vom 25. Juli 1991 
(Anlage K 10) und vom 14. August 1991 (Anlage K 11) nicht ausdrücklich 
erkennen lassen mögen, dass die Beklagte oder die UK davon ausgingen, der 
Aufbau Verlag habe bis zur Wiedervereinigung und darüber hinaus im Eigen­
tum des Kulturbundes gestanden. Das Berufungsgericht nimmt aber den von 
der Klägerin vorgelegten Vermerk Anlage K 82 und den hierzu gehaltenen 
Vortrag (etwa BerBegr. v. 27.1.2010, S. 17 unten, GA IV 188 unten, dritter 
Nachforschungsauftrag) auch in diesem Zusammenhang nicht zur Kenntnis. 

(2) 
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Aus diesem Vermerk vom 10. Oktober 1991 zusammen mit dem Vermerk vom 
7 10.1991 (Anlage K 80) wird zumindest deutfich, dass die UK weitere Nach­
forschungen über die Eigentumslage für notwendig erachtete und die Beklagte 
ihr dazu umfassend Unterlagen über die Entwicklung der Verlage zur Verfü­
gung stellen sollte. Nach ihrer Auffassung war also gerade auch nicht geklart, 
ob der Aufbau Verlag in Parteieigentum gestanden hatte. Dass die Beklagte die 
UK am 9 Oktober 1991 aufforderungsgemäß um Zustimmung zur Veräuße­
rung ersuchte, belegt sodann wie vorgetragen, dass die Behörden, insbesondere 
die Beklagte, von der Anwendbarkeit des PartG DDR, nicht also von einer 
Umwandlung nach TreuhG, ausging. Auch der Vermerk vom 22. Oktober 1991 
(Anlage K 93) enthält auf Seite 7 Mitte unter Ziffer 2 Vorschläge für weitere 
Ermittlungen in Bezug auf die Parteizugehörigkeit des Verlages. Auch diese 
Indizien werden von dem Berufungsgericht nicht in seine Erwägungen einbe­
zogen noch findet sich gar eine Gesamtschau der vorgetragen Indizien. Die 
vom Berufungsgericht vorgenommene, letztlich auf die Prüfung einzelner 
Umstände beschränkte Beweiswürdigung, die zudem sämtlich nur Dokumente 
betrifft die das Gericht zu Gunsten der Beklagten würdigt, genügt den Anfor­
derungen an Art. 103 Abs. 1 GG im Rahmen eines Indizienbeweises nicht 
ansatzweise. 

(3) Aus dem Vermerk vom 29. Dezember 1992 ergibt sich schließlich zunächst, 
dass die Befragungen von Frau Smalla und Herrn Lange durch die UK bereits 
am 15. Dezember bzw. 14. Dezember 1992 erfolgten. Abzustellen wäre inso­
weit also nicht auf den 29. Dezember 1992 sondern auf den 14/15. Dezember 
1992 für eine Kenntnis der UK (gegen BU 33 Abs. 3). Bereits aus der Durch­
führung der Einvernahme in Ausführung der Absprachen zwischen der UK und 
der Beklagten in der Woche zwischen dem 7. und 11. Oktober 1991 ergibt sich, 
dass die UK im Vorfeld der Befragungen davon ausgegangen sein muss, dass 
Zweifel nicht nur am Eigentum der SED und der Übertragung des Verlages in 
Volkseigentum bestehen, da sich der Vermerk über die Einvernahmen auf 
nichts anderes als die Frage bezieht, ob der Kulturbund etwa Eigentümer von 
Aufbau 1945 sein könnte. Es wäre denkgesetzwidrig und ersichtlich lebens­
fremd anzunehmen, die Befragten hätten ohne entsprechende Fragestellungen 
am 14. und 15. Dezember 1992 von sich aus und zur völligen Überraschung 
der UK erstmals das Eigentum der Partei am Aufbau Verlag 1945 in Zweifel 
gezogen. Dies wird insbesondere daraus deutlich, dass die UK bereits im Ver­
merk vom 22. Oktober 1991 ausgeführt hatte, dass sich die SED (möglicher­
weise) nur als Eigentümerin geriere (vgl. Anlage K 93, S. 6 Abs. 1. Abs. 2, 



Abs. 4, S. 7 Abs. 1). Die Antworten auf die bereits dort formulierten Fragen 
stellen die Entscheidungsgrundlage für den Vermerk vom 29. Dezember 1992 
(Anlage K 15) dar, in dem das Eigentum des Kulturbundes festgestellt wird 
(vgl. Ss. v. 11.5.2009, S. 65/66, GA II 65/66 in Verbindung mit Anlage K 93, 
S. 7). 

Auch dieses Indiz (Befragungen Mitte Dezember 1992 zu möglichem Eigen­
tum des Kulturbundes als Beleg von bereits zuvor gewonnenen Erkenntnissen 
und massiv gehegten Zweifeln und in Beantwortung gerade der Fragen aus 
dem Vermerk schon vom 22. Oktober 1991) würdigt das Berufungsgericht 
nicht, schon gar nicht im Rahmen einer Gesamtschau. Ebenso wenig, dass 
nicht anzunehmen ist, die seinerzeit unter treuhänderischer Verwaltung der 
Beklagten stehende SED/PDS habe am 22. Dezember 1992 gegenüber dem 
Bundesamt zur Regelung offener Vermögensfragen zur BARoV-Liste formell 
ihre Eigentumsberühmung in Bezug auf den Aufbau Verlag aufgegeben, ohne 
auf Veranlassung und unter der Anleitung der Beklagten selbst gehandelt zu 
haben, wobei sie überdies auch noch deren Zustimmung nach § 21b PartG 
DDR benötigt hatte. Darüber hinaus hat die Klägerin auf Seite 85 ihres Schrift­
satzes vom 11. Mai 2009 (GA II 85 Mitte) beantragt, der Beklagten aufzuge­
ben, die „anliegende Vereinbarung" (vgl. Vermerk vom 29.12.1992, Blatt 2), 
auf die Herr Lange Bezug genommen hat, nach §§ 142, 421 ZPO vorzulegen. 
Hierzu äußert sich das Berufungsgericht mit keinem Wort. Zwar ist die Hand­
habung des durch § 142 ZPO eingeräumten Ermessens der revisionsgerichtli­
chen Prüfung und damit auch der Prüfung durch das Bundesverfassungsgericht 
weitgehend entzogen; das Bundesverfassungsgericht hat aber anhand der Ur­
teilsgründe zu überprüfen, ob der Tatrichter von dem ihm eingeräumten Er­
messen Gebrauch gemacht hat. Es ist vorliegend aber gerade nicht erkennbar, 
dass das Gericht trotz Vorliegens der Voraussetzungen einer Anordnung nach § 
142 ZPO die Notwendigkeit der Ausübung seines Ermessens auch nur erkannt 
hätte. Auch insoweit liegt demnach eine Verletzung des Art. 103 Abs. 1 GG 
vor, der der Bundesgerichtshof hätte abhelfen müssen, wenn er den Vortrag der 
Klägerin hierzu zur Kenntnis genommen hätte. 

(4) Völlig unberücksichtigt lässt das Berufungsgericht schließlich auch das 
Beweisangebot der Klägerin mit Schriftsatz vom 20. Juli 2009 (Seite 38/39, 
GA III 157/158). Die Klägerin benennt zum Beweis dafür, dass die UK der 
Beklagten 



„ihr Wissen um die hohe Wahrscheinlichkeit des fortbestehenden 
Eigentums des Kulturbunds am Aufbau-Verlag und die gerade 
deswegen erteilten Nachforschungsaufträge vom 25.07. und vom 
14.08.1991, vgl. Anlagen K 10 und K 11, mitgeteilt hat, zumal die 
Unabhängige Kommission zeitgleich am 10.10.1991 den dritten 
Nachforschungsauftrag erteilte, in dem, wie dargelegt, hervorgeho­
ben war, dass „... allein ..." die Existenz des Übernahme¬
/Übergabeprotokolls vom 14.03./02.04.1990 für das Eigentum der 
SED/PDS am Aufbau-Verlag sprach", 

die Herren Molinari, Hingst und von Laer. 

Diesem Beweisangebot hätte das Berufungsgericht nachgehen müssen. Der 
zugrunde liegende Vortrag der Klägerin erfolgte vor dem Hintergrund der 
bereits angesprochenen Dokumentation Uber die damaligen Gespräche zwi­
schen der Beklagten und der UK und damit offensichtlich nicht „ins Blaue" 
hinein. Art. 103 Abs. 1 GG verpflichtet das Gericht, die Ausführungen der 
Prozessbeteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in Erwägung zu ziehen und 
erhebliche Beweisanträge nach den Grundsätzen der Zivilprozessordnung zu 
berücksichtigen. Bei einem Indizienbeweis ist Art. 103 Abs. 1 GG verletzt, 
wenn die unter Beweis gestellte Tatsache die emstliche Möglichkeit des logi­
schen Rückschlusses auf den zu beweisenden Tatbestand bietet und der 
Tatrichter sich mit dem Beweisantrag in seiner Entscheidung Uberhaupt nicht 
auseinandersetzt (vgl. BGH, Beschl. v. 16.6.2011 - V ZR 22/11, juris, Tz. 10). 
So liegt es hier, nachdem das Berufungsurteil eine Auseinandersetzung mit 
dem Beweisantrag der Klägerin nicht erkennen lässt, dieser aber geeignet 
gewesen wäre, die behauptete Tatsache der Kenntnis, bzw. des Verdachts eines 
Eigentums des Kulturbundes im Oktober 1991 bei der UK zu belegen. Das 
Berufungsurteil beruht auch auf der Verletzung rechtlichen Gehörs. Diese 
Voraussetzung ist schon dann erfüllt, wenn - wie vorliegend - nicht ausge­
schlossen werden kann, dass das Gericht unter Berücksichtigung des Ubergan­
genen, unter Beweis gestellten Vorbringens anders entschieden hätte. 

(5) Das Berufungsgericht stellt nach allem nur fest, dass die UK erstmals am 
29. Dezember 1992 (Anlage K 15) und 10. Februar 1993 (Anlage K 16) davon 
ausgegangen sei, dass es sich bei Aufbau 1945 um einen OEB Kulturbund 
gehandelt habe und dass gegebenenfalls auch Nachfolgeakte angreifbar waren. 
Das mag so sein. Deutlich wird aber aus dem Vortrag der Klägerin und den 
zum Nachweis vorgelegten Dokumenten (sowie dem unter Zeugenbeweis 
gestellten Vortrag der Klägerin mit Ss. v. 20.7.2009, S. 35 bis 40, GA III 154 



bis 159), dass die UK in Bezug auf die Frage, wem der Aufbau-Verlag zuzu­
rechnen war (Volkseigentum, Parteieigentum, Eigentum der Massenorganisati­
on Kulturbund) zu keinem Zeitpunkt seit Mitte 1991 Sicherheit zu gewinnen 
vermochte, sie dies die Beklagte auch wissen ließ und die Klärung dieses 
Sachverhaltes für die Frage, ob die Klägerin Rechts- und Vermögensnachfolge­
rin der Verlage werden würde bzw. geworden war auch aus Sicht der Beklag­
ten, von erheblicher Bedeutung war, zumal sie aufgrund der treuhänderischen 
Verwaltung der PDS/SED auch aus dieser Quelle spätestens ab 1992 Anhalts­
punkte dafür hatte, die Zugehörigkeit des Aufbau Verlages zum Parteivermö­
gen zumindest in Zweifel zu ziehen. Bereits im März 1992 hatte zudem Herr 
Molinari bei einer Sitzung der Liegenschaftsgesellschaft der Beklagten (der 
TLG GmbH - Team Berlin II) zur Verwertung verschiedener Immobilien im 
Bereich Berlin Mitte mitgeteilt, dass das Grundstück Französische Straße 
32/33, wo der Aufbau-Verlag seinen Sitz hatte, nach einer Entscheidung der 
UK nicht zum Parteivermögen gehöre (Ss. v. 11.5.2009, S. 82, GA II 82, Anla­
ge K 13). Die Grundstücke Französische Straße 32 und 33 waren 1966 aus 
Volkseigentum in das Eigentum des Aufbau-Verlages übertragen worden, der 
seitdem ununterbrochen im Grundbuch eingetragen war (Grundbuchauszug 
v. 18.7.194, Anlage K 14, Ss. v. 11.5.2009, aaO). 

(6) Gleich also, ob die Beklagte und die UK von fortbestehendem Parteieigentum 
oder (bereits) davon ausgingen, dass das Eigentum beim Kulturbund lag, hatten 
sie jedenfalls Kenntnis davon, dass jedenfalls Volkseigentum und damit die 
gesetzlichen Umwandlungsvoraussetzungen nicht vorlagen, weswegen dies 
sowie die schwerwiegenden Zweifel in Richtung auf fortbestehendes Eigentum 
des Kulturbundes am Aufbau Verlag spätestens ab dem 7. Oktober 1991 und 
der Verabredung umfassender Nachforschungen und der Übergabe von Unter­
lagen gegenüber der Klägerin bzw. den Käufern offen zu legen gewesen wären. 
Auch diese gravierenden Zweifel an der Durchführbarkeit der notariellen Ver­
träge von September 1991 und November 1992 waren nämlich ersichtlich 
aufklärangspflichtig. Die Klägerin unterrichtete man gleichwohl zu keiner Zeit 
über die bestehenden Bedenken oder die dem zugrunde liegenden Anknüp­
fungstatsachen, die der Beklagten und der UK inzwischen bekannt geworden 
waren. 

Die Beklagte hat der Klägerin damit zumindest vor Abschluss der 
Vereinbarung vom 24. November 1992 verschwiegen, dass die UK und sie sich 
sicher waren, dass die Verlage, insbesondere der Aufbau Verlag 1945, bis zum 



1 Juli 1990 jedenfalls nicht in Volkseigentum übertragen worden waren (im 
übrigen unstreitig, vgl. Ss. d. Bekl. v. 19.6.2009, S. 15 Abs. 3, GA III 38: 
„Wie ausgeführt stand lediglich die Frage im Streit, ob es sich bei den Verla-

'gen um Treuhandvermögen oder Parteivermögen handelte.'1). Unweigerlich 
wäre dadurch die Frage aufgeworfen gewesen, ob und wie sich dies auf die 
Verträge von 1991 auswirken würde. Stand der Aufbau Verlag 1945 am 1. Juli 
1990 in Volkseigentum, was aber unstreitig nicht der Fall war, wären diese 
Verträge (abgesehen von den verschwiegenen formalen Mängeln) nur wirksam 
gewesen unter der weiteren Voraussetzung, dass Rütten & Loening in Volksei­
gentum übertragen worden wäre, was unstreitig gleichfalls nicht der Fall war; 
wenn aber nicht von Volkseigentum, sondern fortbestehendem Egentum der 
SED oder (wie ursprünglich) des Kulturbundes auszugehen war, wie sowohl 
zwischen den Behörden als auch zwischen den Parteien des Rechtsstreits un­
streitig war, konnte die Klägerin nicht Rechts- und Vermögensnachfolgerin der 
Verlage geworden sein und handelte es sich bei den in das Handelsregister 
beim Amtsgericht Charlottenburg eingetragenen Gesellschaften um Scheinge­
sellschaften, die insbesondere auch nicht Vermögensträger der Verlage waren 
bzw auch nur hätten sein können. Die Klägerin dagegen hatte in zeitlichem 
Zusammenhang mit der Vereinbarung vom November 1992 keine Zweifel 
daran dass die Verlage nicht nur in Parteieigentum gestanden und wirksam in 
Volkseigentum und damit nach dem Vorschriften des TreuhG auch letztlich an 
sie selbst übertragen worden waren (Ss. v. 30.6.2010, S. 33 - 35 Mitte, GA VI 
79 - 81). Sie konnte derartige Zweifel nicht entwickeln, weil ihr die Erkennt­
nisse der Beklagten und die wesentlichen Ermittlungsergebnisse der UK ver­
heimlicht wurden. Dass der Klägerin oder den Käufern seinerzeit auch nur die 
Zusatzerklärung der SED zum Übergabe- / Übernahmeprotokoll vom 
14. März/2. April 1990 (Anlage K 69) bekannt war, ist nicht festgestellt. Dies 
war auch nicht der Fall. 

dd) Vorstehend aufgezeigte Rechtsfehler, mit denen zugleich - wie dargelegt - der 
klägerische Anspruch aus Art. 103 Abs. 1 GG unerfüllt bleibt, hätten überdies 
zwingend die Zulassung der Revision zur Fortbildung des Rechts erfordert. Da 
dies zudem auf der Hand lag, wird das Bundesverfassungsgericht den Verstoß 
gegen das Grundrecht auf einen wirksamen Zugang zur gesetzlich eröffneten 
Revisionsinstanz als verletzt feststellen müssen: 

(1) Das Berufungsgericht hat in Bezug auf die Vereinbarung vom 24. November 
1992 nämlich letztlich verkannt, dass nicht nur Kenntnisse von einem Mangel 



zu offenbaren sind, sondern bei besonders schwerwiegenden Mängeln (und das 
Fehlen der Verfügungsbefugnis in Bezug auf das Unternehmen, das hätte 
verkauft werden sollen, stellt ersichtlich einen solch schweren Mangel dar, 
ebenso die Erkenntnis, dass das, was man verkaufen wollte, nicht existiert und 
man nicht nach § 1 Abs. 4 TreuG Inhaber der zu übertragenden Gesellschafts­
anteile geworden ist) bereits ein solcher einfacher Verdacht aufklärungspflich-
tig ist. Den Verkäufer trifft eine allgemeine Offenbarungspflicht hinsichtlich 
solcher Umstände, die für die Entschließung des Käufers von entscheidender 
Bedeutung sind und deren Mitteilung er nach der Verkehrsauffassung erwarten 
durfte (st. Rspr. vgl. etwa BGH, Urt. v. 20.10.2000 - V ZR 285/99, NJW 2001, 
64 mwN; Urt. v. 16.12.2009 - VIII ZR 38/09, NJW 2010, 858/859, Tz. 15). 

(?) Eine solche Offenbarungspflicht trifft den Verkäufer aber auch dann, wenn 
sich der Verdacht nicht auf einen Mangel des (wie hier nun) vermeintlich 
übertragenen Unternehmens bezieht, sondern darauf, dass der Verkäufer nicht 
über die Rechtsmacht verfügte, diejenigen Unternehmen (hier die Geschäftsan­
teile) zu übertragen, die die Käufer erwerben wollten, sondern dass stattdessen 
nichtige Scheingesellschaften existierten und ggf- später äußerstenfalls leere, 
vermögenslose Hüllen entstehen konnten, da die Rechte und das Vermögen der 
vertragsgegenständlichen Unternehmen einem anderen gehören, so dass die 
Käufer bei Fortführung der Verlage kontinuierlich dessen Rechte verletzen 
mussten. Der Bundesgerichtshof hätte demnach vorliegend die Gelegenheit zur 
Klarstellung gehabt, dass eine Offenbarungspflicht sich auch auf die fehlende 
Rechtsmacht einer Vertragspartei bezieht (insoweit insbesondere auch gegen 
BU 34 Abs. 2 und 3) und somit Anlass zur Fortbildung des Rechts. Das Inte­
resse der Allgemeinheit an dieser Klarstellung ist dabei offenbar, zumal die 
Verfügungen Nichtberechtigter bei unklarer Sachlage über die Verfügungsbe­
rechtigung im Rechtsalltag täglich Brot sein dürfte. 

ee) Vorstehend dargelegte Grundrechtsverstöße des Berufungsurteils, resp. des 
Bundesgerichtshofs (zum unmittelbar vorstehenden Punkt: versagte Zulassung 
der Revision wegen Fortbildung des Rechts) sind auch entscheidungserheblich. 
Denn auch die Ausführungen des Berufungsgerichts auf BU 35 Abs. 2, nach 
denen weder ersichtlich noch dargelegt sei, welcher Schaden aufgrund des 
zeitlich begrenzten Informationsgefalles entstanden sei, beruhen ersichtlich 
neuerlich auf einer zulassungsrelevanten Gehörsverletzung und der nahezu 
notorischen Weigerung des Berufungsgerichts, sich mit dem Vorbringen der 
Klägerin angemessen auseinander zu setzen. 



(1) Diese hat nämlich mehrfach beweisbewehrt vorgetragen, dass sie - hätte sie am 
24 November 1992 über den gleichen Informationsstand wie die Beklagte 
verfügen können - die Vereinbarung vom 24. November 1992 nicht geschlos­
sen und die Fortführung der Verlage angesichts der tatsächlichen Risikolage 
verweigert hätte (BerBegr. v. 27.1.2010, S. 27 Mitte, sowie zuvor S. 26, GA IV 
198 197; Ss. v. 11.5.2009, S. 73 Abs. 4, GA II 73 mit Beweisangebot Zeugnis 
Lunkewitz; Ss. v. 15.9.2009, S. 16 Mitte, GA IV 81). Da sie dies nicht tat, hat 
die Klägerin in der Folgezeit fortwährend Urheberrechte, Markenrechte und 
Lizenzen verletzt sowie Kapitaleinlagen und Gesellschafterdarlehen verein­
nahmt, die sie nunmehr zurückzuführen verpflichtet ist (BerBegr. v. 27.1.2010, 
S. 65, GA IV 236, Ansprüche der Gesellschafter gegen die Klägerin auf Rück­
zahlung von Einlagen und Darlehen, Ansprüche Dritter wegen der Verlags­
und sonstiger immaterieller Rechte des Aufbau 1990 infolge des unbefugten 
Führens der Verlagsgeschäfte; Ss. v. 25.8.2010, S. 20, GA VI 133, Kapitalein­
lagen und Gesellschafterdarlehen in Höhe von rund 27 Millionen Euro, die die 
Klägerin nach § 607 BGB a. F. bzw. § 488 Abs. 1 Satz 2 BGB sowie nach § 72 
GmbHG zu erstatten habe, zudem S. 20 unten/21, GA VI 133/134, Ansprüche 
gegen die Klägerin wegen unerlaubt genutzter Urheber- und Verlagsrechte 
sowie Markenrechte; hierzu auch Schadensdarstellung BK 14, hieraus ersicht­
lich Darlehen der BFL an die Klägerin allein in dem Zeitraum des vom KG 
bejahten zeiüich begrenzten Informationsgefälles zwischen 24. November 
1992 und 24 Oktober 1994 in Höhe von 3.750.000 EUR und allein an den 
Aufbau-Verlag, S. 2 Darlehen vom 26.11.1992, 30.6.1993, 29.3.1994, 
20.5.1994,21.6.1994). 

(2) Erneut weigert sich das Berufungsgericht unter Verletzung des Anspruchs auf 
rechtliches Gehör der Klägerin, deren beweisbewehrten Vortrag zur Kenntnis 
zu nehmen und behauptet, dass und welcher Schaden entstanden sein könnte, 
sei nicht dargelegt und nicht ersichtlich. Dies begründet in Anbetracht der 
sorgfältigen Aufbereitung der Materie nicht nur eine Verletzung des rechtli­
chen Gehörs der Klägerin, sondern zugleich auch den Willkürvorwurf. Die 
zunehmende Haltung des Kammergerichts, rechtserheblichen Vortrag schlicht 
zu ignorieren, lässt keinen anderen Schluss zu, als den, dass das Urteil auf 
sachfremden Erwägungen beruht. 

e) Das Berufungsgericht stützt sein Urteil zusätzlich auf die Erwägung, dass 
Ansprüche der Klägerin wegen (unterstellter) vorvertraglicher Aufklärungsver-



letzungen im Zusammenhang mit den Vertragsschlüssen im September 1991, 
die zum 17. Oktober 1991 wirksam wurden (s. dazu NZBB 105 Abs. 3: rele­
vanter Zeitraum für vorvertragliche Pflichtverletzungen mithin bis dahin), 
jedenfalls deshalb ausschieden, weil die Klägerin nicht Vertragspartei gewesen 
sei (BU 30 Abs. 3 und 4). Diese Auffassung ist indes in einer Weise rechtsfeh­
lerhaft, dass sie auf Zulassung der Revision hätte vom Bundesgerichtshof 
korrigiert werden müssen. Nachdem dies unterblieben ist, das Vorliegen eines 
Zulassungsgrundes (und zwar jener des § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ZPO) sich 
zudem aufgedrängt hat, wird das Bundesverfassungsgericht insoweit die Ver­
letzung des Grundrechts auf wirksamen Zugang zur gesetzlich eröffneten 
Revisionsinstanz (Art. 2 Abs. 1 GG i . V. m. Arft. 20 Abs. 3, 19 Abs. 4 GG) 
feststellen müssen. 

aa) Fehlerhaft ist die Auffassung des Berufungsgerichts, weil die Klägerin in 
Anwendung der Grundsätze des Vertrages mit Schutzwirkung zu Gunsten 
Dritter in die Schutzwirkung des vorvertraglichen Vertrauensverhältnisses zur 
Anbahnung der Übertragung der Geschäftsanteile und des Vermögens der 
Klägerin einbezogen war, obwohl der Vertrag vom 18. September 1991 mit der 
BFL und der Vertrag vom 27. September 1991 mit dieser und den weiteren 
Gesellschaftern geschlossen wurde. Die ökonomischen Folgen der Verträge 
vom September 1991 trafen allerdings in erster Linie die Klägerin und dies war 
für alle Beteiligten auch von vornherein offensichtlich, so dass die erforderli­
che so genannte Leistungsnähe besteht, aber auch ein Einbeziehungsinteresse 
auf Seiten der Vertragsparteien. Beides lässt sich vorliegend insbesondere vor 
dem Hintergrund der Konzeption des TreuhG ohne weiteres annehmen, da 
bereits das Erfordernis der Nachgründungsmaßnahmen nach § 19 TreuhG 
darauf schließen lassen, dass die Gesellschaft keineswegs nur als außenstehen­
de Dritte anzusehen ist. Nachdem das Berufungsgericht eigene Ansprüche der 
Klägerin in Bezug auf den Vertragsschluss vom September 1991 verneint, ist 
sie auch schutzbedürftig. Dies ist im Allgemeinen dann der Fall, wenn dem 
Dritten keine eigenen vertraglichen Ansprüche, gleich gegen wen, zustehen, 
die denselben oder zumindest einen gleichwertigen Inhalt haben wie diejenigen 
Ansprüche, die ihm über eine Einbeziehung in den Schutzbereich des Vertra­
ges zukämen. Danach war die Klägerin keineswegs nur „Dritte". Das vorver­
tragliche Vertrauensverhältnis bestand auch mit ihr und die sich daraus erge­
bende Aufklärungspflichten auch ihr gegenüber. 



bb) Die Revision hätte danach auch wegen grundsätzlicher Bedeutung der Frage 
zugelassen werden müssen, 

ob die Gesellschaft, deren Anteile verkauft und abgetreten werden 
sollen bzw. die aufgrund einer nur vermeintlichen Abtretung im 
Rahmen der weiteren Abwicklung des Vertrages - hier vermeintli­
che Nachgründungsmaßnahmen - entsteht und deswegen den 
Auswirkungen des Vertrages zwangsläufig unmittelbar ausgesetzt 
ist in den Schutzbereich eben dieses Gesellschaftsanteilskauf- und 
-abtretungsvertrag einbezogen ist und ihr gegenüber ebenfalls Auf­
klärungspflichten bestehen, so dass sie deshalb eigene Ansprüche 
aus vorvertraglichen Aufklärungspflichtverletzungen geltend ma­
chen kann. 

Diese Frage ist klärungsfähig und klärungsbedürftig, da es hierzu bislang in der 
obergerichtlichen und höchstrichterlichen Rechtsprechung an einer Leitent­
scheidung fehlt. Die Klägerin verkennt dabei nicht, dass die Einbeziehung 
gerade des Kaufgegenstandes in den Schutzbereich des Kaufvertrags die Aus­
nahme bleiben wird. Dennoch stellt sich die Rechtsfrage jedenfalls eindeutig 
für den Bereich nur vermeintlich nach TreuhG ungewandelter Gesellschaften 
und damit die insoweit interessierten Geschäftskreise. Sie ist aber auch darüber 
hinaus von Bedeutung Uber den hier zu entscheidenden Einzelfall hinaus, da sie 
sich in einer unbeschränkten Anzahl von Fällen des Verkaufs von Geschäftsan­
teilen so oder vergleichbar stellen kann und unabhängig von den Besonderhei­
ten der Privatisierung durch die Treuhandanstalt ist. Dann aber erhellt nicht, 
weshalb der Bundesgerichtshof trotz Vorliegens der Zulassungsvoraussetzun­
gen die Revision nicht zugelassen hat. 

0 Das Bundesverfassungsgericht wird unabhängig hiervon (abermals) einen 
weiteren Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 GG festzustellen haben. Das Beru­
fungsurteil verhält sich nämlich mit keinem Wort zu dem Vortrag der Klägerin, 
sie und die Käufer seien zu dem Abschluss des Vertrages vom 24. November 
1992 durch eine aktive Täuschung Uber des Erfordernis einer nochmaligen 
Übertragung verleitet worden. Weder auf BU 30 Abs. 5 noch auf BU 38 Abs. 4 
noch auf den dort in Bezug genommenen LU 22 f findet sich auch nur die 
Andeutung einer Auseinandersetzung, die jedoch geboten gewesen wäre, gera­
de weil dieser Aspekt den Kern des klägerischen Vorbringens betraf. 

aa) Die Klägerin hatte insoweit vorgetragen, dass die Beklagte ihr das Erfordernis 
des nochmaligen Verkaufs der Anteile damit erklärte, dass Teile der Käufer die 



Verträge vom September 1991 für sittenwidrig halten würden. Dies wurde als 
Hintergrund in das Vertragswerk aufgenommen (Anlage B 23, S. 5 Abs. 4), 
ließ sich jedoch am 24. November 1992 nicht verifizieren, da Herr Lunkewitz 
als einziger der Käufervertreter anwesend war (S. 71 bis 73, GA II 71 bis 73, 
unstreitig, vgl. Ss. d. Bekl. v. 19.6.2009, S. 44/45, insbesondere S. 45 Abs. 2, 
GA III 67/68, insbesondere 68 Abs. 2). Diese Erklärung traf indes nicht zu, wie 
sich später herausstellte (Ss. v. 11.5.2009, S. 72 unten/73 oben, GA II 72/73). 

Die Klägerin hat weiter vorgetragen, dass die Käufer und sie selbst den Vertrag 
vom 24. November 1992 deshalb abgeschlossen haben, weil sie auf die seitens 
der Beklagten gelieferten Erklärung für das vermeintliche Erfordernis der 
Wiederholung des Verkaufs der Geschäftsanteile vertraut hätten (Ss. 
v. 15.9.2009, S. 16 letzter Absatz - S. 18 Abs. 1 mit Beweisangeboten, GA IV 
81 - 83). Der Zweck dieser Erklärung habe indes allein darin gelegen, die 
Klägerin und die Käufer über die wahren Tatsachen, darunter die Formnichtig­
keit der Verträge aus dem September 1991, zu täuschen (Ss. v. 15.9.2009, 
S. 18, GA IV 83 mit Beweisantritt; insbesondere nicht substantiiert bestritten 
mit BerErw. d. Bekl. v. 8.3.2010, S. 29 letzter Absatz, GA V 132). 

Die Klägerin hat zu dieser aktiven Täuschung über den Hintergrund der angeb­
lich notwendigen neuerlichen Übertragung mit Schriftsatz vom 20. M i 2009 
(S. 27, GA III 145; hierzu Ss. d. Bekl. v. 31.8.2009, S. 9/10, GA IV 36/37, der 
sich nicht zu dem Vorwurf der aktiven Täuschung verhält), mit ihrer Beru­
fungsbegründung vom 27. Januar 2010 (S. 24 bis 26 und 41/42, insbesondere 
05 Abs 2 GA IV 195 bis 197, 212/213, insbesondere 196 Abs. 2) sowie mit 
Schriftsatz vom 30. Juni 2010 (S. 37/38, GA VI 85/86) weiteren beweisbe­
wehrten Vortrag gehalten, den die Beklagte nicht, allenfalls aber pauschal 
bestritten hat. 

bb) Es liegt auf der Hand, dass die Klägerin und die Investoren, hätte man ihnen 
keinen Grund dafür genannt, dass die Anteile noch einmal übertragen werden 
mussten, nicht ohne weiteres einen Vertrag über die nochmalige Übertragung 
abgeschlossen, sondern nachfragt bzw. eigene Überprüfungen angestellt hätten, 
warum diese neuerliche Übertragung notwendig sein könnte. Insbesondere und 
anders, als die Beklagte Glauben machen will (Ss. v. 31.8.2009, S. 9 Abs. 4 -
S. 10 Abs. 1, GA IV 36 - 37), hätten die im Wege des Vergleiches zu bereini­
genden Streitpunkt der Parteien (Plus-Auflagen, Grundstück Französische 
Straße) auch ohne eine nochmalige Übertragung der Anteile in der Vereinba-



rung vom 24. November 1992 geregelt werden können. Allein der nur von der 
Beklagten erkannte Formmangel ließ sich ohne eine nochmalige Übertragung 
nicht aus der Welt schaffen. Jedenfalls hätte man bei ordnungsgemäßer Aufklä­
rung den Vertrag von Käuferseite nicht abgeschlossen (hierzu insbesondere Ss. 
v. 11.5.2009, S. 73 Abs. 4, GA II 73 Abs. 4 mit Beweisangebot Zeugnis 
Lunkewitz; Ss. 15.9.2009, S. 16 - 18 Abs. 1, GA IV 81 - 83). Die Klägerin 
hätte weiter die Fortführung der Verlage verweigert (Ss. v. 27.1.2010, S. 27 
Mitte, GA IV198). 

cc) Das Berufungsgericht hätte sich zu diesem erheblichen und eindeutig 
substantiierten Vortrag zu einer aktiven Täuschung der Klägerin und der Käu­
fer durch die Beklagte über den Hintergrund der erneuten Anteilsübertragung 
verhalten müssen. Dass er den Kern der klägerischen Argumentation betraf, 
ergibt sich dabei schon daraus, dass die Beklagte selbst dann, wenn man an­
nähme, sie sei gegenüber der Klägerin und den Käufern nicht aufklärungs-
pflichtig gewesen, doch jedenfalls nicht durch aktive Täuschung verhindern 
durfte, dass die Klägerin und die Käufer sich ihrerseits über das angebliche 
Erfordernis der neuerlichen Abtretung Gedanken machten. Letzteres gilt gera­
de deshalb, weil es sich bei dem Vertrag vom 24. November 1992 um einen 
Vergleich gehandelt hat, bei dem jedoch regelmäßig eine offene Verständigung 
Grundvoraussetzung ist (s. dazu Habersack, in: MünchKomm, 5. Aufl. 2009, 
BGB, § 779 Rn. 58 mwN; Ss. v. 20.7.2009, S. 31 - 33 und S. 54 f, GA III 151 -
153 und 173/174). Dann aber ist der Gehörsverstoß offenbar. 

g) Das Berufungsgericht hat ferner, soweit die vertragliche Haftung wegen etwa 
begangener Aufklärungs- und Hinweispflichtverletzungen zu beurteilen war, 
das rechtliche Gehör der Klägerin verletzt, als es das nachvertragliche Gebaren 
der Beklagten adressiert hat. Auch deshalb wird das Bundesverfassungsgericht 
die Verletzung des Art. 103 Abs. 1 GG auszusprechen haben. 

aa) Im Zentrum dieses Vorwurfs der Klägerin stand, worauf schon mehrfach 
verwiesen wurde, die offensichtliche Diskrepanz zwischen dem Vermerk vom 
11. Februar 1994, in dem eine Besprechung zwischen der UK und der Beklag­
ten vom 9. Februar 1994 protokolliert wird (Aufbau 1945 und Rütten & Loe­
ning 1844 waren Eigentum des Kulturbundes), und dem völlig anderslautenden 
an die Klägerin gerichteten Schreiben der Beklagten vom 11. Februar 1994 
(Aufbau 1945 und Rütten & Loening 1844 standen im Volkseigentum), wobei 
der Vermerk vom 11. Februar 1994, wie die gesamte Entwicklung zeigt, den 



tatsächlichen Erkenntnisstand zusammenfasste, den die Behörden seit 1991 
erreicht hatten. 

(1) Die Klägerin hatte hierzu bereits darauf hingewiesen, dass die Beklagte kaum 
entlarvender ihre Position und ihr Verständnis der Wahrung (auch) nachwir­
kender Vertragspflichten dokumentieren kann (s. etwa NZBB 110 Abs. 5). 
Dies gilt umso mehr, als Klägerin die Beklagte bekanntlich im Dezember 1993 
um vorsorgliche Abtretung etwa treuhänderisch verwalteter Rechte ersucht 
hatte und das Schreiben vom 11. Februar 1994 die Antwort auf dieses Ersu­
chen darstellte. Der Autor dieses Schreibens, Herr Schmidt, hatte indes an der 
Besprechung am 9. Februar 1944 teilgenommen. Dann aber muss der Inhalt 
des Schreibens geradezu verblüffen. 

(2) Das Berufungsgericht meint demgegenüber, es habe sich bei dem Vermerk der 
UK vom 9. Februar 1994 (nur) um eine vorläufige Rechtsauffassung „nach 
dem derzeitigen Ermittlungsstand" gehandelt, die nicht offenbarungspflichtig 
gewesen sei (BU 34 Abs. 2). 

bb) Diese Wertung ist indes angesichts des Sachvortrags der Klägerin nicht mehr 
ansatzweise verständlich. 

(1) Dies wird schon daran offenbar, dass das Berufungsgericht sich zu dem 
vorgenannten Vermerk (Anlage K 20) wie auch dem Schreiben der Beklagten 
an die Klägerin (Anlage K 21) auf BU 31 bis BU 35 lieber mit keinem Wort 
verhält, so dass - in Anbetracht der im angefochtenen Urteil geradezu zum 
Arbeitsmittel erhobenen Missachtung des Kerns des klägerischen Tatsachen­
vorbringens - zweifelsfrei davon auszugehen ist, dass das Gericht auch diesen 
entscheidungserheblichen Vortrag nicht zur Kenntnis genommen oder jeden­
falls nicht erwogen hat. Dabei gilt dies umso mehr, als die Klägerin der Be­
klagten beweisbewehrt vorgeworfen hatte (Ss. v. 11.5.2009, S. 117 ff, GA II 
117 ff, Beweisangebot Zeugnis Berger), die UK sei durch die damaligen Pro­
zessbevollmächtigten der Beklagten veranlasst worden, ihre tatsächliche, so­
wohl von UK als auch der Beklagten gefasste Rechtsauffassung dazu, dass es 
sich bei Aufbau 1945 um Eigentum des Kulturbundes gehandelt habe, als 
„sekretariatsinterne Rechtsmeinung" zu relativieren. Auch hierzu verhält sich 
das Berufungsgericht abermals - angesichts der das Recht aus Art. 103 Abs. 1 
GG ignorierenden Arbeitsmethode wenig überraschend - mit keinem Wort. 



(2) Insoweit muss auch erstaunen, wenn das Berufungsgericht der Klägerin 
vorhält, sie habe nicht schlüssig vorgetragen, inwiefern die Beklagte mit dem 
Gutachten Prof. Dr. Schlink habe täuschen wollen, habe die Beklagte mit der 
Vorlage eines Rechtsgutachtens doch allenfalls eigene berechtigte Interessen 
vertreten (BU 34 Abs. 4). Dies gilt umso mehr als die Klägerin doch gerade zu 
den Anknüpfungstatsachen, dass Prof. Dr. Schlink von der Beklagten nur 
vorgeschoben worden sei und sie selbst ihm ein Gutachten in sein Heft diktiert 
habe, substantiiert unter Hinweis auf die Widersprüchlichkeiten des Vorgangs 
vorgetragen hatte (Widerspruch Vermerk Dr. Hohmann / Gutachten Prof. Dr. 
Schlink; s. etwa Ss. v. 30.6.2010, S. 34 unten, GA VI 82, S. 38/39, GA VI 
86/87 mit BeweisangebotZeugnis Dr. Hohmann; Ss. v. 11.5.2009, S. 100 - 106 
ff, GA II 100 - 106 mit Beweisangebot GA II 105 Zeugnis Herr Lothert). Dann 
aber hätte das Berufungsgericht auch insoweit - selbst nach der eigenen 
Rechtsansicht (Anknüpfungstatsachen sind substantiiert vorgetragen) - Herrn 
Dr. Hohmann und Herrn Lothert als Zeugen vernehmen müssen. 

cc) Auch dieser Gehörsverstoß ist entscheidungserheblich. Hätte die Klägerin zu 
irgendeinem Zeitpunkt, insbesondere am 29. Dezember 1992 oder auf ihre 
Nachfrage vom 29. Dezember 1993 hin, gewusst, dass die Beklagte davon 
ausging, die Nachfolgeakte der fehlgeschlagenen Umwandlung des Aufbau 
Verlags'seien unwirksam oder zumindest die dem zugrunde liegenden Ermitt¬
lungsergebnisse der UK gekannt, hätte sie - wie hier in der Verfassungsbe­
schwerde auch bereits dargelegt - die Fortführung der Verlagstätigkeit einge­
stellt, nicht weiter Lizenzen, Urheber- und Markenrechte verletzt und nicht 
länger Gesellschafterdarlehen in Anspruch genommen hätte, was zu diesem 
Zeitpunkt noch ohne weiteres möglich gewesen wäre und damit heute nicht 
entsprechenden Schadens- und Rückzahlungsansprüchen ausgesetzt wäre 
(BerBegr. v. 27.1.2010, S. 65, GA IV 236; Ss. v. 25.8.2010, S. 20 f, GA VI 
133/134). Das Berufungsgericht meint hierzu zwar, dass nicht dargelegt oder 
ersichtlich sei, welcher Schaden aufgrund des zeitlich begrenzten Informati­
onsgefälles entstanden sein könnte (BU 35 oben); diese Annahme beruht aller­
dings - wie bereits ausgeführt - gleichfalls auf einem Gehörsverstoß. Insoweit 
erlaube ich mir zur Vermeidung von Wiederholungen auf meine Ausführungen 
unter C. III. 2. d. ee. sowie b. bb. zu verweisen. 

3 Der zuvor benannte Gehörsverstoß ist auch im Rahmen der Verneinung der 
von der Klägerin geltend gemachten Ansprüche aus § 826 BGB von Relevanz 
(BU 35 Abs. 2). 



a) Denn auch im dortigen Zusammenhang hatte die Klägerin substantiiert 
vorgetragen, dass der Vermerk vom 11. Februar 1994 sowie ihr in völligem 
Gegensatz dazu stehendes Schreiben an die Klägerin vom selben Tage zum 
einen den Kenntnisstand der Beklagten im Februar 1994 verdeutlichten, zum 
anderen aber auch ihr erklärtes Ziel (u. a.), die Klägerin an diesen Kenntnissen 
nicht teilhaben zu lassen und die erzielten Erlöse für sich zu behalten, ohne 
sich andererseits darum zu bemühen, den Käufern die ihnen gebührende 
Rechtsstellung zu verschaffen. Dies lässt sich entgegen dem insoweit durchaus 
erstaunlichen Rechtsverständnis des Berufungsgerichts auf BU 34 Abs. 4 in 
anderem Zusammenhang (Gutachten Schlink) auch nicht damit rechtfertigen, 
dass ein solches Vorgehen der „Wahrnehmung berechtigter (sie!) Interessen" 
entspräche. Die Treuhand und die UK waren als Behörden verpflichtet, wahr­
heitsgemäße Auskünfte zu erteilen; indem sie dies wissentlich nicht taten, 
müssen sie sich den berechtigten Vorwurf einer vorsätzlich und sittenwidrigen, 
da allein von fiskalischen Erwägungen geleiteten, Schädigung der Klägerin 
gefallen lassen. 

b) Gerade zu dem Ziel, die Beklagte habe die vereinnahmten Gelder lediglich 
sichern wollen, sich der Problematik der Plus-Auflagen und den Schadenser­
satzansprüchen der Käufer entziehen und die Klägerin weiterhin im Unklaren 
lassen wollen, anstatt insbesondere ihre nachwirkenden vertraglichen Aufklä­
rungspflichten zu erfüllen, hat sich die Klägerin auch umfassen eingelassen (s. 
etwa Ss. v. 16.8.2008, S. 22 unten, GA I 22, S. 25 Mitte, GA I 25, S. 30/31, 
GA I 30/31; Ss. v. 11. 5.2009, S. 45 - 49, GA II 45 - 49, S. 90 unten/91, GA II 
90/91, S. 101 - 106, GA II 101 - 106, S. 106 - 108, GA II 106 bis 108, sowie S. 
115/16; GA II 115/166; zur Kenntnis der Plusauflagen-Problematik zudem Ss. 
v 11.5.2009, S. 36/37, GA II 36/37; statt den zu den Komplexen Gutachten 
und Relativierung der Aktenvermerke gehaltenen Vortrag substantiiert zu 
bestreiten, hat die Beklagte im Wesentlichen und der Substanz der Vorwürfe 
unangemessen versucht, diesen Vortrag als bloße „Verschwörungstheorie­
bzw., als „haltlose Vorwürfe" zu disqualifizieren, etwa Ss. d. Bekl. v. 
19.6.2009, S. 2 Abs. 2, GA III 25, wenig mehr nur auf S. 16 Abs. 4 - 18 Abs. 1, 
GA III 39 - 41)- Al l dies betraf Kernvortrag der Klägerin, zu dem sich das 
Berufungsgericht hätte verhalten müssen. Es wählt stattdessen den Weg, ganz 
zu schweigen, was ihm nur den (durchgreifenden) Vorwurf der Verletzung des 
Art. 103 Abs. 1 GG einbringt. 



c) Schließlich hätte das Berufungsgericht in seine Erwägungen zu § 826 BGB mit 
einstellen müssen, dass die Käufer und die Klägerin der neuerlichen Übertra­
gung der Geschäftsanteile in der Vereinbarung vom 24. November 1992 (sei­
tens der Beklagten mit der Intention, den erkannten Formfehler der Verträge 
aus dem September 1992 zu heilen, vgl. Anlage K 99, S. 4 unten, 5 Abs. 1) nur 
zugestimmt haben, weil die Beklagte behauptete, Teile der Käufer hätte die 
Sittenwidrigkeit dieser Verträge behauptet Auch hier sind die für einen An­
spruch aus § 826 BGB erforderlichen subjektiven Merkmale evident und hat 
das Berufungsgericht auch diesen Vortrag unter Verletzung des klägerischen 
Anspruchs auf rechtliches Gehör verletzt (Art. 103 Abs. 1 GG). Dies gilt insbe­
sondere mit Blick darauf, dass die Beklagte fürchtete, Herr Lunkewitz könne 
sich in den dräuenden Rechtsstreitigkeiten auf die Nichtigkeit der Verträge 
vom September 1991 berufen und die Beklagte deshalb nach ihrer Einschät­
zung dringend darauf angewiesen war, die Geschäftsanteile ein weiteres Mal 
zu übertragen (hierzu Anlage K 100, Vermerk der Beklagten v. 20.1.1993, S. 2 
unter Ziff. 6: „In den nachfolgenden Verhandlungen war die THA in einer 

schlechten Verhandlungsposition, da sie inzwischen die Nichtigkeit der Verträ­

ge erkannt hatte und beßrchtete, Lunkewitz würde sich auf diese Nichtigkeit 

berufen. (...) Der unter 6. skizzierte Vergleich wurde (...) notariell beurkundet, 

wodurch auch die Nichtigkeit der vorherigen Verträge geheilt wurde."). Auch 
den Inhalt dieses Vermerks stellt das Berufungsgericht in seine Erwägungen 
nicht ein (Art. 103 Abs. 1 GG). 

4. Das Berufungsurteil beruht weiter auf einem Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 
GG, als dort Ansprüche der Klägerin aus Amtshaftung verneint werden. Unab­
hängig hiervon drängt sich insoweit auch eine zur Rechtsfortbildung geeignete 
Rechtfrage geradezu auf, wegen der der Bundesgerichtshof die Revision gegen 
das Berufungsurteil des Kammergerichts zwingend hätte zulassen müssen. Der 
damit einhergehenden Grundrechtsbeschwer wird das Bundesverfassungsge­
richt abzuhelfen haben: 

a) Das Kammergericht setzt sich auf BU 28 Abs. 2 - BU 29 Abs. 2 nur mit einem 

Aspekt der Haftung aus § 839 BGB i. V. m. Art. 34 GG auseinander, nämlich 
mit jenem, dass eine Haftung im Zusammenhang mit der Privatisierungsmaß­
nahme ausscheide; insoweit habe die Beklagte privatrechtlich gehandelt 
(BU 28 Abs. 3). 



b) Damit indes zeigt das Berufungsgericht, dass es den Sachvortrag der Klägerin 
nicht annähernd ausgeschöpft hat Die Klägerin hat ihren Anspruch nämhch 
daneben auch auf die Verletzung von Amtspflichten im Zusammenhang mit 
dem Auskunftsersuchen vom 29. Dezember 1993 (Anlage K 19) und der Ant­
wort der Beklagten vom 11. Februar 1994 (Anlage K21) gestützt In dem 
Zusammenhang hat die Beklagte ganz offensichtlich in Ausübung ihres öffent­
lichen Amtes gehandelt und eine drittbezogene Amtspflicht, nämlich die 
Pflicht zur wahrheitsgemäßen Informationserteilung verletzt (vgl. BGH, Urt. 
v 5 5 1994 - III ZR 28/93, NJW 1994, 2087/2090, juris-Tz. 43). Diese Amts­
pflicht hat sie, wie der Vermerk vom 11. Februar 1994 über die Besprechung 
vom 9 Februar (Anlage K 20) eindrücklich zeigt, vorsätzlich verletzt. Die 
Amtspflicht zur richtigen, klaren und vollständigen Auskunftserteilung besteht 
dabei vorliegend auch gegenüber der Klägerin, da die Auskunft gerade von ihr 
beantragt und in ihrem Interesse erteilt wurde. Danach ist der hieraus entstan­
dene Schaden, der auch noch nach der Amtspflichtverletzung vom 11. Februar 
1994 entstanden ist, von der Beklagten zu ersetzen. Das Berufungsgericht setzt 
sich mit diesem Aspekt des geltend gemachten Amtshaftungsanspruch und 
dem Tatsachenvortrag der Klägerin hierzu (etwa Ss. v. 25.8.2010, S. 13/14, GA 
VI 126/127) auf BU 28/29 mit keinem einzigen Wort auseinander; erneut hat 
es den insoweit gehaltenen klägerischen Tatsachenvortrag nicht zur Kenntnis 
genommen, sondern sich allein auf die Vorwürfe in Zusammenhang mit der 
fehlgeschlagenen Privatisierung bezogen. Dies aber, ist wie die NZBB 116 
Abs. 1 treffend bemerkt, „ein anderes Paar Schuhe". 

Unabhängig davon hätte der Bundesgerichtshof die Ansicht des Berufungsge­
richts dazu, dass der Vorgang der Erfassung der den §§ 1 Abs. 4, 11 TreuhG 
unterliegenden Wirtschaftseinheiten untrennbar mit dem Privatisierungsauftrag 
verknüpft und daher dem privaten Rechts zuzuordnen sei (BU28 Abs. 4), 
rechtsfortbildend (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1 ZPO) korrigieren müssen. 

aa) Die Ansicht des Berufungsgerichts, etwa notwendige Vorfeststellungen seien 
wie die Hauptaufgabe privatrechtlicher Natur, ist jedenfalls in jenem Fall of­
fensichtlich unvertretbar, in dem die Treuhandanstalt (wie auch die UK) nach­
weislich davon ausging, dass die umzuwandelnden Betriebe sich gar nicht in 
Volkseigentum befanden. In dem Fall war die Anwendbarkeit des TreuhG von 
Anfang an ausgeschlossen, kam mithin ein Handeln zu Privatisierungszwecken 
nicht in Betracht und musste folgerichtig die Frage der behördlichen Zustän­
digkeit a priori zugunsten der Beklagten Direktorat Sondervermögen gelost 

c) 



bb) 

werden, die für den Vollzuge des PartG DDR zuständig war und zweifelsfrei 
öffentlich-rechtlich handelte. Selbst wenn die Behörden nur Zweifel an den 
Hgentumsverhältnissen gehabt hätten, ergaben sich Überprüfungspflichten, die 
gerade nicht mit dem Privatisierungsauftrag, sondern (zumindest auch) mit der 
Zuständigkeitsbegründung für §§ 20a und 20b PartG DDR und den sich aus 
dem PartG DDR ergebenden Pflichten verbunden, mithin öffentlich-rechtlicher 
Natur sind. Der vorliegende Sachverhalt hätte dem Bundesgerichtshof danach 
Anlass zur Fortbildung des Rechts gegeben, nämlich der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs mit Urteil vom 11. März 2005 (III ZR 90/03, BGHZ 158, 
253 ff, juris-Tz. 19). Es hätte dabei ausgesprochen werden müssen, dass die 
Treuhandanstalt, wenn sie Zweifel daran hatte oder haben musste, ob eine 
Vermögensübertragung nach TreuhG oder eine Vermögensverwaltung auf 
Grundlage der §§ 20a oder 20b PartG DDR zu erfolgen hatte, in Ausübung 
ihres öffentlichen Amtes entsprechende Feststellungen treffen musste. Sind 
diese Feststellungen (wie vorliegend) unterblieben oder falsch, so findet § 839 
BGB in Verbindung mit Art. 34 GG Anwendung. Die Einordnung dieser Prü­
fung als hoheitlich oder nicht hoheitliches Handeln kann eben nicht davon 
abhängen, zu welchem Ergebnis die Beklagte hierbei laut ihrer Erklärungen 
nach außen gelangt ist. Dies hieße nämlich letztlich, dass man von den (nur 
angemaßten) Aufgaben auf die Befugnisse einer Behörde schlösse; ein Schluss, 
der schon methodisch unzulässig ist. 

Richtigerweise war demnach erst einmal die Frage der behördlichen 
Zuständigkeit (hoheitliche Tätigkeit nach §§ 20a, 20b PartG oder privatrechth-
ches Handeln nach §§ 1 Abs. 4, 11 TreuhG) zu klären; die Klärung der selbi­
gen ist jedoch öffentlich-rechtliche Natur und dies gehört zu den rechtsstaatli­

chen Mindeststandards behördlicher Aufgabenerfüllung. In der methodischen 
Fehlsteuerung des Kammergerichts lag daher letztlich auch der Grund, weshalb 
die Revision gegen das Berufungsurteil zur Rechtsfortbildung hätte zugelassen 
werden müssen, obwohl die Treuhandanstalt heute keine Aufgaben mehr wahr­
zunehmen hat. Insoweit hätte der Bundesgerichtshof klarzustellen gehabt, 

dass die von einer Behörde vorgenommene Entscheidung, welche 
der zur Verfügung stehenden Handlungsformen ausgewählt werden 
darf oder soll, hoheitlicher Natur ist. 

Ohne diese Klarstellung dient das hier mit der Verfassungsbeschwerde ange­
fochtene, zunächst einmal aber rechtskräftig abgeschlossene Verfahren aller-



dings künftig der Rechtspraxis als Vorbild dazu, bei einer falschen Handlungs­
formentscheidung der Verwaltung unzulässig von der (ggf. nur angemaßten) 
Aufgabe auf die Befugnis zu schließen. Nachdem der (allgemeinen) Verwal­
tung in den letzten Jahren zunehmend immer weitere Freiheiten eingeräumt 
wurden, sich der Handlungsformen des Privatrechts zu bedienen, besteht auch 
ein Interesse daran, einer falschen Vorbildwirkung, die von dem vorliegenden 
Verfahren ausginge, entgegen zu wirken. Andernfalls bestünde die Gefahr, 
dass die Verwaltung künftig immer dann, wenn sie irrig aufs Privatrecht und 
seiner Handlungsformen ausweicht, sich einer Haftung aus § 839 BGB entzie­
hen könnte, wenn schon die Wahl fehlerhaft war. 

cc) Nachdem der methodische Fehler dem Berufungsurteil „auf die Stirn" 
geschrieben ist, der falsche Schluss von Aufgaben auf die Befugnis aber ein 
immer wieder - auch bei Höchstgerichten (vgl. etwa BVerwGE 87, 37/47; 
dagegen insbes. Schock, DVB1. 1991, 667 ff) - anzutreffen ist, musste der 
Bundesgerichtshof hier nach §§ 544 Abs. 6, 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO 
vorgehen. 

5. Das Berufungsgericht verstößt (wenig überraschend) erneut gegen das 
Grundrecht aus Art. 103 Abs. 1 GG, soweit es im Rahmen seiner Ausführun­
gen zu Ansprüchen aus §§ 426 Abs. 1 Satz 1, 840 Abs. 1 BGB feststellt, die 
Klägerin habe nicht schlüssig vorgetragen, dass sie und die Beklagte durch die 
Nutzung fremder Lizenz- und Verlagsrechte selbst unerlaubte Handlungen 
begangen hätten und sie insoweit zum Schadensersatz oder Ausgleich ver­
pflichtet sei. Das Gegenteil trifft indes zu: 

a) Die Klägerin hatte nämlich mit Schriftsatz vom 30. Juni 2010 (S. 26/27, GA VI 
74/75) auf die bereits mit der Klageschrift vom 16. Oktober 2008 (GA I 1 ff) 
vorgelegte Anlage K 36 verwiesen (Anspruchsschreiben vom 9.5.2008). Be­
reits in diesem Schreiben, worauf die Klägerin auf Seite 26 des Schriftsatzes 
vom 30. Juni 2010 erneut hinweist, ist auf Seite 3 auf die Liste der vom Aufbau 
Verlag verlegten Autoren verwiesen, deren Urheberrechte verletzt worden 
seien und ausgeführt, dass die Klägerin, in der unzutreffenden Überzeugung, 
Inhaberin der Verlagsrechte zu sein, national und international Unterlizenzen 
vergeben und dabei die Gewähr übernommen habe, über die Lizenzen verfügen 
zu können. Auf Seite 4 des Schreibens wird auf das als Anlage 3 ebenfalls 
beigefügte Schreiben der Rechtsanwälte Hauck (Anspruchsschreiben Lunke­
witz gegenüber Klägerin vom 9.5.2008, hier Anlage BK 15) und die Anlage 4 



(Schadensberechnung Rechtsanwalt Dr. Eck vom 9.5.2008, ebenfalls Anlage 
BK 15) verwiesen. In Letzterer wird, wie aus Anlage K 36 und der Anlage BK 
15 hervorgeht, für die Verletzung der Verlagsrechte ein Schadensbetrag von 
23.253.958,82 EUR dargelegt, für die Verletzung der Markenrechte ein Betrag 
von 16.500.001,90 EUR und für den Schaden aus der rechtswidrigen Lizenz­
vergabe ein Betrag von 9.049.400,- EUR (hierzu auch BerBegr. v. 27.1.2010, 
S. 55/56, GA IV 226/227; Ss. v. 25.10.2010, S. 21, GA VI 134 ebenfalls unter 
Verweis'auf die Liste der von der Klägerin seit 1990 unerlaubt verlegten Wer­
ke, Anlage 2 und Anlage 3 zu Anlage K 36, sowie Anlage BK 15 mit den 
Ausführungen Herrn Dr. Ecks). Entgegen den Ausführungen des Kammerge­
richts hatte die Klägerin auch im Einzelnen dargelegt, inwiefern die Beklagte 
neben ihr in mittelbarer Täterschaft für die Verletzung der Verlagsrechte hafte­
te, indem sie sie veranlasste, die Verlagsgeschäfte als vermeintlich eigene zu 
führen (vgl. BerBegr. v. 27.1.2010, S. 53, GA IV 224). Auch hier steht bereits 
aufgrund des Umstands, dass das Berufungsgericht sich mit keinem Wort zu 
dem hierzu gehaltenen klägerischen Vortrag äußert oder vorher auf eine nach 
seiner Auffassung etwa fehlende Substantiierung bzgl. des Anspruchsgrundes 
hingewiesen hätte, zweifelsfrei fest, dass das Kammergericht auch diesen nicht 
zur Kenntnis genommen hat oder nicht zur Kenntnis nehmen wollte. Damit 
verletzt es den klägerischen Anspruch auf rechtliches Gehör, Art. 103 Abs. 1 
GG. 

b) Dies gilt auch, soweit das Berufungsgericht meint, es sei offen, ob und in 
welcher Höhe Dritte Schadensersatzansprüche geltend gemacht haben, die 
nicht bereits von der Freistellungsvereinbarung (Anlage K 97) erfasst seien 
(BU 35 Abs. 4). Was das Berufungsgericht mit diesem Hinweis meint, erhellt 
nicht im Ansatz. Zum einen ist die Freistellungserklärung vom 24. Juni 1992 
(Anlage K 97) durch die Vereinbarung vom 24. November 1992 (Anlage B 23, 
dort S. 11 Abs. 2 bis 4) in vollem Umfang aufgehoben (vgl. Ss. v. 1.5.2009, 
S. 69/70, GA II 69/70: Neuordnung der Freistellung). Die von dem Berufungs­
gericht herangezogene Freistellungserklärung hat also keinerlei Wirkung, was 
das Gericht, hätte es sich die Mühe gemacht, den Sachvortrag der Parteien 
jedenfalls in seinem Kern zu durchdringen, hätte zur Kenntnis nehmen müssen. 
Dann hätte es seine rechtsfehlerhafte Auffassung nicht auch noch mit unstreitig 
nicht gültigen Vereinbarungen zu belegen versucht Auch insoweit ist der 
Gehörsverstoß evident. Darüber hinaus ist zwischen den Parteien ebenfalls 
unstreitig, dass sich die aufgehobene Freistellungsvereinbarung vom 24. Juni 
1992 ebenso wie die Regelung in der Vereinbarung vom 24. November 1992 



(BK 23, S. 11 ff) allein auf die Lizenzverletzungen in Zusammenhang mit der 
Plus-Auflagen Problematik bezog. Auch diesem klaren Wortlaut der Vereinba­
rung, zumal unter Zugrundelegung der Entstehungsgeschichte der Freistel­
lungserklärungen und ihres Sinn und Zwecks hat sich das Berufungsgericht mit 
seiner danach willkürlichen Auslegung auf BU 35 Abs. 4 vollkommen ver­
schlossen. Abermals stellt sich neben dem vorliegenden Verstoß gegen 
Art. 103 Abs. 1 GG der Vorwurf objektiver Willkür an dessen Seite. Es ist 
auch nicht auszuschließen, dass das Berufungsgericht, hätte es den unstreitigen 
Vortrag und die hierzu vorgelegten Dokumente vollständig und inhaltlich 
zutreffend zur Kenntnis genommen und nicht gegen anerkannte Auslegungsre­
geln verstoßen, den Anspruch der Klägerin aus §§ 426, 840 BGB bejaht hätte. 
Damit ist von der Entscheidungserheblichkeit der dargelegten Grundrechtsver­
stöße auszugehen. 

c) Die Gehörsverletzung ist schließlich auch dadurch nachgewiesen, dass die 
Klägerin in der mündlichen Verhandlung vom 10. Februar 2011 gerade in 
Bezug auf die Ausgleichsansprüche nach § 426 BGB ein Schriftsatzrecht bean­
tragt hatte, das ihr nicht gewährt wurde (Terminsprotokoll, GA VII 90). Viel­
mehr wurde am Ende der Sitzung das Urteil verkündet. Hätte das Gericht der 
Klägerin wie geboten einen Schriftsatznachlass gewährt, hätte diese wie vor­
stehend zusammengefasst vorgetragen, insbesondere neuerlich auf den Rechts­
grund ihrer eigenen sowie der Haftung der Beklagten in mittelbarer Täterschaft 
und die Ausführungen Herrn Dr. Ecks sowie die Liste der unerlaubt verlegten 
Werke verwiesen und dem Berufungsgericht vor Augen geführt, dass die Frei­
stellungsvereinbarung vom 24. Juni 1992 aufgehoben und die Freistellungsver­
einbarung vom 24. November 1992 sich ausschließlich auf die Problematik der 
Plus-Auflagen in Bezug auf Rechtsverletzungen der Klägerin gegenüber Ver­
lagen bezog, während die Klägerin die geschädigten Autoren selbst entschädi­
gen musste. Schließlich hätte die Klägerin insoweit Ausführungen dazu ange­
schlossen, dass die Vereinbarungen nur die Freistellung von Ansprüchen der 
Verlage, nicht aber die Freistellung von Ansprüchen der Autoren umfasste 
(hierzu bereits Ss. v. 11.5.2009, S. 70 Mitte unter Verweis auf Ziff. 10 der 
Vereinbarung vom 24.11.1992, Anlage B 23, S. 11, GA II Mitte, sowie S. 73 
Abs. 3 [Forderungen geschädigter eigener Autoren, unter anderem Hans Falla­
da, Lion Feuchtwanger, Heinrich Mann, Robert Merle in Höhe von 2 Millionen 
DM]; Ss. v. 21.1.2011, S. 32 oben, GA II 60 oben). 



6. Das Berufungsurteil sowie der Zurückweisungsbeschluss verletzen ferner auch 
insoweit die Grundrechte der Klägerin, als dort die Ansprüche der Klägerin aus 
§§ 307 Abs. 1 BGB a. F. verneint werden und zugleich die Verträge vom Sep­
tember 1991 einerseits und jener vom November 1992 andererseits als nicht 
einheitlich bewertet werden (BU26 Abs. 3 - BU28 Abs. 1) bzw. im Blick 
darauf die Revision trotz entsprechender durchgreifender Rügen (NZBB 67 
Abs. 4 - NZBB 76) nicht zugelassen wurde. 

a) Das Berufungsgericht hatte Ansprüche aus § 307 Abs. 1 BGB a. F. mit zwei 
die Rechtsfolge jeweils für sich tragenden Argumenten verneint. Zum einen 

könne sich die Klägerin auf eine Nichtigkeit der Verträge vom September 1991 
nicht berufen, weil sie nicht Vertragspartei dieser Verträge gewesen sei und 
diese mit dem nachfolgenden Vergleich vom November 1992 auch kein ein­
heitliches Geschäft bildeten (BU27 Abs. 3). Zum anderen würden die Vor­
schriften der §§ 307 Abs. 1, 306 BGB a. F. durch § 437 Abs. 1 BGB a. F. 
verdrängt (BU 27 Abs. 4). 

b) Diese Doppelbegründung beruht indes in mehrfacher Hinsicht auf 
zulassungsrelevanten Rechtsfehlern, weswegen jedenfalls der Bundesgerichts­
hof die Revision hätte zulassen müssen. Das Bundesverfassungsgericht wird 
auch insoweit die Verletzungen des Art. 2 Abs. 1 GG i. V. m. dem Rechts­
staatsprinzip, aber auch einen objektiven Willkürverstoß (im Rahmen des 
ersten Begründungsansatzes) und einen Gehörsverstoß (im Rahmen des zwei­
ten Begründungsansatzes) gerade des Kammergerichts feststellen und die 
Rechtssache zurückverweisen müssen. 

aa) Soweit das Berufungsgericht die Einheitlichkeit der Rechtsgeschäfte 
1991/1992 verneint, ist das Urteil nicht mehr nachvollziehbar und daher objek­
tiv willkürlich (Art. 3 Abs. 1 GG). Es stellt zudem einen von der Rechtspre­
chung des Bundesgerichtshofs abweichenden, aber verallgemeinerungsfähigen 
und damit symptomatisch rechtsfehlerhaften Obersatz auf, weswegen die Revi­
sion gegen das Urteil des Kammergerichts dringend hätte zugelassen werden 
müssen. 

(1) Objektiv willkürlich ist das Berufungsurteil deshalb, weil es nicht erkennen 
lässt, dass das Berufungsgericht Uberhaupt in eine Auslegung der Verträge 
eingestiegen ist: 



(1.1) Ob der Umstand des zeiüichen Abstandes und der mehreren Urkunden gegen 
eine EinheiÜichkeit des Rechtsgeschäfts sprechen (und in diesem Sinne die von 
dem XI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs angenommene tatsächliche Vermu­
tung nicht entkräftet ist), hätte das Berufungsgericht nämlich unter Ermittlung 
und Auslegung des Parteiwillens (vgl. BGH, Urt. v. 24.10.2006 - XI ZR 
216/05, NJW-RR 2007,395/396, Tz. 17) feststellen und dabei darauf abstellen 
müssen, ob die äußerlich getrennten Rechtsgeschäfte so miteinander verbunden 
sind, dass sie miteinander stehen und fallen sollen, weil das eine Geschäft nicht 
ohne das andere gewollt ist. Hierbei kommt es auf den rechtlichen Zusammen­
hang an. 

(1.2) Dazu hatte die Klägerin vorgetragen, dass sich dieser Zusammenhang 
zweifelsfrei daraus ergäbe, dass es in der notariellen Vereinbarung vom 
24. November 1992 (Anlage B 23, vgl. S. 3, Ziff. 7 und 8) auf Seite 5 Abs. 6 
heißt 

£>ie Erschienenen beabsichtigen, sich hinsichtlich sämüicher Fra­
gen gütlich zu einigen und hierbei sowohl die Geschäftsanteils­
kaufverträge als auch den Grundstückskaufvertrag zugunsten der 
Treuhandanstalt aufrechtzuerhalten und durchzuführen." 

Die bloße Lektüre des Vergleichs vom 24. November 1992 erhellt dabei weite­
res. So vereinbarten die Parteien auf Seite 7 eine Ergänzung des Grundstücks­
kaufvertrages vom 18. September 1991 um einen „§ 6a Vermögensrechtliche 
Ansprüche". Auf Seite 9 Abs. 3 erklären sich die Parteien darüber einig, dass 
auch im Hinblick auf die in den Geschäftsanteilskaufverträgen übernommene 
Verpflichtung der Käufer zur Fortführung des Aufbau Verlages und des Verla­
ges Rütten & Loening die darüber hinaus gehende Verantwortung für die Ver­
meidung der Unterkapitalisierung die Käufer trifft. Auf Seite 10 Abs. 3 findet 
sich eine weitere Konkretisierung einer Regelung des Geschäftsanteilskaufver­
trages vom 18. September 1991; ebenso in Absatz 4 der Seite 10. Auf Seite 14, 
Ziff. 14 wird der Notar D. Müller dann weiter 

von dem Aufbau Verlag und der Treuhandanstalt unwiderruflich 
(...) bevollmächtigt, sämtliche gegebenenfalls zur Durchführung 
des Grundstückskaufvertrages vom 18. September 1991 erforder­
lich werdenden Erklärungen, insbesondere Ergänzungen und Klar­
stellungen (...) vorzunehmen". 



Für die Einheitlichkeit sprechen im Übrigen weiterhin der erneute Verkauf der 
Vertragsgegenstände wegen der beklagtenseits erkannten Nichtigkeit der Ver­
träge aus dem September 1991 (S. 10 Abs. 2, 11 Abs. 1), die Ergänzung des 
Kaufvertrages vom 19. September 1991 über die Verlagsgrundstücke Französi­
sche Straße 32/33, der seinerseits eine Einheit mit den Verträgen vom 18. und 
27. September 1991 über den Geschäftsanteilskauf bildet (S. 6 Abs. 1 bis 
Abs. 7), der Verzicht der Beklagten auf Ausgleichsverbindlichkeiten in Ergän­
zung des Geschäftsanteilskaufvertrag vom 18, September 1991 (S. 10 vorletz­
ter Absatz), die Konkretisierung und Verschärfung der Sanierungsverpflich­
tungen/Beschäftigungsgarantie der Käufer in Bezug auf die Klägerin sowie die 
Neuregelung des Komplexes Freistellung aus Plusauflagen unter Aufhebung 
der Freistellungsvereinbarung vom 24. Februar 1992 (S. 11 Abs. 2 bis 13 
Abs. 3, vgl. Anlagen K 99, K 100). 

(1.3) Dass das Berufungsgericht den Parteiwillen überhaupt ermittelt hätte, ist 
allerdings nicht ersichtlich; vielmehr hat das Gericht sich auf die - zudem 
falsche (dazu nachfolgend unter dem nächsten Unterpunkt (2)) - Behauptung 
zurückgezogen, (allein) aufgrund des zeitlichen Abstandes bzw. der mehreren 
Urkunden sei von der rechtlichen Selbständigkeit auszugehen. Zur Auslegung 
der Verträge fehlen demnach Feststellungen jeder Art. 

Das freilich führt dazu, dass die Entscheidung vorliegend nicht mehr 
verständlich ist. Die Auslegung der Verträge wäre sicherlich Sache des 
Tatrichters und als solche nur begrenzt überprüfbar. Wenn eine gebotene Aus­
legung indes - wie hier - völlig unterlassen wurde, ist dies regelmäßig als 
objektiv willkürlich zu bewerten (vgl. BGH, Beschl. v. 7.10.2004 - V ZR 
328/03, NJW 2005,153/154, juris-Tz. 11,12, Mund 15). 

Nicht mehr verständlich ist die unterlassene Auslegung v. a. auch deswegen, 
weil die Vereinbarung vom 24. November 1992 gerade mit Blick darauf ge­
schlossen wurde, die Verträge vom September 1991 - deren Zusammengehö­
rigkeit sich schon daraus ergibt, dass dem Vertrag vom 18. September 1991 
durch den Vertrag vom 27. September 1991 weitere Parteien beitraten, wobei 
dieser noch gewisse Anpassungen erhielt - zwischen denselben Parteien unter 
Beitritt weiterer Beteiligter aufrechtzuerhalten und durchzuführen (Anlage 
B 23, S. 5 Abs. 6; vgl. zudem Vortrag der Klägerin mit Ss. v. 25.8.2010, S. 3 
Abs. 7 - S. 4 Abs. 1, GA VI 116/117 mit Beweisangeboten und dem Hinweis, 
dass sich die Klägerin zur Umsetzung der von den Käufern übernommenen 



Beschäftigungsgarantie verpflichtet hat). Der Fehler des Berufungsgerichts 
macht die Entscheidung dabei derart unverständlich, dass sie sich als sachlich 
schlechthin unhaltbar und damit als objektiv willkürlich darstellt. 

(2) Daneben ist aber auch die falsch belegte und mit lediglich einem knappen Satz 
ausgedrückte Auffassung, (allein) aufgrund des zeitlichen Abstandes bzw. der 
mehreren Urkunden sei von der rechtlichen Selbständigkeit auszugehen 
(BU27 Abs. 3 letzter Satz), symptomatisch rechtsfehlerhaft. Allein deshalb 
hätte es ersichtiich der Zulassung der Revision zur Sicherung der Einheitlich­
keit der Rechtsprechung bedurft. 

(2.1) Dies folgt schon daraus, dass das Berufungsgericht die in Bezug genommene 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (Urt. v. 24.10.2006 - XI ZR 216/05, 
NJW-RR 2007, 395/396, Tz. 17 - 19) völlig verkennt. Dort findet sich der 
behauptete Obersatz: 

In den Fällen, in denen verschiedene Absprachen in einem zeitli­
chen Abstand oder in mehreren Urkunden getroffen werden, ist re­
gelmäßig von der rechtlichen Selbständigkeit der Verträge auszu­
gehen. " 

nicht. Stattdessen heißt es beim Bundesgerichtshof (Tz. 19), dass 

bei getrennt abzuschließenden Rechtsgeschäften eine tatsächliche 
Vermutung ßr die rechtliche Selbständigkeit der jeweiligen Ver­
einbarungen streitet." 

(2.2) Darin zeigt sich indes ein erheblicher Unterschied. Das Kammergericht stellt 
nämlich nicht lediglich eine tatsächliche Vermutung auf, die regelmäßig durch 
Ermittlung des Parteiwillens widerlegt werden könnte. .Vielmehr zeigt das 
Kammergericht dadurch, dass es erst gar nicht in die Ermittlung des Parteiwil­
lens eintritt, sehr deuüich, dass es die Regelmäßigkeit der rechtlichen Selbstän­
digkeit praktisch absolut setzt, also nur in besonderen Ausnahmefällen von 
dem Rechtssatz abzuweichen sei. Dann aber ist der falsche Obersatz gerade in 
der Kombination mit der unterbliebenen Auslegung geeignet, die Rechtspraxis 
fehlerhaft anzuleiten. Dass dadurch die Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
gefährdet wird, drängt sich dann aber geradezu auf. Die versagte Zulassung der 
Revision ist dann aber nicht mehr verständlich. 



bb) Dass die Vorschriften der §§ 307 Abs. 1, 306 BGB a. F. durch § 437 Abs. 1 
BGB a. F. verdrängt würden, ist überdies schlicht falsch: 

(1) Das Berufungsgericht weist dabei zunächst noch zutreffend darauf hin, dass 
§ 306 BGB a. F. von § 437 BGB a. F. verdrängt würde, wenn das Bestehen des 
Rechts zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses objektiv möglich war (zur 
Anwendbarkeit des § 437 BGB a. F. auf den Unternehmenskauf vgl. BGH, Urt. 
v. 7.1.1970 - I ZR 99/68, NJW 1970, 556). § 306 BGB a. F. gälte hingegen, 
wenn der Bestand oder die Entstehung des Rechts zum Zeitpunkt des Vertrags­

abschlusses aus rechtlichen Gründen unmöglich war (vgl. Putzo, in: Palandt, 
BGB, 59. Aufl. 2000, § 437 Rn. 1 mit Verweis auf RG, Urt. v. 16.5.1917 -
V 30/17, RGZ 90,240/244). 

Das Berufungsgericht meint dann weiter, § 306 BGB a. F. sei vorliegend durch 
§ 437 BGB a. F. verdrängt, weil die verkauften Geschäftsanteile an den Gesell­
schaften im Aufbau „ihrer Art nach entstehen und übertragen" werden konn­
ten. Die Anteile bestanden, so das Gericht, „falls die SED/PDS die Verlage 

durch die Übergabe-IÜbernahmevereinbarung" im März 1990 wirksam in 
Volkseigentum überführt hatte (BU 27 Abs. 4). 

(2) Das jedoch ist nicht richtig: 

(? 1) Insoweit ist zunächst daran zu erinnern, dass der Vertrag vom 18. September 
1991 (Anlage K 132) darauf gerichtet war, den Käufern die Geschäftsanteile an 
der beim Amtsgericht Charlottenburg unter HRB 35 991 eingetragenen Auf­
bau-Verlag, GmbH im Aufbau, und der unter HRB 37 765 eingetragenen Rüt­
ten & Loening, Berlin GmbH im Aufbau, jeweils entstanden durch Umwand­
lung der ehemaligen VEB Aufbau Verlag und VEB Rütten & Loening nach 
§§ 1 Abs. 4, 11 Abs. 2 TreuhG (Anlage K 132, S. 1: Gegenstand, a) und b)) zu 
übertragen. 

Insoweit ist dann weiter daran zu erinnern, dass Aufbau 1945 und Rütten & 
Loening 1844 nicht aus Volkseigenen Betrieben umgewandelt werden konnten, 
weil sie bis zum 1. Juli 1990 nicht in Volkseigentum übertragen worden waren. 
Ab dem Zeitpunkt konnten Kapitalgesellschaften im Aufbau nach TreuhG aus 
Rechtsgründen nicht mehr entstehen und hätten selbst bei einer späteren Über­
tragung der Verlage in Volkseigentum, die nicht stattgefunden hat, nicht ent­
stehen können, weil der 1. Juli 1990 ein gesetzlich festgesetzter Stichtag war. 



Bedeutungslos ist es für die Beurteilung, wer sonst (Organisations-)Eigentümer 
der Verlage gewesen sein mag. AHein entscheidend ist, dass am gesetzlichen 
Stichtag kein Volkseigentum bestand. Danach kann dahinstehen, dass die 
Eigentumskategorie des Volkseigentums mit Ablauf des 2. Oktober 1990 auch 
noch wegfiel. In dem Zusammenhang ist schließlich noch in Erinnerung zu 
rufen, dass das Berufungsgericht gerade nicht, jedenfalls aber unter Verletzung 
des Art. 103 Abs. 1 GG festgestellt hat, dass die SED/PDS den OEB Aufbau-
Verlag durch die Übergabe-/Übemahmevereinbarung vom Marz/April 1990 in 
Volkseigentum überführt hatte (insoweit sei zur Vermeidung von Wiederho­
lungen und Längen insbesondere auf die Ausführungen unter C. IL 7. zu ver­
weisen). Auch in dem hier nun entscheidungserheblichen Zusammenhang 
finden sich insoweit keine abweichenden Feststellungen, sodass sich der bereits 
dort festgestellte und gerügte Gehörsverstoß hier fortsetzt. 

(2.2) Dann aber war eine Übertragung der Geschäftsanteile entgegen der Annahme 
des Berufungsgerichts im September 1991 aus rechtlichen Gründen unmöglich, 
so dass § 306 BGB a. F. Anwendung hätte finden müssen: 

(2.21) Dies liegt eben gerade daran, dass die Beklagte den Käufern aus rechtlichen 
Gründen die Geschäftsanteile an den Vertrags gegenständlichen Kapitalgesell­
schaften i. A. nicht übertragen konnte, da diese nicht entstanden waren und sie 
selbst demgemäß auch nicht nach §§ 1, 11 TreuhG Inhaberin der Anteile ge­
worden war, sondern es sich bei den in das Handelsregister beim Amtsgericht 
Charlottenburg eingetragenen Gesellschaften nur um Scheingesellschaften 
handelte. Die Klägerin hatte auf diesen Umstand wiederholt explizit hingewie­
sen, bspw. durch folgende Passage: 

„Die Beklagte hatte sich durch diesen Vertrag zum Verkauf und zur 
Übertragung nicht existierender Geschäftsanteile an nicht existie­
renden Kapitalgesellschaften im Aufbau nach [...] verpflichtet, so 
dass ein Fall der anfänglichen objektiven Unmöglichkeit vorliegt, 
auf den wie vorgetragen auch § 437 BGB nicht anzuwenden ist, da 
die verkauften Rechte von vornherein aus Rechtsgründen nicht ent­
stehen konnten." (vgl. Ss. v. 25.8.2010, S. 2Mitte, GA VI 115). 

Zum Zeitpunkt der Übertragung auf die Käufer hätte auch die SED - unter­
stellt sie wäre je deren Eigentümer gewesen - die Verlage nicht mehr in Volks­
eigentum übertragen können, wenn dies bisher noch nicht erfolgt war; dies 
ebenfalls aus rechtlichen Gründen, nämlich wegen § 20b Abs. 1 PartG DDR, 



§§ 1 Abs. 4, 11 Abs. 2 TreuhG. Hinzu kommt wie dargelegt, dass mit Ablauf 
des 9 Oktober 1990 die Kategorie des Volkseigentums (wie auch des Organi­
sationseigentums) auch noch weggefallen war. Und schließlich ist ebenfalls aus 
rechtlichen Gründen zweifelhaft, ob die SED/PDS die Verlage mit einer (oh­
nehin ja aber unwirksamen) Übertragung im März/April 1990 zum 1. Januar 
1990 in Volkseigentum überführen konnte, so dass die Beklagte hierüber in 
Form von Anteilen an Kapitalgesellschaften i. A. nach dem TreuhG hätte nach 
§§ 1, 11 TreuhG frei hätte verfügen können, wenn zugleich das Vermögen der 
SED wie es am 7. Oktober 1989 bestand, unter treuhänderischer Verwaltung 
der UK stand, § 20b Abs. 2, Abs. 3 PartG DDR (im Übrigen jedenfalls rechtli­
che Unwirksamkeit der Übergabe-ZÜbernahme nach § 64 ZVG). Wie dargelegt 
war es sowohl zwischen den Behörden und ist es zwischen den Parteien des 
Rechtsstreits unstreitig, dass auf beide Verlage über den 1. Juli 1990 hinaus das 
PartG DDR anzuwenden war (vgl. Ss. d. Bekl. v. 19.6.2009, S. 15 Abs. 3, GA 
III 38, und oben C. III. 2. d. cc. (6)). 

(9 22) Dass im Zeitpunkt der Vertragsschlüsse Unternehmen existierten, die durch 
Umwandlung entstanden waren, weil für sie die treuhandgesetzlichen Entste­
hungsvoraussetzungen eingehalten worden, sie insbesondere bis zum 1. Juli 
1990 in Volkseigentum Ubergeben worden waren, reicht entgegen der Auffas­
sung des Kammergerichts nicht aus, um die Anwendbarkeit der §§ 306, 307 
BGB a. F. im vorliegenden Fall auszuschließen. Maßgeblich für die Anwend­
barkeit des § 306 BGB a. F. anstelle des § 437 BGB a. F. ist vielmehr, dass 
dies in Bezug auf die konkret vertragsgegenständlichen Gesellschaftsanteile 

aus Rechtsgründen ausgeschlossen war, weil diese mangels Anwendbarkeit des 
Treuhandgesetzes auf die Verlage nicht entstanden waren und auch nicht ent­
stehen konnten. 

(3) Die falsche Rechtsansicht des Berufungsgerichts ist letzüich lediglich eine 
Weiterung des an anderer Stelle unterlaufenen und auch dort von dieser Ver­
fassungsbeschwerde gerügten Gehörsverstoßes (wie erwähnt: zur Ubergabe-/ 
Übernahmevereinbarung vom März/April 1990, Anlage K 69) und bemht auf 
diesem. Der hier dargestellte Rechtsfehler nimmt daher an jenem Grundrechts­
verstoß teil, weshalb ihn schon der Bundesgerichtshof im - von ihm zu eröff­
nenden - Revisionsverfahren hätte korrigieren müssen. Diese Aufgabe obliegt 
nun dem Bundesverfassungsgericht. 



(4) Der Rechtsfehler hätte daneben aber auch zur Zulassung der Revision zur 
Fortbildung des Rechts und/oder zur Ausräumung eines symptomatischen 
Rechtsfehiers (also zur Sicherung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung) 
führen müssen, wobei mit der schlechterdings nicht nachvollziehbaren Versa­
gung selbiger eine Verletzung des klägerischen Grundrechts auf wirkungsvol­
len Zugang zur gesetzlich eröffneten Revisionsinstanz einhergeht. 

(4.1) Die Rechtsprechung hat die Nichtigkeit von Verträgen über den Kauf von 
Rechten nämlich wiederholt in den Fällen bejaht, in denen Rechte der verkauf­
ten Art grundsätzlich existieren konnten und lediglich die Entstehung des 
verkauften Rechts im konkreten Fall nicht vorlag. 

Soweit das Berufungsgericht also im Ergebnis die gegenteilige Ansicht vertritt, 
dass bei einem Geschäftsanteilsverkauf § 306 BGB a. F. nur dann eingreife, 
wenn Rechte der fraglichen Art überhaupt nicht existieren, während §437 
BGB a. F. gelte, wenn es um den Verkauf eines Rechts gehe, das zwar nicht 
bei Vertragsschluss, aber irgendwann einmal und nach ganz anderen, längst 
ungültig gewordenen Gesetzen existiert haben kann, erweist sich vor dem 
Hintergrund der jedenfalls überwiegenden Entscheidungen zu vergleichbaren 
Sachverhalten unter Aufstellung eines divergierenden Obersatzes als rechtsfeh­
lerhaft. Dabei trifft der Vorwurf der Divergenz insbesondere folgende, nach 
wie vor rechtsgültige Entscheidungen: 

RG Urt v 15 3 1902 - I 392/01, RGZ 51, 92/94 zur Nichtigkeit eines 
Lizenzvertrages, soweit die Lizenz sich auf einen Zeitraum bezog, in dem 
das fragliche Patent bereits ausgelaufen war 

- RG Urt v 8 11 1902 - I 124/02, RGZ 52, 417/422 f zur Nichtigkeit eines 
Aktienübertragungsvertrages, weil die Aktien zum Zeitpunkt des Vertrags­
schlusses noch nicht errichtet waren und deren Errichtung m der Zukuntt 
wegen eines zwischenzeitlich durchgeführten Kapitalerhöhungsbeschlusses 
ausgeschlossen war 

- RG Urt v 84 1908 - I 323/07, RGZ 68, 292/293 f zum Verkauf eines 
Gebrauchsmusters, dem bereits zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses die 
Schutzbedürftigkeit fehlte; in diesem Sinne auch RG, Urt. v. 3.4.19U9 -
V 375/08, Das Recht 1909, Nr. 1667 

RG Urt v ' 9 5 1918 - V 24/18, Das Recht 1918, Nr. 1126 zu einem 
nichtigen Vertrag über die Abtretung einer Hypothek, weil diese zu dem 
Zeitpunkt zu dem der Käufer das bereits länger zurückliegende Angebot 
des Verkäufers annahm, in der zwischenzeitlich durchgeführten 



Zwangsversteigerung bereits ausgefallen war, so dass dem Käufer die ver­
tragsgegenständliche Hypothek nicht mehr verschafft werden konnte 

RG Urt v 18 11 1911 -1 79/11, RGZ 78, 10/12 f: ein Lizenzvertrag sei 
dann nicht nach § 306 BGB nichtig, wenn Patente später für nichtig erklart 
Sen weil das'für nichtig erklärte Patent in der Zeit bis zum Eintritt des 
SÄStsurtrils bestanden und somit dem Käufer faktischen Schutz ver­
schafft habe- § 306 BGB greife aber demgegenüber dann, wenn em Paten 
mit dem vereinbarten Schutzumfang, wie irrtümlich angenommen, mcht 
"öghch sei, weil dessen vermeintlicher < * ^ < ? ^ ^ 
meinfrei gewesen sei; anknüpfend hieran etwa BGH, Urt v. ^ 9 7 6 
X ZR 22/75, NJW 1977, 104 f und BGH, Urt. v. 27.6.1991 - I ZR 7/90, 
NJW 1992,232/233 f 

(4 9) Die Klägerin ist sich dabei durchaus bewusst, dass es sich bei der Regelung des 
§ 306 BGB a F. bzw. jener des § 437 BGB um auslaufendes Recht handelt 
Gleichwohl hätte der vorliegende Sachverhalt dem Bundesgerichtshof Anlass 
zur Klarstellung gegeben, dass für die Anwendbarkeit des § 306 BGB a. F^ 
anstelle des § 437 BGB a. F. maßgebend ist, dass die Übertragung in Bezug auf 
die konkret vertragsgegenständlichen Gesellschaftsanteile aus Rechtsgründen 

ausgeschlossen war, weil diese mangels Anwendbarkeit des Treuhandgesetzes 
auf die Verlage nicht entstanden waren und auch nicht entstehen konnten. Eine 
solche höchstrichterliche Entscheidung hätte dabei nach wie vor für die Zu­
kunft richtungweisend sein, gerade auch weil noch längst nicht alle Rechts­
streitigkeiten aus Privatisierungen durch die Treuhandanstalt rechtskräftig 
abgeschlossen sind, die Frage der Anwendbarkeit des § 306 BGB a. F. auch m 
diesen Verfahren noch in einer erheblichen Anzahl von Fällen eine Rolle spie­
len kann und die Frage daher jedenfalls derzeit noch weiterhin von Bedeutung 
ist (vgl. hierzu BGH, Beschl. v. 27.3.2003 - V Z R 291/02, WM 2003, 987, 
juris-Tz. 7, dargelegt in NZBB 75 Abs. 2). 

7 Das Berufungsurteil sowie der Zurückweisungsbeschluss des Bundesgerichts­
hofs verletzen schließlich auch die Grundrechte der Klägerin soweit dort der 
Klageanspruch zu 4 (Schadensersatz wegen Nichtigkeit der Verträge vom 
September 1991 und November 1992) als unzulässig (1991) oder unbegründet 
(1992) zurückgewiesen (BU 36 Abs. 6 - BU 37 Abs. 2) bzw. im Blick darauf 
die Revision trotz entsprechend durchgreifender Rügen (NZBB 119 Abs. 2 -
NZBB 127 Abs. 1) nicht zugelassen wurde. 

Angebliche Unzulässigkeit des Klageantrags zu 4 (1991, BU36 Abs. 6 -

BU 37 Abs. 2): 
a ) 



llZZs^Z «, Aufbau U.u.ationsgase.sc^ mbH vom 1, Nov. Z012 

Das Berufungsurteil verneint hinsichtlich des Feststellungsanspruchs, soweit er 
auf Schäden aus der Nichtigkeit der beiden Verträge vom 18. und 
27 September 1991 gerichtet ist, das Feststellungsinteresse der Klagenn, da sie 
nicht Vertragspartei dieser Verträge geworden sei, die Nichtigkeit der Verträge 
keine Auswirkungen auf ihre Rechtsposition hätte, weil sie an beiden Vertra­
gen nicht beteiligt gewesen sei und die Rückabwicklung im Verhältnis der 
Kaufvertragsparteien zu erfolgen hätte. Welche Ansprüche der Klägerin^sich 
bei Feststellung der Nichtigkeit ergeben könnten, sei nicht dargelegt (BU 37 
Abs. 2). 

Diese Ansaht beruht jedoch - abermals - auf einem Gehörsverstoß und 
objektiver Willkür, zudem ist sie in entscheidungserheblicher Weise sympto­
matisch rechtsfehlerhaft, weshalb jedenfalls der Bundesgerichtshof die Revisi¬
on hätte zulassen müssen. Das Bundesverfassungsgericht wird auch insoweit 
die Verletzungen des Art. 103 Abs. 1 GG sowie des Art. 2 Abs. 1 GG i. V. m. 
dem Rechtsstaatsprinzip feststellen und die Rechtssache zurückverweisen 

müssen. 

Das Kammergericht kann jedenfalls zu seiner Auffassung nur dadurch gelangt 
sein dass es den Prozessstoff auch in diesem Punkt nicht vollständig zur 
Kenntnis genommen und gewürdigt haben kann. Es blendet letztlich zentralen 
und entscheidungserheblichen Vortrag der Klägerin aus, was unter der Ägide 
des Art 103 Abs. 1 GG keinen Bestand haben kann. Die insoweit die Gehors-
rüge tragenden besonderen Umstände, die zweifelsfrei belegen, dass das Beru­
fungsgericht den Vortrag der Klägerin und insbesondere den Inhalt der Anlage 
B 23 nicht zur Kenntnis genommen und erwogen hat, sind bereits dadurch 
dargetan und nachgewiesen, dass das Berufungsgericht die Ausführungen des 
Landgerichts als zutreffend bezeichnet, und diese dann (im Wesentlichen) 
abschreibt (vgl. BU 37 Abs. 2 / LU 22 Abs. 1). Bereits das Landgencht hatte 
indes den Kern des klägerischen Vortrags nicht erkannt. 

(1) Dies ist für das landgerichtliche Urteil bereits dadurch belegt, dass das 
Landgericht die Vereinbarung vom 24. November 1992 gar als Bestätigung der 
Verträge vom September 1991 qualifiziert (LU 22 Abs. 1). Dies spräche indes 
erst Recht für ein Feststellungsinteresse der Klägerin und für eine Zulässigkeit 
der Klage. Träfe die Annahme der Bestätigung im Sinne des § 141 BGB (wie 
schon mangels Kenntnis von Unwirksamkeitsgründen auf Seiten der Klagenn 

aa) 



und ihrer Gesellschafter materiell-rechtlich nicht) zu, würde dies (zu Argumen­
tationszwecken unterstellt) nur zur Unbegründetheit des Antrages führen. Es 
handelt sich insoweit um eine so genannte doppelrelevante Tatsache, die so­
wohl für die Zulässigkeit als auch die Begründetheit notwendigerweise erheb­
lich wäre. Sie würde erst bei der Prüfung der Begründetheit festgestellt; für die 
Zulässigkeit reicht die einseitige Behauptung aller erforderlichen Tatsachen 
durch die Klägerin aus. Hinzu kommt, dass die Klägerin hier die Feststellung 
eigener Schadensersatzansprüche aus der Nichtigkeit der Verträge begehrt und 
damit ein eigenes Rechteverhältnis geltend macht, wie die Beklagte in ihrer 
Beschwerdeerwiderung (NZBE 23 Abs. 1) zutreffend herausarbeitet. 

(2) Das Berufungsgericht meint im Rahmen seiner Feststellungen zum fehlenden 
Feststellungsinteresse (BU 37 Abs. 2) überdies, dass die Verträge aus dem 
September 1991 und dem November 1992 kein verbundenes Geschäft im Sinne 
des § 139 BGB darstellten und verweist auf seine diesbezüglichen Ausführun­
gen auf BU 27 Abs. 3. Es fehle an dem erforderlichen Einheitlichkeitswillen 
der Parteien. Diese Feststellung ist dort jedoch schon als objektiv willkürlich 
entlarvt worden (s. dort zu Punkt C. III. 6. b. aa. (1)), wobei sich die Rüge aus 
Art. 3 Abs. 1 GG hier fortsetzt. 

bb) Unabhängig davon ist aber auch die Auffassung, die fehlende Einheitlichkeit 
eines Rechtsgeschäfts führe dazu, dass die Klägerin als Dritte kein Interesse an 
der Feststellung des Rechtsverhältnisses zu anderen habe, symptomatisch 
rechtsfehlerhaft, weshalb der Bundesgerichtshof keine Wahl gehabt hat, als die 
Revision gegen das Berufungsurteil zur Sicherung einer einheitlichen Recht­
sprechung zuzulassen. Die Nichtzulassung ist dann aber nicht mehr verständ­
lich. 

(1) Das Interesse an der Feststellung des Rechtsverhältnisses zu Dritten ist nämlich 
nicht durch das Erfordernis eines einheiüichen Rechtsgeschäftes determiniert. 
Vielmehr 

kann ein Rechtsverhältnis zu Dritten schon dann Gegenstand einer 
Feststellung sein, wenn es zugleich für die Rechtsbeziehungen der 
Prozessparteien untereinander von Bedeutung ist und der Klager 
ein rechtliches Interesse an der baldigen Feststellung gerade gegen­
über der anderen Prozesspartei hat 
(BGH Urt v 16.6.1993 - VIII ZR 222/92, BGHZ 123, 33/46; 
BGH. Urt. v. 19.1.2000 - IV ZR 57/99, VersR 2000, 866 mwN) 



(3) 

So liegt es auch hier, wie sich unmittelbar aus den in der Vereinbarung vom 
24 November 1992 getroffenen Regelungen ergibt. Diese beziehen sich in 
etlichen Bereichen auf Konkretisierungen und Klarstellungen der Verträge vom 
18 und 27. September 1991, so dass es für die hiesige Klägerin auch im Ver­
hältnis zur Beklagten ersichtlich von Bedeutung ist, ob diese Verträge nichtig 
sind. Die Frage der Nichtigkeit stellt sich damit auch gerade nicht nur im Ver­
hältnis zwischen den Vertragsparteien. 

(2) Das Berufungsgericht stellt demgegenüber als einzig inhaltliches Argument 
dafür dass das Rechtsverhältnis nur die Vertragsparteien betreffe, darauf ab, 
dass die Voraussetzungen des § 139 BGB nicht vorlägen. Damit entwirft es 
den (versteckten) Rechtssatz, 

dass sich das Interesse an der Feststellung des Rechtsverhältnisses 
zu Dritten danach bemisst, ob die Voraussetzungen der Einheit­
lichkeit des § 139 BGB vorliegen. 

Mit dieser Würdigung weicht das Berufungsgericht deutlich von der 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ab, wobei diese Abweichung entweder 
auf einem grundsätzlichen Missverständnis beruht oder aber darauf, dass das 
Gericht aufgrund anderer Erwägungen zu einer abweichenden Auslegung der 
Anforderungen des § 256 ZPO gelangt. Die für eine Zulassung der Revision 
zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung indizielle Wiederholungs­
und Nachahmungsgefahr war zudem darin begründet, dass das hier mit der 
Verfassungsbeschwerde angegriffene Urteil bereits das Landgericht Frankfurt 
(LG Frankfurt, Urt. v. 7.10.2011 - 2-04 O 605/09, Anlage NZBB 5) in einem 
Folgeverfahren zwischen Herrn Lunkewitz und der hiesigen Klägerin mehrfach 
aufgegriffen wurde. Damit liegt auch die für einen sog. symptomatischen 
Rechtsfehler erforderliche Nachahmungsgefahr (vgl. BGH, Beschl. v. 
23 3 9011 - IX ZR 212/08, NJW 2011, 2443/2444 unter Bezugnahme auf 
BGH^Beschl. v. 8.9.2004 - V ZR 260/03, NJW 2005, 154/155) vor, die eben­
falls die Zulassung der Revision zur Sicherung einer einheiüichen Rechtspre­
chung erforderlich gemacht hätte. 

Die soeben dargelegten Grundrechtsrechtsverstöße des Kammergerichts sowie 
des Bundesgerichtshofs sind auch entscheidungserheblich, obwohl das Kam­
mergericht sein Urteil in diesem Punkt auf die weitere Erwägung stützt, die 



Klägerin habe nicht dargelegt, welche Ansprüche sich aus der Feststellung der 
Nichtigkeit ergeben könnten (BU 37 Abs. 2 vorletzter Satz). Dass sie dies nicht 
dargelegt haben soll, ist indes eine Feststellung, die nur unter Verstoß gegen 
Art. 103 Abs. 1 GG getroffen werden konnte: 

(1) Die Klägerin hatte nämlich sehr wohl dargelegt, dass sie von ihren 
Gesellschaftern mit Kapitaleinlagen und mit Gesellschafterdarlehen ausgestat­
tet wurde, die bis zum Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens vom 
30. Mai 2008 eine Gesamthöhe von 27 Mio. EUR erreicht hatten (BerBegr. 
v. 27.1.2010, S. 55, GA IV 226). Die Kapitaleinlagen und die Gesellschafter­
darlehen seien verloren, seit sich im Zuge der Entscheidung des Bundesge­
richtshofs vom 3. März 2008 die Vermögenslosigkeit der Klägerin herausge­
stellt habe. Sie seien an die Gesellschafter zu erstatten (BerBegr. v. 27.1.2010, 
S. 55, GA IV 226). Aus Anlage BK24 (Sehr. v. 9.5.2008, S. 2 und S. 4, Auf­
forderungsschreiben Lunkewitz an Klägerin ) ergibt sich zudem, dass entspre­
chenden Ansprüche bereits geltend gemacht wurden: 

„B. Schaden und Schadenshöhe (...) Ferner hat unser Mandant der 
Auflau Verlagsgruppe GmbH erhebliche finanzielle Mittel zur Ver-
ßgung gestellt, die zurückgefordert werden." - „Substantielle 
Vermögenstransfers an die Verlagsgruppe in der Annahme, diese 
sei Inhaberin des Vermögens des Außau-Verlages. Diese sind zu­
rückzuzahlen und entstandene Schäden auszugleichen". 

Bereits aus diesem Vortrag folgt ohne weiteres, dass sich aus der Feststellung 
der Nichtigkeit Ansprüche der Klägerin ergeben können, da sie von ihren 
Gesellschaften auf Erstattung der Darlehen und Einlagen in Anspruch genom­
men (werden) wird. Diesen Schaden hätte die Beklagte im Übrigen ebenfalls 
und wie dargelegt nach § 826 BGB sowie aufgrund der Verletzung ihrer vor-
und nachvertraglichen Aufklärungspflichten sowie nach § 839 BGB in Verbin­
dung mit Art. 34 GG zu ersetzen. 

(2) Dass das Berufungsurteil auch in diesem Zusammenhang negiert, ein 
substantiierter Vortrag habe stattgefunden, ist freilich kaum noch verwunder­
lich, nachdem sich das Kammergericht zu nahezu sämtlichen Fragen des vor­
liegenden Rechtsstreits nur auf eine äußerst rudimentäre Wiedergabe des (zu­
gegebenermaßen umfassenden) klägerischen Vortrags beschränkt. Es ist jeden­
falls angesichts der vorstehenden Ausführungen davon auszugehen, dass das 



Berufungsgericht den Kern des klägerseits vorgebrachten Prozessstoffes nicht 

zur Kenntnis genommen und erwogen hat. 

b) Angebliche Unbegründetheit des Klageantrags zu 4 (1992, BU37 Abs. 3 -

BU 39 Abs. 3): 

aa) Soweit in 

_ BU 37 Abs. 4 unter Bezug auf BU 26 Abs. 3 - BU 28 Abs. 1 darauf hinge­
wiesen wird, dass sich dre Nichtigkeit des Vertrages vom 24. November 
1992 jedenfalls nicht aus § 306 BGB a. F. ergebe, 

und in 

- BU 38 Abs. 4 unter Bezug auf BU 30 Abs. 5 (meint: Abs. 4) betont wird, 
dass eine Aufklärung über die Formnichtigkeit der 1991 geschlossenen 
Verträge nicht geboten gewesen sei, da die Klägerin nicht Partei dieser 
Verträge gewesen sei, 

sei auch hier auf die insoweit geltend gemachten Grundrechtsverstöße 
verwiesen, wie sie unter C. III. 6. und C. III.2.e. dargelegt wurden. Diese 
setzen sich hierhin fort und sind auch insoweit vom Bundesverfassungsgericht 
zu beanstanden. 

bb) Aber auch die übrigen Ausführungen dazu, dass die Anfechtungsgründe nach 
§ 149 Abs 1 BGB (arglistige Täuschung über die Bösgläubigkeit der Beklag­
ten bezüglich der Plusauflagen) nicht vorgelegen hätten, verstoßen - erneut -
gegen Art. 103 Abs. 1 GG, aber auch gegen Art. 3 Abs. 1 GG: 

( 1 ) Das Berufungsgericht meint, der Vortrag der Klägerin sei unsubstantiiert und 
stütze sich allein auf den Vermerk der Polizei vom 2. Oktober 1991 (Aiüage 
K74) Diesem indes sei nicht zu entnehmen, über welche Kenntnisse der Plus-
Auflagen Problematik die Beklagte bei Vertragsschluss verfügt haben solle. 
Zudem sei die Regelung dieser Problematik gerade Gegenstand der Vereinba­
rung vom November 1992 gewesen (BU 39 Abs. 2). 



(9) Auch insoweit sei vorab auf die Ausführungen zu C. III. 3. (zu § 826 BGB, 
dort Rüge aus Art. 103 Abs. 1 GG) verwiesen. Der dortige Gehörsverstoß setzt 
sich hierhin fort. 

(3) Im Übrigen sei aber nochmals betont, dass das Feststellungsbegehren schon 
deshalb begründet war, soweit die Klägerin die Nichtigkeit auf § 142 Abs. 1 
BGB und eine arglistige Täuschung durch die Beklagte über die Plus-Auflagen 
Problematik (Verschweigen der vorherigen Kenntnis der Beklagten) und die 
Anfechtungserklärungen der BFL und Herrn Lunkewitz stützt (BU 39 Abs. 1 
und 2, Anfechtung vom 26.6.2007, Anlage K 85). 

Der dazu getätigte Vortrag war auch alles andere als unsubstantiiert: 

(3 1) Die Klägerin hat dazu nicht nur vorgetragen, dass Herr Dr. Richter den 
Ermittlungsbehörden mitgeteilt habe, der Aufbau-Verlag stehe urrrnittelbar vor 
dem Verkauf und es drohe Beweismittelverlust (so aber BU 39 Abs. 2). Die 
Klägerin hat darüber hinaus vorgetragen, dass die Treuhandanstalt, nämlich 
Herr Dr. Richter als Leiter der Stabsstelle besondere Aufgaben", die sich 
gerade mit Regierungskriminalität beschäftigte, bereits unmittelbar nach dem 
Auffinden des Schreibens vom 28. November 1989 (aus dem sich die Proble­
matik der Plus-Aufgaben (dort: Auflagenerhöhungen seit Mitte der 60er Jahre, 
die nicht Gegenstand der Lizenzverträge mit Partnern im NSW [Nichtsoziahs-
tischen Wirtschaftsgebiet] waren und Abführung der zusätzlichen Gewinne 
[nicht gezahlte Lizenzgebühren] für die Partei; Anlage K 74), also unmittelbar 
nach dem 20./28. August 1991 (Durchsuchungsmaßnahmen bei dem Finanz­
verwalter der PDS, Dr. Pelikan zu einem Zeitpunkt, als die SED/PDS unter der 
treuhänderischen Verwaltung durch die Beklagte stand) von den Ermittlungs­
behörden informiert wurde (Ss. v. 11.5.2009, S. 37 Abs. 1, GA II 37, Beweis 
Zeugnis Dr. Richter). Die Klägerin hat darüber hinaus die besondere Funktion 
- Direktorat Recht, Leiter der Stabsstelle für Besondere Aufgaben - dargelegt, 
die Herr Dr. Richter bei der Beklagten ausübte, ferner dessen enge Zusammen­
arbeit mit den Ermittlungsbehörden (Ss. v. 11.5.2009, S. 37 Abs. 1, GA II 37; 
BerBegr. v. 27.1.2010, S. 23/24, GA IV 194/195; vgl. auch Anlage NZBB 6, 
der Anlage VB 10 angeheftet: „Wirtschaftskriminalität und die Privatisierung 
der DDR-Betriebe", S. 565/566: Zusammenstellung der Sachgebiete der Stabs­
stelle Tabelle 6, Kontakt mit den Strafverfolgungsbehörden als Aufgabe der 
Leitung der Stabsstelle, § 291 ZPO). Die Klägerin hat weiter vorgetragen, dass 
die Beklagte intern Schadensberechnungen erstellte, die bei etwa 30 Mio. DM 



lagen (Ss. v. 11.5.2009, S. 37 Abs. 2/3, GA II 37, S. 40 unten/41 oben, GA II 
40/41) und auch diese internen Berechnungen nicht, insbesondere nicht vor 
Abschluss der Verträge vom September 1991, an die Käufer weitergab. Selbst 
nach Bekanntwerden der Plus-Auflagen Problematik für die Käufer infolge der 
Durchsuchungen vom 7. Oktober 1991 gingen diese zunächst nur von Schäden 
in geringer Höhe aus. Erst im Laufe des Jahres 1992 erhöhten sich ihre Scha­
denserwartungen auf ca. 8 Mio. DM ohne Zinsen (Ss. v. 11.5.2009, S. 68 
Abs. 3, GA II 68; Anlage K 85, S. 6 letzter Absatz). Vor diesem Hintergrund 
erfolgte der Vortrag der Klägerin über die Bösgläubigkeit der Klägerin seit 
Ende August 1991 nach Maßgabe der vom Bundesgerichtshof in seinem Be­
schluss vom 2. April 2009 (V ZR 177/08, NJW-RR 2009, 1236, Tz. 11) aufge­
stellten Grundsätze keinesfalls ins Blaue hinein. Auch diese Grundsätze hat das 
Berufungsgericht verkannt und der Klägerin hiermit in zulassungsrelevanter 
Weise ihr rechtliches Gehör aus Art. 103 Abs. 1 GG versagt. 

(3.2) Die Klägerin hat weiter vorgetragen, dass die Beklagte ihr und den Käufern 
gegenüber stets behauptete, von der Plus-Auflagen Problematik erst durch die 
Durchsuchung vom 7. Oktober 1991 bei den Geschäftsbetrieben Kenntnis 
erlangt zu haben (hierzu insbesondere Anlage K 85, S. 8 Abs. 2). Dies war 
nachweislich falsch (Anlage K 85, S. 8 Abs. 3). Die Klägerin hat weiter vorge­
tragen, dass - hätte die Beklagte die Plus-Auflagen-Problematik vor Abschluss 
der Verträge vom September 1991 bekannt gemacht, der Aufbau-Verlag un­
verkäuflich gewesen wäre und nach Lage der Dinge davon auszugehen war, 
dass der Verlag unter der Last der Aufdeckung zusammenbrechen würde. Dies 
wäre dann unter der politischen und ökonomischen Verantwortung der Beklag­
ten erfolgt, was es aus deren Sicht unbedingt zu verhindern galt. 

(3.3) Die Klägerin hat danach beweisbewehrt (Ss. v. 11.5.2009, S. 37 Abs. 1, GA II, 
Beweis Zeugnis Dr. Richter) vorgetragen, dass die Beklagte früher als behaup­
tet Kenntnis von der Problematik der Plus-Auflagen an sich hatte und dass der 
Verlag nicht an die Käufer hätte veräußert werden können, wenn sie diese 
Kenntnis offenbart hätte. Sie hat weiter vorgetragen, dass die Beklagte die 
Aufklärung nur deshalb unterließ, um den Verlag verkaufen zu können (vgl. 
hierzu auch: Anlage K 81, Zustimmungsersuchen Molinari; eilbedürftig, da 

4as nächstbeste Gebot um 4 Mio. schlechter als das Ihnen vorlie­
gende ist, monatlich weitere Verluste über 500.000 DM drohen und 
sich die Situation aufgrund der zur Zeit laufenden Frankfurter 



Buchmesse sowie der kurz zuvor durchgeßhrten gerichtlichen 
Hausdurchsuchungen bei mehreren Verlagen zugespitzt" habe). 

(3.4) Die Beklagte hat diesen Vortrag lediglich pauschal bestritten (BerErw. d. Bekl. 
v. 8.3.2010, S. 33 Abs. 3, GA V 136: „muss bestritten werden, dass die Be­
klagte derartige Kenntnisse hatte."). Damit genügt sie bereits nicht den Anfor­
derungen der (abgestuften) Darlegungs- und Beweislast hinsichtlich eines 
Vorganges, der sich in ihrer eigenen Sphäre abgespielt hat, so dass nach An­
sicht der Klägerin deren Vortrag als zugestanden zu behandeln wäre. Jedenfalls 
aber hätte das Berufungsgericht mit Vorstehendem zum einen den angebotenen 
Beweis Zeugnis Dr. Richter erheben, zum anderen erkennen müssen, dass für 
eine Anfechtung wegen Arglist bereits der Vortrag der Klägerin ausgereicht 
hätte, „dass" die Beklagte zu diesem frühen Zeitpunkt Kenntnis von der Plus-
Auflagen Problematik hatte und diese - trotz der erkannten Auswirkungen auf 
die Verkäuflichkeit der Verlage - hierüber nicht aufklärte. Vor diesem Hinter­
grund trägt sodann auch die Annahme des Berufungsgerichts nichts bei* die 
Regelung der Problematik sei gerade Gegenstand des Vertrages vom 24. No­
vember 1992 gewesen, worauf sich die behauptete Täuschungshandlung nicht 
beziehe. Hierzu aber hat die Klägerin gerade ausgeführt, dass diese Vereinba­
rung nur zustande kam, weil die Beklagte den Käufern zuvor ihren wahren 
Kenntnisstand und damit ihre Bösgläubigkeit bis zum Zustandekommen der 
Verträge vom 18. und 27. September 1991 mit dem Zugang der Vorstandsge­
nehmigung am 17. Oktober 1991 durchgängig verschwiegen habe und sie und 
die Käufer in Kenntnis dieser Bösgläubigkeit der Beklagten zum Abschluss des 
Vergleichsvertrages vom 24. November 1992 nicht bereit gewesen wären 
(Anlage K 85, S. 8 vorletzter Absatz; Ss. v. 21.1.2011, S. 31 Mitte - 32 Mitte, 
GA VII 59 - 60, mit Beweisangebot Zeugnis Lunkewitz, Dr. Kossack, Dr. 
Wechsler, Grundmann). Erneut liegt die Verletzung des klägerischen An­
spruchs auf rechtliches Gehör auf der Hand, Art. 103 Abs. 1 GG. Das Beru­
fungsgericht behält freilich seine Linie bei, bei den dem Grunde nach zur Beja­
hung des Anspruchs der Klägerin geeigneten Ausführungen, diese nicht, nicht 
vollständig oder falsch zur Kenntnis zu nehmen, was - nachdem sich diese 
Haltung durch das gesamte Urteil zieht - im Übrigen einen selbständigen und 
durchgreifenden Willkürverstoß nach Art 3 Abs. 1 GG begründet 

8. Von den soeben unter C. III. 1. - 7. aufgezeigten zahlreichen und offenkundi­
gen Gehörsverstößen des Kammergerichts, seiner objektiv willkürlichen Hand­
habung des Rechts und den zahlreich begangenen symptomatischen Rechtsfeh-



lern abgesehen, hätte freilich - wie auch schon unter Punkt C. II. 8. im Zu­
sammenhang mit den zulassungsrelevanten Rechtsfehlern zum ersten Begrün­
dungsstrang dargelegt - auch schon das Kammergericht selbst die Revision 
nach § 543 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 Alt. 1 ZPO wegen der 
zuvor aufgeworfenen grundsätzlichen oder zur Fortbildung des Rechts geeigne­
ten Rechtsfragen zulassen müssen. Das Kammergericht hat demnach auch 
insoweit eigenständig gegen das Grundrecht der Klägerin auf wirkungsvollen 
Zugang zur gesetzlich eröffneten Revisionsinstanz verstoßen. Auch dies wird 
das Bundesverfassungsgericht festzustellen haben. 

IV. 
(primärer) Gehörsverstoß durch den Bundesgerichtshof 

zugleich: Verletzung des Art. 101 Abs. 1 GG 

Die Klägerin ist schließlich in ihren Grundrechten aus Art. 103 Abs. 1 GG 
sowie aus Art. 101 Abs. 1 GG gerade durch den hier angefochtenen Zurück-
weisungsbeschluss des Bundesgerichtshofs vom 9. Mai 2012 verletzt Der VIII. 
Zivilsenat des Bundesgerichtshofs, der mit dem Komplex rund um den ge­
scheiterten Verkauf der Verlage Aufbau 1945 und Rütten & Loening 1844 nur 
im Rahmen eines Verfahrens im Jahre 1999 befasst war, in dem überdies we­
sentlicher und umfassender Tatsachenvortrag nicht Streitgegenstand war, der 
aber in der hier streitgegenständlichen Auseinandersetzung vorgetragen ist 
(vgl. Anlage B 18), kann schlechterdings die ihm vorgelegte Nichtzulassungs­
beschwerde nicht durchdrungen haben. 

1. Trotz des Bezugs der Rüge zu Art. 103 Abs. 1 GG, wird sie schon hier 
angebracht, obwohl über die beim Bundesgerichtshof fristgerecht eingelegte 
Anhörungsrüge gegen den Zurückweisungsbeschluss noch nicht entschieden 
ist. Insoweit darf ich hier auch zur Vermeidung von Wiederholungen und 
Längen auf die bereits getätigten Ausführungen zu Punkt B. 2. verweisen 
Insoweit sei nur nochmals betont, dass die rechtliche Verortung dieser Rüge 
oder ihres Schwerpunkts anhand der Rechtsprechung des Bundesverfassungs­
gerichts nicht mit hinreichender Sicherheit bei Art 103 Abs. 1 GG vorgenom­
men werden kann (s. dazu auch C. I. 4. c). Sollte das angerufene Gericht sie 
später bei Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG vornehmen wollen, bestünde die Gefahr, 
dass die Rüge verfristet wäre, wenn sie nicht schon jetzt erhoben wird. 



2. Die Klägerin wie der Unterzeichner sind sich bewusst, dass sie die Abläufe der 
Entscheidungsfindung innerhalb des VIII. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs 
nicht kennen und wegen des Beratungsgeheimnisses auch nicht kennen kön­
nen. Hier liegen jedoch derart eindeutige Umstände vor, dass der gesetzliche 
Richter die Rechtssache nicht durchdrungen haben kann, dass von einer Ge­
hörsverletzung oder von einer nicht nachvollziehbaren Handhabung der aus 
Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG folgenden Vorgaben ausgegangen werden muss. 

a) Dabei ist vorab darauf hinzuweisen, dass der hiesige Rechtsstreit nur einer von 
vielen ist, die im Zusammenhang mit der Rettung des Aufbau Verlages als 
„dem" DDR-Verlag durch eine Investorengruppe und insbesondere durch den 
erheblichen persönlichen und finanziellen Einsatz des Herrn Bernd F. Lunke­
witz vor den Gerichten anhängig waren und sind. Im vorliegenden Verfahren 
mussten dabei die Rechtswirkungen eines der anderen Verfahren, das seiner­
seits auf höchster Komplexitätsstufe geführt worden war, mitbedacht werden. 
Gemeint ist jener in dieser Verfassungsbeschwerde bereits eingehend themati­
sierte Rechtsstreit, in dem der Bundesgerichtshof (dort: der II. Zivilsenat) nach 
einem Hinweis vom 10. Dezember 2007 mit Beschluss vom 3. März 2008 (II 
ZR 213/06) die Revision gegen ein Urteil des OLG Frankfurt zurückgewiesen 
hat. Damit ist rechtskräftig entschieden, dass die Klägerin nicht Rechts- und 
Vermögensnachfolgerin der 1945 in Berlin gegründeten Aufbau Verlag GmbH 
und des Verlages Rütten & Löning geworden ist. 

b) Nach Ansicht der Klägerin und des Unterzeichners kann indes schlicht nicht 
davon ausgegangen werden, dass der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs in 
dem hiesigen Verfahren sich in dem überaus kurzen Zeitraum, der ihm zur 
Verfügung stand, mit dem umfangreichen Vortrag in der Beschwerde und den 
hierzu erbrachten Nachweisen aus der über 1000 Seiten umfassenden Gerichts­
akte sachgerecht auseinandergesetzt hat. Damit aber ist nicht nur Art. 101 
Abs. 1 Satz 2 GG (Gesetzlicher Richter), sondern gerade auch Art. 103 Abs. 1 
GG verletzt, da die Klägerin selbstverständlich in diesem Zusammenhang auch 
einen Anspruch auf rechtliches Gehör gerade durch den zuständigen Zivilsenat 
des Bundesgerichtshofs hat. Eine nur kursorische Durchsicht des Vortrags in 
der Beschwerdeinstanz, weil etwa ein nach eigener Einschätzung unzuständi­
ger Senat bereits mit der Sache vorbefasst war und dieser dort in den Monaten, 
in denen die Sache bei ihm lag, womöglich ein umfassenderes Votum verfasst 
hat, genügt den Anforderungen der Artt. 101 Abs. 1 Satz 2, 103 Abs. 1 GG 
nicht. 



aa) Dabei wird nicht unterstellt, dass der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
die Sache nicht beraten hat. Es muss jedoch anhand der objektiven Zeitabläufe, 
nämlich: 

Einlegung der NZB: 21. Juni 2011 
Zugang der NZBB beim BGH: 22. Dezember 2011 
Zugang des Meldeschriftsatz der Beklagten beim BGH: 10. Januar 2012 
Abgabe der Sache an den VIII. Zivilsenat: 13. September 2012 
Eingang der NZBE bei der Klägerin: 24. September 2012 
Zurückweisungsbeschluss: 9 - Oktober 2012, 

davon ausgegangen werden, dass dem VIII Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
eine mehr als nur kursorische Prüfung des Vorbringens in der Kürze der Zeit 
schlicht nicht möglich war. 

bb) Die Klägerin wie der Unterzeichner sehen sich in ihrer Auffassung auch 
dadurch bestätigt, dass in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 18 Mai 
2009 in der Sparte Beruf & Chance mehrere Beiträge unter dem Artikel: „Bun­

desgerichtshof: Wir sind die letzte Instanz " erschienen, in denen unter anderem 
ein wissenschaftlicher Mitarbeiter des III. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs 
seine Tätigkeit wie folgt beschreiben lässt (Anlage AR 2, der Anlage VB 7 
angeheftet): 

„Gut zehn Revisionsakten des III. Zivilsenats landen im Jahr auf 
Kepplers Tisch, er schreibt in 4 bis 6 Wochen ein Votum, (...)." 

(1) Gerade auch vor diesem Hintergrund ist nicht mehr nachvollziehbar, wie nach 
einer Abgabe an den zuständigen - stark belasteten - VIII. Zivilsenat des Bun­
desgerichtshofs dieser in der kurzen Zeit von 18 Tagen (inklusive zweier Wo­
chenenden und eben nicht nach 4 bis 6 Wochen oder jedenfalls in einem annä­
hernd vergleichbaren Zeitraum) den im Umfang weit überdurchschnittlichen 
Vortrag und die vielfachen Rügen tatsächlich erwogen und zur Kenntnis ge­
nommen haben will. Einen grundlegenden Unterschied in den Bearbeitungszei­
ten von Verfahren vor dem II., dem III. und dem VIII. Zivilsenat des Bundes­
gerichtshofs besteht dabei auch nicht. Gleiches gilt für die Unterscheidung 
zwischen Nichtzulassungsbeschwerden und Revisionen. 



(2) Dies gilt umso mehr, als der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs in der 
aktuellen Besetzung mit dem vorliegenden Verfahren und überhaupt mit dem 
Sachkomplex des gescheiterten Verkaufs von Aufbau 1945 und Rütten & 
Loening 1844 genauso wenig vorbefasst war wie der Unterzeichner, der inner­
halb der äußerst knappen Frist des § 93 Abs. 1 Satz 1 BVerfGG den Rechts­
streit mitsamt sämtlicher in der NZBB erhobenen, teilweise verästelten Rügen 
durchdringen musste und eine Beschwerdeschrift zu entwerfen hatte. Dies war 
ihm nur möglich durch Hintanstellen des gesamten Tagesgeschäfts, wochen­
endlicher Arbeit und erheblicher Vernachlässigung familiärer Verpflichtungen, 
sowie mit der nachhaltigen fachlichen Unterstützung der vor den Fachgerichten 
Bevollmächtigten. Es ist demgegenüber nicht davon auszugehen, dass die 
Berichterstatterin oder der Berichterstatter des VIII. Zivilsenats des Bundesge­
richtshofs gerade für ein Verfahren wie dem hiesigen, das aus Sicht des norma­
len Geschäftsgangs keine bevorrechtigte Behandlung verdient hätte, Pflichten 
des Tagesgeschäfts oder gar seine Familie für die unvergleichbar zügige Be­
handlung des Falles hintanstellt. 

cc) Der IL Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hatte indes genügend Zeit, seine 
Zuständigkeit zu prüfen. Die praktische Erfahrung sagt einem dabei, dass er 
dazu ein Votum angefertigt haben wird, möglicherweise auch ein solches, dass 
umfassend zu den in der Nichtzulassungsbeschwerdebegründung aufgeworfe­
nen Rügen Stellung bezieht. Eine Beratung und Entscheidung des 
VIII. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs, in der man sich lediglich auf ein 
solches Votum bezogen hätte, wäre indes unter der Ägide der Artt. 101 Abs. 1 
Satz 2, 103 Abs. 1 GG unzulässig. Dies ist bereits dargetan (C. I. 4.). Letztlich 
liegt dies daran, dass das bloße sich Aneignen eines Fremdvotums, also eines 
Votums, das nicht vom gesetzlichen Richter stammt, nicht die gleiche Gewähr 
dafür bietet, dass der Berichterstatter die Sache auch tatsächlich hinreichend 
durchdrungen hat. Gerade darauf hat aber die Klägerin einen Anspruch. 

c) Hinzu tritt, dass gerade auch in Ansehung des äußerst knappen Zeitlaufs, in 
dem hier entschieden wurde, davon auszugehen ist, dass der VIII. Zivilsenat 
des Bundesgerichtshofs schlicht an seine Entscheidung aus dem Jahre 1999 
(Anlage B 18) angeknüpft hat, frei nach dem Motto: ,JDas hatten wir doch 
schon einmal entschieden". Dabei hätte der VIII. Zivilsenat indes übersehen, 
dass die damalige Entscheidung aus jenem Rechtsstreit, in dem - wie hier 
bereits mehrfach dargelegt - wesentliche Unterlagen zur Eigentumslage an­
ders als hier nicht Prozessgegenstand waren, von jener des II. Zivilsenats aus 



dem Jahre 2008 (Anlage K 6) überholt wurde, war doch 2007/2008 Entschei­
dungsgrundlage, dass 

,,[d]as Berufungsgericht... in rechtlich unangreifbarer Würdigung 
der unstreitigen Tatsachen und der vorgelegten Urkunden z der 
Überzeugung gelangt [ist], dass der Kulturbund bis zum Beitritt der 
DDR seine Inhaberrechte an der ehemaligen Aufbauverlag GmbH 
nicht verloren hatte und diese Rechte deswegen wirksam auf den 
Beklagten hat überragen können." 
(BGH, Hinweisbeschl. v. 10.12.2007 - II RZ 213/06, Anlage K 4). 

Hinzu tritt, dass die kurz vor Entscheidung des VIII. Zivilsenats des 
Bundesgerichtshofs bei diesem eingegangene Erwiderungsschrift (Anlage 
VB 13) geeignet war, dem augenscheinlich nur grob orientierten Zivilsenat den 
Blick auf den Sachverhalt zu verstellen. Insoweit sei hier für die Zwecke der 
Verfassungsbeschwerde auf die durchgreifenden Sachrügen in der Anhörungs­
rüge verwiesen, dort zu Punkt II. 2. - 4. (hier zusammengefasst unter Punkt 
A. IV. 2. b.), die sich der Unterzeichner ausdrücklich zu Eigen macht. Hervor­
gehoben sei dabei, dass die Erwiderung der Beklagten (Anlage VB 13) erhebli­
che (rechtsfehlerhafte) Simplifizierungen und Außerachtlassungen aufweist 
(Anlage VB 13). Gerade in Anbetracht des knappen Zeitfensters, in dem sich 
der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs mit der Sache beschäftigen konnte, 
ist dann aber davon auszugehen, dass sich der VIII. Zivilsenat des Bundesge­
richtshofs von diesen Simplifizierungen hat irritieren und fehlleiten lassen, 
anstatt der Vielzahl gerade an Gehörsrügen nachzugehen, was aber sicherlich 
einen längeren Blick in die umfangreiche Gerichtsakte erfordert hätte. 

V. 
Landgerichtliches Urteil 

Das landgerichtliche Urteil, mit dem das Versäumnisurteil aufrechterhalten 
wurde, teilt im Wesentlichen sämtliche Rechtsfehler, die auch dem Berufungs­
gericht unterlaufen sind. Dies gilt insbesondere auch hinsichüich der gegen das 
Berufungsurteil angebrachten Gehörs- und Willkürrügen, weshalb das Bundes­
verfassungsgericht festzustellen haben wird, dass auch dieses Urteil jedenfalls 
die Rechte der Klägerin aus Art. 103 Abs. 1 GG und Art. 3 Abs. 1 GG verletzt. 
Zur Vermeidung von Wiederholungen und Längen verweise ich insoweit auf 
den Vortrag zu C. II und III. und die entsprechenden Angriffe in der Beru-



fungsbegründung vom 27. Januar 2010 (S. 65 ff, GA IV 127/191 ff: dort dezi-
diert zu dem im Einzelnen vom Landgericht übergangenen Tatsachenvortrag; 
der Unterzeichner macht sich die dortigen Gehörs- und Willkürrügen zu Ei­
gen). 

D. 

Die Annahme der Verfassungsbeschwerde (§ 93a Abs. 2 BVerfGG) ist in erster 
Linie und zuförderst zur Durchsetzung der Rechte der Klägerin auch geboten; 
die Verfassungsbeschwerde ist indes auch wegen grundsätzlicher verfassungs­
rechtlicher Bedeutung anzunehmen. 

1. Sie ist schon deswegen zur Entscheidung anzunehmen, weil dies zur 
Durchsetzung der in § 90 Abs. 1 BVerfGG genannten Rechte angezeigt ist 
(§ 93a Abs. 2 lit. b GG). Dies liegt hier insbesondere daran, dass die aufgezeig­
ten Grundrechtsverstöße sowohl für die Rechtsordnung allgemein als auch für 
die Beschwerdeführerin von besonderem Gewicht sind. Da die maßgeblichen 
verfassungsrechüichen Fragen auch bereits - wie dargelegt (C. I. 1. - 3.) -
entschieden sind und die Verfassungsbeschwerde - wie ausgeführt - offen­
sichtlich begründet ist, kann auch die Kammer selbst der Verfassungsbe­
schwerde stattgeben (§ 93c Abs. 1 Satz 1 BVerfGG). 

a) Besonders gewichtig ist eine Grundrechtsverletzung immer dann, wenn sie auf 
eine generelle Vernachlässigung von Grundrechten hindeutet oder wegen ihrer 
Wirkung geeignet ist, von der Ausübung von Grundrechten abzuhalten. Eine 
geltend gemachte Verletzung hat ferner dann besonderes Gewicht, wenn sie 
auf einer groben Verkennung der durch ein Grundrecht gewährleisteten Schut­
zes oder einem geradezu leichtfertigen Umgang mit grundrechtlich geschützten 
Positionen bemht oder rechtsstaatliche Grundsätze krass verletzt (grandlegend 
BVerfGE 90,22). 

b) Gewichtig sind die gerügten Gmndrechtsverletzungen hier v. a. deshalb, weil 
die Massivität der Verstöße des Kammergerichts wie des Bundesgerichtshofs, 
wie sie hier dargelegt sind, eindrücklich eine durchweg nachlässige Auffassung 
von der Handhabung von Verfahrensrechten belegt. Dies gilt umso mehr, als 



das Kammergericht ersichtlich bemüht ist, eine jede Beweisaufnahme zu ver­
meiden. 

t) Letzteres muss verblüffen, wenn man den Rechtsstreit auf seine Grundparame­
ter zurückfuhrt (dazu schon oben unter A. II. 9.). Diese sind nämlich durchaus 
übersichtlich. Hiernach hat nämlich 

- ein Verkäufer ein Recht (hier: vermeintliche Geschäftsanteile) verkauft, das 
aus Rechtsgründen nicht existieren und das er deshalb auch nicht übereig­
nen konnte; 

- wobei insoweit zahlreiche Umstände dafür sprechen, dass der Verkäufer 
zumindest (ernstliche) Zweifel darüber hatte, ob er Inhaber des Rechts 
(hier, der vermeinfliches Geschäftsanteile bzw. des Unternehmens) ist, 
wenn er nicht gar wusste, dass er Uber keinerlei Rechtsmacht verfügt (letz­
teres ist hier gar unstreitig, nachdem die Treuhandanstalt jedenfalls davon 
ausgegangen ist, dass das Recht bei der SED/PDS oder beim Kulturbund 
lag [TreuhG daher nicht anwendbarJ); 

- hinzu tritt, dass weitere Umstände darauf hindeuten, dass das vermeintliche 
Recht (hier: die vermeintlichen Geschäftsanteile) schnellstmöglich verkauft 
werden musste, da dieses mit einem empfindlichen Mangel behaftet war, 
weswegen es sonst unverkäuflich gewesen wäre; 

- der Mangel drohte indes allgemein bekannt zu werden, was möglicherweise 
zu einem erheblichen Ansehensverlust aber auch finanziellen Verlust des 
Verkäufers geführt hätte; 

- dabei belegen die Umstände weiter, dass der Verkäufer bewusst die Un­
kenntnis des Käufers von diesem Mangel ausgenutzt hat; 

- hinzu tritt weiter, dass der Verkäufer später die Umstände zu verschleiern 
versucht hat (wofür weitere Umstände sprechen); 

- dazu auch noch in Kenntnis, dass die Käufer (hier: eine Investorengruppe) 
fürderhin erhebliche Beträge in das nur vermeinüich erworbenen Recht ste­
cken wird, die verloren wären, wenn herauskäme, dass diese das Recht gar 
nicht erworben hat; 

- schließlich noch in Kenntnis des Umstands, dass die Käufer durch die 
vertragsübliche Nutzung des (vermeintlich) erworbenen Rechts Rechte ei­
nes anderen auf Dauer kontinuierlich verletzen wird. 

Es handelt sich damit eigentlich um eine fast typische Kaufvertragssituation, in 
welcher der Verkäufer der - nach Vortrag des Klägers - „Böse" (sprich: Arg­
listige) ist. Wäre indes in einer x-beliebigen Kaufvertragssituation wie der 



soeben umrissenen vergleichbarer substantiierter Sachvortrag getätigt worden, 
wie hier, wäre zweifellos auch der angebotene Beweis erhoben worden. 

bb) Hier ist der Verkäufer freilich der Staat in Gestalt der Treuhandanstalt. Dabei 
untersteht die Beklagte, die heute nur noch als Abwicklungsgebilde ohne eige­
nes Personal besteht, dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Fi­
nanzen. Es ist also letztlich das BMF, das im hiesigen Verfahren (materiell) für 
den geltend gemachten Schaden einzutreten hätte, und hier versucht hat, die 
Makellosigkeit der Treuhandanstalt bei der Durchführung ihrer Aufgaben zur 
Überwindung der deutschen Teilung mit allen Mitteln zu verteidigen. Dies, 
obwohl substantiierter, beweisbewehrter Vortrag dazu angebracht worden war, 
dass die Treuhandanstalt bei dem Verkauf des bedeutendsten Verlags der DDR 
und eines weiteren bedeutenden DDR-Verlags gerade keine weiße Weste hatte. 
Dann aber befremdet es, wenn die Gerichte dem Kern des Sachvortrags aus 
dem Wege zu gehen versuchen. Es wäre ein leichtes gewesen, die substantiiert 
erhobenen Vorwürfe in dem vorliegenden Verfahren zu klären. Wenn sie sich 
nicht hätten beweisen lassen, hätte die Klägerin damit leben müssen; im umge­
kehrten Fall hätte die (ehemalige) Treuhandanstalt damit leben müssen, dass 
nunmehr nachgewiesen ist, dass nicht nur in einzelnen Bereichen ihres „Be­
triebes" nicht alles mit rechten Dingen zugegangen ist, wie es in anderem 
Zusammenhang angesichts der Erkenntnisse verschiedener parlamentarischer 
Untersuchungsausschüsse ohnehin schon offenbar ist, sondern dass Verstöße 
gegen das geltende Recht auch von der Behördenspitze selbst ausgingen, gera­
de eben auch in den politisch brisanten Fällen der Zwangsverwaltung des 
Vermögens der SED/PDS und des Kulturbundes, bzw. der gescheiterten Priva­
tisierung der streitgegenständlichen Verlage. Jedenfalls hätte der Rechtsstaat 
mit dem einen oder anderen so umrissenen Ergebnis leben können; er kann 
indes nicht damit leben, wenn bei der angestrebten Aufklärung - wie hier -
rechtsstaatliche Verfahrensgrundsätze auf der Strecke bleiben, denn es ist nicht 
die Aufgabe einer unabhängigen Justiz, vor den Fehlern der Verwaltung die 
Augen zu verschließen. 

2. Die Verfassungsbeschwerde ist daneben aber auch wegen grundsätzlicher 
verfassungsrechtlicher Bedeutung der Rechtssache anzunehmen (§ 93a Abs. 2 
lit. a GG). Insoweit ist zwar schon dargelegt, dass diese Verfassungsbeschwer­
de im überwiegenden Umfang keine eigenständige Frage verfassungsrechtli­

cher Art aufwirft, die abstrakt noch nicht geklärt wäre (s. dazu schon oben 
unter C. I. a. A.) . Sie tut es indes, soweit sie die normative Verortung der unter 



C. IV. i , V. m. C .1.4. erhobenen Grandrechtsrüge thematisiert. Die dort entwi­
ckelte verfassungsrechtliche Frage, ist auch nicht allein akademischer Natur. 
Sie wird nämlich im Zusammenhang mit dem Lauf der Frist des § 93 Abs. 1 
Satz 1 GG und der etwa notwendig werden Erhebung einer Anhörungsrüge 
relevant. 

*** 

Ich bitte daher um antragsgemäße Entscheidung. 

Beglaubigte und einfache Abschrift mit einem einfachen Anlagensätz anbei. 
Für den Fall etwaiger Zustellungen nach § 94 BVerfGG reiche ich gerne weite­
re Abschriften der Beschwerde mit Anlagen nach. 

gez. Binder, LL.M. 
Binder, LL.M. (Harvard) 
Rechtsanwalt 


